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Editorial 
Europäische Euphorien 


Nach dem Zweiten Weltkrieg ging ein Bild durch die Presse und später in die Lehr- 
"bücher der Sozialkunde ein: junge europäische Föderalisten beseitigen Schlagbäume 
an den Grenzen, natürlich nur symbolisch. Nach dem Zweiten Weltkrieg, der vor al- 
lem ein europäischer Krieg war, sollte damit zum Ausdruck gebracht werden, daß mit 
den Grenzen zwischen den europäischen Kleinstaaten auch die Konflikte zwischen 
ihnen abzuschaffen seien. Erst der Sieg über Hitler-Deutschland hatte den alten Ge- 
danken an eine europäische Versöhnung zur neuen Wirklichkeit gedrängt. Die Gren- 
zen blieben - bis heute, doch ihre Höhe wurde schrittweise verringert: und mit der 
Schaffung des gemeinsamen Marktes Ende 1992 sollen sie definitiv fallen. Der Traum 
der Coudenhove-Kalergi scheint sich noch in diesem Jahrhundert zu erfüllen. 

Die Europabegeisterung in den 40ern hat sich in den 80er Jahren zu einem anstecken- 
den Europa-Fieber gesteigert: Intellektuelle »träumen« Europa und meinen damitein 
sozial, weltanschaulich, kulturell und sprachlich vielgestaltiges, grenzenloses und 
begeisterndes Gebilde. Die Industriellen machen es — unter tatkräftiger Mithilfe der 
Euro-Bürokratie — und denken dabei eher an die Vereinheitlichung von Normen und 
Steuersätzen und an die Harmonisierung von Reglements. Von europäischen Freihei- 
ten ist in beiden Diskursen die Rede. Die einen haben dabei »europäische Traditio- 
nen« im Sinn: die Autonomie der Kunst, die Würde des freien Individuums, die un- 
eingelösten Versprechen der Französischen Revolution — allgemeine Ideen von Frei- 
heit, Gleichheit und Solidarität. Die anderen phantasieren Freiheiten eher in den tra- 
ditionellen Dimensionen des privaten Eigentums und den modernen Visionen eines 
grenzenlosen Supermarktes: Freizügigkeit für Dienstleistungen, Waren, Kapital und 
Arbeitskräfte. Europäisch versteht sich das auf großen Tagungen in Lissabon, Berlin 
oder Mailand inszenierte kollektive Räsonnement der Intellektuellen, weil (und so- 
lange) es der Rationalität der Aufklärung verpflichtet ist. Eine Vorstellung vom Fort- 
schritt des Wissens, vor allem der technologischen Erfahrung aber besitzen auch die, 
denen eher die Ökonomie Europas am Herzen knapp unterhalb der Brieftasche liegt; 
mit ihrem Vertrauen auf die Rationalität einer zentralen Bürokratie sind sie dem Gei- 
ste der Aufklärung am Ende des zweiten Milleniums womöglich näherals diejenigen, 
die seit 200 Jahren die trinitarische Formel der Französischen Revolution hochhalten. 
Jedenfalls verfolgen sie mit ihrem Europa des freien Marktes nicht das Projekt einer 
»sozialen Demokratie« in kontinentalem Ausmaß, das zum Beispiel Peter Glotz her- 
beizureden versucht, — sondern erst einmal die Harmonisierung von rund 5000 Nor- 
men; auf daß der Philips-Konzern, statt wie derzeit 30 Stecker herzustellen, künftig 
nur noch zwei oder drei zu produzieren hat. Schließlich lockt ein Markt mit 320 Mil- 
lionen Euro-Konsumenten - satte 140 Millionen Konten mehr als der riesige nord- 
amerikanische Binnenmarkt vorweisen kann. Es werden im Zuge der Euro-Deregu- 
lierung hinderliche und kostspielige nationale Verordnungen wegfallen. Euro-Pässe 
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und Euro-Air, Euro-Car und Euro-Computer versprechen grenzenlose Bewegungs- 
freiheiten. Das Zuchtwunder Euro-Schwein wird endlich dem »brudermörderischen 
Kampf zwischen holländischen und französischen Schweinen« (E. Morin) ein Ende 
setzen und Orientierung in den Schweineberg bringen. Ganz Europa kann balddas zur 
Euro-Tomate veredelte holländische Nachtschattengewächs gleichen Namens ge- 
nießen; und nur eine grünschnäbelige Minderheit wird den Etikettenschwindel be- 
merken. 

Euphorien über Europa? Die ökonomischen Grenzen sollen fallen, aber was wird aus 
dem Machtmonopol der Nationalstaaten? Staaten ohne abgegrenztes Staatsgebiet 
gegenüber anderen Nationalstaaten, das ist auch für die europhilsten der Europa- 
Politiker eine abwegige Vorstellung. Also werden schon jetzt vorsorglich neue 
Kontrollmechanismen installiert, durch die sich Staatsmacht in Szene zu setzen ver- 
mag und Innenminister (eine rückständige Bezeichnung) sich profilieren können. 
Eine militärische Großmacht für Westeuropa muß her — und Euro-control soll nicht 
mehran den Grenzen des Staatsgebietes enden. Mit den wirksamen Mitteln der elek- 
tronischen Fahndung kann sie genauso gut oder gar besser flächendeckend ausgeübt 
werden; so sieht es das »Schengener Abkommen« zwischen den Benelux-Ländern, 
Frankreich und der BRD vor. Mit dem Ziel einer »Harmonisierung der Einreisebe- 
stimmungen« haben Innenminister und EG-Bürokratie — unter weitgehendem Aus- 
schluß von Öffentlichkeit und nationalen Parlamenten— schon im Jahre 1985 mitdem 
Ausbau einer Art»Europäischem BKA« sowie eines »Europäischen FBI« begonnen. 
Auch Spanien, Italien und Österreich bemühen sich seitherredlich um eine Aufnahme 
in diese Keimform einer »Europäischen Fahndungsunion«: Die Freiheit des grenz- 
überschreitenden Verkehrs also ein Vehikel zur Beförderung polizeilicher Kontrolle 
der europäischen Bürger. Parallel zu den Schengener Absprachen über grenzüber- 
schreitende polizeiliche Ermittlungsgruppen werden auf den — ebenfalls ohne jede 
öffentliche Kontrolle ablaufenden - TREVI-Konferenzen polizeistaatliche Maßnah- 
men zur Terrorismus- und Drogenbekämpfung geplant. Sicher, auch die illegale Euro- 
Wirtschaft bereitet sich auf 1992 vor; die »unternehmerische Mafia« (P. Arlacci) aus 
Italien, deren Geschäftsvolumen allein für die Zeit von 1982-1984 auf 150 bis 200 
Mrd. DM geschätzt wird, aber auch die Londoner und Amsterdamer Drogen-connec- 
tions, die Waffenschieber aus deutschen Konzernzentralen und die Internationale der 
Giftmülltransporteure. Doch deren Geschäfte, so steht zu befürchten, werden so leicht 
nicht im Raster der Euro-Fahndung hängenbleiben; verfügen die kriminellen Netz- 
werke doch längst über Mittel und Wege, beispielsweise die schmutzigen narcolire 
in den Finanzmetropolen der legalen Ökonomie reinzuwaschen und sie dann in die 
internationalen Finanzkreisläufe einzufüttern. 

Die politische Einigung des Rest-Kontinents (ohne die osteuropäische Brücke zu 
»Eurasien«) ist zweischneidig — die Herstellung des gemeinsamen Marktes etwa 
nicht? Der von der Kommission der Europäischen Gemeinschaft in Auftrag gegeben 
Cecchini-Bericht verbietet jeden Zweifel an euro-euphorischen Visionen. Er stellt 
wenigstens 1800000 neue Arbeitsplätze in Aussicht, die Belebung des Handels 
(durch Abschaffung von Zollformalitäten), mehr Investitionen und Konsum (durch 
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billige Kredite für die Wirtschaft und die Verbraucher), Steuersenkungen und öffent- 
lich finanzierbare Arbeitsplätze (durch mehr Konkurrenz bei den öffentlichen A ufträ- 
gen), größere Stückzahlen für die Unternehmen (durch den erweiterten Markt) und 
eine Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit europäischer Unternehmen auf dem 
(außereuropäischen) Weltmarkt. Doch sind hier Fragen zu stellen, beispielsweise die 
grundsätzliche: Was ist eigentlich ein gemeinsamer, einheitlicher Markt? Schon jetzt 
istjaderinnereuropäische Handel miteinem Drittel des gesamten Welthandels höchst 
bedeutsam. Die BRD etwa verkaufte 1988 mit 308,2 Mrd. DM mehr als die Hälfte 
ihrer Gesamtexporte (567,8 Mrd. DM) in Westeuropa. Der Außenhandelsüberschuß 
in der Größenordnung von 128 Mrd. DM ist mit 80,8 Mrd. DM zu fast drei Vierteln 
gegenüber europäischen Nachbarn erzielt worden. Was ist angesichts dieser bereits 
bestehenden Handelsverflechtungen ein gemeinsamer Markt, was seine besondere 
Qualität? 

Nun, die Gemeinschaft der sechs umfaßte noch Länder mit einer ähnlichen ökonomi- 
schen Entwicklung, und das bedeutete in erste Linie intraindustriellen Austausch. 
Regionen in den einzelnen Ländern, der Mezzogiorno in Italien, das französische 
Zentralmassiv oder das bayrische Grenzland, blieben zwar zurück, doch war dies 
weniger ein europäisches als nationales Problem. Schließlich waren die Währungs- 
räume national abgegrenzt und Entwicklungsunterschiede mußten durch Ressour- 
centransfer in den jeweiligen Ländern auszugleichen versucht werden. Bundesbank- 
direktor Leonhard Gieske bemerkt: »Ich erinnere mich an eine Diskussion im Wäh- 
rungsausschuß der EG Ende der fünfziger Jahre über Italien, in der unsere damaligen 
italienischen Kollegen mit Bezug auf die Entwicklungsprobleme des Mezzogiorno 
und des deshalb notwendigen Mitteltransfers vom Norden in den Süden... davon spra- 
chen, daß die Standortnachteile des Südens leichter zu überwinden wären, wenn diese 
über einen Wechselkurs ausgeglichen werden könnten. In einem politischen Staats- 
gebilde wie Italien stand eine solche Währungsgrenze gewiß nicht zur Debatte. Aber 
das Argument beleuchtet doch die Probleme, mit denen eine Währungsunion kon- 
frontiert wäre...«. 

Der Handel unter zwölf Ländern mit unterschiedlichem ökonomischen Niveau und 
einheitlicher Währung (bzw. fixierten Kursen) hingegen Könnte ganze nationale In- 
dustriezweige zum Erliegen bringen - vielleicht noch am wenigsten in der BRD, 
deren Außenhandel mit der EG von einer ungebrochenen Tendenz zum intra-indu- 
striellen Austausch geprägt ist. Der »Standort BRD« wird seine Attraktivität auch in 
einem vereinigten Europa nicht verlieren, auch wenn von Unternehmern der Teufel 
des Verlusts der Wettbewerbsfähigkeit an die Wand gemalt wird. Zurechnen ist damit, 
daß der gemeinsame Binnenmarkt zu einer weiteren Spezialisierungeinzelner Länder 
auf bestimmte Industriesektoren führen wird. Eine kontinentale Umstrukturierung 
von Branchen und Regionen steht an. 

Das »Europa der vielen Geschwindigkeiten« (P. Virilio) ist Realität, schon heute, vor 
der Zielmarke 1992: Spanien und Portugal haben mit einem rasanten Tempo den Ein- 
stiegin den Akkumulationstypus der »fordistischen Industrialisierung« vollzogen, in 
Ländern wie Frankreich und der Bundesrepublik oder Italien werden dagegen erste, 
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langsame Schritte zum Ausstieg aus eben diesem Rationalisierungsmodell versucht. 
Durch den von der Binnenmarktintegration ausgehenden Modernisierungsschub ho- 
len die südlichen EG-Partner zugleich mit atemberaubender Geschwindigkeit die in 
den nördlichen und westlichen Nationen schon weit fortgeschrittene fordistische 
Naturzerstörung nach — derweil im Norden und Westen der EG sich gesellschaftliche 
Kräfte formieren, die cher auf einen ökologischen Umbau der nationalen Ökonomien 
setzen und dabei eines Tages das Tempo der Akkumulation von Kapital zu verlang- 
samen versuchen. 

Sie begeben sich dabei in Widerspruch zu mächtigen Interessen. Denn dem europäi- 
schen Finanzkapital kann die Tempodrosselung nicht gelegen sein; sein Prinzip, inder 
Zinseszinsformel ausgedrückt, ist die Beschleunigung. Integrieren wird der gemein- 
same Markt gerade bei den Finanzdiensten, den Banken, dem Wertpapierhandel und 
bei den Versicherungen. Heute weisen die Preise dieser »Dienste« innerhalb der EG 
hohe Streuungen auf; morgen werden diese reduziert sein, wenn denn die Cassa di 
risparmio di Milano in München, die Stadtsparkasse von Köln in Marseille und Credit 
Lyonnais in Berlin ihre Dienste anbieten kann understrecht, wenn zur »Krönung« der 
Vereinheitlichung des Marktes auch die Währungsdivergenzen verringert sein wer- 
den. So entsteht aber ein starker Druck in die Richtung einer Angleichung der Pro- 
duktionskosten, d.h. der nationalen Regelungen von Produktion, Arbeitsorganisation, 
von Lohnverhältnissen und staatlicher Einflußnahmen auf die Produktivitäten. Kein 
Wunder, wenn der Daimler-Chef E. Reuter einen Lohnstopp für die BRD empfiehlt 
oder wenn inzwischen ein echt »europäisches Kulturgut« -der freie Sonntag nämlich 
— der Europa-Euphorie geopfert werden soll. Denn »Vereinheitlichung« in diesem 
Sinne heißt zunächst nichts anderes als Anpassung der Kosten der Produktion an das 
europäisch niedrigste Niveau. 

Die Produktivität der Arbeit und die Lohnkosten lassen sich im Index der Lohnstück- 
Kosten quantitativ und einfach ausdrücken, doch spiegelt dieser Index komplizierte 
soziale Verhältnisse wider: den Modernisierungsgrad der Wirtschaft, die Branchen- 
struktur, die Regelungen der Sozialleistungen durch den Staat, die Stärke der Gewerk- 
schaften und die Form der Organisation der industriellen Beziehungen. Diese Ver- 
hältnisse sind auch in einem wirtschaftlich integrierten Europa durch die nationale 
Geschichte geprägt, und sie lassen sich nur höchst unzureichend mit dem juristischen 
Akt der Vereinheitlichung von Regelungen, d.h. zunächst: mit De-Regulierungen 
nationaler Regeln, zu einer einheitlichen Wirtschaft Europas zwingen. Modernisie- 
rungsvorsprünge, die einige Länder gegenüber anderen haben, lassen sich darum 
nicht umstandslos gegen die Lohnkostenvorteile der anderen verrechnen. Lohnko- 
sten sind nur ein Argument unter vielen anderen für Standortentscheidungen von 
transnational operierenden Unternehmen. Andere Faktoren sind häufig von entschei- 
denderer Bedeutung, zum Beispiel die technologische und arbeitsorganisatorische 
Entwicklung der Unternehmen, die Qualifikation der Erwerbstätigen, finanzielle Ge- 
gebenheiten oder die bestehende Infrastruktur. Geschieht eine solche »Verrechnung« 
dennoch und wird versucht, der stagnierenden Arbeits- und Kapitalproduktivität 
durch »soziales Dumping« in den Hochlohnländern des Nordens und Westens 
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Europas auf die Sprünge zu helfen, so nur um den Preis sozialer Desintegration. Dies 
mag aus der Sicht einzelner Unternehmen, die den Joker des innereuropäischen 
Standortwettbewerbs bei jeder Gelegenheit ins Spiel bringen, eine zu vernachlässi- 
gende Größe sein; ineiner makroökonomischen und längerfristigen Perspektive wäre 
soziale Desintegration gleichwohl ruinös für das europäische Vereinheitlichungspro- 
jekt. Auchhhier wieder: Der Widerspruch zwischen privatwirtschaftlicher und gesamt- 
. wirtschaftlicher, d.h. heute europäischer Rationalität. 

Den marktwirtschaftlichen Befürwortern des Binnenmarktes, insbesondere jenen aus 
derreichen BRD, ist die Vision eines »sozialen Europas« eine greuliche Vorstellung. 
So befürchtet beispielsweise H. Giersch vom Kieler Institut für Weltwirtschaft, 
»populäre Wohltaten« könnten die »Nassauer« aus den ärmeren Mitgliedsstaaten an- 
locken; dagegen hilft dann nur »eine weise Beschränkung« in Sachen Umverteilungs- 
politik. Eine Nivellierung aller nationalen und branchenspezifischen Differenzen in 
den Arbeitszeiten, Löhnen, bei den Regelungen der industriellen Beziehungen oder 
der sozialstaatlichen Transfereinkommen wäre das letzte, was diese Streiter für »rea- 
listische Preis-Leistungs-Verhältnisse« sich vom Binnenmarkt erhoffen. Wollen sie 
sich doch die Möglichkeiten nicht nehmen lassen, in jenem Lande »down-grading«- 
Strategien in bezug auf die Qualifikationen der Arbeitskräfte zu verfolgen, in einem 
anderen aber eher »up-grading«-Strategien; hier starke Gewerkschaften kleinzukrie- 
gen, dort sie politisch zu isolieren oder als Partner im internationalen Verdrängungs- 
wettbewerb einzuspannen; in den südlichen Ländern die Herstellung arbeitsintensi- 
ver Produkte mit niedrigen Löhnen zu entgelten, im Norden und Westen die störan- 
fällige Herstellung technologieintensiver Produkte aber durch hohe Löhne sicherzu- 
stellen. Mit der 10. EG-Richtlinie zur »Erleichterung grenzüberschreitender Fusio- 
nen von Aktiengesellschaften inder Gemeinschaft« verbinden insbesondere die west- 
deutschen Gewerkschaften eine Horrorvision: sie könnte zum Wegfall hier geltender 
tariflicher Schutzbestimmungen und institutionalisierter Mitbestimmungsrechte füh- 
ren, die Anwendbarkeit deutschen Arbeitsrechts, die Zuständigkeit deutscher Arbeits- 
gerichte infragestellen, die Mitbestimmung auf Konzern- und Unternehmensebene 
gefährden. Dagegen steht aber die keineswegs unwahrscheinliche Einschätzung, daß 
die BRD eher zum ökonomischen Nutznießer des EG-Binnenmarktes werden, das 
deutsche Modell gewerkschaftlicher Interessenvertretung und Mitbestimmung über 
die heutigen Landesgrenzen hinweg expandieren könnte — eine aus der Sicht anderer 
europäischer Gewerkschaften keineswegs nur erfreuliche Perspektive. 

Von einer Gleichgerichtetheit der Mitgliederinteressen in einem wirtschaftlich stär- 
ker als bisher schon integrierten Europa kann aber auch aus anderen Gründen keine 
Rede sein: Das »Starkwährungsland« BRD, das im Währungsverbund der Gemein- 
schaft das Sagen hat, setzt auf Geldwertstabilität und wenig spricht dafür, daß die 
konservative Regierungsmehrheit in Bonn und die Bundesbank bereit sind, um der 
europäischen Einheit willen von ihrer restriktiven Geldpolitik Abschied zu nehmen. 
Andere Partnerländer wie Frankreich und Italien, die mit höheren Inflationsraten zu 
kämpfen haben und eher auf Wachstumsanreize resp. möglichst hohe Beschäfti- 
gungsgewinne orieniert sind, werden aber— um ihre Währungen im Verbund stabil zu 
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halten — zu höheren Zinssätzen gezwungen; ihnen muß eine europäische Zentralbank 
als ein notwendiger Schritt zur Verteidigung ihrer Währungen gegen die »DM« er- 
scheinen. Von einem weiteren Ausbau des europäischen Währungssystems aber wol- 
len Bonn und die Bundesbank so lange nichts wissen, wie nicht in Frankreich, Italien 
und Belgien alle Beschränkungen des Kapitalverkehrs aufgehoben sind und »Sta- 
bilitätspolitik« betrieben wird. 

Mit einem Satz: Die »krasse Utopie des Marktes« (K. Polanyi) wird wohl vorerst in 
Europa nicht realisiert — dieses Projekt in Aktion wäre auch katastrophal. Ist doch 
mittlerweise absehbar, wie viele Verlierer der freie europäische Markt »produzieren« 
wird: wirtschaftsschwache Branchen und Regionen in Europa wie in der Dritten Welt 
müssen ihn fürchten, aber Bedenken äußern auch die Verfechter einer sozialen De- 
mokratie — von den Ökologen ganz zu schweigen. Regulierung der Arbeit, des Um- 
gangs mit der Natur, mit der inner- und außereuropäischen »Peripherie« ist verlangt, 
nicht die weitere Entregelung des Spiels der Marktkräfte. Mit der Erweiterung des 
Binnenmarktes wird sich das Wohlstandsgefälle in der Gemeinschaft keinesfalls 
nivellieren. Ganz im Gegenteil: In Portugal beispielsweise ist der Boom der letzten 
Jahre ins Stocken geraten, flacht sich die Investitionskurve ab, klettert das Handels- 
bilanzdefizit in schwindelerregende Höhen, liegen die Durchschnittslöhne — mit 
Ausnahme der Großstädte Lissabon und Porto sowie der Touristikzentren - weiterhin 
unter der 1.000 DM-Grenze, ist von einem Abbau der Massenarbeitslosigkeit nichts 
zu spüren. Kaum anders sieht es im derzeitigen Musterland europäischer Moderni- 
sierungspolitik, in Spanien, aus. Auch hier ist ein Viertel der Erwerbstätigen arbeits- 
los, bei den Jugendlichen sogar knapp die Hälfte; leben dreißig Prozent der Bevölke- 
rung unterhalb der Armutsschwelle. Auch hier hat sich in den vergangenen Jahren 
eines beispiellosen wirtschaftlichen Aufschwungs keine im europäischen Maßstab 
konkurrenzfähige Wirtschaft herausgebildet. Auch die griechische Bevölkerung oder 
die von der grünen Insel Irland weiß, daß vor den Euphorien über den EG-Binnen- 
markt zunächst die Milchseen ausgetrocknet, die Schweineberge abgetragen und 
mehr Hektoliter ihres Weins getrunken werden müssen. Um die für eine »gesunde« 
Wirtschaft so wichtige Infrastruktureinrichtung des Verkehrs, der Kommunikation, 
der Energieversorgung und des Bildungswesens auch nur annähernd auf den EG- 
Durchschnitt zu bringen, müßten jährlich bedeutend mehr Mittel zur Verfügung 
gestellt werden als die Gemeinschaft derzeit für ihre Regional- und Sozialfonds aus- 
gibt. Einer der Gründe, weshalb wirtschaftlich schwache Regionen und Branchen von 
der Binnenmarktintegration so wenig erwarten können, ist der, daß viele Investitio- 
nen, die in Ländern wie Spanien, Portugal, Griechenland, Irland getätigt werden, die 
regionalen Ungleichheiten in diesen Ländern eher noch verschärfen und gerade nicht 
dazu verhelfen, eine »gesunde« nationale Wirtschaftsstruktur zu entwickeln. Bleiben 
aber die Unterschiede oder verschärfen sie sich gar, dann ist die Währungsunion, die 
monetäre Krönung des gemeinsamen Marktes, eine »krasse Utopie«, Katalysator 
sozialer Konflikte. 

Ohne eine wirksame europäische Fusionskontrolle, die dem ruinösen Spiel der Euro- 
mergers Einhalt gebietet, werden nicht nur die weniger entwickelten Länder zu 
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Opfern eines »Europas der Konzerne«. Denn die Übernahmeschlachten um die 
belgische Holding Societe Generale, der Einstieg des finnischen Telekommunika- 
tionsriesen Nokia in den Unterhaltungselektronikbereich der deutschen SEL, die von 
Berlusconi und Murdoch betriebene Konzentration in der europäischen Medienland- 
schaft, die Cognac-, Zement-, Zucker- und Versicherungsschlachten, nicht zu verges- 
sen die Konzentrationen im europäischen Rüstungsgeschäft, mit denen die großen 
Konzerne schon heute ihre claims in der »Europa AG« abstecken, werden entgegen 
allen anderslautenden Euphorien mitnichten »nur« die Kapitalproduktivität verbes- 
sern und den Prozeß der Produkt- und Prozeßinnovation beschleunigen. Ob nun der 
englische Elektronikkonzern GEC oder die bundesdeutsche Siemens AG den Ples- 
sey-Konzern in Großbritannien übernehmen oder ob Plessey zusammen mit einem 
Konsortium anderer Unternehmen die GEC übernimmt - im Endeffekt läuft das auf 
dasselbe hinaus: Die Kontrolle von Schlüsselbereichen der englischen elektrotechni- 
schen und Elektronikindustrie wird sich — entweder in finanzieller oder in technolo- 
gischer Hinsicht — von dem nationalen Unternehmen auf ein ausländisches (die bun- 
desdeutsche Siemens AG, den us-amerikanischen Telekommunikationsriesen GE 
und/oder den französischen Rlektrokonzern Thomson CSF) verlagern. Die Konse- 
quenzen dieses Restrukturierungsprozesses der europäischen Elektro- und Elektro- 
nikindustrie aber werden wohl auf jeden Fall in negative Beschäftigungseffekte ein- 
münden — denn, so formulierte es ein Sprecher von Swedish Swiss ABB, ein GEC- 
Konkurrent: »Die harten Realitäten hinter den hübschen Worten höhere Produktivi- 
tät und mehr Wettbewerb sind eine Menge weniger Beschäftigte«! 

Verlieren könnte durch ein unreguliertes Spiel der Marktkräfte aber nicht zuletztauch 
eines der wichtigsten »europäischen Kulturgüter«, auf das gerade die sozialdemo- 
kratischen Verfechter der europäischen Einigung ihre Modernisierungsbereitschaft 
gründen: die parlamentarische Demokratie. Solange wie der Rat, der aus weisungs- 
gebundenen Regierungsmitgliedern aller Mitgliedsstaaten sich zusammensetzt, das 
einzige gesetzgebende Organ bleibt, Richtlinien und Verordnungsvorschläge allein 
die EG-Kommission macht, auf deren Vorschlag der Rat handelt und das Europa- 
Parlament samt Wirtschafts- und Sozialausschuß gerade einmal Stellungnahmen zu 
den Gesetzesinitiativen abgeben kann, so lange werden die heute noch existierenden 
Grenzen Europas niedergerissen, ohne daß den 320 Mio. EG-Bürgern transnationa- 
ler, europäischer Gestaltungsspielraum zuwachsen würde. Friedensbewußte EG- 
Bürger in der Bundesrepublik und in den Niederlanden werden auf EG-Ebene lange 
nach Bündnispartnern Ausschau halten müssen, die mit ihnen gegen eine westeuro- 
päische Militärstrategie optieren, deren einziges Ziel die Teilhabe an einer Gestaltung 
der »Weltordnung« ist. Für eine fortschrittliche Umweltpolitik gar scheint Brüssel der 
denkbar schlechteste Ort: Was immer in nationaler Regie zum Schutze von Wasser 
und Luft aufparlamentarischem Wege auch erzwungen werden könnte - im »gemein- 
samen Haus Europa« wird sich so manch eine Umweltsünde eurokratisch legitimie- 
ren und in den Keller kehren lassen. Wird Europa also scheitern - oder doch noch ein 
neues System von menschen- und umweltverträglichen Regelungen schaffen, inclu- 
sive eines gewaltigen internen Finanzausgleichs, zum Ausgleich für den Schutz durch 
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national unterschiedliche Regelungen? Müssen wir also im Zeitalter der Dezentra- 
lisierung von allem und jedem auf eine große und starke Bürokratie unsere letzten 
Hoffnungen setzen? 

Ein modernisiertes und rationalisiertes Europa, das zumindest ist leider keine Speku- 
lation mehr, hat mit der Entstehung atavistischer Gegenbewegungen zu rechnen. 
Schon heute sitzen zehn Abgeordnete der französischen Front National, sechs vom 
italienischen MSI und ein Vertreter der griechischen Rechtsradikalen im Europapar- 
lament. Nach den Europawahlen im Juni 1989 wird damit gerechnet, daß diese 
Rechtsparteien durch Vertreter aus Dänemark, Spanien und der Bundesrepublik Ver- 
stärkung erhalten — und es steht zu befürchten, daß es zumindest auf der programma- 
tischen Ebene zu einem Bündnis zwischen Rechtsradikalen und konservativem Bür- 
gerblock im Europaparlament kommen könnte. Denn die Euro-Rechte, deren Chau- 
vinismus aus Fremdenhaß, auch Anti-Semitismus sich nährt, »nimmt die regierende 
Rechte beim Wort, (...) spricht aus, was andere denken« (W. Hoffmann). Sie ficht mit 
der sogenannten Asylantenfrage einen Windmühlenkampf: Es ist ein Kampf der von 
sozialem Abstieg bedrohten Schichten gegen die internationale Arbeitsteilung, die die 
westeuropäischen Staaten unwiderruflich zu Einwanderungsgesellschaften transfor- 
miert hat — und er wird ausgetragen auf dem Rücken inner- und außereuropäischer 
Flüchtlinge. Sie sind dabei zum einen Stellvertreter für die Dritte Welt, deren ökono- 
mische, soziale und politische Katastrophe von den Industrieländern mitverschuldet 
ist, für die diese auch die Mitverantwortung zu tragen haben. Als »weniger euro- 
päische Europäer« sind die Einwanderer zugleich die sichtbarste soziale Gruppierung 
des letzten Drittels der »informellen« Gesellschaft, die die Zwei-Drittel förmlicher 
Gesellschaft durch Lebensweise und Kultur in jeder Hinsicht infragestellt. 

Wenn es nicht gelingt, in der Asylpolitik der europäischen Staaten jene Grundsätze zu 
verankern, welche in der Genfer Konvention von 1951 und in der europäischen Men- 
schenrechtskonvention verankert sind, wird das »Europa 1992« in der Tat einer 
»Festung« gleichen: Freiheit der Waren- und Kapitalzirkulation und Wälle gegen die 
Migration von Menschen. Dies ist jedoch keine Festung, wie sie derzeit von den USA 
und Japan befürchtet wird - sichert sich das internationale Kapital durch Direktin- 
vestitionen doch längst schon sein Plätzchen auf dem Binnenmarkt. Die »Festung 
Europa« wird dann einzig und allein unerwünschte Einwanderer fernhalten, nichtnur 
die aus der Dritten Welt sondern ebenso jene aus der Zweiten Welt des »realen So- 
zialismus«, mit der — »Perestroika« sei dank — zwar joint ventures erwünscht sind, 
deren Migranten aber mit der Waffe einer biologistisch eingefärbten nationalen Ge- 
meinschaftsrhetorik von den Arbeitsplätzen, den Wohnungen und Schulen des rei- 
chen Europas ferngehalten werden sollen. Das aber wäre 200 Jahre nach der Erklä- 
rung der Menschenrechte und dem Bicentenaire der Französischen Revolution und 
fast 500 Jahre nach der Eroberung der »neuen Welt« durch die Spanier ein beschämen- 
des Zeugnis jener »europäischen Kultur«, über die aus der Perspektive aller Nicht- 
Europäer dann wohl zu recht gesagt werden müßte: »Europa hat uns nichts mehr zu 
sagen. Europa hat nichts mehr zu sagen« (E. Galeano). 
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Diethard Behrens 
Kontinuitäten deutscher Europapolitik? 


Zusammenfassung: Die Diskussion um die Konsequenzen des EG-Binnenmarktes 
(1992) und die Rolle der BRD in Europa werfen die Frage nach Kontinuitäten deut- 
scher Europa-Politik auf. Die Tradition der deutschen Europapolitik ist eng ver- 
bunden mit der des deutschen Imperialismus, zum einen in seiner militaristischen 
expansiven Varianten — vom Alldeutschen Verband bis zum nationalsozialistischen 
Staat - und in seiner liberalimperialen zum anderen von Naumann bis Fried. Hat sich 
dieses Konzept einer mit politischen Reformen verknüpften Politik handelspolitischer 
Bündnisse gegenüber der schwerindustriell und agrarisch dominierten siedlungs- 
orientierten Kriegspartei weder vor 1918, noch danach entscheidend durchsetzen 
können, so waren 1945 mit der Nachkriegssituation die Weichen anders gestellt. Zu- 
mindest die bundesrepublikanische Politik konnte hier anknüpfen. 


Erst ein geschlossener Wirtschaftsblock von Bordeaux bis Sofia wird Europa das 
wirtschaftliche Rückgrat geben, dessen es zur Behauptung seiner Bedeutung in 
der Welt bedarf.! 


I. Aktuelle Probleme 


Europa- zumindest die EG nimmt Gestalt an. Sichtbares letztes Zeichen ist die Fest- 
legung des gemeinsamen Binnenmarktes für 1992 und mit dieser magischen Zahl sind 
ebensosehr großartige Erwartungen wie schlimmste Befürchtungen verbunden. Offi- 
zielle Vertreter von Politik und Wirtschaft, Euro-Experten aller Provenienz verspre- 
chen sich von einer Liberalisierung der Märkte, fortschreitender Kapitalkonzentra- 
tion und einer stärkeren Vereinheitlichung von Verwaltungs-, Industrie- und Handels- 
normen einen Innovations- und Rationalisierungsschub, Wachstums- und Beschäfti- 
gungseffekte und eine höhere Wettbewerbsfähigkeit auf dem Weltmarkt. Die gleiche 
Perspektive von Kapitalkonzentration und technischer Innovation aber ist anderen als 
Schrecken in die Glieder gefahren, die sich der erwarteten überproportionalen Dere- 
gulierung und dem zügigen Abbau erkämpfter tarif- und sozialpolitischer Positionen 
relativ vereinzelt und ohnmächtig gegenübersehen. 

Aber nichtnur innerhalb der EG verbindet man große Hoffnungen mit der Weiterent- 
wicklung des europäischen Marktes. Anzeichen sind die Beitritts- und Assoziations- 
wünsche verschiedener Länder, sogar aus der Reihe der Warschauer-Pakt-Staaten. 
Die westliche Begeisterung über die Reformer, die, wie zur Zeit in Ungarn oder auch 
in Polen, Bereitschaft demonstrieren, den Preis der Übernahme des westlichen poh- 
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tischen Pluralismus mitsamt seiner marktwirtschaftlichen ökonomischen Praxis als 
Eintrittsgeld nach Europa zu entrichten, läßt dabei oft in den Hindergrund treten, daß 
damit die wirtschaftlichen Strukturprobleme dieser Länder keineswegs gelöst sind 
und östliche Märkte als zu erobernde allererst einer eigenständigen Entwicklung be- 
dürfen, die nicht in einen Ausverkauf mündet. 

Unhinterfragte Voraussetzung bisheriger westeuropäischer Integration isteine militä- 
rische und polizeiliche Kooperation. In diesen Kontext gehören in bezug auf die 
Militärpolitik die militärischen Sonderabkommen zwischen der BRD und Frankreich 
wie auch die neuaufgelegte Debatte um die WEU (Bauer 1988) und die Initiativen zu 
einer polizeilichen Integration von Rebmann und Seefeld. Plädiert der Generalbun- 
desanwalt für ein europäisches FBI, so fordert der SPD-Abgeordnete Horst Seefeld, 
Vizepräsident des Europaparlaments, eine einheitliche europäische Polizeidienststel- 
le zur Bekämpfung des Terrorismus, der der Austausch von Fahndungshinweisen 
zwischen den Polizeibehörden unterschiedlicher Länder obliegen soll und die sich 
darüber hinaus auf Basis der Einheitlichen Europäischen Akte der Bekämpfung von 
Kriminalität, Drogen- und unerlaubtem Kunstwerkehandel widmen soll. (Frankfurter 
Rundschau 28.7.1988) 

Solche Perspektiven suggerieren das Schreckgespenst eines europäischen Polizei- 
staats. Dieser markiert aber nur eine Dimension der befürchteten politisch-institutio- 
nellen Transformationen. Geraten im »Europa der Exekutiven« Reformen in den Be- 
reich des Unmöglichen? Wird die Einrichtung des EG-Binnenmarktes 1992 »mit po- 
litischen Rückschritten noch kaum erkannten Ausmaßes erkauft« werden (Schumann 
1988,94)? Setztsich, vor allem wegen der mangelnden demokratischen Kontrolle der 
EG-Behörden, an den Bevölkerungen vorbei eine administrative Verordnungs- 
staatlichkeit durch und eine fast planwirtschaftliche Monopolwirtschaft (Goettle 
1988)? 

Hinter diesen düsteren Prognosen und warnenden Stimmen aus Wirtschaft und Par- 
teien, die nach Präventivmaßnahmen angesichts der Gefahr eines ruinösen Wett- 
bewerbs rufen, werden nationale Interessensdimensionen sichtbar, die auch in einem 
gemeinsamen Binnenmarkt nicht verschwinden. Die jeweilig nationalen Europa- 
politiken haben ihre spezifischen Traditionen und Determinanten, die vor allem im 
Kontext einer Diskussion um Demokratiepotentiale in Europa erneut virulent wer- 
den könnten. Mit dem Traum von einem Großeuropa, einem Europa »der verschie- 
denen Geschwindigkeiten«, das als in sich gestufter Block anderen Kontinenten ge- 
genübertritt, lebt die Diskussion um die Möglichkeit einer deutschen Dominanz in 
Europa wieder auf. Die altbekannten Stichworte von »Großraumwirtschaft« und »na- 
tionaler Geltung« provozieren die Frage nach Kontinuität oder Bruch deutscher poli- 
tischer Tradition. 
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I. Zwei Großraumkonzepte: Deutscher Imperialismus oder das 
»liberal-imperiale« Konzept nationaldominierter Bündnisse und Balancen 


»Nationalgeschichtliche Kontinuitäten« (Wehler 1976, 27) bestimmen die deutsche 
Europapolitik der letzten 100 Jahre. Seit der wilhelminischen Ära, d.h. genauer seit 
1891, lassen sich zwei europapolitische Richtungen unterscheiden, die abwechselnd 
zum Zuge gekommen sind: das imperiale Konzept der Eroberung eines Großraums 
unter direkter Verfügung des Deutschen Reiches oder zeitweilig zumindest der Ach- 
senmächte und das eher weltmarktorientierte Konzept struktureller ökonomischer 
und politischer Verflechtungen bei starker Dominanz des Deutschen Reiches. 


II.1 Imperialer Großraum: großmitteleuropäisches Deutschland 


Mit der Miquelschen Sammlungspolitik? tritt der spezifisch wilhelminische Imperia- 
lismus mit seiner vorwiegenden Orientierung auf den europäischen Südosten in die 
Öffentlichkeit (Hallgarten 1974, 56, 90). Diese Politik einer Interessenbündelung der 
wichtigsten politischen und ökonomischen Fraktionen, also das spezifische »Interes- 
senaggregat« von Industrie, Agrariern und Adel, der Admiralität, dem Seehandel und 
kaiserlichen Optionen (Ibid., 63 f., 68), basierte auf einer nicht über die politischen 
Parteien vermittelten Einheit, die als »reine Klassenpolitik« sich gegen das Proletariat 
wendet. Kehr etwa bezeichnet diese »Formation« als ein »agrarisch-industrielles 
Kondominium mit der Spitze gegen das Proletariat« (Kehr 1976, 164, 150, 163, 166 
f., 135). Grundlage einer solchen Einheitspolitik konnte unter den Bedingungen des 
Deutschen Reiches nur ein Bündnis von Agrariern und Industriellen sein. Dies hätte 
aber zur Voraussetzung gehabt, daß deren politische und ökonomische Divergenzen 
hinreichend hätten ausgeräumt werden können. Die politischen Interessen des agra- 
rischen Konservatismus hätten ihn eigentlich an die Seite Rußlands führen müssen, 
die der liberalen Industriellen sie an die Seite Englands (Hallgarten 1974, 57, 76). 

»Der Liberalismus tendierte ideologisch stets zu England als dem Land angeblicher Freiheit, gegen Ruß- 
land als das Land angeblicher Unfreiheit. Aber wirtschaftlich sah er umgekehrt in England den Konkur- 


renten und in Rußland das Land, dessen Getreideexport die Existenz der ostelbischen Rittergutsbesitzer, 
seiner sozialen und innenpolitischen Gegner ... auch praktisch aus dem Sattel hob.« (Kehr 1976, 163) 


Die ökonomischen Interessen führten jedoch die agrarischen Konservativen in die 
Kokurrenz mit der russischen Agrarproduktion, die Industriellen in die Konkurrenz 
mit England (Ibid., 163, 166, 175, 180, Hallgarten 1974, 57). Der unter Miquel getrof- 
fene Kompromiß hatte eine agrarisch-industrielle Schutzzollpolitik zum Ergebnis, 
die im Zollgesetz von 1902 endgültig zementiert wurde; ihr folgte die weitere Außen- 
politik (Ibid., 88). Bei diesem Kompromiß haben sich die agrarisch-konservativen 
Interessen auf eine fatale Weise durchgesetzt und in vielen Bereichen eine kapitalad- 
äquate Weiterentwicklung behindert. Daß dies so möglich war, hängt indes mit der 
Bismarckschen Reichskonstruktion zusammen. Deren spezifische Doppelstruktur, 
zugleich Ausdruck ihrer machtpolitischen Ambivalenz, bestand darin, daß die Macht 
dieses Staates einerseits auf der Stellung eines von der legislativen Kontrolle ab- 
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gekoppelten Militärs mit ihrem homogen-adligen Offizierskorps beruhte und ande- 
rerseits auf dem Parlament und dessen Budgetrecht. Das Militär war zudem seit dem 
Ende der 90er Jahre gespalten in eine konservativ-adlig geführte Armee und eine mit 
fast allen Kapitalfraktionen eng verbundenen Marine (Kehr 1976, 128 £.). Das zweite 
entscheidende Element Bismarckscher Politik, der Schutzzoll, ist auch Ausdruck 
einer Tendenz, die das außenpolitische Schema, die »friedliche Verständigung zwi- 
schen den drei großen Kaisermächten« (Hallgarten 1974,55) zerstörte. Denn mit der 
»Großen Depression«, die mit dem Ende des Gründerzeitbooms einherging, war 
schnell eine Schutzzollbewegung entstanden. Die industrielle Schutzzollagitation ab 
1873 und die agrarische mit der Krise ab 1875 wurden zum Anlaß eines Bündnisses 
von Agrariern und Industriellen ab Oktober 1877, manifestierte sich endlich in den 
Schutzzollgesetzen von 1879. Deutsche Kampfzölle gegen russische Erziehungszöl- 
le markieren eine Politik, deren Dynamik aufeine zwangsläufige Expansion um jeden 
Preis hinauslief (Ibid., 50, Wehler 1969, 142 ff., Wehler 1973). Der Konflikt zwischen 
dem politischen und ökonomischen Kalkül in der Außenpolitik Bismarcks hatte den 
Kolonialismus und eine aggressive Weltpolitik in der spätwilhelminischen Form zur 
Konsequenz. Diese Entwicklung wurde durch die Politik der verschiedenen Verbän- 
de, vor allem der nationalistischen, verstärkt. 

Die Massenbewegungen der militarisierten Verbände, wie Wehrverein, Flottenver- 
ein, Deutsche Kolonialgesellschaft und Alldeutscher Verband (Hallgarten 1974, 85), 
werden von einem nationalistischen und militarisierten Bürgertum getragen und 
zumeist schwerindustriell geführt. Für diese Konstellation ist nicht nur die »allgemei- 
ne politische Mentalität, sondern die ganze Sozialverfassung des Reiches« (Kehr 
1976, 180) ausschlaggebend. Getragen von der »Kapitalistisch-imperialistische(n) 
Machtidee« (ibid., 129) diktierte ein »feudalisiertes und militarisiertes Bürgertum« 
(ibid., 103, 168) endlich de facto die Innenpolitik und suchte in einer antisozialisti- 
schen nationalistischen Übersteigerung Kompensation für seine eigene Unterwer- 
fung und Militarisierung durch den preußischen Klassenstaat. Zwei Verbände bestim- 
men vor allem die Politik: der Alldeutsche Verband und der Flottenverein. Der Flot- 
tenverein, der den Flottenbau? agitatorisch begleitete, war anfangs zwar eher klein- 
bürgerlich dominiert (Stroschein), wird aber bald, dank der Berliner Banken und 
Krupp, zum Verband der Interessen von Schwerindustrie und Finanziers (Hallgarten 
1974, Kehr 1976, 140). Er entfaltete eine massenhafte Propaganda. Ganz anders formt 
sich der Charakter des Alldeutschen Verbandes heraus. Als Reaktion auf den Aus- 
tausch Sansibars gegen Helgoland mit den Engländern, der als Verrat deutscher Inter- 
essen aufgefaßt wird, formierte sich 1891 der Alldeutsche Verband unter der Führung 
Alfred Hugenbergs (Wernecke 1982, 26 ff.). Trotz seiner Massenpropaganda ver- 
stand er sich eher als Verband einer bürgerlichen Elite (Hallgarten 1974, 84). 

Vor allem der Alldeutsche Verband hatte dann auch eine betont deutsch-imperiale Pro- 
paganda entfaltet, auf deren Hintergrund Entwicklung und Verbreitung imperial-eu- 
ropäischer Denkmodelle möglich wurden. Deutschland brauche mehr Land oder zu- 
mindestein erweitertes Wirtschaftsgebiet (G.K. 1894, 96, Claß 1912, 136-170), denn 
es befände sich mit Amerika und Rußland in einer gefährlichen Konkurrenzsituation. 
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Ob dies die Kolonien sein sollten, darüber herrschte oft selbst bei den Alldeutschen 
keine Einigkeit. Es gehe, und darin war man sich weitgehend einig, um die Sicherung 
des Lebensraumes. Deshalb forderte z.B. der Vorsitzende des Alldeutschen Verban- 
des, Claß, auch eine aggressive Außenpolitik im Namen einer deutschen Machtpolitik 
(ibid., 180 f., 184). Als allgemein ausgemachtes Interessengebiet für eine solche 
Politik galt der Balkan, allgemeiner der europäische Südosten, manchmal der Osten 
überhaupt. Die dortlebenden Völker sollten dann assimiliert, germanisiert, vertrieben 
oder umgesiedelt werden.* Ziel dieser Politik war es, ein Großdeutschland als arron- 
dierte Großmacht oder zumindest als Macht in einem autarken Block (Hasse 1895 b, 
102) zu schaffen mit einem Programm möglicher Siedlungen außerhalb seiner un- 
mittelbaren Grenzen. Mit imperialer Geste wird von einer zu gewinnenden Westgren- 
ze ausgegangen, die als »deutsche Sprachgrenze« von den Ardennen bis zum Mont- 
blanc reicht, die deutschsprachige Schweiz, die niederländischen »Volksgenossen« 
samt flämischen Belgiern eingemeindet. Interesse an Triest als unverzichtbarer deut- 
scher Hafen wird angemeldet. Nordpolen soll als Südpreußen heimgeführt werden. 
Man erwägt die deutsche Besiedlung Kleinasiens, um auf diese Weise endlich am 
Schwarzen Meer Fuß fassen zu können, während Österreich den Hafen von Saloniki 
zugewiesen bekommt (Hasse 1895 a, 108 f., 110, 116, 119). Da man den kleinen Völ- 
kern sowieso das Recht auf eine eigene Nationalität abgesprochen hat (G.K. 1894, 
99), will man auch den Habsburger Staat auf eine antislawische Politik einschwören, 
notfalls ihm mit Intervention und Diktatur drohen. »Der Habsburger Staat wird 
deutschfreundlich sein, oder er wird nicht sein.« (Claß 1912, 191, 193 f.) Dieser Ent- 
wurf verlangte auch nach einer entsprechenden Neuordnung Europas, strukturiert 
durch ein zentrales Großdeutschland und »verbündete« Gebiete, die in einer Zoll- 
union zusammengefaßt hätten werden können? und die auf einer rechtlichen »Klas- 
senteilung« von Deutschen und Nichtdeutschen fußen sollte (Hasse 1895 a, 121). 
Gemessen an diesen hochgesteckten Eroberungswünschen hatten die Alldeutschen, 
als sie zu Beginn des 1. Weltkrieges, zugleich mit allen anderen Verbänden und Inter- 
essengruppen, ihre Kriegszieldenkschrift auf den Tisch legten, kaum mehr zu bieten. 
Dies gilt auch für die 20er Jahre, die zwar durch eine heftige nationalistische Agita- 
tion, aber in der Sache durch nichts Neues gekennzeichnet sind. Andere Vorstellun- 
gen schieben sich in den Vordergrund. 


II.2 Europapolitik der liberal-imperialen Fraktion® 


Von den Zielvorstellungen der Alldeutschen scheinen die der liberal-imperialisti- 
schen Fraktion anfangs wenig unterschiedlich. Eines ihrer Foren, der 1904 gegründe- 
te »mitteleuropäische Wirtschaftsverein«, legt eine gewisse Differenzierung der in 
ihm wirksamen politischen Richtungen frei, zumal nach der Vereinigung unterschied- 
licher Industriefraktionen im Verein. 

Zum einen lassen sich die Überlegungen des Grafen Albrecht zu Stolberg-Wernige- 
rode, derein großdeutsches Reich miteinem evangelisch-deutschen Kaisertumalsein 
rein deutsches »Bollwerk gegen das Vordringen der Slawen« (Stolberg-Wernigerode 
1914, 209)’ forderte, als eine fraktionelle Position kennzeichnen. Zum anderen äus- 


Kontinuitäten deutscher Europapolitik 15 


sert sich mehrheitlich eine liberal-imperale Meinung, die als Bedingung einer deut- 
schen Führungsrolle eine der Miquelschen Sammlungsbewegung entgegengesetzte 
Reform inaugieren wollte: Reform des Wahlrechts, d.h. Abschaffung des Dreiklas- 
senwahlrechts, wirklichen Parlamentarismus und die Beseitigung des polizeilich-bü- 
rokratischen inneren Regiments wie ökonomisch flankierend des überhöhten Getrei- 
dezolls (Mangoldt 1912, 179, Naumann 1913, 52 ff., Naumann 1911, 378-386, Ra- 
thenau 1976, 168-170), die nur möglich schien in einer Interessensidentität von Li- 
beralismus und Sozialdemokratie. Ökonomisch hingegen besteht im »mitteleuropä- 
ischen Wirtschaftsverband« weitgehend große Einigkeit. 

Trotz der Dementis, daß man keine politische Propaganda für die Idee eines mittel- 
europäischen Zollvereins treiben wolle, bildet die Propagierung dieser Idee doch das 
Zentrum der publizistischen Aktivitäten des »mitteleuropäischen Wirtschaftsver- 
eins«. Ein solcher Zollverein soll vor allem die mitteleuropäische Dominanz gegen- 
über dem europäischen Osten und Südostasien sichern (Mangoldt 1912, 177). Im 
Kern besteht er aus dem Deutschen Reich und Österreich-Ungarn (ibid., Rathenau 
1976, 179 £., Stolberg-Wernigerode 1914, 208, Wolf 1903 a, 140). »Mitteleuropä- 
isch« kann er fallweise erweitert werden? und durch ein Bündnissystem mit dem 
Balkan bis hin zur Türkei und unter Umständen darüber hinaus im Sinne einer 
»verständige(n) Nationalitätenpolitik« (Mangoldt 1912, 177) ergänzt werden. Ein 
Klein-Imperialismus wird propagiert (Naumann 1908, 170, 172). 

Voraussetzung der anvisierten Zollvereinspolitik ist eine liberale Wirtschaftspolitik, 
also »Freiheit der Niederlassung, des Gewerbebetriebes und des Grundeigentumer- 
werbes für alle Angehörigen dieser vereinigten Staaten« (Mangoldt 1912, 178). Die 
außenpolitische Frontstellung richtet sich gegen Amerika und England (Rathenau 
1913). Interessenpolitisch geht es den führenden Propagandisten des »mitteleuropäi- 
schen Wirtschaftsvereins« um Rohstoffe und Absatzmärkte, zu deren Sicherung die 
Handelspolitik Mittel sein soll’, deren Voraussetzung aber eine forcierte Infrastruk- 
turpolitik sein muß, wie Stolberg-Wernigerode fordert. Für ihn gilt es, nicht nur die 
Eisenbahnen und die gesamte Binnen- und Seeschiffahrt zu verstaatlichen, um dem 
Staat die notwendigen Einnahmequellen zu sichern, sondern auch die Infrastruktur 
länderübergreifend auszubauen (Stolberg-Wemigerode 1914, 209). Eine solche 
Wirtschaftspolitik soll auch der Konkurrenz mit den anderen Kolonialländern entsa- 
gen. Es wird bewußt eine Haltung eingenommen, die sich antikolonialistisch gibt, 
dem Besitz von Kolonien keinen hohen Stellenwert einräumt, genauso wie sie sich 
gegen kriegerische Lösungen wendet. Die Zollunion, gekoppelt mit einem ökonomi- 
schen Bündnissystem und gegründet auf eine integrierte Handelspolitik, soll auch als 
Palliativ gegen den nationalistischen Haß dienen, wie Rathenau hofft. 

»Verschmilzt die Wirtschaft Europas zur Gemeinschaft, und das wird früher geschehen als wir denken, 
so verschmilzt auch die Politik. Das ist nicht der Weltfriede, nicht die Abrüstung und nicht die Er- 


schlaffung, aber es ist Milderung der Konflikte, Kräfteersparnis und solidarische Zivilisation.« (Rathenau 
1913, 208) 


Als zu Beginn des 1. Weltkrieges die Optionen der verschiedenen Verbände und 
Interessengruppen als Kriegszieldenkschriften vorlagen, schien eine fast vollständige 
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nationale Einheit hergestellt. Die nationalistische Ideologie ging auch nicht spurlos 
an der liberal-imperialen Faktion vorbei. Die Angleichung an nationalistische Vor- 
stellungen vollzog sich aber in langsamen Schüben und mit starken Widerständen. 
Während Naumann schon 1915 ein auf das Gebiet des Dreibundes zurückgenomme- 
nes engeres Mitteleuropa ins Auge faßte (Naumann 1915), hielten andere die tradi- 
tionell-liberalistische Mitteleuropakonzeption in ıhrer Abgrenzung gegen den 
»Westen« und gegen Rußland bis 1916 aufrecht. In dieser Perspektive plädiert 
Rathenau für einen baldigen Frieden mit Frankreich, ohne Landerwerb und Länder- 
aufteilung wie beim Wiener Kongreß. Stattdessen sei einem Wirtschaftsverband der 
Vorzug zu geben und eine »zwischenstaatliche Organisation zu schaffen« (Rathenau 
1914, 214). Unterstützt wird Rathenau dabei von Staatssekretär Delbrück, der auf die 
Implikation, die u.a. im Bruch mit der bisherigen Wirtschaftspolitik liegt, verweist: 
Aufhebung des Schutzes der nationalen Arbeit und der eigenen Zölle, auch der 
agrarischen, uneingeschränkte Konkurrenz, allgemeiner Liberalismus. Das Zieleiner 
solchen Politik, die Herrschaft eines zollgeeinten Europa auf dem Weltmarkt, ist 
allerdings nur mit der Sozialdemokratie, bzw. desjenigen Flügels, der »die Überfüh- 
rung der internationalen Sozialdemokratie in eine nationale Demokratie« (Delbrück 
1914, 219) will, d.h. mit einer liberalen Mehrheit zu erreichen. Die liberal-imperiale 
Fraktion identifizierte sich während des Krieges zunehmend mit den im Achsen- 
Militärbündnis befindlichen Mächten, allerdings ohne diesen gegenüber eine natio- 
nalistische Suprematie zu propagieren (Jäckh 1916). Im Verlaufe des Krieges erfolgte 
dann auch ein Nachgeben gegenüber nationalistischen Parolen, auch wenn in be- 
stimmten Gesprächskreisen und Zirkeln differente Konzepte diskutiert wurden. '° 
Das Ende des 1. Weltkrieges hat die konservativ-schwerindustrielle Einheit, dieihren 
extremen propagandistischen Ausdruck im Alldeutschen Verband gefunden hatte, in 
ihrer politischen Dominanz in der deutschen Politik vorerst an die Seite gerückt. 
Auch die politisch-ökonomischen Vorstellungen der Liberal-Imperialen erfahren 
jetztnotwendig Transformationen: Angesichts der Niederlage des Deutschen Reiches 
und der Donaumonarchie schien nationale Bescheidenheit oder grenzüberschreiten- 
de Völkerverständigung geboten. 

Die Mitteleuropa-Idee wird einerseits, stark nationalistisch interpretiert, auf die Ge- 
stalteines Großdeutschland, d.h. als Vereinigung von Deutschem Reich und Deutsch- 
Österreich, zurückgenommen (Stolper 1919, Oncken 1921), andererseits lebt sie in 
ihrer traditionellen Gestalteiner mittel-südosteuropäischen Achse als Ausgangspunkt 
eines Groß-Europa wieder auf oder wird vereinzelt im Kontexteiner Westbindung des 
Deutschen Reiches diskutiert (Rohrbach 1919, Duisberg 1931, 581 f., Grotkopp 
1931). Die Vorstellung Duisbergs zielt auf einen regionalen Wirtschaftsraum von 
Bordeaux bis Sofia. Rohrbach hält Osteuropa für deutsches Einflußgebiet überhaupt, 
während Grotkopp ein differenziertes Modell von nationalistischer Wirtschaftspoli- 
tik und Autarkie entwickelt. Auszugehen sei dabei von einer deutsch-österreichischen 
oder einer deutsch-österreichisch-französischen Zollunion, die auf ganz Südosteuro- 
pa erweitert werden könne, auf der Basis vorausgesetzter Arbeitsteilung zwischen 
Südost- und Mitteleuropa, was agrarische Vorzugszölle gegenüber dem Südosten als 
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sofort einzuleitende Maßnahme einschließt. Die Mitteleuropa-Idee spielt am Ende 
der 20er Jahre eine zunehmend bedeutsame Rolle bei den Propagandisten des Tat- 
kreises (Fried 1931a, Wirsing 1932) und dem 1929 als »Mitteleuropäischer Wirt- 
schaftstag« (MWT) neugegründeten mitteleuropäischen Wirtschaftsvereins. Hier 
vollzieht sich dann wieder eine Ausweitung der angestrebten Interessensphäre. 
Konkurrierend mit dem Großteil der mitteleuropäisch orientierten Fraktion ent- 
wickelt Coudenhove-Kalergi sein Konzept eines Pan-Europa'' ganz aus dem Geist 
eines christlich-aristrokatischen Abendlandes heraus (Coudenhove-Kalergi 1923 b). 
Aus dem Zusammenbruch des Zarenreiches und der Donaumonarchie, d.h. dem Ent- 
stehen vieler neuer Staaten im osteuropäischen Raum, werden aber andere Schlüsse 
gezogen als bei den Mitteleuropa-Anhängern. Für Coudenhove-Kalergi ist damit der 
Weg frei zu einem Europa, zu den »vereinigten Staaten von Europa, der Paneuropäi- 
schen Föderation« (Coudenhove-Kalergi 1923 a, 33). Ein solcher Staatenbund soll 
durch Friedensverträge gesichert werden, damit auf seine Freiheit, denn Freiheit 
meint hier erst einmal den geforderten Freihandel. Er repräsentiert für Coudenhove- 
Kalergi ein gemeinsames europäisches und deutsches Interesse. Ein Schiedsgericht, 
d.h. ein europäischer Gerichtshof, ist vorgesehen. Es soll nationale Gleichberechti- 
gung herrschen (Coudenhove-Kalergi 1926, 514, Heile 1926, 524). Minderheiten- 
schutz soll garantiert sein. Dies impliziert dann nicht nur Grenzabbau, sondern auch 
‘den Verzicht auf Grenzverschiebungen oder gar einen Revanchekrieg. 

Pan-Europa wird gedacht als demokratisches Europa (Coudenhove-Kalergi 1923 a, 
33 f., Heile 1926, 525). Außenpolitische Gegner sind Großbritannien und Rußland, 
die beide extra muros verbleiben sollen. Vor allem die Sowjetunion erscheint als Feind 
(Coudenhove-Kalergi 1931a, 231-234). Denn Coudenhove-Kalergi wähnt Europa 
und Rußland im Glaubenskrieg und fordert im Namen von Freiheit, Gleichberechti- 
gung, Sicherheit und Wohlstand (Id. 1931 b, 33) Maßnahmen gegen die bolschewi- 
stische Bedrohung. '* Auch innere Feinde gibt es: nationale Chauvinisten, Kommuni- 
sten, Militaristen und die Schutzzollindustrie (Id. 1923 a, 162). Paneuropa, das heißt 
nicht nur Vereinheitlichung des Rechts, Zollunion und Herstellung eines einheitli- 
chen Wirtschaftsgebietes (ibid., 154, id. 1926, 514), sondern auch, daß die Politik der 
technischen Revolution folgt. Überhaupt ist Coudenhove-Kalergi die Technik die 
Grundlage des europäischen Geistes und zudem mißversteht er sie als Mittel der 
Aristokratisierung der Menschheit (Id. 1932, 40, 63). Istes von daher verwunderlich, 
daß ihm die Einigung Europas als Folge spezieller Infrastrukturmaßnahmen und ver- 
kehrstechnischer Erfindungen erscheint (ibid., 79 £.)? Als selbstverständliches Ziel 
wird die Etablierung einer Großraumwirtschaft mit einem entsprechenden inneren 
Markt genannt. In ihrem Rahmen sollen Maßnahmen zur Rationalisierung, Normie- 
rung und Vereinfachung der industriellen Produktion ergriffen werden und es werden 
ergänzend auch solche für eine staatliche und privatwirtschaftliche Kooperation vor- 
geschlagen (Schlüpmann 1926, 518 £.). Die herbeigewünschte Großraumwirtschaft 
soll nicht nur den Ausbau eines inneren europäischen Marktes vorantreiben, Zoll- 
union nach außen und regionale Wirtschaftsbündnisse nach innen aufweisen wie eine 
Währungsreform enthalten, sondern auch die Hebung der Kaufkraftder Bevölkerung, 
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Steigerung des Reallohnes und Verkürzung der Arbeitszeit zum Ziel haben (Id. 1934, 
207,221 f., 228, 230, 241). Hinzu kommt die Aufrechthaltung und Stabilisierung des 
Kolonialbesitzes der verschiedenen Länder und seine Zusammenfassung zu einem 
paneuropäischen Kolonialreich (Id. 1923a, 36 ff.). 

In der deutschen Politik optierte man zunächst für eine Verständigung mit dem 
Westen, um sich die »Klärung« der Grenzfragen in Osteuropa offenhalten zu können. 
Dabei wurden drei Ziele festgehalten: die Lösung der Reparationsfrage, der Schutz 
der Auslandsdeutschen und die Korrektur der Östgrenze. Auf Elsaß-Lothringen wird 
dabei verzichtet, während an dem Anschluß Deutsch-Österreichs festgehalten wird. 
(Stresemann 1925, 507 £.) Als der Versuch, eine Zollunion mit Österreich zu er- 
reichen, 1931 scheiterte und sich angesichts der Wirtschaftskrise das Problem der Ab- 
satzmärkte verschärfte, lagen schon Konzeptionen vor, die gegenüber der klassischen 
Südost-Orientierung der liberalen Mitteleuropa-Vertreter eine sukzessive Umorien- 
tierung auf den gesamten Osten erkennen ließen. Dies gilt vor allem für den Tat- 
Kreis.!? Obwohl Rußland nach der Revolution zu Agrarexporten nicht mehr in der 
Lage ist, und damit die traditionell agraische Konkurrenz des ostelbischen Grundbe- 
sitzes hinfällig geworden ist, bleibt das Problem der Konkurrenz beim Handel mit den 
nicht industrialisierten ost- und südosteuropäischen Staaten prinzipiell bestehen. Um 
eine Lösung dieses Problems bemühte sich das »Büro Hahn« (Sohn-Rethel 1973, 32) 
als Schaltstelle der verschiedenen ökonomischen Interessen. Es ging um ein handels- 
politisches Konzept, das die »Vereinigung unterschiedlicher Kapitalinteressen« 
(Agnoli 1973, 11) möglich machen sollte, also um die Aufhebung des Gegensatzes 
von Industrie- und Agrarinteressen. Nicht nur das, auch den innerindustriellen Inter- 
essengegensatz zwischen den zu diesem Zeitpunkt krisengeschüttelten Schlüsselin- 
dustrien und den weniger gefährdeten, immer noch exportorientierten, Chemie-Elek- 
tro- und verarbeitenden Industrien und den inneragrarischen Interessengegensatz 
zwischen ostelbischem Großgrundbesitz und westlichem Klein- und Mittelbauern- 
tum galtes zu berücksichtigen. Dies sollte über das Konzept einer »Agrarkartellisie- 
rung«!* geschehen, die als Dreiecksgeschäft zwischen deutscher exportorientierter 
Industrie, deutscher Getreide- und Futtermittelproduktion und südosteuropäischer 
Veredelungswirtschaft geplant war. Die Interessen der Klein- und Mittelbauern soll- 
ten geopfert werden, während den Interessen der Schwerindustriellen durch die Auf- 
hebung der Rüstungsbeschränkungen Rechnung getragen werden sollte und durch 
die Suche nach einer Möglichkeit, die anzustrebende Einheit imperial abzusichern. 
Der starke Staat, der die Optionen dieses Interessenbündnisses innenpolitisch durch- 
setzen sollte, wurde durch die »Regierung der nationalen Einheit« (ibid., 12, Sohn- 
Rethel 1973,94 ff.) 1933 geschaffen. Zumindest in bezug auf die Stoßrichtung gegen 
die Arbeiterbewegung und auf die außenpolitische Konstellation ergibt sich hier eine 
Parallele zur Miquelschen Sammlungspolitik. Die Regierung der »nationalen Er- 
neuerung« betrieb dann allerdings den Abschluß vom Weltmarkt und damit die 
Begünstigung der einheimischen Schwerindustrie wie überhaupt die Rückkehr zu 
alldeutsch-deutschnationaler imperialistischer Politik eines Siedlungs- und Germa- 
nisierungsprogramms. Die nationalsozialistische Benachteiligung der »neuindu- 
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striellen« Fraktion beseitigte damit auch die letzten Reste an »europäischer« Orien- 
tierung. Der imperale Block hatte gesiegt. 

Dieser Sieg vollzog sich in drei Etappen. Die Südosteuropapolitik der Zwischen- : 
kriegszeit war darauf ausgerichtet, über die Wahrnehmung ökonomischer Interessen 
außenpolitische Handlungsfähigkeit zu erlangen, mit dem Resultat einer politisch 
motivierten, konsumfundierten Außenwirtschaftspolitik. Mit der Gründung des han- 
delspolitischen Ausschusses (HPA) 1925 war eine interministerielles Organ geschaf- 
fen, dem das Arrangement industrieller und agrarischer Interessen oblag und das auf 
Südosteuropa als deutschem Großwirtschaftsraum orientiert war (Radkau 1976, 36). 
Die Brüningsche Exportoffensive bei gleichzeitigem Agrarprotektionismus als näch- 
ster Schritt leitete zu einem Präferenzzollsystem und bilateralen Zahlungs- und Wa- 
renhandelsabkommen mit einzelnen südosteuropäischen Staaten über, deren Unsin- 
nigkeit schon in den 30er Jahren durchsichtig war. Vor diesem Hintergrund gab es drei 
gegenläufige Versuche von Friedensinitiativen, durchweg von den progressiven In- 
dustriefraktionen getragen: 1. eine gegen die Sowjetunion gerichtete Initiative einer 
deutsch-französischen Zollunion mit einer gemeinsamen ökonomischen Herrschaft 
über Mittel- und Osteuropa, 2. die Ausgleichsverhandlungen 1939 (Wohltatgesprä- 
che) zwischen England und dem Deutschen Reich mit dem Ziel einer britisch-deut- 
schen Weltvorherrschaft und 3. den Vorschlag eines ökonomisch-politischen Welt- 
herrschaftsdreierbundes USA -Großbritannien-Deutsches Reich (Martin 1976). Das 
jeweilige Scheitern dieser Vorschläge zeigt zugleich den Stand der Durchdringung 
eines industriell-agrarischen kriegerischen Ausbeutungs- und Siedlungsimperialis- 
mus an. 

Schien mit dem Jahre 1945 die Zeit dieser deutsch-imperialen Europapolitik endgül- 
tig abgelaufen, so war die damit verbundene Neuorientierung schon spätestens ab 
1943 mit der erneuten Vorlage eines Entwurfs für einen europäischen Staatenbund 
längst vorgegeben, wie der Entwurf einer Denkschrift für einen einzurichtenden 
europäischen Staatenbund des Auswärtigen Amtes von 1943 beweist, der weit stärker 
zukunftsorientiert ist als etwa die gleichzeitig entstandene Denkschrift Goerdelers 
(Auswärtiges Amt 1943, Goerdeler 1943). 


IH. Neue deutsche Europapolitik? — Oder das Problem von Bruch und 
Kontinuität 


Augenscheinlich spielt die alte Tradition imperialer Europapolitik in der BRD nicht 
mehr die entscheidende Rolle. Zumal durch die Teilung der Welt auch die agrarische 
konservative Fraktion, die so oft eine verhängnisvolle Rolle gespielt hat, wenn nicht 
ausgeschaltet, so aber doch in ihrer Bedeutung und Machtfülle sehr geschmälert 
worden ist (Loth 1983). Anders formuliert heißt dies: Es scheint, daß die Struktur 
eines deutschen Imperialismus sich gewandelt hat. Auch die Interessengruppen sind 
nicht mehr genau dieselben. Diese Interessentransformation ist selbst erklärungsbe- 
dürftig. Zwar finden sich nach 1945 militaristische Drohungen gegenüber dem 


20 Diethard Behrens 


»Osten« bis hin zu Forderungen nach einem Präventivkrieg in den Verlautbarungen 
deutscher Industrieller, zwar beklagt selbst Erhard, daß der Konkurrenzschutz aus der 
Zeit des Nationalsozialismus sich im Korpsgeist der Unternehmer der späten 40er 
Jahre fortsetze (Radkau 1974, 444-446), zwar läßt sich die »deutsche Wirtschaft« nur 
zögernd auf die das Großkapital begünstigende Politik der Alliierten in den Westzo- 
nen ein und Schacht versucht sich wieder — bis 1947 - in der Politik der Bilateralisie- 
rung (Abelshauser 1983, 147 £.), zwar bemüht sich Adenauer, das Machtpotential der 
Ruhrindustrie zu erhalten und die alte »Sammlungspolitik« wieder aufleben zu 
lassen, ergänzt durch den politischen Katholizismus (Radkau 1974, 448 f£., 456 £.), 
zwar wird mit der Bundeswehr wiederum ein beträchtliches militärisch-industrielles 
Risikopotential aufgebaut, und dennoch ist eine Verschiebung im Machtgefüge 
unbestreitbar. Mit der Einbindung Deutschlands in die bipolare Blockbildung sind 
zwei entscheidende Differenzen gegenüber der alten Konstellation gesetzt: 

1. Die agrarischen Überschußgebiete Ostdeutschlands stehen nicht mehr zur Verfü- 
gung, damit transformiert sich notwendigerweise die ehemals mit den Großagra- 
rierinteressen verbundene Fraktion. 

2. Der ost- und südosteuropäische Raum steht als Objekt ökonomischer und politi- 
scher Strategien für die BRD vorerst ebenfalls nicht mehr zur Verfügung (Abels- 
hauser 1983, 149). 

Unterstellt man die Europakonzeption der »liberal-imperialen« Fraktion aufgrund 
einer Interessenbindung einer exportorientierten Industrie, wie sie in den 50er Jahren 
wieder auferstand, nach wie vor als virulent, so kann sie sich offenbar aufgrund des 
Ost-West-Gegensatzes vorerst wenig auswirken. Aber nicht nur deswegen: Adenau- 
ers Westorientierung (Radkau 1974, 465), die beginnende Verflechtung mit Westeu- 
ropa ab 1947, die auf amerikanischen Druck erfolgte Intensivierung europäischer 
»Austauschbeziehungen« mit gleichzeitigem Abbau der Handelsschranken und ab 
1950/51 dem Bruch mit der Schutzzolltradition wie die ökonomische Entwicklung im 
Anschluß an den Korea-Boom (Abelshauser 1983, 152-154), haben einen Prozeß in 
Gang gesetzt, der eine »Verlagerung der Handelsströme von Ost nach West« (ibid., 
159) mit sich brachte. Die Exporte nach Osteuropa sanken, die Weltmarktabhängig- 
Keit stieg. 
Für die Entwicklung von Europakonzeptionen spielt eher, vor allem über die Propa- 
ganda der Europa-Union vermittelt, die Vorstellungswelt von Coudenhove-Kalergi 
eine Rolle, wie die von allen Kapitalfraktionen geteilte, antirussische Orientierung 
und die Übernahme seines christlich-konservativen Weltbildes deutlich machen. Mit 
dem Beginn der westeuropäischen Integration aufökonomischer und politischer Ebe- 
ne und der militärischen Integration in das westliche Bündnis und später der poli- 
zeilichen Kooperation scheint dann auch eine wesentlich auf ökonomisch und indu- 
striell schwachen Wirtschaftsräumen beruhende national-imperiale Epoche vergan- 
gen zu sein. 

In dieser Perspektive stellt sich selbst der ab spätestens 1973 stärker forcierte Ost- 

handel nicht mehr als erster Schritt auf einen zu monopolisierenden Raum dar. Der 

Osthandel war gleichwohl nie ganz zum Erliegen gekommen. Jenseits einer Politik 
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der Stärke, des Adenauerschen Niederkonkurrierens, blieb der Osthandel trotz des 
kalten Krieges attraktiv (Radkau 1974, 475), und so wurden die ihn begrenzenden Be- 
stimmungen auch zunehmend unterlaufen. Die europäische Gemeinschaft ist unter- 
des zu einem Faktum geworden (Abelshauser 1983, Galtung 1973). Der westeuropäi- 
sche Großraum wird zu einer multidominanten Struktur. Ein Traditionsbruch deut- 
scher Europapolitik ist trotz aller imperialen Intentionen unübersehbar. Obwohl diese 
“ Tatsache sicherlich ein Novum darstellt, insofern die weltmarkt- und westeuropäi- 
sche Seite, die Exportindustrien sich gegenüber dem »alten« Imperialismus durchge- 
setzt haben, was schon daran deutlich wird, daß die Schrittmacher der ökonomischen 
Verflechtung auf EG-Ebene, die Chemie- und Elektroindustrie (Radkau 1974, 518), 
in ökonomische Stärkepositionen gegenüber den alten Industrien gelangt sind, sind 
Kontinuitäten jedoch nicht zu übersehen: Dafür stehen Personen, wie etwaKarl Schil- 
ler, als »einstige(r) Theoretiker der NS-Großraumwirtschaft« (ibid., 508), Institutio- 
nen, wie die konzertierte Aktion als Modell des sozialen Interessenausgleichs und 
gleichzeitige Fortsetzung der »NS-Wirtschaftsführung« und die Renaissance der 
Großraumwirtschaftspläne (ibid., 5319) überhaupt als antiamerikanischer Euronatio- 
nalismus. 

Es scheint, als ob es endgültig gelungen wäre, die brisante Position des Deutschen 
Reiches als gegen Ost und West gerichtete »Mitte« zugunsten einer Integration der 
ehemaligen Mittelmächte in die Blöcke aufzulösen und im Rahmen ökonomischer, 
politischer und militärischer Kooperationen einzubinden. Spätestens mit der Krise 
1973/74 wurde jedoch eine weltpolitische Konstellation sichtbar, in der nicht nur die 
US-Hegemonie brüchig geworden war, ihr mit den EG-Staaten und Japan eine nicht 
zu unterschätzende Konkurrenz auf dem Weltmarkt erwachsen war, sondern sich 
auch im Bereich der SU-Hegemonie zunehmend Probleme zeigten. Die Phase der 
»Nachrüstungspolitik« läßt sich nicht zuletzt als Reaktion auf diese Veränderungen 
begreifen. 

Mit der Friedensbewegung als einer Initiative, die sich gegen die Nuklearmilitarisie- 
rung und konkret gegen die beiden Nuklearmachtblöcke in Ost und West richtete, ist 
nicht nur der »Mitteleuropagedanke« erneut der Asche entstiegen, auch die Diskus- 
sion um die Stellung Deutschlands in Europa ist wieder neu entbrannt. Mit den Ab- 
rüstungs- und Rüstungskontrollverhandlungsgesprächen und erst recht mit dem INF- 
Abkommen war u.a. auch der traditionellen Rußlandfeindlichkeit ein Stück weit der 
Boden entzogen. 

Mit der Diskussion um die verschiedenen Friedens- und Abrüstungsvorschläge geht 
dann von seiten vor allem osteuropäischer Diskutanten die Vorstellung von einem 
Mitteleuropa als Großraum einher, nur jetzt mit dem Unterschied zu seiner tradi- 
tionellen Form, daß der Diskurs über Mitteleuropa hier eingesetzt wird, um die West- 
bindung Osteuropas zu betonen. Der Osthandel hat nicht nur Kapitalien in die ost- 
europäischen Länder einströmen lassen und damit zu ihrer inzwischen horrenden 
Verschuldung beigetragen, in seinem Gefolge ist es auch gerade in der deutschen Dis- 
kussion zu einer Neuauflage alter Wirtschaftsraumvorstellungen gekommen. Aus all 
diesen angeführten Veränderungen heraus ist es auch kein Wunder, wenn diese 
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neueren Tendenzen traditionell deutsch-imperialistisch gedeutet werden (Stürmer 

1986a, 19866). 

Trotzdem erscheint eine Neuauflage einer der beiden traditionellen deutschen Kon- 

zepte eines Großraums Europa vorerst nicht zur Debatte zu stehen. D.h. weder ein ge- 

stuftes Bündniskonzept, etwa im Sinne einer deutsch-dominierten Donauföderation, 
wie ın den 20er Jahren die Nachfolgelösung des Habsburger Reiches konzipiert war, 
noch eine deutschnationale imperiale Variante haben derzeit Realisierungschancen. 

Oder doch? Ist die deutsche Europapolitik, wenn auch etwas modifiziert, zumindest 

in ökonomischer Hinsicht jetzt kurz vor dem Ziel? Solchen bündnisdrapierten neuen 

deutschen Großraummachtpolitikvorstellungen stehen zur Zeit zumindest einige Be- 
dingungen entgegen, die eine solche Entwicklung behindern und eventuell nicht zu- 
lassen. In diesem Sinne lassen sich drei Faktoren oder Faktorenbündel nennen: 

— Indem von Überproduktionsproblemen geschüttelten, hoch subventionierten eu- 
ropäischen Agrarsektor gibt es keine deutsche Dominanz. 

— Esexistiert innerhalb der europäischen Gemeinschaft zum Teil eine entnationali- 
sierte Konzernstruktur, und es operieren in diesen Ländern eine Anzahl multina- 
tionaler Konzerne. 

— Es existiert, trotz unterschiedlicher wirtschaftspolitischer Ansätze der einzelnen 
Staaten, sowohl eine zunehmende Verflechtung der europäischen Industrie wie 
auch eine sie verstärkende wechselseitige Durchdringung der Handelsbeziehun- 
gen (Deubner 1979, 31, Neumann, Üterwedde 1986, 21, 30, 35). 

— Es existieren partiell integrierte politische Bereiche, sowie innereuropäische 
Verträge und Absprachen, die verhindern, daß Verhandlungen national geführt 
werden. 

Trotz nationalwirtschaftlicher, durch eine bestimmte Industriepolitik verstärkte, 

Konkurrenz hat die Außenhandelspolitik »als Klassisches nationalstaatliches Mittel« 

an Bedeutung verloren. Zudem ist inzwischen die Kompetenz für Handelsabkommen 

an die EG übergegangen, das giltab 1973 auch für den Handel mit den RGW-Staaten. 

In bezug auf den Östhandel ist auch daran zu erinnern, daß schon in den 20er Jahren, 

partiell auch schon früher, viele osteuropäische Staaten gerade zu Frankreich vielfäl- 

tige kulturelle, ökonomische und politische Beziehungen unterhielten, die an Inten- 
sität denen des Deutschen Reiches zu Osteuropa nicht nachstanden. Eine integrierte 
europäische Handelspolitik scheint von daher auf der Hand zu liegen. 

Die gegenwärtige Situation scheint also dadurch gekennzeichnet zu sein, daß zum 

Teil äußere und innere Feindbilder zusehens abnehmen, so daß der von Kehr beschrie- 

bene Mechanismus als Element einer modifiziert imperialen Krisenlösung offen- 

sichtlich nicht greifen kann. Hinzu kommt, daß es eine Opposition, die in ihren 

Vorstellungen weiter geht als die von den Protagonisten einer europäischen Integra- 

tion nationaler Kapitalıen projektierten Entwicklungsdimension, nicht gibt. Damit 

scheint, neben dem Großagrarierinteresse auch der zweite Grund für eine eventuelle 

Neuauflage von Konzepten nach dem Schema Miquelscher Sammlungspolitik hin- 

fällig geworden zu sein. Was die Kontinuitäten betrifft, so gemahnen die mit weit- 

reichenden Planungs- und Entscheidungsbefugnissen ausgestatteten und so gut wie 
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nicht parlamentarisch kontrollierten EG-Behörden in Brüssel (Hauser 1988) an die 

Tradition autoritärer Lösungen wie ebenso die anzunehmenden Konsequenzen ihrer 

Vorgaben für den westeuropäischen Binnenmarkt 1992 im Bereich der Tarif- und 

Sozialpolitik an die traditionelle Stoßrichtung gegen die Arbeiterschaft denken las- 

sen. Die exportorientierte Dynamik der europäischen Staaten soll in diesem Binnen- 

markt neuen Bewegungsspielraum finden. Das ausgewiesene Ziel der Integrations- 
politik, die Stärkung der wirtschaftlichen Position Europas in der internationalen 

Konkurrenz qua Schaffung effektiverer und auch größerer Produktionseinheiten in- 

clusive der notwendigen Märkte bedeutet auf jeden Fall, so es denn wirklich über die 

schon stattfindenden Kapitalkonzentrationsprozesse erreicht wird, eine Verschärfung 
des Exportdrucks auch nach außen. Dabei sind unterschiedliche Entwicklungsmög- 
lichkeiten denkbar: 

— Ein. Ausbau der deutschen Dominaz innerhalb des EG-Marktes, 

—- ein innerer Interessenausgleich bei gleichzeitiger imperialer Orientierung in be- 
zug auf die Dritte Welt, verstärkter Exportdruck gegenüber Osteuropa und ver- 
schärfter agrarisch-industrieller Handelskonkurrenz mit den USA und den ost- 
asiatischen Industrieländern, 

— Die Weiterentwicklung der Sonderstellung der deutschen Exportindustrie inner- 
halb der EG in Richtung auf einrelatives Osthandelsmonopol. Damit wäre die alte 
Mitteleuropakonstellation außenhandelspolitisch wieder auferstanden.'® 

Es scheint aber deutlich, daß gegenwärtig vorerst weder die politisch-ökonomischen 

Fraktionen imperialer oder integraler Kapitalstrategien aufgebaut sind, noch, daß die 

politische und ökonomische Grenzziehung der Interessen alten Vorgaben folgen wird. 

Es sei denn, man deutet die Politik des innereuropäischen nationalen und ökonomi- 

schen Interessensausgleichs und einer wie auch immer begrenzten innenpolitischen 

Integrationspolitik als Basis einer von der BRD dominierten Großraumwirtschaft mit 

ökonomisch expansiver Tendenz und so als endliche Verwirklichung des ursprüng- 

lich liberal-imperialen Projekts. 


Anmerkungen: 


i Rede Carl Duisbergs über »Gegenwarts- und Zukunftsprobleme der deutschen Industrie« auf der vom 
Bayerischen Industriellen-Verband veranstalteten Tagung »Wirtschaft in Not« vom 24.3.1931. 
(Duisberg 1933) 

2 Johannes Miquel, ehemaliger Sozialist, formulierte schon 1884 das Programm eines Rechtsliberalis- 
mus. Seine Sammlungspolitik (1897) als eine der Ursachen einer in den 1. Weltkrieg führenden 
Außenpolitik hat ihren Grund in einer speziellen innenpolitischen Konstellation des 2. deutschen 
Reiches. Sie verfolgte einen dreifachen Zweck: neue deutsche Zölle zu erheben, den Flottenbau u.a. 
darüber zu finanzieren und die Sozialdemokratie zu bekämpfen (Haligarten 1974, 67). 

3  DerFlottenbau, von Tirpitz schon 1892 propagiert, kamı entscheidend erst mit der Miquelschen Politik 
zum Zuge, vor allem im Rahmen der Initiativen zum Zolltarif von 1902 (Kehr 1976, 135). Das Flot- 
tengesetz von 1900 ist als Gegenzug zur Bewilligung der Schutzzölle zu interpretieren. »Die Agrarier 
bewilligten der Industrie die gräßliche Flotte, und die Industrie bewilligte den Agrariern als Kompen- 
sation dafür die preissteigernden Zölle.« (ibid., 166) 
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Enteignungen und Vertreibungen sollten vor allem Juden und Slawen in Osteuropa treffen. (Hasse 
1895a, 110, 115, 117, 1895b, 102, G.K. 1894, 99, Claß 1912, 182 £.) 

In »Germania triumphans« wird der Balkan mit Österreich vereinigt gedacht. Die Türkei soll den Kau- 
kasus und östlichen Teil Südrußlands erhalten, während »Großdeutschland« Litauen, Polen, Wolhy- 
nien, Podolien, Südrußland umfassen und als Kolonialreich den größeren Teil Südafrikas, Südame- 
rikas, Mexiko, Borneo, Neuguinea ausweisen soll. Hasse hingegen willnicht nur alle deutschsprachi- 
gen Gebiete eingemeinden, sondern auch die Beneluxländer. Komme man mit Frankreich zu einer 
friedlichen Übereinkunft, soll es die französische Schweiz und das französischsprachige Belgien 
erhalten, im Kriegsfalle soll es aber die Departements Nord und Belfort an das Deutsche Reich, Nizza 
und Savoyen, Korsika und Nordafrika an Italien verlieren. Die Schweiz wird aufgeteilt. Italien erhält 
davon das Tessin und von Österreich den italienischsprachigen Teil Südtirols, verliert aber Triest. 
Österreich verliert die Bukowina und Galizien, die den neuzubildenden Königreichen Polen und 
Ruthenien zugeschlagen werden. Rumänien erhält die Walachei und ist in Zollunion mit Deutschland 
verbunden. Siebenbürgen kommt zu Österreich. Die südslawischen Gebiete werden zu einem 
Königreich Groß-Serbien zusammengefaßt und werden wie Ruthenien von Habsburg in Personaluni- 
on regiert. Rußland verliert Beßarabien, das zwischen Österreich und Rumänien auf geteilt wird. Die 
Bevölkerung soll entsprechend ausgetauscht werden. Rußland verliert außerdem Polen, Finnland und 
das Baltikum, das dem Einflußgebiet der deutschen Zollunion unterstellt wird. Folgende Struktur 
kristallisiert sich aus Hasses Neuordnung Europas: ein großdeutscher Bund, d.h. das Deutsche Reich 
mit den Benelux-Staaten und Österreich und ein großdeutscher Zollverein mit dem Baltikum, Polen, 
Ruthenien, Rumänien und Großserbien. Claß optiert nicht für so weitgehende Neurodnungen. Er 
möchte stattdessen eine friedliche Kooperation mit Rußland erreichen (Hasse 1895b, 102, 1895a, 
111-114, 116, 118f., Claß 1912, 188£., 190, 194). 

Die hier als »liberal-imperiale« Fraktion apostrophierte Gruppierung ist nicht identisch mit den 
liberalen Reichstagsparteien. Opitz bezeichnet sie sie als »neuindustrielle« Fraktion und sie in dem 
Hapag-Direktor Albert Ballin, dem Elektroindustriellen Robert Bosch, in Arthur von Gwinner als 
Nachfolger Georg von Siemens als Finanzier der Bagdadbahn und dem AEG-Präsidenten Walther 
Rathenau ihr Zentrum. Als Propagandisten und intellektuelle Unterstützer fungieren u.a. Hans Del- 
brück, Friedrich Naumann, Paul Rohrbach, Max Weber und Julius Wolf (Opitz 1977, 31). 

Bei Mangold findet sich die entsprechende Vorstellung eines ökonomischen Raumes verbunden mit 
der Verbreitung des Deutschtums (Mangoldt 1912, 178). Kurt von Mangoldt ist ein dem Bund der In- 
dustriellen nahestehendes Mitglied der Fortschrittlichen Volkspartei. 

Von der Kern-Union des Deutschen Reiches mit Österreich-Ungarn ausgehend, werden vor allem die 
Schweiz, die Niederlande, später auch Belgien hinzugenommen. Bei Wolf und Rathenau soll Italien 
dazugehören, bei Wolf auch Frankreich, während Mangoldt die skandinavischen Länder präferiert 
(Wolf 1903b, 138, Rathenau 1976, 179 £., Mangoldt 1912, 178). 

(Mangoldt 1912, 177, Rathenau 1913, 204) Rathenau gibt sich dort explizit nicht weltmarktorientiert. 
Obwohl er fordert, daß die Hochzollpolitik der anderen Länder wie die eigene agrarische aufzugeben’ 
ist, weiß er doch, daß an die preußische Agrarrendite nicht zu rühren ist, was bedeutet, daß an eine 
Freundschaft mit den Ländern des Agrarexports nicht zu denken ist. Als einzige Alternative verbleibt 
der mitteleuropäische Zollverein, weil allein dieser die Entwicklung der Technik, des Wohlstandes 
und der ökonomischen Freizügigkeit zu sichern gestattet (Rathenau 1913, 206 £.). 

So in der militärischen Stelle im Auswärtigen Amt mit Oberst von Haeftens mit Verbindung zu Ge- 
neral Groener, soin der Kriegsrohstoffabteilung Rathenaus oder im Hans-Delbrück-Kreis (Adolf von 
Harnack, Friedrich Meinecke, Hermann Oncken, Ernst Troeltsch, Max Weber), der 1918 die Kanz- 
lerschaft Max von Badens favorisiert (Opitz 1977, 31). 

Coudenhove-Kalergie versuchte schon ab 1920 Kontakt zu Politikern uud Wirtschaftsführern auf- 
zunehmen, um sie für seine Europakonzeption zu gewinnen. 1922 erfolgte dann der Aufruf zur Grün- 
dung einer paneuropäischen Union, ohne allzuviel Resonanz hervorzurufen. 1923 erschien sein Buch 
»Paneuropa« und 1924 die Zeitschrift »Paneuropa«. Unterstützt wurde er auf die Vermittlung von 
Baron Louis Rothschild durch Max Warburg (Warburg-Gruppe) mit 60.000 Goldmark. Ab 1925 
(Locarno-Pakt) erfährt dann die Europa-Idee etwas Auftrieb. Die Paneuropaorganisationen wurden 
durch einige Kapitalgruppen je nach zeitweiliger Interessenlage partiell gefördert (Opitz 1977, 500, 
532 ff.). 
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Coudenhove-Kalergi geht von einer vor allem militärischen Überlegenheit der Sowjetunion gegen- 
über einem uneinigen Europa aus, die zudem auf die Kommunisten als 5. Kolonne zurückgreifen 
könnten. Seine Gegenmaßnahmen lauten: Dem Bund der Sowjetrepubliken soll ein europäischer 
Staatenbund, dem Sowjettrust der europäische Zollverein und eine aktive Friedenspolitik, der roten 
Armee eine europäische Bundesarmee, die unter dem Gesichtspunkt einer militärischen Übermacht 
ausgebaut werden solle, gegenübergestellt werden (Coudenhove-Kalergi 1931b, 21 £., 51-54). Dabei 
vergißt er, was er selbst, den Revancekrieg betreffend, geäußert hatte, nämlich, daß eine Militarisie- 
rung zum Kriege, und daein solcher Krieg notwendig ein totaler sei, zur »Ausmordung der feindlichen 
Nation«, d.h. zum Ruin Europas führen müsse (Id., 1926, 518, 1934, 240). 

Als paradigmatische Schriften dieser Tendenz können die Veröffentlichungen von Fried und Wirsing 
gelten (Fried 1931a, 255, 264 £.). Wirsing operiert in seiner Schrift »Zwischeneuropa« mit einem ex- 
tensiv ausgelegten Mitteleuropabegriff. Mitteleuropa, das ist für ihn der Raum zwischen Frankreich 
und der Sowjetunion, unter Ausschluß der Schweiz, Hollands, Belgiens und Griechenlands. Sein 
Konstrukt einer Raum- und Staatskonstruktion führt ihn zu einem föderativen Konzept mit Minder- 
heitenschutz und zu einer Absage an den deutschen Imperialismus im Namen der nationalrevolutio- 
nären Idee. Die innere Regionalisierung des Reiches soll genauso föderativ gestaltet werden wie der 
Osten, um damit auch zugleich die klassische Nationalstaatsidee zu überwinden (Wirsing 1932, 600- 
605). Frieds »Autarkieprogramm« zielt, anders gewichtet, auf eine wirtschaftliche Symbiose zwi- 
schen Mitteleuropa und Rußland (Fried 1931a, 265). In Deutschland sollen dafür die Voraussetzun- 
gen geschaffen werden durch die Verstaatlichung der Schwerindustrie und der Konzerne, ein staat- 
liches Außenhandelsmonopol und eine bestimmte Form von Planwirtschaft. Die südosteuropäischen 
Staaten sollen in einem »föderalistischen mitteleuropäischen Staatenverband« eingefügt werden, 
»der wirtschaftlich straff und zentral organisiert ist«. Er findet »seine entscheidende Anlehnung an 
den gesamten sowjetrussischen Wirtschaftsraum, der uns einerseits die weithin fehlenden Rohstoffe 
liefert, und den wir andererseits mit industriellen Erzeugnissen im weitesten Sinne versorgen«. Durch 
»Ausstrahlung« nach Persien, Indien und China entsteht so für Fried der größte und zukunftsreichste 
Wirtschaftsraum der Welt (Fried 1931b). Auch Hahn vom Mitteleuropäischen Wirtschaftstag rekla- 
miert die osteuropäischen Märkte als deutsch Absatzgebiete (Hahn 1931, 583). 

Mit der Agrarkartellierung war auch eine Mitteleuropapolitik notwendig geworden, die das Deutsche 
Reich »mit einer ständigen Bezugsreserve an industriellen und agraischen Rohstoffen« versehen 
sollte. (Sohn-Rethel 1973, 82) Der eigentliche Plan ging dann aber »auf die Ausbildung einer festen 
agrarisch-industriellen Ergänzungswirtschaft zwischen den Südostländern und Deutschland«, wobei 
Deutschland zugleich das »Monopol auf die Industrialisierung dieser Länder gewinnen« sollte (ibid., 
87). 

Auch bei Schmierer, der die neueuropäische Entwicklung als »Integrationsstrudel« und »Rekontinen- 
talisierung« zu bestimmen versucht, schleicht sich, obwohl er vor dem Hintergrund einer »Vernet- 
zung« deutsch-hegemoniale Bestrebungen für irrelevant erklärt, diese Konstellation hintenherum 
wieder ein: Eine »Auflösung der nationalen Zentren« zeichne sich ab »in einem europäischen Raum 
rund um die Alpen, wo sich die Handelsströme konzentrieren und die engsten europäischen Produk- 
tionsbeziehungen entstehen« (Schmierer 1989, 9). Der geopolitische Blick des Autors zielt dabei ge- 
radewegs auf Österreich, Ungarn, Italien und Süddeutschland. 
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Ingeborg Tömmel 
Europäischer Binnenmarkt und mediterrane Peripherie 


Zusammenfassung: Das Projekt des einheitlichen europäischen Binnenmarktes ver- 
körpert innerhalb der Geschichte europäischer Integration eine entscheidende Etap- 
pe. Es handelt sich insoweit um einen neuen Typus von Integration, als sich die Her- 
ausbildung eines politischen Systems abzeichnet, das den nationalen Mitgliedsstaa- 
ten eher neben- als übergeordnet ist und das der Wahrnehmung neuer Staatsaufga- 
ben dient. Die bereits erkennbare Interaktion von internationalem, nationalem und 
lokalem Staat hat eine Art Simulation des Marktmechanismus durch staatliches Han- 
deln und damit eine neue Form von Regulation zur Folge. Die zum Einsatz gelangen- 
den Formen und Typen von Strukturpolitik bewirken dabei weniger die Ausweitung 
von Entwicklung auf bislang rückständige Regionen als vielmehr die selektive Stimu- 
lierung und Modernisierung schon bestehender und relativ wettbewerbsstiarker 
Sektoren sowie die relative Ausgrenzung und Marginalisierung traditioneller Sek- 
toren. 


Einleitung 


Mit dem angestrebten Ziel eines einheitlichen europäischen Binnenmarktes unter- 
nimmt die EG Ende der 80er Jahre einen spektakulären Vorstoß in Sachen europäi- 
scher Integration. Ein solche ehrgeiziges Vorhaben stand seit dem Scheitern der Wirt- 
schafts- und Währungsunion zu Beginn der 70er Jahre nicht mehr auf der politischen 
Tagesordnung. Vielmehr schien sich die EG für eine lange Periode durch Stagnation 
oder gar Rückschritte im Integrationsprozeß auszuzeichnen. Allerdings folgten dem 
Scheitern der Wirtschafts- und Währungsunion, das in erster Linie den zu großen öko- 
nomisch-strukturellen Divergenzen und damit starken Interessengegensätzen zwi- 
schen den Mitgliedsländern geschuldet war, dennoch konsequente Schritte zum Aus- 
bau der Gemeinschaft. Insbesondere die sukzessiven Süderweiterungen im Mittel- 
meerraum vergrößerten nicht nur das Wirkungsgebiet und den Aktionsradius des Ge- 
meinsamen Marktes, sondern setzten zugleich auch Mechanismen frei, die ihrerseits 
den späteren Integrationsprozeß förderten: Die Aufnahme Griechenlands (1981), 
Spaniens und Portugals (1986) - allesamt Länder mit einem deutlich niedrigeren Ent- 
wicklungsniveau im Vergleich zu den Altmitgliedern — beinhaltete für die EG nicht 
nur eine quantitative Erweiterung, sondern zugleich auch eine tiefgreifende qualita- 
tive Transformation: Nicht mehr ein Interessenverband von mehr oder weniger gleich 
starken ökonomischen Partnern, sondern ein Konglomerat von unterschiedlich ent- 
wickelten und industrialisierten Ländern konstituiert das Europa der Zwölf. Damit 
bildet sich — neben den ohnehin schon bestehenden vielfältigen Interessengegensät- 
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zen — ein grundlegender Strukturkonflikt innerhalb der Gemeinschaft heraus, ein 
Nord-Süd-Gegensatz, der sich einerseits als weiteres Integrationshemmnis manife- 
stiert, andererseits aber auch neue Mechanismen der Interessenvermittlung hervor- 
bringt und somit langfristig die Herausbildung eines neuen, moderneren Typus von 
Integration begünstigt. 

Vor diesem Hintergrund ist rückblickend das Scheitern der Wirtschafts- und Wäh- 
rungsunion und die nachfolgende »Krise der EG« (Busch, 1978) nicht nur als Ver- 
sagen der Gemeinschaft gegenüber den Partikularinteressen ihrer Mitglieder zu se- 
hen, sondern als der Höhe- und zugleich auch Umschlagspunkt eines veralteten Inte- 
grationskonzeptes, das nicht in der Lage war, eben diesen Partikularinteressen auf ad- 
äquate und differenzierte Weise Rechnung zu tragen. Umgekehrt ist der aktuelle Vor- 
stoß in Sachen europäische Integration nicht als plötzliche ideologische Offensive zur 
Krisenbewältigung oder gar -verschleierung zu werten, und auch nicht.als verspäteter 
Versuch, die Europäische Union doch noch durchzusetzen; vielmehr handelt es sich 
um einen konsequenten Schritt innerhalbeines langwierigen Transformationsprozes- 
ses der europäischen Integration, der seinen Ausgangspunkt bereits in der krisenbe- 
dingten Stagnationsphase findet, und für den die aus der Süderweiterung resultieren- 
den Probleme eine wichtige Katalysatorfunktion erfüllten. 

Der neue Typus von Integration, der in diesem Prozeß auskristallisiert, tendiert dabei 
nicht (mehr) zur Herausbildung eines supranationalen Macht- und Entscheidungs- 
zentrums, sozusagen zur Maßstabsvergrößerung des nationalen Staates; vielmehr bil- 
det sich auf internationalem Niveau ein offenes politisches System heraus, das den 
nationalen Staaten eher neben- als übergeordnet ist, das der Wahrnehmung gänzlich 
neuer Staatsaufgaben dient, das durch komplexe, pluralistische Entscheidungsfin- 
dungsmechanismen gekennzeichnet ist und das über die Interaktion zwischen inter- 
nationalem, nationalem und lokalem Staat eine Art Stimulation des Marktmechanis- 
mus darstellt. Dieser »modernere« Typus europäischer Integration, derein hohes Maß 
von Dezentralisierung und Fraktionierung staatlicher Macht einschließt, sich gleich- 
zeitig aber auch wirksamer Mechanismen der indirekten Einflußnahme bedient, istin 
weitbesserem Maße als das »alte« Konzept der »Vereinigten Staaten von Europa« ge- 
eignet, den Modernisierungs- und Internationalisierungsprozeß der Ökonomie steu- 
ernd zu begleiten und voranzutreiben und zugleich die widersprüchlichen Partikular- 
interessen der Mitgliedsstaaten zu vermitteln und somit zu integrieren. Angesichts 
dieser veränderten Situation bedarf auch die »alte« integrationstheoretische These, 
daß der Nationalstaat als öffentliches Regulierungsinstrument gegenüber der zuneh- 
menden Internationalisierung der Kapitalverwertung und -reproduktion zu begrenzt 
sei und somit die Herausbildung eines supranationalen Staatenverbandes »erforde- 
re«, einer Revision:! Nicht als in seinen Dimensionen zu begrenzt, sondern als zu starr 
erweistsich der Nationalstaat gegenüber den modernen »Erfordernissen« der ökono- 
mischen Regulation. Demgegenüber tritt die »neue« EG nicht nur als relativ flexible, 
offene staatliche Regulierungsinstanz auf; vielmehr kommt ihr auch die Funktion zu, 
die »starren« nationalstaatlichen Strukturen in den Mitgliederstaaten tendenziell auf- 
zulösen und zu flexibilisieren. 
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Im folgenden sollen diese Thesen zur »neuen« EG anhand der Dynamik, die sich aus 
der Integration der ökonomisch geringer entwickelten Mitgliedsländer in das System 
des gemeinsamen Marktes ergibt, herausgearbeitet werden. Dabei sollen zunächst die 
ökonomische Position der mediterranen Peripherie in der erweiterten Gemeinschaft 
sowie die Reaktion der EG auf die neuen Integrationsprobleme skizziert werden. An- 
hand des Einsatzes der europäischen Strukturpolitiken gegenüber diesen Ländern soll 
dann die Modernisierungsstrategie der Gemeinschaft und der damit verbundene 
Transformationsprozeß in bezug auf das staatliche Handeln in den betroffenen Län- 
dern, aber auch der damit einhergehende Transformationsprozeß der EG analysiert 
werden. Schließlich sollen die Wirkungen dieser Politik und die gesellschaftlichen 
Kosten des neuen Typus europäischer Integration kritisch beleuchtet werden. 


Der Nord-Süd-Gegensatz in der EG: 
Die ökonomische Position der Neumitglieder 


Betrachten wir heute die ökonomische Position der Neumitglieder innerhalb der er- 
weiterten Gemeinschaft, so stellt sich diese wesentlich differenzierter als zum Zeit- 
punkt der jeweiligen Beitrittsverhandlungen dar. Bekanntlich waren diese Verhand- 
lungen äußerlich von politischen Argumenten dominiert — nahezu gleichzeitig ende- 
ten in Griechenland (1974), Spanien (1975) und Portugal (1974) die faschistischen 
bzw. militärdiktatorischen Systeme, so daß eine EG-Mitgliedschaft nicht zu verwei- 
gern war. Eine Ablehnung war auch deshalb wenig sinnvoll, weil die an die Macht 
gekommenen liberalen bzw. sozialdemokratischen Regierungen von einer EG-Mit- 
gliedschaft eine Stärkung ihrer innenpolitischen Position zu erwarten hatten. Die De- 
batte um die ökonomischen Vor- oder Nachteile der Süderweiterung blieb arm an po- 
sitiven Argumenten und basierte vorriehmlich auf eher spekulativen — negativen — 
Prognosen (vgl. Leggewie 1979). Einerseits wurde auf der Basis der altbekannten 
Integrationstheorien argumentiert, daß die Ökonomien der Beitrittskandidaten einer 
übermächtigen europäischen Konkurrenz nicht gewachsen seien. Vor allem die mo- 
derneren Sektoren dieser Länder, mühsam mithilfe staatlichen Kapitals und auslän- 
dischen Know-hows in den Boomjahren der Nachkriegsjahrzehnte aufgebaut und 
durch hohe Schutzzölle abgeschirmt, seien besonders gefährdet. Aber auch die über- 
wıegendkleinbetrieblich organisierte und mit veralteten Produktionsmethoden arbei- 
tende Konsumgüterindustrie sei aufeuropäischem Niveau nichtkonkurrenzfähig und 
daher zum raschen Verschwinden verurteilt. Andererseits wurden auch von seiten der 
EG von dem Neuzugang kaum Vorteile erwartet. Die betroffenen Länder schienen 
mehr als die Altmitglieder von der Wirtschaftskrise geschüttelt zu sein und kaum in 
der Lage, Innovationspotentiale zu mobilisieren; weder für den Waren- noch für den 
Kapitalexport schienen sie besondere Anreize zu bieten. Lediglich der verbesserte 
Zugang zu Drittmärkten — über Griechenland zum Nahen Osten, über Spanien und 
Portugal zu Lateinamerika — schien den entwickelteren Kapitalen gewisse Expan- 
sionsmöglichkeiten zu erschließen. Insgesamt wurde denn auch von der Süderweite- 
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rung cher eine politische Stärkung des europäischen Staatenverbandes erwartet, wäh- 
rend die Aufnahme ökonomisch schwächerer Länder angesichts der tiefgreifenden 
Strukturkrise in Europa cher als zusätzliche Belastung für den ohnehin schwierigen 
Integrationsprozeß erschien. 

Heute, acht Jahre nach dem Beitritt Griechenlands und drei Jahre nach dem Beitritt 
Spaniens und Portugals zur EG, stellt sich die Situation anders dar. Aller Unkenrufe 
zum Trotz sind die Ökonomien der betroffenen Länder nicht in der Stagnation ver- 
sunken, sondern weisen umgekehrt unerwartet hohe Wachstumsraten auf. Zwar ka- 
men Teile sowohl der modernen als auch der traditionellen Industriesektoren sowie 
der Landwirtschaft in Bedrängnis; gleichzeitig wurden aber auch Modernisierungs- 
und Innovationsprozesse ausgelöst. Während vor allem Spanien, in geringerem Maße 
aber auch Portugal und Griechenland einen hohen Anteil an Auslandsinvestitionen 
auf sich ziehen, die in der Form von Fusionen und Übernahmen häufig auch marode 
Staatsindustrien und private Unternehmen mitsanieren, florieren in Griechenland und 
Portugal Zulieferaktivitäten, die von Unternehmen der Altmitglieder organisiert und 
dominiert werden. Auch der Tourismus, der für alle drei Länder einen bedeutenden 
Erwerbszweig darstellt, weist weiterhin steigende Wachstumsraten auf. Schließlich 
hat auch die EG selbst durch einen steigenden Zustrom öffentlicher Mittel aus den 
europäischen Strukturfonds zu einer Steigerung des Wirtschaftswachstums beigetra- 
gen. Es verstehtsich, daß angesichts dieser Gesamtsituation auch die »Alt«mitglieder 
vom erweiterten Gemeinsamen Markt profitieren: Einerseits sind es die neuen und 
noch stets wachsenden Absatzmärkte, die reizen, andererseits die zusätzlichen Inve- 
stitionsmöglichkeiten in den neu beigetretenen Ländern. Dabei bieten sich nicht nur 
Expansionsmöglichkeiten für den Export hochentwickelter Technologien, sondern 
auch für ausgereifte, hochwertige Konsumgüter. Umgekehrt bildet das nach wie vor 
niedrige Lohniveau bei guter Qualifikation der Arbeitskräfte und Nähe zum europäi- 
schen Markt einen starken Anreiz zu (teilweisen) Produktionsverlagerungen. 
Allerdings bedeutet das Gesagte nicht, daß damit die ökonomischen Probleme in den 
betroffenen Ländern beseitigt seien. Hohe Arbeitslosigkeitsraten — insbesondere in 
Spanien? — weisen nicht nur auf die wirtschaftliche Notlage weiter Kreise der Bevöl- 
kerung, sondern auch auf beschleunigte, durch das Wirtschaftswachstum nicht kom- 
pensierbare Umstrukturierungsprozesse in bisher starken Sektoren hin; die extrem 
verbreitete Jugendarbeitslosigkeit, insbesondere unter Höherqualifizierten, verweist 
auf einen Mangel an modernen wirtschaftlichen Aktivitäten vor allem des tertiären 
Sektors. Hohe Inflationsraten lassen die Kaufkraft besonders der niedrigeren Ein- 
kommensgruppen sinken und bewirken eine Umverteilung des gesellschaftlichen 
Reichtums zugunsten der Reicheren. Und die Verlagerung eines Teils der Wirtschafts- 
tätigkeit in die Grauzone der Schattenwirtschaft - die auf vielfältige Weise Kostener- 
sparnisse und eine Erhöhung der Flexibilität erzielt und somit ein Modus ist, um im 
erweiterten Markt konkurrenzfähig zu bleiben — bedeutet für die Beschäftigten Ein- 
kommensverluste, prekäre Arbeitsverhältnisse und vor allem Verlust von sozialer 
Sicherheit. Zudem sind wirtschaftlicher Aufschwung und Stagnation regional sehr 
ungleich verteilt: Einer zunehmenden Zahl von Industriestandorten mit rückläufiger 
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Entwicklung sowie von relativ monostrukturierten Agrargebieten steht eine geringe 
Zahl von Wachstumszentren gegenüber. Insgesamt bewirkt also die ökonomische 
Integration der mediterranen Peripherie in den Gemeinsamen Markt nicht den be- 
fürchteten Zusammenbruch der betroffenen Volkswirtschaften, wohl aber eine selek- 
tive Einbindung ausgewählter Sektoren dieser Länder in den Wirtschaftskreislauf der 
EG und damit eine stärkere Polarisierung zwischen florierenden und stagnierenden 
Wirtschaftszweigen, zwischen aufsteigenden und verarmenden Gesellschaftsschich- 
ten und zwischen unterschiedlich entwickelten Regionen innerhalb der betroffenen 
Länder. Hinzu kommt ein starkes Ungleichgewicht zwischen öffentlichen Vorleistun- 
gen und privater Initiative in dem Sinne, daß erstere so sehr hinter »europäischen« 
Standards zurückbleiben, daß sie sich langfristig als Hemmnis für ein weiteres Wirt- 
schaftswachstum auswirken müssen. Damit bilden die Volkswirtschaften der medi- 
terranen Peripherie — zu denen neben den Neumitgliedern auch der Süden Italiens zu 
rechnen ist- weiterhin ein schwaches Glied in der erweiterten Gemeinschaft. Die EG 
hat darum auch im Rahmen ihres neuerlichen Vorstoßes zur weitergehenden Integra- 
tion-dem für 1992 angestrebten Europäischen Binnenmarkt-nicht zuletzt unterdem 
politischen Druck der betroffenen Länder eine Reihe von flankierenden Maßnahmen 
konzipiert, die die Strukturprobleme dieser Länder — und damit auch die Strukturpro- 
bleme der EG - »lösen« helfen sollen. 


Die politische »Reaktion« der EG auf den Nord-Süd-Gegensatz: Vom Europa 
»der zwei Geschwindigkeiten« zum strukturpolitisch flankierten Binnenmarkt 


Betrachten wir die »Reaktion« der EG auf den intensivierten internen Strukturkon- 
flikt, den die Süderweiterung der Gemeinschaft mit sich brachte, so läßt sich ein 
grundlegender Umschlag von zunächsteher defensiven Konzepten zu einer vorwärts- 
gerichteten Integrationsstrategie, die Entwicklungs- und Modernisierungsprozesse in 
den betroffenen Ländern induzieren soll, konstatieren. Dieser Umschlag wurde einer- 
seits ausgelöst von den härteren Forderungen der »ärmeren« Mitgliedsstaaten, ande- 
rerseits gefördert durch einen paralell laufenden Ausbau der Gemeinschaft, der zu- 
nächst als Krisenbewältigung konzipiert war, dann aber zunehmende Eigendynamik . 
entfaltete und schließlich im Konzept des »Europa ohne Grenzen« mündete. Schon 
das Scheitern der Wirtschafts- und Währungsunion, die darauffolgende Wirtschafts- 
krise und die teilweise Rückkehr zu »nationalstaatlichen Alleingängen« hatten deut- 
lich gemacht, daß eine weitere lineare Integration von ökonomisch ungleichen Part- 
nern nicht möglich war; die Süderweiterung der Gemeinschaft schien diese Problem- 
situation nur zu verstärken. Fortschritte im Integrationsprozeß wurden denn auch nur 
durch die Übertragung nationalstaatlicher Kompetenzen, insbesondere im Bereich. 
der Wirtschaftspolitik, auf die EG-Ebene für möglich gehalten, ein Weg, der jedoch 
politisch nicht durchsetzbar war. 

Der faktische Entwicklungsgang der EG verlief dann allerdings ganz anders. Auf der 
einen Seite wurden neue Integrationsschritte und -Konzepte entwickelt, die weniger 
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Vereinheitlichung als vielmehr flexible Kopplungssysteme vorsahen: So legte das 
1979 eingeführte europäische Währungssystem (EWS) für einige Mitgliedsstaaten 
feste Wechselkursparitäten fest, während anderen flexible, regelmäßig zu korrigie- 
rende Margen zugestanden wurden; wieder andere Länder blieben ganz außerhalb des 
Systems. Seinen Höhepunktfand dieses Prinzip der Integration ohne Harmonisierung 
im Konzept des »Europa der zwei Geschwindigkeiten«. Dieses sah weitgehende Inte- 
grationsschritte für dieökonomisch stärkeren Kernländer der Gemeinschaft vor, wäh- 
rend die übrigen Länder nur die jeweils vorteilhaften bzw. zu verkraftenden Interpre- 
tationsschritte mitvollziehen sollten. Wenngleich dieses Konzept niemals in die Wirk- 
lichkeit umgesetzt wurde, so bildet sein Grundgedanke doch das Basisprinzip aller 
darauffolgenden Maßnahmen zur weiteren Integration. Die EG betrieb aber auch 
ihren Ausbau als Staats- und Verwaltungsapparat; dies jedoch nicht auf der Basis ihr 
von den Mitgliedsstaaten übertragener spezifischer Kompetenzen, sondern über die 
Aufnahme gänzlich neuer Tätigkeitsfelder, die bis dahin nicht - oder nicht in dieser 
Form — Gegenstand staatlicher Eingriffe waren. Hierzu gehört die Forschungs- und 
Technologiepolitik, die Umweltpolitik, die Arbeits- und Frauenpolitik sowie die ver- 
schiedenen Strukturpolitiken: Regional-, Sozial- und Agrarstrukturpolitik. Machte 
die EG bei den erstgenannten Bereichen ihren Einfluß zunächst vor allem über recht- 
liche Rahmenregelungen geltend, wobei grundsätzlich nach dem bewährten Prinzip 
der Herstellung von Rechtsgleichheit für die gesamte Gemeinschaft verfahren wurde, 
so hatte die Vorgehensweise dennoch sehr spezifische Effekte: Da solche Regelungen 
für die Mitgliedsländer zwar bindend, jedoch nicht zwingend sind, und jeweils erst in 
die nationale Gesetzgebung übernommen werden müssen, stehen viele Wege und 
Variationen ihrer Umsetzung in Konkrete Politiken offen. Solche EG-Richtlinien 
fungieren daher weniger als Instrumente der supranationalen Vereinheitlichung staat- 
licher Maßnahmen, als vielmehr als Mittel zur Differenzierung und Modernisierung 
der Politiken innerhalb der Mitgliedsstaaten. Denn die von der EG vorgegebenen 
»moderneren« Politikinhalte fließen als Argumentationshilfen oder Modernisie- 
rungskonzepte in die Auseinandersetzungen zwischen widerstreitenden Interessen- 
gruppen der jeweiligen Länder ein und finden so — mit Modifikationen — Eingang in 
die Politik aufnationalem Niveau. Dieser Mechanismus wurde in der Folge durch den 
konzentrierten Einsatz von Finanzmitteln verstärkt. Diese werden allerdings eher in 
der Form von Preisausschreiben für die besten Bewerber von seiten der Mitgliedsstaa- 
ten ausgelobt als daß sie entsprechend verwaltungsmäßig eindeutig festgelegter 
Vergabekritik und -prioritäten zugewiesen würden. Der Effekt dieser Vorgehensweise 
ist wiederum eine differenzierende und selektiv modernisierende Beeinflussung der 
Politiken der Mitgliedsstaaten. 

Demgegenüber wird mit den Strukturpolitiken von vornherein ein anderer Weg 
beschritten. Hier geht es nicht um rechtliche (Vereinheitlichungs-)Regelungen, son- 
dern um aktive, selektive Staatseingriffe zugunsten bestimmter Sektoren, Aktoren 
oder Regionen. Da die EG für solchermaßen »inhaltlich« bestimmte Aufgaben nicht 
ausgestattetistund auch nicht über die notwendigen Kompetenzen verfügt, um solche 
Politiken nach eigenem Gutdünken in den Mitgliedsstaaten zu implementieren, griff 
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man zu einer Hilfskonstruktion: Die Gemeinschaft stellt Mittel bereit, um strukturpo- 
litische Maßnahmen der Mitgliedsländer (mit) zu finanzieren. Schienen damit die ge- 
meinschaftlichen Strukturpolitiken zunächst inhaltlich von den jeweils korrespondie- 
renden Politiken auf nationalem Niveau. abhängig zu sein, so wußte die EG das 
Verhältnis schon bald umzudrehen. Der Mechanismus der (Ko-)Finanzierung wurde 
in zunehmendem Maße genutzt, um »europäische« Politikzielsetzungen und Ent- 
wicklungsvorstellungen in die entsprechenden Politiken der Mitgliedsländer hinein- 
zutragen. Die europäischen Strukturpolitiken entwickelten sich somit ebenfalls zu 
einem Instrument der indirekten Beeinflußung und tendenziellen Modernisierung na- 
tionalstaatlicher Politikinhalte. Allerdings erschienen beide beschriebenen Integra- 
tions(fort)schritte zunächst nicht als spektakulär: Die rechtlichen Regelungen nicht, 
weil sie von den Mitgliedsländern nur halbherzig und lax übernommen wurde — 
wodurch die EG als unfähig erschien, die notwendige Vereinheitlichung durchzuset- 
zen -;, die Strukturpolitiken nicht, weil es lediglich um ein paar Subventionstöpfe zu 
gehen schien, die sich zudem noch auf relativ marginale Bereiche bezogen: den 
Agrarsektor, die Arbeitslosen und die geringer entwickelten Regionen. Erst in dem 
Maße, wie die beschriebenen Einzelschritte eine gewisse Eigendynamik entfalteten 
und sich zu einem tragfähigen Gesamtkonzept verdichteten, und die neuen Tätigkeits- 
felder-nicht zuletzt wegen einer aus Geld- und KompetenzmangelderEG geborenen 
spezifischen Kopplung untereinander- immer mehr Gewicht erlangten, ging die EG- 
Kommission dazu über, das unter der Hand entstandene dezentrale Integrationsmo- 
dellin ein konkretes, explizites Europa-K.onzept umzusetzen: die Herstellung des ge- 
meinsamen Binnenmarktes. Aber auch dieser vorwärtsweisende Schritt wird nicht 
flankiert von formalen Kompetenzzuwächsen der Gemeinschaft oder vom Ausbau 
wirtschaftspolitischer Gesamtmaßnahmen auf supranationalem Niveau, sondern 
»nur« von einer Verstärkung und wechselseitigen Integration der neuen Struktur- und 
Sektorpolitiken. Und mit diesen Politiken wird weniger das Ziel der Vereinheitli- 
chung des europäischen Wirtschaftsraumes verfolgt; vielmehr konstituieren sie zu- 
sammengenommen eine expansive Strategie nach außen gegenüber den Konkurren- 
ten Amerika und Japan - und eine selektive Entwicklungs- und Modernisierungsstra- 
tegie nach innen — insbesondere gegenüber den ökonomisch schwächeren Periphe- 
rien. 

Die Herausbildung des neuen, dezentralen Integrationsmodells wurde auf politi- 
schem Niveau verstärkt durch die Austragung der aus dem Nord-Süd-Konflikt re- 
sultierenden Interessengegensätze. Schon bei den Verhandlungen um die dritte EG- 
Erweiterung ließ sich Griechenland - unterstützt von Italien und Frankreich — seine 
Zustimmung zum Beitritt Spaniens und Portugals durch die Zusage großzügiger 
strukturpolitischer Hilfeleistungen »abkaufen«. Als dann die »Einheitliche Europäi- 
sche Akte« verabschiedet wurde (1987) und der Europäische Binnenmarkt auf die 
Tagesordnung kam, setzten die mediterranen Peripherieländer — unterstützt von Ir- 
land - gemeinsam durch, daß die Mittel der Strukturfonds verdoppelt und das Ziel der 
gleichmäßigen Entwicklung in den europäischen Vertrag aufgenommen wurden. Al- 
lerdings erschöpft sich das politische Tauschgeschäft nicht im simplen Austausch von 
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»Zustimmung zur weitergehenden Integration« gegen »strukturpolitische Finanz- 
transfers«. Vielmehr spielen die »ärmeren« Mitgliedsländer über ihre Forderungen 
auch der EG einen enormen Macht- und Bedeutungszuwachs zu. Denn mit den ver- 
einbarten Transferzahlungen und der enormen Aufstockung der Mittel werden nicht 
einfach großzügige Trostpflaster zur Kompensation eventueller Integrationsnachtei- 
le an die schwächeren Partner ausgeteilt: vielmehr erfahren die Strukturpolitiken der 
Gemeinschaft, die den Finanztransfer lenken, eine enorme Aufwertung, indem sie zu 
zielgerichteten Instrumenten der Wirtschaftsförderung ausgebaut werden. Dies 
zwingt ihrerseits die EG - soll die neue Rolle adäquat wahrgenommen werden — zu 
einer grundlegenden Reform ihres strukturpolitischen Instrumentariums, zu einem 
Ausbau ihrer Staatstätigkeit und zu einer Verfeinerung ihrer Vorgehensweise — bei 
gleichzeitiger Wahrung der formalen Autonomie der Mitgliedsstaaten. Damit aber 
»kauft« die EG über ihre strukturpolitischen Finanzzusagen den ökonomisch schwä- 
cheren Mitgliedsländern nicht nur ihre Zustimmung zur europäischen Integration, 
sondern indirekt auch ihr Einverständnis für ein »europäisch« bestimmtes Entwick- 
lungsmodell ab: Denn indem die Mittelvergabe aus den Strukturfonds an zunehmend 
strengere und komplexere Bedingungen gebunden ist, wird mit dem Finanztransfer 
zugleich eine Entwicklungs- und Modernisierungsstrategie für die betroffenen Wirt- 
schaften transferiert; und indem die Implementation der Entwicklungsvorhaben 
äußerst kompliziert ist, werden zugleich neue, modernere Formen staatlichen Han- 
delns in den Peripherieländern induziert. Insgesamt bildet sich so im Rahmen des 
neuen, dezentralen Integrationskonzepts der EG, wie es im konkreten politischen 
Prozeß aus der pluralistischen Interessenvermittlung zwischen mehr oder weniger 
gleichwertigen Partnern resultiert, eine zunehmend indirekte strukturelle Dominanz 
der Gemeinschaft gegenüber ihren Mitgliedsstaaten heraus. 


Der Einsatz der europäischen Strukturpolitiken in den mediterranen 
Mitgliedsländern 


Beim Einsatz der europäischen Strukturpolitiken in den Mittelmeerländern steht die 
Regionalpolitik im Vordergrund: Zum einen, weil sie das wichtigste und direkteste 
Instrument der regionalen Wirtschaftsförderung ist; zum zweiten, weil über sie eine 
spezifische Methodologie der Implementation entwickelt wurde, der die übrigen 
Strukturpolitiken — unter dem Konzept ihrer wechselseitigen Integration - in zuneh- 
mendem Maße untergeordnet werden. 

Dereuropäische Regionalfonds wurde 1975 mitdem Ziel der Verringerungregionaler 
Disparitäten in der Gemeinschaft eingesetzt. Es war aber von Anfang an klar, daß 
seine wesentliche Funktion in der Verringerung ökonomischer Entwicklungsunter- 
schiede zwischen den Mitgliedsländern lag. Dies geht schon aus dem Kontext seiner 
Entstehung hervor: Einerseits war es die erste EG-Erweiterung (England, Irland, 
Dänemark), andererseits die geplante Wirtschafts- und Währungsunion, die zu einer 
Politik des Ausgleichs ökonomischer Ungleichgewichte nötigten. Mit der zweiten 
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und dritten EG-Erweiterung im Mittelmeerraum wurde dann der Übergang der Re- 
gionalpolitik von einem begrenzten Ausgleichsinstrument zu einer gezielten Ent- 
wicklungsstrategie vollzogen. Angesichts des geplanten einheitlichen Binnenmark- 
tes 1992 soll diese Funktion weiter ausgebaut werden. Dazu wurde das Konzept der 
Integration aller europäischen Strukturfonds unter regionalpolitischen Zielsetzungen 
entwickelt. Entsprechend diesem raschen Funktions- und Bedeutungszuwachs hat 
sich die europäische Regionalpolitik auch in inhaltlicher und instrumenteller Hinsicht 
schnell verändert: Fungierte sie anfänglich -über den Mechanismus der Kofinanzie- 
rung - als bloße Verstärkung korrespondierender Politiken auf nationalem Niveau, so 
wurde über eine Reihe von Reformen das gemeinschaftliche Instrumentarium so 
verändert, daß die Mitgliedsstaaten in zunehmendem Maße gezwungen sind, ihre Po- 
litiken an die »europäischen« Zielvorstellungen anzupassen. So wurde 1975 zunächst 
mit einem einfachen Instrumentarium begonnen, das der Vorgehensweise in den Mit- 
gliedsländern entsprach: Subventionen für Industrieansiedlungen sowie den Infra- 
strukturausbau in ausgewiesenen Entwicklungsgebieten, die auch im Rahmen natio- 
naler Maßnahmen förderungswürdig waren. 1979 wurden mit einer ersten Reform 
neue Wege beschritten: Über sog. »Spezifische Maßnahmen« im Rahmen des quota- 
freien Sektors wurde ein Teil der Förderung auf Klein- und Mittelbetriebe, auf tech- 
nologische Innovationsprozesse und auf den Ausbau direkt wirtschaftsbezogener 
staatlicher Vorleistungen orientiert. 1985 wurde schließlich über eine umfassende Re- 
form der Programm-Ansatz als neue Methodologie der Politikimplementation einge- 
führt. Programme umfassen ein »Bündel mehrjähriger kohärenter Maßnahmen« in 
verschiedenen Sektoren, Bereichen oder auch Gebieten. Überden Programm-Ansatz 
sollen Synergie-Effekte in bezug auf die ökonomische Entwicklung sowie eine Stei- 
gerung der Effizienz bei der Realisierung der anvisierten Maßnahmen erzielt werden. 
Sowohl die Gemeinschaft als auch die Mitgliedsstaaten können Initiativnehmer sein. 
Im ersteren Fall ist es die EG, die die inhaltlichen Vorgaben macht, während den 
Mitgliedsstaaten eher eine ausführende Rolle zukommt; im letzteren Fall können die 
Mitgliedsstaaten Vorgaben machen, allerdings nur im Rahmen dessen, was die EG für 
förderungswürdig hält. Zum 1. Januar 1989 trat eine neuerliche Reform des regional- 
politischen Instrumentariums in Kraft, die die Programm-Systematik zum Basisprin- 
zip aller regionalpolitischen Eingriffe erhebt; gleichzeitig sollen verschiedene struk- 
turpolitische Maßnahmen der EG - neben der Wirtschaftsförderung vor allem die 
Berufsbildung sowie die Verbesserung der Agrarstruktur — und damit auch die euro- 
päischen Strukturfonds integriert und koordiniert eingesetzt werden. 

Obwohl die EG nirgendwo eine explizite entwicklungspolitische Konzeption festge- 
legt hat — dazu wäre sie von ihrer Struktur und Ausstattung her weder befugt noch in 
der Lage - ergibt sich dennoch aus den verschiedenen Verordnungen zur Mittelver- 
gabe, aus der — rechtlich nicht fixierten — Verhandlungs- und Entscheidungspraxis 
über die Honorierung von Projekten und Programmen und schließlich aus der Kopp- 
lung von Zielsetzungen verschiedener europäischer Sektorpolitiken untereinander, 
eine ganz spezifische Entwicklungsstrategie. In bezug auf dieökonomische Entwick- 
lung ist diese Strategie durch folgende Merkmale und Präferenzen gekennzeichnet: 
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— , Bevorzugung von Klein- und Mittelbetrieben sowie von endogenen Entwick- 
lungspotentialen?; 

— Stimulierung der privaten Wirtschaft durch »reale« öffentliche Vorleistungen, vor 
allem »moderne«, tendenziell privatisierbare Dienstleistungen; 

— Stimulierung technologischer Innovationsprozesse; 

— Bevorzugung spezifischer, wirtschaftsbezogener Infrastrukturmaßnahmen vor 
dem Ausbau der allgemeinen Infrastruktur. 

Die strategische Absicht einer Transformation staatlichen Handelns ist durch folgen- 

de Zielvorstellungen und Präferenzen gekennzeichnet: 

— Implementation von Entwicklungsvorhaben in der Form von Programmen, d.h. in 
der Form vorab geplanter und projektierter sowie aufeinander abgestimmter Maß- 
nahmen; 

— Dezentralisierung der Politikimplementation sowie Projektträgerschaft vom na- 
tionalen auf das regionale und lokale Niveau sowie von regulären staatlichen 
Instanzen auf funktionsbestimmte semi- oder parastaatliche Institutionen; 

— Steigerung der Planungsrationalität und der Ausführungskapazität der betroffenen 
Instanzen; 

— Koordination und informelle Vernetzung zwischen staatlichen Instanzen unterein- 
ander (einschließlich der EG) sowie zwischen Staat und Ökonomie. 


Die Implementation der europäischen Regionalpolitik in den mediterranen 
Mitgliedsstaaten 


Es liegt auf der Hand, daß die doppelte Entwicklungsstrategie, die die EG mit zu- 
nehmender Konsequenz verfolgt, nicht bruchlos in den Mitgliedsstaaten implemen- 
tiert werden kann: Zum einen, weil die staatlichen Strukturen in diesen Ländern einer, 
solcherart »modernen«, dezentralen Politik nicht entsprechen; zum anderen, weil 
entsprechende Förderpolitiken und die nötigen Erfahrungen zu ihrer Implementation 
weitgehend fehlen. Hinzu kommt, daß auch der Adressat einer solchen Politik, die 
private Wirtschaft, nicht oder nur in begrenztem Maße die »passende« Struktur auf- 
. weist. So sind die Mittelmeerländer durch ein hohes Maß an staatlichem Zentralis- 
mus, durch einen Mangel an wirtschaftspolitischen Kompetenzen der unteren staat- 
lichen Instanzen, durch übermäßig bürokratische Entscheidungsstrukturen, durch 
eher rudimentäre Formen regionaler Entwicklungspolitik und schließlich — nicht 
zuletzt aufgrund der relativen »Armut« der betroffenen Staaten — durch ein Fehlen 
konkreter Erfahrungen auf dem Gebiet staatlicher Vorleistungen gekennzeichnet. 
Damit kommt es im Prozeß der Implementation europäischer Strukturpolitiken - die 
janach wie vor dem Mechanismus der Kofinanzierung folgen - zu einem grundlegen- 
den Strukturkonflikt zwischen Gemeinschaft und Mitgliedsstaaten, bei dem jede 
Seite versucht, ihre Interessen bzw. das ihr nächstliegende so weit wie möglich durch- 
zusetzen. Langfristig und mit der steigenden Intensität europäischer Politikvorgaben 
kommt es allerdings zu einer tendenziellen Anpassung der Mitgliedsstaaten, was sich 
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nicht nur in der Übernahme der europäischen Politikkonzeption in die nationale 
Planung und Gesetzgebung zeigt, sondern auch in der tendenziellen Auflösung der 
traditionellen staatlichen Strukturen und Vorgehensweisen. 

Eine nähere Betrachtung dieses Prozesses am Beispiel des Einsatzes der Regionalpo- 
litik in Italien und Griechenland zeigt, daß deren Implementation in der Anfangsphase 
noch vergleichsweise einfach war*: Die Mitgliedsstaaten legten Projekte, die sie 
ohnehin im Rahmen ihrer Regionalförderung durchführten, zur Finanzierung bei der 
EG vor, und diese zahlte auch vergleichsweise bereitwillig. Innerhalb dieses Rahmens 
übte die Gemeinschaft zunächst nur Druck aus zur Vorlage von mehr wirtschaftsbe- 
zogenen Projekten sowie zum Einbezug der regionalen und lokalen Staatsinstanzen 
in die europäische Förderungspolitik. In letzterem Falle mußten dann allerdings wie- 
derum inhatliche Konzessionen gemacht werden: Regionen, Provinzen und Kommu- 
nen widmen sich- nicht zuletzt in Ermangelung anderweitiger Kompetenzen-haupt- 
sächlich dem Ausbau der Basisinfrastruktur. Mit der Einführung des quotafreien 
Sektors und der »spezifischen Maßnahmen« (1979) traten dann zum ersten Mal er- 
hebliche Implementationsprobleme auf. Zwar legten sowohl Italien als später auch 
Griechenland entsprechende Rahmenprogramme vor; die Ausführung der Vorhaben 
war jedoch mit unüberwindlichen Hindernissen verbunden. Dies lag einerseits im de- 
zentralen, innovativen und direkt wirtschaftsbezogenen Charakter der von der EG 
vorgesehenen Eingriffe begründet - eine »spezifische Maßnahme« sah die Erschlie- 
Bung alternativer Energiequellen vor, eine zweite die Förderung von Klein- und Mit- 
telbetrieben, des Agritourismus sowie der technologischen Innovation —, andererseits 
im Mangel an Kompetenzen, organisatorischen Voraussetzungen und konkreten Er- 
fahrungen der mit der Durchführung betrauten staatlichen Instanzen. Sowohl in 
Italien als auch in Griechenland gelang es daher erst nach einer Verlängerung der 
»spezifischen Maßnahmen« um eine zweite 5-Jahresperiode, wenigstens einen — 
kleineren — Teil der vorgesehenen Mittel im Sinne der EG zu verwenden; dies nicht 
zuletzt, weil bis zum Ende der 10jährigen Laufzeit (März 1989) ein gewisser Erfah- 
rungsschatz aufgebaut und die notwendigen institutionellen Anpassungen vorgenom- 
men werden konnten. 

Beschränkten sich die Maßnahmen des quotafreien Sektors zunächst nur auf begrenz- 
te Experimente, so werden mit der Einführung des Programm-Ansatzes (1985) die 
neuen Konzepte der Politikimplementation umfassender und für die Mitgliedsstaaten 
zugleich zwingender eingesetzt. Allerdings bietet die Zweiteilung in »Gemein- 
schaftsprogramme« sowie »nationale Programme von gemeinschaftlicher Bedeu- 
tung« die Möglichkeit einer differenzierteren Vorgehensweise: Die EG initiiert Pro- 
gramme, die aufkonsequente technologische Innovation und ökonomische Umstruk- 
turierungsprozesse abzielen; die Mitgliedsstaaten widmen sich Programmen, die der 
Mobilisierung endogener Potentiale dienen. Über diese Art von Arbeitsteilung ist es 
möglich, eine mehrgleisige Entwicklungsstrategie zu fahren: Die Gemeinschaft gibt 
konsequente Modernisierungsschübe vor, während die nationalen und lokalen Staats- 
instanzen ihre jeweils spezifischen Potentiale in das Entwicklungskonzepteinbringen 
können. In beiden Fällen sind es allerdings die Mitgliedsstaaten, die die konkreten 
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Programme ausarbeiten und auch die Verantwortung für ihre Ausführung tragen; im 
ersteren Falle geschieht dies im Rahmen deutlicher Vorgaben von Seiten der EG, im 
zweiten Fall ist die Kreativität der unteren staatlichen Instanzen am Zuge. Entspre- 
chend dieser Konstellation treten dann auch in unterschiedlichem Maße Implemen- 
tationsprobleme auf: Am einfachsten erweist sich die Ausführung der ersten beiden 
Gemeinschaftsprogramme (1986), die mit eindeutigen Vorgaben arbeiten und sich 
zudem weitgehend auf den öffentlichen Sektor stützen: ein Programm zum Ausbau 
der Telekommunikation (STAR), ein zweites zur Erschließung alternativer Energie- 
quellen (VALOREN). Schon wesentlich schwieriger stellen sich die beiden folgen- 
den Gemeinschaftsprogramme dar, obwohl sie — ebenso wie das Energieprogramm — 
faktisch Fortsetzungen des quotafreien Sektors sind: ein Programm zu ökonomischen 
Umstrukturierung von Stahlgebieten (RESIDER), ein zweites für Schiffsbaugebiete 
(RENAVAL; beide 1988 initiiert). Da hier relativ vielfältige Maßnahmen zur Stimu- 
lierung neuer ökonomischer Aktivitäten erwartet werden, setztderen Implementation 
eine spezifische Programmatik voraus®. Die größten Probleme stellen sich in den me- 
diterranen Mitgliedsländern da, wo sie selbständig Programme erarbeiten sollen. 
Allerdings hat die EG über eine Sondermaßnahme - die »Integrierten Mittelmeerpro- 
gramme« — quasi einen methodischen Rahmen vorgegeben. Diese speziellen Ent- 
wicklungsmaßnahmen, die den mediterranen Altmitgliedern zur Kompensation öko- 
nomischer Nachteile infolge der 3. EG-Erweiterung zugestanden worden waren, ent- 
wickelten sich in der Praxis zu einem großangelegten didaktischen Experiment: Die 
Komplexität ihrer Maßnahmen, die Ausrichtung auf endogene Potentiale in beson- 
ders benachteiligten Gebieten, der Einbezug privater Initiativen in die Programmatik, 
die gleichzeitige Nutzung verschiedender europäischer Fonds, und schließlich die 
Vielzahl an beteiligten staatlichen Instanzen inklusive der EG bewirkten zusammen- 
genommen einen umfassenden Lernprozeß, der in der Folge den Übergang zur 
allgemeinen Programmimplementation möglich machte. 

Faktisch sind denn auch die ersten »nationalen Programme«, die von Italien und 
Griechenland kurz vor Ablauf der entsprechenden Verordnung zum Jahresende 1988 
vorgelegt wurden, auf der Basis der Erfahrungen mit den Integrierten Mittelmeerpro- 
grammen entstanden; weitere staatliche Instanzen auf regionalem und nationalem 
Niveau halten entsprechende Programmentwürfe bereit. Zwar gelang es ihnen nicht, 
diese noch im Rahmen der »alten« Verordnung einzureichen; da die EG jedoch mit 
ihrer jüngsten Reform vor allem den Ausbau der Programm-Methodolosgie anstrebt, 
sind die »verspäteten« Programmentwürfe mit gewissen Auspassungen auch in Zu- 
kunft verwendbar, so daß man sich — zum ersten Mal — gegenüber einer neuerlichen 
Veränderung »von oben« gewappnet fühlen kann. 

Insgesamt ist es der EG somit gelungen, über eine Vielzahl von Programmtypen und 
-varianten neue Inhalte und Formen der Politikimplementation in den Mitgliedsstaa- 
ten zu induzieren, die auf direkte Wirtschaftsförderung, auf den Ausbau wirtschafts- 
bezogener öffentlicher Vorleistungen, auf die Stimulierung endogener Potentiale so- 
wie auf die Beschleunigung der technologischen Innovation abzielen. Zwar ist die 
neue, vergleichsweise komplizierte Vorgehensweise nach wie vor mit erheblichen 
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Implementationsproblemen behaftet, die sich in der Praxis als Deformation der Po- 
litikinhalte sowie als Verzögerungen in der Ausführung manifestieren; als Gesamt- 
tendenz bildet sich jedoch eine zunehmende Dominanz der EG-Strategie heraus. 


Die Wirkungen der europäischen Strukturpolitiken 


Fragt man nach den Wirkungen der europäischen Strukturpolitiken in den mediterra- 
nen Mitgliedsstaaten, so gilt es nach der Ebene der regional-ökonomischen Entwick- 
hingsprozesse und der Ebene des staatlichen Handelns zu unterscheiden. Bei der 
regional-ökonomischen Entwicklung ist zu beachten, daß die europäischen Zielvor- 
stellungen nur mit erheblichen zeitlichen Verzögerungen zum Tragen kommen und 
daß bis zum Jahresende 1988 der überwiegende Teil der Politikimplementation dem 
»klassischen« Konzept der Projektförderung folgte, während die Programme noch 
immer im Experimentierstadium verkehrten. Die eigentlichen Wirkungen der EG- 
Strategie werden sich daher erst in weiterer Zukunft niederschlagen. Um so bemer- 
kenswerter istes, daß schon die »klassischen« Maßnahmen eine erhebliche polarisie- 
rende Entwicklung zur Folge haben (Vgl. Tömmel 1986). So kam insgesamt zwar nur 
ein geringer Teil der EG-Mittel der direkten Betriebsförderung zugute, während der 
überwiegende Teil für Infrastrukturausgaben verwendet wurde; innerhalb der be- 
trieblichen Förderung ist aber eine extrem ungleiche Verteilung nach Ländern, Re- 
gionen, Sektoren sowie Art und Umfang der Aktivitäten zu verzeichnen. So konnte 
Italien mit seinem stärkeren Wirtschaftspotential immerhin 13% der EG-Mittel für 
betriebliche Aktivitäten, überwiegend im industriellen Bereich, verwenden, während 
es im schwach industrialisierten Griechenland nicht einmal 2% waren. Innerhalb der 
Industrieförderung kommen die Mittel hauptsächlich den moderneren Sektoren, den 
moderneren Produktionsmethoden sowie den mittleren bis größeren Betrieben zugu- 
te. Dies ist einer Reihe von Mechanismen geschuldet, die der Mittelzuweisung zu- 
grundeliegen: der Bevorzugung möglichst moderner Aktivitäten, der Subventionie- 
rung von Fixkapitalınvestitionen, der Festlegung einer Untergrenze für die zu för- 
dernde Betriebsgröße und schließlich dem rigiden Ausschluß von Branchen und Ak- 
tivitäten, die im EG-Gebiet bereits überrepräsentiert sind (z.B. Bekleidungsindu- 
strie). Diese Art der Bevorzugung führt aber nicht nur zu einer Polarisierung der öko- 
nomischen Entwicklung, sondern — entgegen den erklärten Zielen der EG - auch zur 
Bevorzugung bestimmter Gebiete und damit auch zu einer Polarisierung der regiona- 
len Entwicklung: Nicht die »ärmsten«, am meisten benachteiligten Regionen ziehen 
solcherart »moderne« Subventionen auf sich, sondern umgekehrt die relativ entwik- 
kelteren, ökonomisch stärker diversifizierten Regionen. In Italien ist dies vor allem 
der »Norden des Südens« sowie die Adriatische Achse (vgl. Tömmel 1986); in Grie- 
chenland, wo ohnehin fast das ganze Land förderungswürdig ist, sind es die Agglo- 
merationsräume Saloniki, Patras sowie das weitere Umland von Athen. 

Bei den Infrastrukturinvestitionen, die den Großteil der geförderten Projekte ausma- 
chen, scheint dieregionale Ungleichverteilung weniger ausgeprägt zu sein; allerdings 
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liegt dies eher in der stofflichen Art der Projekte als in einer bewußt ausgleichenden 
Politikkonzeption begründet. Denn zum einen handelt es sich um Maßnahmen, wie 
Straßen, Leitungen, etc., die zwar ganze Gebiete durchqueren, letztendlich aber 
hauptsächlich die Netzpunkte bedienen; zum zweiten geht es um Projekte wie Stau- 
dämme, Kraftwerke etc., die zwar standortgebunden sind, jedoch häufig Ressourcen 
für weit erfernte Abnehmer erschließen. (So dient ein von der EG gefördertes Braun- 
kohlekraftwerk im Norden Griechenlands primär der Stromversorgung von Athen; 
eine Erdgasleitung, die von Sizilien durch den ganzen Süden Italiens bis Bologna ver- 
läuft, der Energieversorgung auch der nördlichen, nicht förderungswürdigen Landes- 
teile.) Insgesamt bewirkt also auch die Infrastrukturförderung eine eher polarisieren- 
de regionale Entwicklung. Soweit die unteren staatlichen Instanzen - Regionen, Pro- 
vinzen und Kommunen - von der EG-Förderung Gebrauch machen, beziehen sich 
ihre Aktivitäten nahezu ausschließlich auf den Ausbau der Basisinfrastruktur: Was- 
serleitungen, Kläranlagen, Straßen sowie Elektrizitätsversorgung. Aber auch diese 
Basisaktivitäten sind noch in hohem Maße ungleich verteilt: In der Regel sind es die 
Instanzen der höher entwickelten Regionen, der größeren, wirtschaftsstarken Ge- 
meinden, die eher und besser in der Lage sind, entsprechende Projekte zu entwickeln 
und auch (mit) zu finanzieren. Mit der Einführung der Programm-Implementation 
werden die Mechanismen der ökonomischen Polarisierung und der regionalen Un- 
gleichentwicklung weiter verschärft. Die innovationsorientierten Infrastrukturpro- 
gramme der EG gelten zwar wiederum allen Regionen; aufgrund ihrer Netzstruktur 
(Telekommunikation) und der Voraussetzung »moderner« Nutzer kommen sie aber 
nur ausgewählten Unternehmen und Gebieten zugute. Die »Umstrukturierungspro- 
gramme« der EGrichten sich auf städtische Problemgebiete mit rückläufiger industri- 
eller Entwicklung, die, soweitsiein den geringer industrialisierten Mittelmeerländern 
überhaupt vorhanden sind, die vergleichsweise wirtschaftsstarken Zentren betreffen. 
Auch die »nationalen Programme«, die an endogene Potentiale anknüpfen sollen, 
weisen trotz dieser vangepaßten« Strategie in die entgegengesetzte Richtung: Da die 
Erstellung solcher Programme eine qualifizierte öffentliche Verwaltung und eine 
diversifizierte ökonomische Struktur voraussetzen, kommen wiederum die »reiche- 
ren« Regionen besser zum Zuge. Nicht von ungefähr sind es in Italien drei »nördli- 
che« Regionen, die die ersten Programme vorgelegt haben (Abruzzi, Toscana, Sar- 
degna). Dabei tendieren solche Programme - aufgrund des Anknüpfens an endogene 
Potentiale, in der Regel vorhandene und möglichst florierende ökonomische Aktivi- 
täten — zur Verstärkung der jeweiligen Monostrukturen auf regionalem Niveau, sowie 
von interregionalen Spezialisierungen auf nationalem und internationalem Niveau. 
Sorichten sich die drei Programme Italiens primär auf den Ausbau des Tourismussek- 
tors, der in den betroffenen Regionen schon deutlich überrepräsentiert ist. Selbst 
innerhalb der betroffenen Regionen tendieren die Programme zur Verschärfung 
regionaler Disparitäten: Wiederum über das Anknüpfen an endogene Potentiale und 
private wirtschaftliche Aktivitäten werden bestehende Standorte weiter gestärkt. So 
dient der größte Teil der für den Tourismus vorgesehenen Mittel zum Ausbau der 
Hotellerie und entsprechender Infrastrukturen in den ohnehin längst überlasteten 
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Küstengebieten, während das Hinterland weiter verarmt. Insgesamt bewirken somit 
die europäischen Strukturpolitiken weniger die Ausweitung von Entwicklung auf 
bisher relativ rückständige Regionen als vielmehr die selektive Stimulierung und 
Modernisierung der schon bestehenden sowie der relativ stärkeren wirtschaftlichen 
Aktivitäten und eine relative Ausgrenzung und Marginalisierung eher traditioneller 
Sektoren und Aktivitäten. Damit werden die modernen oder modernisierbaren Teile 
der jeweiligen Ökonomien in den europäischen Wirtschaftskreislauf eingebunden, 
während der interne wirtschaftliche Zusammenhang der Regionen geschwächt wird. 
Auf internationalem Niveau kommt es entsprechend zur Ausprägung einer deutliche- 
ren Arbeitsteilung, und auf nationalem und regicnalem Niveau zu einer weiteren 
Polarisierung der Entwicklung und Förderung relativ moderner bzw. traditioneller 
Monostrukturen. 
Die Wirkungen der europäischen Strukturpolitiken in bezug auf das staatliche Han- 
deln in den Mitgliedsländern schlagen sich vordergründig vor allem in einer Steige- 
rung der Rationalität und Effizienz bei der Vorgehensweise der betroffenen Instanzen 
nieder: So zwingt die EG über die Art und Weise der Mittelvergabe die nationalen und 
lokalen Verwaltungsapparate ganz konkret zur Einhaltung von — knapp bemessenen 
— Terminen, zur Vorlage von koordinierten Entwicklungsplänen und -programmen, 
zur tatsächlichen Ausführung der anvisierten Maßnahmen, zur Beschleunigung der 
Planungs- und Ausführungsverfahren und zur Verkürzung oder Vereinfachung büro- 
kratischer Instanzenwege. Sie läßt es sich auch nicht nehmen, notfalls vor Ort Kon- 
trollen über die Einhaltung ihrer Bedingungen durchzuführen. Allerdings reichen die 
aus dieser Konstellation resultierenden Anpassungsprozesse bei weitem nicht aus, um 
die zunehmend komplizierten und inhaltlich heterogeneren Programme zu imple- 
mentieren; es bedarf daher tiefgreifender Umstrukturierungen, wollen die Mitglieds- 
staaten die EG-Mittel tatsächlich dazu nutzen und ausschöpfen. Entsprechende Um- 
wälzungen, die die entwicklungspolitische Gesetzgebung, den Verwaltungsaufbau 
und die Kompetenzverteilung und schließlich generell das Verhältnis des Staates zur 
privaten Wirtschaft betreffen, sind denn auch zu konstatieren. 

So hat Italien seine gesamte nationale Regionalpolitik, die seit über 30 Jahren in mehr 

oder weniger unveränderter Form die Staatsintervention zugunsten des Südens be- 

stimmte, grundlegend reformiert. Als wichtigste Neuerungen sind die folgenden zu 
nennen: 

— Dezentralisierung der gesamten regionalpolitischen Kompetenz im Infrastruktur- 
bereich vom nationalen auf das regionale Niveau; 

— Einführung von Förderungsmaßnahmen zugunsten betriebsbezogener Dienstlei- 
stungseinrichtungen sowie von Subventionen für die Inanspruchnahme solcher 
Dienste; 

— Einführung spezieller Koordinationsverfahren zwischen verschiedenen staat- 
lichen Instanzen für die Planung und Ausarbeitung von Entwicklungsprogram- 
men. 

Diese Neuerungen bilden den Rahmen für eine inhaltlich grundlegend veränderte 

Förderpolitik: Es können nunmehr flexiblere, dezentralere, variationsreichere und 
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insgesamt stärker wirtschafts- und marktbezogene Entwickungsmaßnahmen konzi- 
piert und implementiert werden. 

In Griechenland, das durch ein hochgradig zentralistisches System und eine weniger 
differenzierte Wirtschaftsförderung gekennzeichnet ist, wurde eine Reform der Ge- 
meinde- und Nomosverwaltungen inganggesetzt, die den unteren staatlichen Instan- 
zen erstmals umfangreichere planungspolitische Kompetenzen zuweist, darüber hin- 
aus wurde eine neue Verwaltungsebene zwischen Staat und Nomos eingeführt: Die 
sog. Region, die vor allem der Wahrnehmung von entwicklungspolitischen Aufgaben 
sowie von Koordinationsfunktionen dient. Mit diesen, eher spektakulären Reformen 
gehen eine Reihe weniger sichtbarer, darum jedoch nicht minder weitreichender Ver- 
änderungen einher, die vor allem die Art und Weise des staatlichen Handelns be- 
treffen: So werden informelle Formen der Zusammenarbeit sowie der Entscheidungs- 
und Konsensfindung zwischen verschiedenen staatlichen, aber auch parastaatlichen 
Instanzen zunehmend dominant. Es werden Regelungsmechanismen »erfunden«, um 
markt- und betriebsbezogene Maßnahmen durchführen und insgesamt flexibler auf- 
treten zu können, und schließlich ist auch eine Veränderung im Denken in dem Sinne 
zu konstatieren, daß die Aufgabe des Staates mehr und mehr in der Promotion und 
indirekten Stimulierung der privaten Wirtschaft gesehen wird. 

Insgesamt werden damit in den Mitgliedsstaaten die traditionellen Formen staatli- 
chen Handelns tendenziell aufgelöst zugunsten eines stärker marktgerecht funktio- 
nierenden Systems, das nicht nur besser in der Lage ist, den wirtschaftlichen Ent- 
wicklungs- und Modernisierungsprozeß stimulierend zu begleiten, sondern das auch 
stärker einer indirekten Einflußnahme von seiten der EG offensteht. 


Der Gesamtprozeß der europäischen Integration 


Wenn bis hierher stets die Rede war von einer Entwicklungsstrategie der EG, die in 
den Mitgliedsländern konsequent durchgesetzt wird, so beinhaltet das nicht ein be- 
wußt geplantes Konzept; vielmehr bilden sich diese Strategien, ebenso wie die EG 
selbst, erst über den Prozeß der Politikimplementation heraus. D.h. erst über die 
Schwierigkeiten einer international ausgehandelten Politik entwickelt die Gemein- 
schaft die indirekten Mechnismen zur Beeinflussung der Mitgliedsstaaten, die letzt- 
endlich entwicklungssteuernd fungieren. Damit bildet sich tendenziell ein neuer Ty- 
pus von Politik heraus, der eine inhaltliche Ausrichtung erfährt, ohne konkret inhalt- 
lich bestimmt zu sein. Es ist in diesem System der Markt- und Konkurrenzmechanis- 
mus der Politikideen und faktischen Konzepte, der tragfähigen und vielversprechen- 
den wirtschaftsfördernden Maßnahmen, der konkret darüber entscheidet, welche 
Ideen sich letztendlich als entwicklungsbestimmend durchsetzen. Dabei ist den »un- 
teren« staatlichen Instanzen des Systems — den Mitgliedsstaaten und ihren zentralen 
und lokalen Behörden - ein breiter Handlungs- und Entscheidungsspielraum belas- 
sen. Dies ist weniger ein Zugeständnis der EG an die nach wie vor hochgehaltene 
Souveränität ihrer Mitglieder, als vielmehr eine funktionale Notwendigkeit: Nur über 
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eine weitgehende Autonomie aller betroffenen Instanzen, über vielfältige, an regio- 
nale und lokale Bedingungen anknüpfende Politikkonzepte und über eine diversifi: 
zierte Vertretung von Partikularinteressen gelingt es, die Gesamtreproduktion einer 
hochgradig komplexen Ökonomie in internationalen Dimensionen zu regulieren und 
zugleich den Marktmechanismus im Staatsapparat zu simulieren. Indem diese neuen 
Mechanismen der Regulation — die zunächst neben und außerhalb der klassischen 
Nationalstaaten aus der Not einer EG ohne Befugnisse geboren wurden - in zuneh- 
mendem Maße die traditionellen Strukturen der Mitgliedsstaaten durchdringen und 
auflösen, bildet sich insgesamt ein neuer Typus von Integration heraus, der nicht 
durch politisch-hierarchische Beziehungen strukturiertist, sondern der »unsichtbaren 
Hand« des Marktes folgt. 
Es liegt auf der Hand, daß ein solches System nur über einen hohen Preis zu haben ist, 
der weitüber das hinausgeht, was an »faux frais« der europäischen Entwicklungsstra- 
tegie bereits genannt wurde. Die Simulation des Markt- und Konkurrenzmechanis- 
mus im Staatsapparat mag vielleicht kurzfristig geeignet sein, den Wirtschaftsprozeß 
flexibel zu stimulieren; langfristig trägt sie jedoch alle Elemente dieses Mechanis- 
mus — für die der Staat bisher kompensierend aufkam - in das staatliche Handeln 
hinein: 
— dieenorme Verschwendung von gesellschaftlichen Ressourcen, dienotwendig aus 
den ex-post Entscheidungen resultiert; 
— die Schwierigkeit oder gar Unmöglichkeit, inhaltlich bewußt zu entscheiden und 
en und schließlich 
das Fehlen wirksamer Mechanismen der Kontrolle oder gar Gegensteuerung. 
Es wird daher darauf ankommen, solche Mechanismen zu »erfinden« und zumindest 
als Sand in das neue Getriebe hineinzutragen. 


Anmerkungen 


1 Vgl. hierzu Mandel (1971), Deppe (1975), sowie zusammenfassend Statz (1979). Lediglich Poulant- 
zas (1975) hat hierzu einen differenzierten Standpunkt vertreten. 

2 Für Spanien liegen diese Raten bei über 20%. Die Zahlen für Griechenland und Portugal verschleiem 
das wahre Ausmaß der Arbeitslosigkeit, daes in diesen Ländern kaum Arbeitslosenunterstützung gibt 
und somit häufig keine offizielle Registrierung stattfindet. 

3 Dies klingt zunächst nach altemativer Wirtschaftspolitik und weniger nach moderner Entwicklungs- 
strategie, muß aber im Kontext der relativen Unterentwicklung dieser Länder gesehen werden: Die 
Förderung von Klein- und Mittelbetrieben knüpft dann einerseits an die Möglichkeiten dieser Länder 
im Rahmen der europäischen Konkurrenz an; andererseits werden somit Zuliefer- und komplemen- 
täre Ergänzungsstrukturen zu den international dominanten Großkonzernen geschaffen. 

4 Lediglich für diese beiden Länder liegt eine langjährige Erfahrung vor, so daß die entsprechenden An- 
passungs- und Transformationsprozesse auch tatsächlich nachgewiesen werden können. 

5 Konkret sollen in den industriellen Umstrukturierungsgebieten neue ökonomische Aktivitäten, flan- 
kierende staatliche Vorleistungen und Innovationsprozesse sowie Umschulungsmaßnahmen für die 
Arbeitskräfte stimuliert werden. Es bedarf also jeweils der Erstellung eines konkreten, zugleich aber 
tragfähigen gebietsbezogenen Programms. 
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Albert Statz 
Deutsch-französische Militärkooperation — 
Eine Achse der Westeuropäisierung? 


Zusammenfassung: In den letzten Jahren haben die Bundesrepublik und Frankreich 
ihre militärische Zusammenarbeit in einer Reihe von Feldern verstärkt. Diese Zu- 
sammenarbeit ist zum einen aus den besonderen bilateralen Beziehungen heraus 
bestimmt: der französischen Angst davor, daß die Bundesrepublik eine eigenständige 
Politik betreiben könnte. Zum anderen verstärken sich die Tendenzen zu einer West- 
europäisierung der Sicherheitspolitik — sei es aus Abgrenzung gegenüber den USA, 
sei es als Resultat des EG-Binnenmarkt-Projektes. Einer militärpolitischen »Zweiten 
Säule« in der NATO steht bislang die nationale militärische Souveränität entgegen 
— kann eine deutsch-französische Militärkooperation zu einer Achse der Westeuro- 
päisierung werden? 


Deutsch-französische Widersprüche und die Bedingungen einer engeren 
militärpolitischen Kooperation 


Der »Erbfeind als Ersatzfreund«- so überschrieb Walter Schütze (Schütze 1988) An- 
fang 1988 seine Bestandaufnahme der wachsenden militärpolitischen Zusammenar- 
beit zwischen Frankreich und der Bundesrepublik: die Bildung eines deutsch-fran- 
zösischen Sicherheitsrates, Konsultationen beim Einsatz französischer Atomwaffen 
auf deutschem Boden, gemeinsame Manöver, die Bildung einer gemischten Brigade. 
Das legt Fragen nahe: Welches Erbe? Ersatz wofür? Freundschaft gegen wen? Mit 
anderen Worten: In welcher historischen Tradition und in welchem internationalen 
Umfeld bewegen sich die gegenwärtigen Initiativen?* 

Die deutsch-französischen Beziehungen sind nur vor dem Hintergrund zu begreifen, 
daß beide Länder in sieben Jahrzehnten dreimal Krieg miteinander geführt haben. 
Alle diese Kriege gingen von einem machtpolitischen Zentrum Deutschland in der 
Mitte Europas aus. Entgegen den anderen Siegermächten hatte Frankreich noch bis 
weit in das Jahr 1948 hinein die Wiederherstellung der staatlichen Einheit Deutsch- 
lands bekämpft. Mit der Teilung hat sich das »Sicherheitsproblem Deutschlande, die 
Kontrolle des machtpolitischen Zentrums Deutschland in der Mitte Europas, für 
Frankreich wesentlich entschärft. Wie es Francois Mauriac so unnachahmlich formu- 
lierte: »Ich liebe Deutschland so sehr, daß ich glücklich bin, daß es zwei davon gibt.« 
* Dieser Aufsatz ist die um die militärpolitische Analyse der deutsch-französischen Beziehungen 
gekürzte Fassung einer ausführlichen Broschüre, die der Verfasser für die Grünen im Bundestag erstellt 


hat: Eine Achse der Aufrüstung? Militärzwillinge Bundesrepublik — Frankreich, Bonn 1988, 64 S. Din A4, 
DM 5,-, zu beziehen über: Die Grünen, Bundesgeschäftsstelle, Colmantstr. 36, 5300 Bonn 1. 
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Der Ost-West-Gegensatz gefror im Kalten Krieg zu einer Spaltung Europas und 
Deutschlands. In der Entstehung der beiden Militärblöcke und damit in der Verbin- 
dung beider Teilungen wurde das »Sicherheitsproblem Deutschland« gelöst. 

Lord Ismay, der erste NATO-Generalsekretär, beschrieb einmal die Aufgaben des 
NATO-Bündnisses folgendermaßen: »Es soll die Amerikaner in, die Russen aus 
Europa und die Deutschen unter Kontrolle halten.«! Das »System von Jalta«, wie die 
geläufige Formel nicht nur in Frankreich heißt, war der Preis, der für eine halbierte 
Aussöhnung zwischen den Völkern zu zahlen war — die deutsch-polnische Verstän- 
digung folgte der deutsch-französischen erst mit zwanzigjähriger Verzögerung. 
Deutschland ist trotzdem für Frankreich (wie auch für seine anderen europäischen 
Nachbarn) ein »Sicherheitsproblem« geblieben (Kolboom 1986; Weisenfeld 1986: 
137 f£., Bauer 1987). Es ist zwar nicht mehr Krieg zwischen den beiden Länder, der 
droht, sondern »nur« noch die ökonomische Übermacht und ein wachsendes militär- 
politisches Gewicht der Bundesrepublik im Rahmen der Integration in Westeuropa 
und in der NATO. Dennoch ist die Gefahr in französischen Augen nicht gebannt. 
Sollte sich die Einbindung der Bundesrepublik in den Westen lockern und damit die 
Einfluß- und Kontrollmöglichkeiten ihr gegenüber sinken, dann stehen alte Themen 
wieder auf der Tagesordnung: deutscher Nationalismus und Militarismus, Kontinui- 
tät und Gemeinsamkeiten der westdeutschen Politik mit dem Nationalsozialismus. 
Die französische Öffentlichkeit reagierte sehr heftig auf die westdeutsche Friedens- 
bewegung: die »derive allemande«, die Gefahr des Abgleitens der Bundesrepublik 
nach Osten undeines deutschen »Neutralismus« wurden die Stichworte, bei denen die 
alten Ängste wieder hochkamen. Obwohl die Friedensbewegung sich Entmilitarisie- 
rung und Abbau von Machtpolitik zum Ziele setzte, wird eine selbständigere west- 
deutsche Friedenspolitik nach wie vor von den französischen Eliten in den Kategorien 
des machtpolitischen Gleichgewichts in Europa gesehen. Friedenspolitik in der Bun- 
desrepublik hat sich mitdieser Realität auseinanderzusetzen, denn gegen die europäi- 
schen Nachbarn ist sie nicht möglich. Andererseits darf sie sich nicht von der Ent- 
wicklung in anderen Ländern abhängig machen, sondern muß einen eigenen Weg 
finden, der den Ängsten der Nachbarn Rechnung trägt. 

Es ist die Verknüpfung von eigenständigerem Handeln und einer möglichen Option 
auf eine Wiedervereinigung, die in der französischen Wahrnehmung gefährlich wer- 
den könnte, weil sie die internationale Einbindung und Kontrolle der Bundesrepublik 
in Frage stellt. Die »Beschränkung« westdeutscher Außenpolitik — der Verzicht auf 
eine aktive Wiedervereinigungspolitik und auf militärische Souveränitätsrechte 
durch die NATO-Integration — wurde von außen aufgezwungen, dann aber von der 
Gesellschaft in starkem Maße verinnerlicht. So folgte westdeutsche Politik vornehm- 
lich einem weniger konfrontativen als integrativen Politikstil, zunächst durch die 
Integration nach Westen und — mit erheblicher Verzögerung, aber in der Konsequenz 
bis weit ins konservative Lager hinein geteilt — durch die Entspannung im Verhältnis 
zum Osten. Dies bedeutet weder, die offensive Vertretung der herrschenden Interes- 
sen in der Bundesrepublik - insbesondere gegenüber der Dritten Welt—- zu verkennen 
noch ihr die machtpolitischen Ambitionen abzusprechen. 
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In den Beziehungen zwischen der Bundesrepublik und Frankreich spielt jedoch die 
wechselseitige Einbindung und Selbsteinbindung, Kontrolle und Selbstkontrolle die 
entscheidende Rolle. Diese zentrale außenpolitische Maxime war durch die Westin- 
tegration so erfolgreich umgesetzt worden, daß sie in Vergessenheit geraten konnte. 
Die französischen Integrationsinitiativen seit Anfang der achtziger Jahre haben uns 
wieder daran erinnert. Ihr Aufund Ab zeigt zugleich, daß die jeweilige Aktualitäteines 
westdeutschen »Sonderweges« die französische Bereitschaft, die eigenen nationalen 
Handlungsmöglichkeiten durcheineengere Zusammenarbeiteinschränken zu lassen, 
sehr stark beeinflußt.” In diesem Sinne stellt das »Sicherheitsproblem Deutschland« 
den Katalysator für eine Westeuropäisierung der Militärpolitik dar. 

Der gebrochenen »nationalen Identität der Deutschen«, sei sie vergessen, verdrängt, 
verarbeitet oder nie bewußt erlebt worden, steht eine ungebrochene Identifikation mit 
der Nation in Frankreich gegenüber. Daraus folgt ein sicherheitspolitischer Konsens 
(Berger 1983; Baier 1988: 38 ff., Becker 1987), dessen Grundstein die Notwendigkeit 
militärischer Verteidigung in der Form atomarer Abschreckung sowie die ungeteilte 
nationale Souveränität in der Außen- und Militärpolitik ist. Die Krise der Vierten 
Republik wurde nicht zuletzt durch den Nationalismus de Gaulle’scher Prägung 
überwunden, dessen letzte Konsequenz das Ausscheren aus der militärischen Integra- 
tion der NATO 1966 war — auch wenn vielfältige Verbindungen der NATO blieben 
und diese sich im Laufe der Zeit wieder intensivierten. Dieser »Nuklearnationalis- 
mus« beruht zuallererst auf historischen Erfahrungen: Volksbewaffnung und Wehr- 
pflicht sind demokratische Errungenschaften, mit denen in der Französischen Revo- 
lution und der Pariser Kommune die Republik gegen ein reaktionäres Deutschland 
verteidigt wurde. Eine solche Verbindung von Nation, Staat und Militär gilt in Frank- 
reich als selbstverständlich. Letztlich liegt hier die Wurzel für das französische Un- 
verständnis der westdeutschen Friedensbewegung. 

Das herausragende Merkmal dieses Konsenses ist, daß er von der Bevölkerung passiv 
akzeptiert, aber weder öffentlich diskutiert noch durch ein aktives Engagement ge- 
tragen wird. Daß es in der Bundesrepublik fünfzehn mal mehr Kriegsdienstverwei- 
gerer gibt als in Frankreich (Yost 1988: 181), hängt nicht nur mit dem kürzeren Wehr- 
dienst von 12 Monaten und den sehr viel restriktiveren Bedingungen der Verweige- 
rung zusammen. Kriegsdienst erscheint einfach als selbstverständlich und gleichzei- 
tig als weniger wichtig. 

Militärische Stärke und nationale Handlungsfreiheit werden gleichsetzt. Der Nieder- 
gang Frankreichs als Großmacht wird im nationalen Bewußtsein zweifach »kompen- 
siert«: durch die Verfügung über Atomwaffen und über eine Politik der wirtschaftli- 
chen Modernisierung, in der Rüstungsproduktion und Rüstungsexport eine zentrale 
Rolle einnehmen. Nicht zuletzt zeigt sich dies an einer engen personellen Verflech- 
tung von Militärapparat und Rüstungswirtschaft: viele Berater des Verteidigungsmi- 
nisteriums waren in der Rüstungswirtschaft tätig. 

So verfolgt Frankreich eine Forschungspolitik, in der die militärischen Technologien 
als Motor des technischen Fortschritts auch für den zivilen Bereich begriffen werden. 
Dies war entscheidend für die Versuche, dem amerikanischen SDI-Programm, das 
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eher als ökonomische denn als militärische Herausforderung begriffen wurde, eine 
gemeinsame westeuropäische Anstrengung entgegenzusetzen (Schild 1988 a). Die 
objektive Bedeutung der französischen Rüstungsindustrie übersteigt bei weiten die- 
jenige des westdeutschen. Der Konsens hat hier eine materielle Grundlage: 2 % aller 
Beschäftigten sind im Rüstungsbereich beschäftigt (Bundesrepublik: 1 %); 5 % des 
gesamten Exportes bestehen aus Waffen (im Vergleich: unter einem Prozent); weit 
über 30 % der staatlichen Forschungsausgaben gehen in die Rüstungsforschung (im 
Vergleich: um 19 %); in Pro-Kopf-Werten gemessen ist Frankreich der größte Rü- 
stungsexporteur der Welt (Jäger/Schwegler-Rohmeis 1988: 6ff.; Leggewie 1985). Es 
ist die spezifische Verbindung von kultureller Identität, nationalem Machtpotential 
und der Erwartung einer ökonomischen Modernisierung, die die französische Mili- 
tärpolitik als so unangreifbar erscheinen läßt. 

Die »deutschen Ungewißheiten«, die incertitudes allemandes, sind nicht der einzige 
Grund für Veränderungen in der französischen Außenpolitik. Diese müssen in einem 
dreifachen internationalen Kontext begriffen werden: der Integration in Westeuropa, 
dem Verhältnis zuden USA und dem Gegensatz zwischen den Gesellschaftssystemen 
und Militärblöcken in Ost und West. Er war die Verbindung dieser drei Dimensionen, 
die der »Nachkriegsordnung« ihre feste Struktur gab: die absolute Hegemonie der 
Vormächte USA und Sowjetunion in ihren Blöcken, die Militarisierung des Ost-West- 
Konfliktes und die Unterdrückung aller Bestrebungen, die eine politische Alternative 
zu beiden Gesellschaftssystemen suchten. Für Frankreich bedeutet ein westdeutscher 
Neutralismus angesichts der »Bedrohung aus dem Osten« noch eine andere Gefahr: 
das militärische Vorfeld, das »Glacis«, würde entfallen und damit die zentrale Vor- 
aussetzung seiner Militärstrategie. Diese nämlich nutzt den geopolitischen Vorteil, 
um größere Handlungsspielräume für die nationale Politik zu gewinnen. Der »Ernst- 
fall«, so stellt es sich für die französische Militärpolitik dar, ist »fünf Minuten nach 
zwölfe. 

Ein »Ende der Nachkriegsordnung« zeichnet sich ab. Heute ist die absolute ökono- 
mische Vormachtstellung der USA im westlichen Lager dahin; die Tendenzen in den 
USA, die das militärische Engagement in Europa zurücknehmen wollen (Truppenre- 
duzierung, neue amerikanische Vorstellungen für eine NATO-Strategie der »discri- 
minate deterrence«), gewinnen an Einfluß. Der Hegemonialanspruch der Sowjetuni- 
on im östlichen Lager ist nicht mehr aufrechtzuerhalten. Die Politik der Abschrek- 
kung, insbesondere mit Atomwaffen, befindet sich in einer tiefen Legitimationskrise. 
Neue ökonomische, soziale und ökologische Probleme, die beiden Systemen gemein- 
sam sind, sowie die Ansätze zu einer demokratischen Öffnung in Osteuropa schwä- 
chen den ideologischen Gegensatz ab. 

Vor diesem Hintergrund stellt sich für Frankreich auch das »Sicherheitsproblem 
Deutschland« neu. Die Diskussion über einen partiellen Rückzug der USA, sei sie als 
Druckmittel zur finanziellen Entlastung der USA, sei es als Folge einer stärkeren 
außenpolitischen Orientierung auf den pazifischen Raum, macht gleichzeitig deut- 
lich, wie sehr das machtpolitische Gleichgewicht in Europa von der amerikanischen 
Präsenz abhängt. Unter dem Schutz eines »Protektorats« der USA habe das deutsch- 
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französische »Paar« keine Veranlassung gehabt, eine eigene Politik der Stärke gegen- 
über dem Osten zu betreiben, so eine konservative amerikanische Analyse, die die 
hegemoniale Rolle der USA zu Ende gehen sieht (Calleo 1987:172 ff.; vgl. Lucas 
1988; Boyer 1988; Heisbourg 1987a). Die militärpolitischen Grundlagen der Ost- 
West-Konfrontation werden dabei nicht in Frage gestellt. Die Schlußfolgerung lautet 
folglich, Westeuropa müsse das amerikanische Potential durch eine eigene Aufrü- 
stung »ersetzen«. Dies würde aber nicht nur die finanziellen Möglichkeiten überstei- 
gen, sondern auch für die Sowjetunion eine zusätzliche Bedrohung bedeuten und dem 
westdeutschen Interesse an Entspannungspolitik zuwiderlaufen. Darüber hinaus wä- 
re für Frankreich das innere Gleichgewicht in Westeuropa nicht mehr gewährleistet. 
Denn die USA sind für die Zementierung des Ost-West-Verhältnisses und damit für 
die direkte militärische Einbindung der Bundesrepublik unverzichtbar; zudem würde 
sonst das westdeutsche »Glacis« für die französische Militärdoktrin wegfallen. 
Die französische Außenpolitik reagiert seit Anfang der achtziger Jahre auf eine Weise, 
die die Grundlagen der Fünften Republik zu verlassen scheint: ein neuer »Atlantizis- 
mus« wünscht sich das verstärkte Engagement der USA in Europa; die Analyse der 
Bedrohung durch den Warschauer Vertrag ist zunehmend durch heftigen Antikommu- 
nismus gekennzeichnet; die französische Politik öffnet sich gegenüber einer engeren 
Kooperation und Integration in Westeuropa. Die Erfahrung der Grenzen nationaler 
Wirtschaftspolitik in der ersten Phase der Linksregierung bis 1983 und das Interesse 
an einer stärkeren Einbindung der Bundesrepublik haben eine wahre »Europa-Eu- 
phorie« zur Folge gehabt. Über die westeuropäischen Initiativen Frankreichs hinaus 
sind vor allem seine Angebote für eine engere bilaterale Zusammenarbeit bemerkens- 
wert. Die Debatten um eine deutlichere, sogar atomare Sicherheitsgarantie für die 
Bundesrepublik, die Konsultation beim Einsatz französischer Atomwaffen und eine 
engere Kooperation zwischen den Streitkräften rühren an die militärischen Tabus der 
Fünften Republik: »Frankreichs Presseabteilung entdeckt sein Europa in dem Augen- 
blick, in dem die Firma mit ihren Großmachtambitionen an eine Grenze stößt.« (Baier 
1988: 51) 

Im Verhältnis zwischen den beiden Staaten bilden sich gegenläufige Entwicklungen 
heraus: Während eine integrationsfreundlichere Politik für Frankreich der einzige 
Ausweg zu sein scheint, die nationale Schwäche zu überwinden, ist die Bundesrepu- 
blik an einem Wendepunkt ihrer Außenpolitik angelangt. Von konservativer Seite 
wird wieder der Anspruch erhoben, »aufgeklärte Machtpolitik« zu betreiben und auch 
militärisch ein »normaler« Staat unter anderen zu werden (Schwarz 1985; vgl. Statz 
1988 a). Eine nationalistischere Außenpolitik könnte die feste Orientierung der Bun- 
desrepublik auf die westeuropäische Integration abschwächen und die »Selbstein- 
bindung« nicht mehr als Vorteil, sondern nur noch als Beschränkung der eigenen Po- 
litik begreifen lassen, einschließlich der Wiedereröffnung einer »gesamtdeutschen« 
Option. 

Die französische Außenpolitik wird durch den Verlust der nationalen Handlungs- 
möglichkeiten innerhalb des westlichen Bündnisses und der eigenen, bislang nicht in 
Frage gestellten militärischen Großmachtrolle bestimmt. Sie steht nun nicht mehr 
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primär in einer politischen Frontstellung zu den USA, sondern ist vom Interesse 
geprägt, diese militärisch in Westeuropa zu halten und deshalb eine »Zweite Säule« 
der NATO zu errichten. Die Konkurrenz um neue Technologien verschärft zwar die 
ökonomische Abgrenzung von den USA; die französische Militärpolitik begibt sich 
aber in den Rahmen einer neuen transatlantischen »Arbeitsteilung«. Das alte Dilem- 
ma deutsch-französischer Zusammenarbeit löst sich auf: Die Bundesrepublikwird 
nicht mehr vor die Alternative Paris — Washington gestellt. 

Aus der internationalen Umbruchsituation vierzig Jahre nach Kriegsende und der 
veränderten außenpolitischen Konstellation zwischen den beiden Ländern heraus 
sind die französischen Initiativen für eine bilaterale Militärkooperation und eine 
Weiterentwicklung der westeuropäischen Integration zu verstehen. Durch die Verän- 
derungen bei ihren beiden wichtigsten Bündnispartnern gerät die französische Au- 
Benpolitik in eine Klemme: Sinkende US-Präsenz und größere außenpolitische Selb- 
ständigkeit der Bundesrepublik bedrohen das machtpolitische Gleichgewicht in Eu- 
ropa. Die Westeuropäisierung der französischen Sicherheitspolitik ist kein Selbst- 
zweck, sondern eine außenpolitische Gegenstrategie, um nationale Handlungsmög- 
lichkeiten zu bewahren. 

Eine demokratische Öffentlichkeit, die die Militärpolitik einer detaillierten Kritik 
unterzieht und das Monopol der sicherheitspolitischen Elite durchbricht, existiert in 
Frankreich nicht. Es gehört zu den Widersprüchen des sicherheitspolitischen Konsen- 
ses, daß die Selbstdarstellung der französischen Militärpolitik in der Öffentlichkeit 
und die zentrale Rolle der Medien auf eine passive Zustimmung stoßen, daß in den 
allgemeinen Haltungen zu militärpolitischen Themen sich aber schon längst der frie- 
denspolitische »Wertewandel« durchsetzt, der auch in den anderen westeuropäischen 
Ländern eine Bedingung für das Erstarken der Friedensbewegung war. 

Der sicherheitspolitische Konsens zeigt deutliche Risse’: Meinungsumfragen bele- 
gen eine wachsende Ablehnung von Atomwaffen und die Relativierung der klas- 
sischen Feindbilder Deutschland und Sowjetunion. Die herrschende Strategie der 
massiven atomaren Vergeltung wird inzwischen mit überwältigender Mehrheit abge- 
lehnt. Die wirtschaftliche Bedeutung der Rüstung wird zwar immer noch sehr hoch 
eingeschätzt. Das Versprechen, mit der Rüstung die Wirtschaft zu modernisieren, ist 
aber auf die Dauer nicht zu halten. Schon werden wegen der finanziellen Engpässe die 
Akzente in Richtung ziviler Forschung, Bildung und Gesundheit gesetzt. Eine Ent- 
tabuisierung des Rüstungsbudgets findet nicht nur in der öffentlichen Meinung statt, 
sondern kam auch in den jüngsten Äußerungen Mitterrands zum Ausdruck. 

Es deutet sich ebenfalls ein Abbau des Nationalismus im Bewußtsein an. Der fran- 
zösischen Europabegeisterung, die gerade in den letzten Wahlkämpfen hohe Wellen 
schlug, sind zwar keine politischen Initiativen gefolgt, die über die Verfolgung na- 
tionaler Interessen in europäischem Gewande hinausgingen. Ein Stimmungswandel 
in der Bevölkerung für eine militärische Zusammenarbeit in Westeuropa ist aber un- 
verkennbar: Die Betonung nationaler Größe und Unabhängigkeit ist dabei, ihre Funk- 
tion als letzte ideologische Rechtfertigung der Politik zu verlieren. Die bilaterale Zu- 
sammenarbeit und Solidarität steht für die französische Bevölkerung außer Frage. 
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Dies gilt auch militärisch: Immerhin 74 % sind für eine allgemeine Unterstützung der 
Bundesrepublik bei einem Angriff, 63 % für eine Teilnahme an der konventionellen 
Vorneverteidigung; und immerhin 51 % für die Ausdehnung des nuklearen Schutz- 
schildes auf die Bundesrepublik. Mehr als die Hälfte äußerte sich 1984 selbst dafür, 
daß Frankreich in eine gemeinsame Verteidigung mit den Deutschen auch eigene 
Atomwaffen einbringt (Weisenfeld 1986: 147). 

Eine Bedrohung durch die Bundesrepublik wird kaum noch wahrgenommen. Die 
wechselseitige Sympathie zwischen den beiden Völkern übersteigt alle anderen inter- 
nationalen Vergleiche. Französische Deutschlandpolitik erscheint allerdings als sehr 
ambivalent. Den Deutschen das Recht auf Selbstbestimmung zuzugestehen, ist ange- 
sichts der nationalen Tradition Frankreichs selbstverständlich. Doch die Deutschen 
selbst haben sich, so scheint es, mit der Teilung ihres Landes abgefunden. In einem 
Land mit so langer und starker nationaler Tradition, wie sie Frankreich besitzt, ist das 
“aber schwer nachvollziehbar — selbst angesichts der Ängste, die noch vorhanden sein 
mögen. So kommt es zu diametral entgegengesetzten Erwartungen an die Deutschen 
im Hinblick auf die deutsche Teilung, was Lothar Baier mit einem Begriff aus der 
Psychiatrie den deutsch-französischen »double bind« (Baier 1985: 126 f.) genannt 
hat: Einerseits ist man zufrieden, daß die Deutschen ihren Nationalstaat, der für 
Frankreich immer eine Bedrohung war, offenbar zum größten Teil nichtmehr wollen. 
Doch andererseits kann man das, wegen der eigenen Tradition, einfach nicht richtig 
glauben. In ihrem Inneren, so meint man, müssen die Deutschen nichts sehnlicher 
wünschen als die Wiedervereinigung. 

Im Hinblick auf den »Nuklearnationalismus« ebenso wie auf das »Sicherheitspro- 
blem Deutschland« zeichnet sich ab, daß der sicherheitspolitische Konsens von zwei 
Seiten ineine Klemme gerät: Wie eine Vielzahl von Meinungsumfragen zeigen, treten 
nationalistische Orientierungen im Bewußtsein der französischen Bevökerung zu- 
rück, und gleichzeitig sinkt die Akzeptanz der Militärpolitik. Aus der starken »euro- 
päischen« Orientierung dürfte sich auch die unkritische, gleichsam selbstverständli- 
che Befürwortung der bilateralen und noch stärker der westeuropäischen Militärko- 
operation erklären. Diese Veränderung im Konsens entspricht der herrschenden Rhe- 
torik einer »Öffnung nach Europa«. Für die (atom)pazifistischen Orientierungen gilt 
dies bislang allerdings weniger: Diese werden weiterhin in der öffentlichen Meinung 
tabuisiert. Mit dem positiven Bezug auf »Europa« entsteht die Gefahr, daß sie in den 
Hintergrund gedrängt werden, da es keine öffentliche Debatte über Alternativen zur 
überkommenen Militärpolitik gibt. 

Die engere sicherheitspolitische Kooperation mit der Bundesrepublik im Rahmen 
einer Westeuropäisierung weist einen möglichen Ausweg aus dem Dilemma. Die po- 
sitive Identifikation mit »Europa« und der Abbau des deutschen Feindbildes kann auf 
der ideologischen Ebene dafür genutzt werden, eine andere, für den sicherheitspoH- 
tischen Konsens gefährlichere Seite des »Wertewandels« zurückzudrängen. So kann 
es zu einer »Reorganisation« des Konsenses kommen, bei der der Schritt weg vom 
Nationalismus paradoxerweise die antimilitärischen Elemente schwächt, die immer- 
hin von einem »harten Kern« von 30 % der Bevölkerung vertreten werden. Die Politik 
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der atomaren Aufrüstung in bilateralem oder westeuropäischem Rahmen fortzufüh- 
ren und ihr einen »internationalen« Anstrich zu geben, böte eine Möglichkeit, die 
inneren Widersprüche des sicherheitspolitischen Konsenses auf eine Weise zu bewäl- 
tigen, die einer friedenspolitischen Opposition eine Kritik und Mobilisierung sehr 
schwer macht. Auch die machtpolitische Kontrolle der Bundesrepublik - und gleich- 
zeitigdas machtpolitische Gleichgewicht der Nachkriegsordnung - könnte durch eine 
solche Politik aufrechterhalten werden, ohne daß es der unterschwellig wirksamen 
und bei Gelegenheit wieder hervorgeholten Befürchtung bedürfte, Deutschland 
könne wieder zu einer Gefahr werden. 

Wenn die Identifikation mit dem Nationalstaat aber tatsächlich sinkt, dann sind die 
militärischen Instrumente und Insignien nationaler Politik wohl kaum einfach auf die 
westeuropäische Ebene zu übertragen. Zumindest brechen hier Widersprüche auf, die 
früher oder später auch in der Öffentlichkeit undim Bewußtsein der Bevölkerung prä- 
sent sein werden. Die französische Elite scheut nicht zuletzt deshalb Veränderungen, 
weil der exklusive Charakter des sicherheitspolitischen Konsenses damit durchbro- 
chen würde. Nicht nur die Kompromißbildung zwischen den Parteien macht die fran- 
zösische Militärpolitik so unbeweglich; sie ist darüber hinaus eingesperrt in den ge- 
sellschaftlichen Konsens, auf den sie sich ansonsten als ihre Stärke beruft. 

In dem »passiven« Charakter des sicherheitspolitischen Konsenses steckt daher eine 
große Labilität, die friedenspolitische Anknüpfungspunkte bietet. Jede Veränderung 
erweist sich für die herrschende Politik als risikoreich, weil sie eine offene Ausein- 
andersetzung sowohl mit den internationalistischen wie den antimilitaristischen Ele- 
menten im Bewußtsein provozieren könnte. Auf diese Weise könnte eine politische 
Dynamik entstehen, die mehr Möglichkeiten für ein friedenspolitisches Eingreifen 
bietet, als es gegenwärtig den Anschein hat. 


Die gegenwärtigen Initiativen für eine engere militärpolitische Kooperation 


Unverkennbar nehmen seit Anfang der achtziger Jahre die Tendenzen zu, die Bundes- 
republik stärker in das französische Konzept von »Sicherheit« einzubeziehen und 
eine engere Zusammenarbeit der Streitkräfte zu praktizieren. Dabei gibtes eine Reihe 
von Ansatzpunkten für eine verstärkte bilaterale und westeuropäische Zusammenar- 
beit!: von den Erklärungen über einen gemeinsamen Sicherheitsraum bis hin zur 
Selbstverpflichtung Frankreichs, die Bundesrepublik beim Einsatz seiner atomaren 
Kurzstreckenraketen zu konsultieren; von gemeinsamen Manövern bis hin zur 
Bildung einer deutsch-französischen Brigade; von der WEU-Wiederbelebung über 
die Realisierung der militärpolitischen Bestimmungen des deutsch-französischen 
Freundschaftsvertrages bis hin zum deutsch-französischen »Sicherheits- und Vertei- 
digungsrat«; von den Anstrengungen einer engeren Kooperation in Forschung und 
Entwicklung (EG-Industriepolitik und Eureka) über die Koordination der Rüstungs- 
beschaffung (IEPG, WEU sowie bilateral) bis hin zur gemeinsamen Rüstungsproduk- 
tion, zum Beispiel des Panzerabwehrhubschraubers PAH-2. Wie weitistdie bilaterale 


Deutsch-französische Militärkooperation — Eine Achse der Westeuropäisierung? 55 


Zusammenarbeit gediehen? Besitzt die bilaterale Kooperation eine Dynamik, die 
Westeuropäisierung der Sicherheitspolitik voranzutreiben? 

Ein »point of no return« — wie es ein FAZ-Kommentar einmal bezeichnete -, an dem 
die sicherheitspolitische Kooperation unumkehrbar geworden ist, dürfte dabei kaum 
zu finden sein. Aber der Ausbau der deutsch-französischen Militärkooperation folgt 
durchaus einem breit angelegten pragmatischen Konzept. Bereits 1932 formulierte 
der Planungschef im Auswärtigen Amt, Seitz, einen Gesamtentwurf, der der unein- 
geschränkten Souveranität Frankreichs Rechnung trug und die traditionellen Orien- 
tierungen der französischen Militärpolitik als Ausgangspunkt akzeptierte, umnuklea- 
re Konsultationen und ein Engagement Frankreichs bei der Vorneverteidigung zu 
erreichen (Seitz 1982). Dabei machte er auch die Kompromißlinien deutlich, auf 
denen sich pragmatische Schritte bewegen können. Es sind vor allem das westdeut- 
sche Interesse an einer militärpolitischen Zusammenarbeit, die der Bundesrepublik 
einen größeren Einfluß auf die französische Militärpolitik (bis hin zum Heranrücken 
an die NATO-Integration) geben könnte, und das französische Interesse an der 
Kooperation bei der Rüstungsproduktion, die zu einem Kompromiß zusammenge- 
führt werden sollen. Französische Souveranität und stärker ausgeprägter westdeut- 
scher Kooperationswille sollen dabei eine Form finden, die eher pragmatisch und 
informell ist, aber nicht weniger wirkungsvoll sein muß. 


Der deutsch-französische »Sicherheitsrat« —- auf dem Wege zu einer gemeinsamen 
Militärpolitik? 


Die institutionalisierten Kontakte zwischen deutschen und französischen Stellen 
haben sich sowohl im zivilen wie im militärischen Bereich seit Anfang der achtziger 
Jahre kontinuierlich ausgeweitet. Am 25. 2. 1982 beschlossen Schmidt und Mitter- 
rand einen vertieften Meinungsaustausch auf allen Gebieten auf der Grundlage des 
Elysee-Vertrages, einschließlich der Sicherheits- und Militärpolitik. Nach dem Re- 
gierungswechsel in Bonn wurde auf dem Treffen zwischen Kohl und Mitterrand am 
7.12. 1982 die Bildung eines »Deutsch-Französischen Ausschusses für Sicherheit 
und Verteidigung« beschlossen. Damitfanden die entsprechenden Vertragsbedingun- 
gen von 1963 zum ersten Mal Anwendung.’ 
Mit der Wiederbelebung des Elys&e-Vertrages erhielten die politischen Debatten über 
den »gemeinsamen Sicherheitsraum« zum ersten Mal ein institutionelles Fundament. 
Der neu gebildete Ausschuß besitzt eine Reihe von regelmäßig tagenden Arbeits- und 
Unterarbeitsgruppen und bereitet die Vierergespräche der Außen- und Verteidigungs- 
minister im Rahmen der halbjährlichen Gipfel vor. Er stellt auch die Infrastruktur für 
den »Deutsch-Französischen Verteidigungs- und Sicherheitsrat« dar, der 1988 ge- 
gründet wurde. 
In der Arbeitsstruktur des Ausschusses werden folgenden Themen behandelt: 
— Sicherheitspolitik im weitesten Sinne einschließlich Rüstungskontrolle und Ost- 
West-Politik; 
— Abstimmung von Strategien und Einsatzdoktrinen; 
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— gemeinsame Manöver und deren Auswertung; 
— Bildung und Auftrag gemischter Einheiten (der »deutsch-französischen Bri- 
gade«); 
— Ausrüstungen, Interoperabilität von Waffensystemen und logistische Unterstüt- 
zungsvereinbarungen; 
— erweiterte Luftverteidigung und SDI; 
— Kooperation in der Rüstungsproduktion. 
In der Folgezeit intensivierten sich die Arbeitskontakte zwischen den Regierungen. 
Auf den deutsch-französischen Gipfeltreffen kommt das ganze Spektrum der Bezie- 
hungen zur Sprache. Die Bündelung der verschiedenen Themen erleichtert dabei die 
Kompromißbildung während der Konsultationen, weil unterschiedliche Problemfel- 
der zu einem Paket von Forderungen und Zugeständnissen miteinander verschnürt 
werden. 
Die Wirkung der deutsch-französischen Gipfel in der Öffentlichkeit war beträchtlich. 
Denn es wurde kaum ein »Jubiläumstag« ausgelassen, um die wiederbelebte Allianz 
symbolträchtig in Szene zu setzen. Die händchenhaltenden Kohl und Mitterrand über 
den Gräbern von Verdun werden ebenso in die Propagandageschichte eingehen wie 
der Bruderkuß beim Brückenschlag zwischen den Manövertruppen des »Kecken 
Spatz« über die Donau. In der Öffentlichkeit wurde diese Symbolik zwar oft belächelt 
und kritisiert, weil der konkrete Ertrag der Gipfel zumeistmager und vom mühsamen 
Interessenausgleich geprägt war. Dennoch tat sie ihre Wirkung, wurde damit doch der 
westdeutschen Militärpolitik ein Anstrich von Völkerverständigung gegeben und 
vermeintliche westeuropäische Gemeinsamkeit und Eigenständigkeit gegenüber den 
Großmächten demonstriert. 
Die Widersprüchlichkeit der deutsch-französischen Militärzusammenarbeit und die 
Grenzen ihrer Institutionalisierung werden an der Gründung des »Sicherheitsrates« 
deutlich, dessen Einrichtung anläßlich des gemeinsamen Manövers »Kecker Spatz« 
vom französischen Staatspräsidenten Mitterrand am 24. September 1987 verkündet 
wurde. Er soll die 1982 geschaffenen Strukturen festigen und ausbauen.° Ob dieser 
»Rat« mehrals die bloße Umbenennung derbestehenden Konsultationsmechanismen 
werden sollte, blieb in dem Vorschlag unklar. Auch er war Teil eines typischen 
deutsch-französischen Kompromißbildungsprozesses: Mitterrand hob bereits bei der 
Ankündigung die Notwendigkeit hervor, gleichzeitig die wirtschaftliche Zusammen- 
arbeit zu verstärken. So wurde gleichsam als Gegenleistung dann auch die Bildung 
eines deutsch-französischen Wirtschafts- und Finanzrates und eines Kulturrates be- 
schlossen.’ Dies entsprach dem großen Interesse, das Frankreich an einer währungs- 
politischen Kooperation besitzt. Am 22. 1. 1988, anläßlich der Feierlichkeiten zum 
Jubiläum des Elys&e-Vertrages, wurde ein entsprechendes Protokoll zum Deutsch- 
Französischen Vertrag von 1963 unterzeichnet.® Es ist inzwischen von beiden Parla- 
menten ratifiziert worden und in Kraft getreten. 
Die Themen, die im Sicherheitsrat behandelt werden, haben sich gegenüber dem Aus- . 
schuß von 1982 nicht wesentlich verändert. Allerdings geht die angestrebte Abstim- 
mung in »allen die Sicherheit Europas angehenden Fragen, einschließlich des Ge- 
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bietes der Rüstungskontrolle und der Abrüstung«, über den Elys&e-Vertrag hinaus, 
der nur die Annäherung der Auffassungen auf dem Gebiet der »Strategie und Taktik« 
vorsah. Damit ist auch die Nuklearpolitik als Gegenstand der Beratungen im Prinzip 
eingeschlossen. Abzuwarten bleibt, wie weit sie wirklich zum Thema gemacht wird. 
Es ist kein Zufall, daß die Präambel zum Protokoll über die Schaffung des Sicherheits- 
rates auf die Erklärung der Außen- und Verteidigungsminister der WEU vom 27. 
Oktober 1987 Bezug nimmt, nach der eine »europäische Identität auf dem Gebiet der 
Verteidigungs- und Sicherheitspolitik« entwickelt werden soll und in der die Notwen- 
digkeit atomarer Abschreckung festgeschrieben wird. Gleichzeitig wird in der Präam- 
bel durch den Bezug auf Art. V des WEU-Vertrages bestätigt, daß die NATO der 
einzige organisatorische Rahmen der militärischen Integration ist. Der westeuropä- 
ische Rahmen militärischer Kooperation wurde damit ausdrücklich in die bilateralen 
Beziehungen aufgenommen. Ob sich hier auf die Dauer ein neuer organisatorischer 
Rahmen herausbildet, wird daran abzulesen sein, wie häufig die Treffen stattfinden 
werden und ob das Sekretariat, das in Paris seinen Sitz hat, mit eigenständigen Kapa- 
zitäten ausgestattet wird. 


Die deutsch-französische Nuklearkooperation 


Der heikelste und politisch gravierendste Vorgang einer deutsch-französischen Mili- 
tärkooperation wäre zweifellos, wenn Frankreich seinen Nuklearnationalismus ab- 
schwächen, der Bundesrepublik eine engere nukleare Kooperation anbieten und da- 
mit näher an die NATO-Doktrin heranrücken würde. Hier hat es deutliche Akzentver- 
schiebungen gegeben, wobei zwischen gezielten rhetorischen Manövern, dem Offen- 
halten von Optionen und realen Absichten zu unterscheiden ist. Wie bei der Nuklear- 
strategie überhaupt ist das Terrain, auf dem sich die Interpretation der vorliegenden 
Initiativen bewegt, aber außerordentlich schwankend. Jede nukleare Sicherheits- 
garantieistim Unterschied zu einer Integration der Einsatzplanungen der Streitkräfte 
und einer gemeinsamen Rüstungsproduktion und -beschaffung rein deklaratorisch; 
daher istauch die Bedeutung von Informationen und Konsultationen über den Einsatz 
von Atomwaffen sehr begrenzt. Im Krisenfalle wird kein Weg an der nationalen 
Entscheidung vorbeiführen -es sei denn, es gäbe wirklich integrierte Entscheidungs- 
strukturen. Man sollte sich hüten, aus der Interpretation einzelner Äußerungen vor- 
schnell auf eine gemeinsame Verfügung, und damit einer westdeutschen (Mit-)Ver- 
fügung, über Atomwaffen zu schließen.? 

Ein Eigenbesitz oder die nationale Verfügungsgewalt über Atomwaffen ist für die 
offizielle westdeutsche Außenpolitik nach wie vor ein Tabu, auch wenn eine solche 
Option bei der Debatte des Atomwaffensperrvertrags bis in die politische Mitte hinein 
eine Rolle gespielt hat. Gefordert wird allerdings, zum Beispiel in Interviews des 
Verteidigungsstaatssekretärs Ruehl, eine Abstimmung in der Einsatzplanung der 
französischen »prästrategischen« atomaren Kurzstreckenraketen. Denn diese haben 
durch das INF-Abkommen eine deutliche Aufwertung erfahren. Militärstrategische 
Überlegungen für den »gemeinsamen Sicherheitsraum« lassen eigentlich eine Ab- 
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stimmung der Einsatzplanung, zumindest eine wechselseitige Information als not- 
wendig erscheinen. Denn je grenznäher und verbindlicher französische Truppen in 
der Bundesrepublik eingesetzt werden, um so stärker treten die Differenzen in den 
nuklearen Einsatzdoktrinen hervor. 

Die nukleare Konsultation, die Mitterrand und Kohl im Februar 1986 vereinbarten, 
war eine Überraschung, weil der französische Generalstabschef Lacaze noch 1984 
erklärt hatte, nukleare Fragen könnten kein Gegenstand der regelmäßigen deutsch- 
französischen Konsultationen sein. Die Vereinbarung besitzt aber nur beschränkten 
Charakter, denn dem politischen Aspekt »gemeinsamer Sicherheit« wurde entspro- 
chen, ohne daß die militärische Souveränität eingeschränkt wurde. Das Abkommen 
gleicht der Formel, die 1962 in den »Athener Richtlinien« für die NATO gefunden 
wurde: Es geht um den unmittelbaren Einsatz französischer Kurzstreckenraketen 
»auf deutschem Boden«; Konsultationen darüber werden »in den Grenzen der außer- 
ordentlichen Schnelligkeit, mit der solche Entscheidungen zu treffen sind«, ins Auge 
gefaßt. Mitterrand vergaß nicht, »in Erinnerung zu rufen, daß in der Sache Entschei- 
dungen nicht teilbar sind«.!! Dies bleibt weit hinter dem von Ruehl formulierten An- 
spruch auf eine Abstimmung in der Einsatzplanung zurück. Die einzige Konkretisie- 
rung der französischen Bereitschaftserklärung besteht bislang in der Absicht, die 
technischen Voraussetzungen dafür in Form eines »roten Telefons« zwischen Bonn 
und Paris zu schaffen, was schon im August 1985 angekündigt wurde (Boniface/Heis- 
bourg 1986:273). 

Von westdeutscher Seite gibt es unter den gegebenen Bedingungen nur eine ernstzu- 
nehmende »Option«, die sich die sozialliberale Koalition bei der Verabschiedung des 
Atomwaffensperrvertrages offengehalten hat. Sie wurde als langfristige Zielvorstel- 
lung im neuen Grundsatzpapier der CDU zur Außenpolitik wieder aufgenommen: der 
westeuropäische Bundesstaat mit integrierter Außen- und Militärpolitik, in den 
Frankreich und Großbritannien ihr Atompotential einbringen. Diese besitzen eine be- 
sondere Verantwortung, teilen aber ihre Verfügungsgewalt in einem »Europäischen 
Verteidigungsrat« als politischer Entscheidungsinstanz mit den bisherigen Nicht- 
Atommächten. Aber auch eine solche Zusammenarbeit könne die atomare Sicher- 
heitsgarantie der USA nicht ersetzen, wie ausdrücklich betont wird.'? 

Während in der Bundesrepublik eine offene Forderung nach nuklearer Mitbestim- 
mung oder gar Mitbesitz in der öffentlichen Debatte kaum eine Rolle spielt, fand in 
Frankreich schon vor einigen Jahren eine öffentliche Debatte über Möglichkeiten und 
Grenzen einer atomaren Mitbeteiligung der Bundesrepublik statt. Tenor dieser Über- 
legungen ist, die Bundesrepublik in die nukleare Pflicht zu nehmen und jeder Ent- 
nuklearisierung entgegenzuwirken, ohne gleichzeitig die nationale Souveränitatein- 
zuschränken.!? Von einer gemeinsamen Einsatzplanung, die überhaupt erst ein wirk- 
samer Schritt in Richtung auf eine formelle Mitbestimmung wäre und die nukleare 
Souveränität antasten könnte, ist aber auch hier nicht die Rede. 

In diesem Zusammenhang ist auch die spektakuläre Debatte vom Herbst 1988 über 
ein »Zwei-Schlüssel-System« für französiche Atomwaffen zu sehen, falls diese in der 
Bundesrepublik stationiert würden. Bereits im Jahre 1983 machte der militärpoliti- 
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sche Redakteur von Le Monde, Tatu, einen solchen Vorschlag (Andrets 1986: 110f.), 
und im Zusammenhang mit dem INF-Abkommen und der wachsenden Bedeutung 
französischer Kurzstreckenraketen wurde von verschiedenen Seiten die Idee einer 
Stationierung der Had&s mit Neutronensprengköpfen »an der Elbe« mit einem Zwei- 
Schlüssel-System für die Deutschen lanciert - vom Gaullisten Messmer über Vertre- 
ter der UDF bis hin zum ehemaligen sozialistischen Verteidigungsminister Hernu.'* 
Diese Vorschläge entpuppten sich bislang allerdings als Luftblasen. Angesichts des 
unter der neuen Regierung Mitterrand bestätigten Festhaltens am »Nuklearnationa- 
lismus« erscheinen sie als unrealistisch, weil sie über Konsultationen weit hinausge- 
hen und einen direkten Einfluß auf die Entscheidung durch ein Veto-Recht bedeuten 
würden. Der Blick auf spektakuläre Formen der atomaren Teilhabe Kann den Zugang 
zu den informellen Entwicklungen versperren. Diese sind effektiver und vermeiden 
das Risiko des Scheiterns, weil sie den bestehenden Strukturen der Sicherheitspolitik 
Rechnung tragen (Boniface/Heisbourg 1986: 253 ff.). 

Wenn auf westdeutscher Seitenukleare Konsultationen gefordert werden, so willman 
im Bewußtsein dieser Grenzen primär auf die französische Nuklearstrategie Einfluß 
nehmen. Alle Deklarationen und Angebote von französischer Seite erscheinen 
zuallererst als rhetorische Manöver, die dazu dienen, durch die Intensivierung der 
bilateralen Beziehungen eine Denuklearisierung der Bundesrepublik zu verhindern. 
Diese innere Widersprüchlichkeit der deutsch-französischen Debatte über eine ato- 
mare Teilhabe hat ein Kommentator von Le Monde analysiert: 

»Keine der beiden Seiten ist wirklich ehrlich, wenn es um die atomare Sicherheitsgarantie geht: die 
Herrschenden in Frankreich versichern, daß die Ausdehnung des Schutzschirms auf die BRD nicht auf 
der Tagesordnung steht, weil die Deutschen sie nicht fordern; aber die Bonner Regierung fordert sie nicht, 


mehr aus Resignation statt aus Überzeugung, weil sie zu genau weiß, daß Paris zu einer positiven Antwort 
nicht in der Lage ist.« (Vernet, Le Monde 25.6.1987) 


Einer engeren deutsch-französischen Kooperation im atomaren Bereich steht ein 
weiteres gravierendes Hindernis entgegen. Die anderen westeuropäischen NATO- 
Mitglieder werden einem solchen Bilateralismus nicht ohne Widerstand zustimmen. 
Auch für sie ist der »Sicherheitsraum Westeuropa« nicht teilbar. Einige französische 
Vorschläge tragen dem Rechnung, indem sie die deutsch-französischen Konsultatio- 
nen in eine »Europäische Nukleare Planungsgruppe« einzubringen versuchen (An- 
drets 1986: 115). Auch hier werden pragmatische Lösungen der Annäherung Frank- 
reichs an die NATO diskutiert. Eine gemeinsame westeuropäische nukleare Einsatz- 
planung müßte aber angesichts der amerikanischen Präsenz, die in keiner der Vor- 
stellungen über eine »Westeuropäisierung« ersetzt werden soll, auch die amerikani- 
schen (und britischen) Atomwaffen betreffen und die USA in die Konsultationen mit 
einbeziehen. Eine »Vergemeinschaftung« der nuklearen Einsatzplanung würde somit 
den Druck auf Frankreich zusätzlich verstärken, sich einer gemeinsamen Nuklear- 
strategie unter Einfluß der USA der militärischen Integration der NATO wieder an- 
zunähern. 

Das Spielen mit einer nationalen westdeutschen Option könnte aber, so ein mögliches 
strategisches Kalkül der westdeutschen Rechten, den Druck auf Frankreich verstär- 
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ken, im Bereich der bilateralen Konsultationen Zugeständnisse zu machen und den 
Raum für engere westeuropäische Absprachen zu öffnen. Ein pragmatischer und 
verdeckter Weg zur nuklearen Kooperation wird aber sehr schnell an einen Punkt 
kommen, wo explizite politische Entscheidungen gefordert sind: sei es im Rahmen 
des Rüstungshaushaltes, wenn eine solche Option nicht nur offengehalten, sondern 
auch realisiert werden soll; sei es bei der Veränderung der Militärdoktrin und kon- 
kreten Stationierungsplänen; sei es angesichts der Reaktion des Auslands, insbeson- 
dere der Sowjetunion. Die Schwelle zu einer »Atommacht« Bundesrepublik, auch im 
westeuropäischen Verbund, istzu politisch, als daß sieheimlich überschritten werden 
könnte. 

Das Fazit lautet: Eine Enttabuisierung der Frage nuklearer Konsultationen zwischen 
der Bundesrepublik und Frankreich in der Öffentlichkeit ist unverkennbar. Die Kon- 
sultationsvereinbarung vom Februar 1986 hat eine bislang unüberwindbar scheinen- 
de Schwelle übersprungen. Der politisch-ideologischen Bedeutung steht jedoch eine 
geringere reale Bedeutung gegenüber. Die nukleare »Statusdifferenz« wird nicht an- 
getastet, und es erscheint nach den Klarstellungen insbesondere von Mitterrand auch 
nicht vorstellbar, daß das geschieht. 


Die deutsch-französische Brigade 


Der Bereich der konventionellen Kooperation hat sich Kontinuierlich intensiviert. 
Dies ist vor allem bei den zunehmend umfangreichen gemeinsamen Manövern deut- 
lich geworden. Am letzten, »Kecker Spatz/Moineau Hardi« im September 1987, 
waren 20000 französische Soldaten der »Force d’Action Rapide«, der Schnellen 
Eingreiftruppe, beteiligt. Zum ersten Mal wurde der Manöverraum weit nach Osten 
ausgedehnt, nachdem die Franzosen vorher immer den Anschein einer Beteiligung an 
der »Vorneverteidigung« vermieden hatten. Der große propagandistische Effekt des 
Manövers wurde dadurch unterstrichen, daß eine engere Zusammenarbeit im Rah- 
men des deutsch-französischen Sicherheitsrates und die Einrichtung einer deutsch- 
französischen Brigade, die als Pilotprojekt für eine engere konventionelle Koopera- 
tion dient, öffentlichkeitswirksam präsentiert wurden. Nicht zuletzt die Defizite, die 
in den gemeinsamen Manövern zum Vorschein kamen, gaben diesen Plänen eine 
konkrete Gestalt. 

Am 19. Juni 1987 hatte Kohl gemeinsam mit Mitterrand öffentlich den Vorschlag ge- 
macht, einen »voll integrierten« Truppenverband in Form einer »Brigade« aufzustel- 
len.” Dabei bezeichneten Kohl und Mitterrand den Truppenverband als »Embryo« 
einer europäischen Verteidigung und als Kristallisationspunkt für eine deutsch-fran- 
zösische Sicherheitspartnerschaft. Am Ende dieser Entwicklung müsse eine gemein- 
same europäische Verteidigung, wenn möglich miteiner europäischen Armee, stehen. 
Die Debatte um die deutsch-französische Brigade war für die Wiederbelebung der 
deutsch-französischen Militärkooperation durchaus typisch. Der Vorschlag war von 
westdeutscher Seite primär politisch motiviert. Den Beschwörungen der deutsch- 
französischen Militärkooperation und der Wiederbelebung der WEU war wenig ge- 
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folgt, was konkrete politische und militärische Bedeutung besaß. Da eine atomare 
Kooperation in weiter Ferne war, mündete die Auseinandersetzung über westeuropäi- 
sche Konsequenzen aus der doppelten Null-Lösung schließlich in die Forderung nach 
einer engeren bilateralen Kooperation auf konventionellem Gebiet. 

Der Brigade mußte eine konkrete Aufgabe gegeben werden, die einerseits den Gren- 
zen der Kooperation, die durch die Nicht-Integration Frankreichs in die militärische 
Organisation der NATO und ihre nationale Abschreckungsdoktrin gegeben sind, 
Rechnung trug, andererseits militärisch aber nicht so belanglos war, daß damit auch 
die symbolische Bedeutung der Brigade gefährdet war. So wurde sie zum »Pilotpro- 
jekt«, in dem die Möglichkeiten und Hindernisse einer engeren konventionellen Ko- 
operation ausgetestet werden sollen. Denn der harte Kern der Bedeutung einer sol- 
chen Brigade besteht in der Erarbeitung und Erprobung einer gemeinsam entwickel- 
ten Führungs- und Einsatzgrundlage in der Praxis. Sie liegt damit auf der gleichen 
Linie wie die seit 1984 konsequent erweiterte Zusammenarbeit zwischen dem deut- 
schen und französischen Heer. 

Die Stäbe für eine erste Brigade von 4200 Mann wurden am 1. Oktober 1988 in Böb- 
lingen eingerichtet. Das Problem, daß diese Brigade aus Gründen der französischen 
Souveränität nicht der NATO unterstellt wird, wurde pragmatisch gelöst, indem die 
deutschen Truppen aus dem Territorialheer genommen wurden, das in Friedenszeiten 
nicht direkt der NATO untersteht. Die vollständige Realisierung wird mehrere Jahre 
in Anspruch nehmen und unter zusätzlicher Stationierung von 2000 französischen 
Soldaten in die Bundesrepublik stattfinden. Für Frankreich bedeutet die zusätzliche 
Verlegung von Teilen der »Schnellen Eingreiftruppe« eine stärkere Bindung an den 
»Kriegsschauplatz Bundesrepublik« und damiteine Materialisierung des »gemeinsa- 
men Sicherheitsraumes«. 

Gegen den Bilateralismus wandten sich die anderen westeuropäischen Länder, vor 
allem Großbritannien, Italien und Spanien, ähnlich wie beim »Sicherheitsrat«. Einige 
von ihnen reagierten damit, entsprechende Projekte unter Beteiligung ihrer Länder 
vorzuschlagen, um die deutsch-französische Brigade in die Bildung gemeinsamer 
westeuropäischer Truppenteile einzubinden. Solche Verhandlungen sind in den 
letzten Monaten ernsthaft aufgenommen worden. Über eine niederländisch-deutsche 
Brigade werden bereits konkrete Verhandlungen geführt; zu den 6700 niederländi- 
schen Soldaten in der BRD sollen für eine solche Brigade 2000 weitere Soldaten 
kommen; weitere Länder haben ihr Interesse bekundet. Spanien will mit einer 
Kompanie am Ausbildungs- und Übungsgeschehen der Brigade teilnehmen (Euro- 
päische Wehrkunde 7/1988: 385). Dies zielt aufeine Überwindung des Bilateralismus 
und auf breitere, westeuropäische Lösungen. 

Die deutsch-französische Brigade wird auch für andere Vorschläge zum Vorbild 
genommen: etwa der der Bow-Group, eines Konservativen britischen Brain-Trusts, 
zur Bildung eines »Europa-Korps« im Rahmen der WEU, oder ein ähnlicher Vor- 
schlag für eine gemischt-nationale europäische Division, die als »besondere Eingreif- 
truppe der Allianz« Verwendung finden könnte, wie es ein Bericht der Nordatlanti- 
schen Versammlung über die NATO in den neunziger Jahren vorgeschlagen hat (Brüs- 
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selbach 1988). Pläne der Bundeswehr für eine »Schnelle Eingreiftruppe« (Welt 25.7. 
1987), die notwendig die Frage des Einsatzes außerhalb des NATO-Gebietes aufwer- 
fen, ließen sich in diesem multilateralen Zusammenhang sicherlich leichter verwirk- 
lichen. Eine erweiterte deutsch-französische Einheit könne so zu einer de facto-Inter- 
ventionstruppe der WEU heranwachsen (FAZ v. 2.11.87). Der Rahmen der WEU 
bietetsich für eine solche Initiative deshalb an, weiler außerhalb der NÄTO liegt, dem 
französischen Ansatzpunkt der Westeuropäisierung entspricht und Einsätze als 
schnelle Eingreiftruppe außerhalb des NATO-Gebietes durch den WEU-Vertrag 
möglich sind. Es hat bereits früher Initiativen der WEU in diese Richtung gegeben. 
Da die WEU aber nichtüber eine militärische Organisation verfügt, sondern diese ver- 
traglich der NATO vorbehält, würde dies eine grundlegende Veränderung der militä- 
rischen Organisationsstrukturen bedeuten. 

Die Grenzen der militärischen Bedeutung einer deutsch-französischen Brigade, die 
über ein »Pilotprojekt« für die Verbesserung der Kooperation hinausgeht, liegen in 
der grundlegenden Differenz der Militärpolitik Frankreichs und der NATO. Als wei- 
terer Versuch einer pragmatischen Politik der Zusammenarbeit, die diese gleichzei- 
tig als politisches Symbol für die Westeuropäisierung der Sicherheitspolitik nutzt, ist 
ihre politische Funktion nicht zu gering zu veranschlagen. Langfristig wird ihr Stel- 
lenwert davon abhängen, ober der militärisch-politische »Überbau«, der das Projekt 
einer gemeinsamen Brigade erst sinnvoll macht, im Rahmen des Sicherheitsrates 
ausgebaut wird. Die Brigade selbst kann ein politisches Signal in diese Richtung set- 
zen, dürfte aber selbst keineswegs schon der Anfang eines solchen Prozesses sein. 


Die bilaterale Militärkooperation — Achse einer Westeuropäisierung der 
Sicherheitspolitik? 


Der Zusammenhang von bilateralen Initiativen und westeuropäischer Integration 


Bereits kurz nach dem Regierungswechsel 1981 in Frankreich waren von offizieller 
Stelle neue Töne zu hören, die zwar auch schon unter Giscard d’Estaing anklangen, 
nun aber das auch unter den Sozialisten geltende Tabu des Nationalismus in der 
Militärpolitik zu durchbrechen schienen: Premierminister Mauroy rief dazu auf, 
»über die Perspektive einer politischen Gemeinschaft Europas nachzudenken, die 
übereine autonome Verteidigung verfügt« (vgl. Colard 1984: 125). Bekenntnisse die- 
ser Art waren zwar nicht neu, und ein allgemeines Konzept von Sicherheitspolitik, das 
die konkrete Militärpolitik ausschließt, hatte im Rahmen der Europäischen Gemein- 
schaften schon immer seinen Platz. Eine gemeinsame Militärpolitik sollte angesichts 
der nationalstaatlichen Realitäten aber die ferne »Krönung« eines westeuropäischen 
Bundesstaates sein. Angesichts der konkreten französischen Initiativen, insbesondere 
der Wiederbelebung der WEU, entstand der Eindruck, die sicherheits- und militärpo- 
litische Zusammenarbeit könnte nun zunehmend zum »Motor« der westeuropäischen 
Integration werden. Das deutsch-französische »Tandem« soll dabei die Achse bilden, 
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die diese Entwicklung vorantreibt. Hinsichtlich des institutionellen Rahmens lagen 
die Interessen unterschiedlich: während Frankreich bereits 1981 Initiativen ergriff, 
um die militärpolitische Komponente der Sicherheitspolitik der bis dahin funktions- 
losen WEU wiederzubeleben, seine Haltung zur Intensivierung der EG-Integration 
aber eher zurückhaltend war, setzte die Bundesrepublik mehr auf eine engere außen- 
politische Kooperation im Rahmen von EG und EPZ. 

Eine durchgängige politische Strategie Frankreichs zur Westeuropäisierung läßt sich 
aber nur schwer feststellen. Integrationspolitische Initiativen im Rahmen der EG wie 
die Rede Mitterrands vor dem Europäischen Parlament im Frühjahr 1984 blieben 
ohne Folgen; dem Neuanlauf zur politischen Integration, der zur Einheitlichen Euro- 
päischen Akte führte, schloß sich Frankreich mit Verzögerung an. Bei der Wiederbe- 
lebung der WEU gab es verschiedene Phasen, in denen unterschiedliche Motive 
wirkten (P. Schmidt 1975: 32 ff.) Stand bis Ende 1983 die westdeutsche »Nachrü- 
stungsdebatte« und damit die »Neutralismusgefahr« im Vordergrund, so führte 1983/ 
84 die amerikanische SDI-Politik zu einem größeren französischen Interesse an einer 
gemeinsamen westeuropäischen Reaktion, die aber im Rahmen der WEU nicht 
erreicht wurde. Daraufhin ließ das französische Interesse nach, um im Zuge der 
doppelten Null-Lösung und der Diskussion um die »Sonderbedrohung« der Bundes- 
republik durch atomare Kurzstreckenwaffen wieder zu wachsen. Im Oktober 1987 
gelang es auf französische Initiative, eine gemeinsame »Sicherheitsplattform« der 
WEU zu formulieren, in der die Notwendigkeit der atomaren Abschreckung festge- 
schrieben wurde. 

Das Verhältnis zwischen der Bundesrepublik und Frankreich wird aber immer im Mit- 
telpunkt einer solchen Entwicklung stehen: zum einen, weil beide Länder den ent- 
scheidend militärischen Raum bilden und über das wichtigste Rüstungspotential ver- 
fügen; zum anderen, weil die ökonomische Dominanz der Bundesrepublik und die 
Stärke ihrer konventionellen Bewaffnung diese zum Hegemon einer westeuropäi- 
schen Integration machen — ob sie eine hegemoniale Politik nun offen verfolgt oder 
ihre Rolle eher indirekt, vermittelt über die Institutionen spielt — und die daraus fol- 
genden Probleme ohne Zustimmung Frankreichs nicht zu lösen sind; zum dritten, weil 
es ohne Großbritannien (Taylor 1987) zwar ein machtpolitisches Gleichgewicht ge- 
genüber der Bundesrepublik innerhalb der Westeuropäisierung nicht geben kann, die 
britische Integrationspolitik aber insgesamt eher »reaktiv« als »aktiv« ist und sie 
aufgrund der »special relationship« zu den USA zwar an einer engeren wirtschafts- 
und außenpolitischen Kooperation, nicht aber an einer Einbeziehung der Militärpo- 
litik in die EG interessiert ist. 


Ein neues »europapolitisches Paket« durch F rankreich und die Bundesrepublik? 


Der deutsch-französische Sicherheitsrat hat durchaus Impulse für Integrationsinitia- 
tiven freigesetzt. Hieraus könnte sich eine Dynamik ergeben, die sich wechselseitig 
ergänzt: die Initiativrolle der BRD und Frankreichs zieht ein Verhalten der anderen 
Länder nach sich, das die westeuropäischen Strukturen insgesamt stärken und den 
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bilateralen Schritten ihre Exklusivität nehmen will. Eine Weiterentwicklung der bi- 
lateralen Zusammenarbeit wird dabei nicht durch Konzentration auf eine Organisa- 
tion oder einen Themenbereich erfolgen, sondern durch neue Formen der Arbeitstei- 
lung und der Ergänzung zwischen unterschiedlichen außenpolitischen Strategien. Die 
Geschichte der westeuropäischen Integration zeigt, daß es immer ein »Paket« vonLö- 
sungen unterschiedlicher Probleme und des Ausgleichs unterschiedlicher Interessen 
war, das Fortschritte gebracht hat: von der Verbindung der landwirtschaftlichen Inter- 
essen Frankreich und den industriellen der Bundesrepublik bei der Gründung der 
EWG über die Intensivierung der außenpolitischen Zusammenarbeit und der Errich- 
tung eines Binnenmarktes bei der Einheitlichen Europäischen Akte bis hin zur paral- 
lelen Gründung eines deutsch-französischen Finanz- und Wirtschaftsrates und des 
Sicherheitsrates. 

Die Frage ist, ob sich gegenwärtig solche umfassenden Lösungen anbieten, ob es ei- 
nen neuen »Gesamtkompromiß« der westeuropäischen Integration geben kann, der 
die Sicherheitspolitik einschließt. Zwei solcher Kompromisse spielen in der Diskus- 
sion eine Rolle: zum einen könnte ein weitgehendes Entgegenkommen der Bundes- 
republik in wirtschafts- und insbesondere währungspolitischen Fragen Frankreich zu 
einer engeren sicherheitspolitischen Kooperation bewegen. Die Tatsache, daß das 
Interesse an einer Kooperation in der Rüstungsproduktion für Frankreich schon 
immer im Vordergrund stand, zeigt die Möglichkeit, daß die Bundesrepublik gleich- 
sam als »Zahlmeister« der Integration größeren sicherheitspolitischen Einfluß ge- 
winnen könnte, ohne daß man sich offen auf einen solchen Interessenausgleich ein- 
lassen würde, der zusätzliche ökonomische Anforderungen mit sich brächte.'? Diese 
wechselseitige Ergänzung einer ökonomischen Dominanz der Bundesrepublik und 
einer militärischen Dominanz Frankreichs könnte in der Tat zu einem Motor der west- 
europäischen Integration werden. Von französischer Seite wird dies auch offen 
avisiert. 

Zum anderen bietet sich im militärischen Bereich selbst die pragmatische Rollentei- 
lung an, die den Vorschlägen Helmut Schmidts (H. Schmidt 1987) zugrundeliegt: die 
Bundesrepublik verzichtet auf jeden Anspruch nuklearer Mitbestimmung, während 
im konventionellen Bereich eine echte Integration der Armeen stattfindet und Frank- 
reich damit eine feste Sicherheitsgarantie in Westeuropa übernimmt. Durch die 
Beibehaltung der nationalen atomaren Souveränität und den auf Dauer festgelegten 
Oberbefehl über die integrierten Streitkräfte räumt die Bundesrepublik Frankreich 
eine militärische Hegemonialrolle ein, verzichtet also bewußt und in der außenpoli- 
tischen Tradition nach 1945 auf eine formelle militärische Gleichberechtigung. 
Freilich würde auch hier wirken, was sich im ökonomischen Bereich durch die EG- 
Integration vollzog: Das faktische Gewicht der Bundesrepublik wäre so groß, daß sei- 
ne Einflußmöglichkeiten in einer solchen Konstellation trotzdem wachsen würden. 
Schließlich verfügt sie über die stärksten konventionellen Streitkräfte und spielt geo- 
politisch die ausschlaggebende Rolle. Sollte eine internationale Konstellation eintre- 
ten, in der eine Westeuropäisierung der Sicherheitspolitik wirklich auf der Tagesord- 
nung stünde, wäre dies für die westeuropäischen Nachbarn immer noch besser als alle 
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Lösungen, die auf einen nationalen Weg der Bundesrepublik oder eine direkte Mit- 
verfügung über Atomwaffen hinauslaufen würden. 

Hieraus könnte sich eine neue Dynamik ergeben. Denn einem solchen Sog werden 
sich die anderen Länder kaum entziehen können. Vor allem die kleineren unter ihnen 
sehen zur Integrationspolitik keine Alternative. Die Rollenverteilung in Westeuropa 
ist aber klar: Frankreich als kontinentale Nuklearmacht und die Bundesrepublik als 
ökonomische Vormacht üben bei der Weiterentwicklung der westeuropäischen Inte- 
gration so etwas wie ein »Kondominium«, eine gemeinsame Herrschaft, aus. Beiden 
Nachbarn stößt dies wiederum auf Mißtrauen. Anläßlich des Jubiläums des Elysee- 
Vertrages beschrieb Kohl das Problem folgendermaßen: wenn das Einverständnis zu 
groß wäre, gäbe es den Verdacht eines deutsch-französischen »Direktoriums«; wenn 
es zu gering wäre den Vorwurf, beide Länder würden ihrer besonderen historischen 
Rolle für die europäische Einigung nicht gerecht (Kohl in Le Monde vom 20.1.1983). 
In der Notwendigkeit einer breiter angelegten westeuropäischen Zusammenarbeit 
liegen auch Grenzen für eine engere bilaterale Kooperation. 


Die Perspektiven einer deutsch-französischen »Achse« der Westeuropäisieurng 


Bisher hat sich jene »politische Führung« nicht herausgebildet, die Helmut Schmidt 
einmal zurpolitischen Selbstbehauptung Westeuropas forderte. Zu ausgeprägt waren 
die ungleichzeitigen ökonomischen und politischen Entwicklungen, zu stark die In- 
teressengegensätze, zu tief verwurzelt die Identifikation mit dem Nationalstaat. So 
hängt der Erfolg einer politischen Integrationsinitiative davon ab, daß der Impuls von 
außen kommt, aus der internationalen Umbruchsituation, der wir uns vierzig Jahre 
nach Ende des Zweiten Weltkriegs gegenübersehen. Die Reduzierung des amerika- 
nischen Engagements in Europa und die Beibehaltung der Blockspaltung werden 
dabei die Bedingungen sein, unter denen die Bereitschaft zu einer eigenständigen 
Säule im transatlantischen Bündnis wachsen könnte. Die neue Entspannungs- und 
Abrüstungspolitik der Sowjetunion ist ein entscheidendes Hindernis für eine Westeu- 
ropäisierung der Sicherheitspolitik, wenn es den friedensbewegten Kräften gelingt, 
den Druck auf die Regierungen zu verschärfen und einen Abbau der Ost-West- 
Konfrontation durchzusetzen. 

Katalysator einer solchen Entwicklung könnte ein Rückzug der USA aus Europa sein, 
der eine westeuropäische Aufrüstung als Ersatz der Rolle der USA nach sich ziehen 
würde. Gegenwärtig ist nicht zu erkennen, daß das wohlverstandene Eigeninteresse 
der USA an Europa verschwinden würde. Der Impuls für eine engere Bindung Eu- 
ropas an die USA geht vielmehr von den Westeuropäern selbst aus. Für die heır- 
schende Politik der Bundesrepublik ist das nichts Neues. Für Frankreich schon: Wie 
die atlantizistische Wende der französischen Politik angesichts des »Sicherheitspro- 
blems Deutschland« gezeigt hat, soll eine Westeuropäisierung der Sicherheitspolitik 
gerade die USA in Europa halten, indem sie ihr eine »Entlastung« bietet, die weiter- 
gehende Rückzugstendenzen verhindern soll. Gleichzeitig solleine westeuropäische 
Säule aber nicht zu stark sein, um einen amerikanischen Rückzug nicht zu provozie- 
ren (Brock u.a. 1987: 32 £.). 
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In der gegenwärtigen Situation wird Frankreich die traditionellen Prämissen seiner 
Außenpolitik kaum verlassen. Die »europäische Öffnung«, die es in den letzten Jah- 
ren vollzogen hat, war immer noch davon geprägt, den westeuropäischen Integra- 
tionszusammenhang für seine Interessen zu instrumentalisieren, also »nationale Poli- 
tikmuster und -inhalte zu westeuropäisieren« (Schild 1988a: 43) und unterschiedli- 
che Optionen der Kooperation miteinander zu verbinden-seiesden Mittelmeerraum, 
die nukleare Partnerschaft mit Großbritannien oder den Bilateralismus mit der Bun- 
desrepublik; sei es die WEU oder die EG. Ein »Gesamtentwurf« von Integration, der 
jeder neuen Gründung einer Organisation in Westeuropa oder jeder neuen völker- 
rechtlichen Fixierung zugrundeliegen müßte, ist nur in einer Zuspitzung der interna- 
tionalen Veränderungen wahrscheinlich. 

Zwar gibtes auch immer wieder Vorschläge für einen gänzlich neuen institutionellen 
Anlauf zu einer militärpolitischen Kooperation im Sinne einer »Europäischen Vertei- 
digungsorganisation« in Westeuropa (Weidenfeld 1987). Das differenziertere Heran- 
gehen an die institutionellen Strukturen der Westeuropäisierung hat aber verschiede- 
ne Vorteile und erscheint daher als die wahrscheinlichere Entwicklung. Auf diese 
Weise lassen sich die unterschiedlichen Möglichkeiten einzelner Organisationen nut- 
zen und die Schranken anderer umgehen: so der nicht-militärische Charakter der EG/ 
EPZ, der einer »Europäischen Union« den Anschein einer »Zivilmacht« geben kann; 
die unterschiedlichen Kreise von teilnehmenden Ländern, vor allem die Rolle Frank- 
reichs außerhalb der NATO-Integration; der unterschiedliche Grad der institutionel- 
len Integration undrechtlichen Verbindlichkeit, der es ermöglicht, in Fragen der mili- 
tärischen Souveränität weniger verbindlich zu verfahren als in wirtschaftlichen Fra- 
gen; die öffentliche Wirksamkeit der Institutionen, insbesondere der parlamentari- 
schen Versammlungen von WEU, NATO und dem EP. Der fragmentierte Charakter 
der Westeuropäisierung entspricht daher einer Außenpolitik, unterschiedliche Optio- 
nen offenzuhalten und größere Handlungsspielräume durch eine »g&ometrie varia- 
ble« zu gewinnen. Die wahrscheinlichste Entwicklung ist eine abgestufte Entwick- 
lung, ein Europa der »drei Geschwindigkeiten« (Brock u.a. 1987: 43). Den unter- 
schiedlichen Interessen entsprechend wird sich die Kooperation auf bilaterale Gre- 
mien, die Westeuropäische Union und die Europäischen Gemeinschaften und die EPZ 
verteilen: ein »harter Kern« von westeuropäischen Ländern, der zu einer militärpo- 
litischen Kooperation bereit ist, wird sich um eine deutsch-französische »Achse« 
‚gruppieren. Er wird die sechs Gründungsmitglieder der EG und Großbritannien um- 
fassen und sich institutionell eher auf die WEU beziehen. Durch die wahrscheinliche 
Erweiterung der WEU erhält diese eine wichtige »Südschiene« durch die Einbezie- 
hung von Spanien und Portugal. Dadurch wird es auch zu einer stärkeren Kongruenz 
zwischen einer Mitgliedschaft inderWEU und derEG kommen, die unter Umständen 
ein komplementäres Verhältnis zwischen den beiden Organisationen befördert. 

EG und EPZ würden sich auf den nicht-militärischen Aspekt der Sicherheit beschrän- 
ken. Lediglich die Rüstungsproduktion könnte in den gemeinsamen Binnenmarkt 
einbezogen werden, obwohl die IEPG zunehmend an Statur in der Koordination der 
Rüstungsbeschaffung gewinnt. Erst diese Beschränkung ermöglichte auch die Aus- 
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weitung des Gemeinsamen Marktes auf bisher neutrale Staaten wie Österreich und 
Schweden, die daran ein großes Interesse haben, aber ebenso wie Irland ihren neu- 
tralen Status gefährdet sähen. Die militärischen Aspekte wären auf die WEU be- 
schränkt, die gerade nicht als »Außenbordmotor« für die Militarisierung der EG die- 
nen, sondern sie als Kreuzer begleiten würde. Dem deutsch-französischen Tandem 
(unter Umständen unter aktiver Beteiligung Großbritanniens) käme als Kern der bei- 
den Organisationen die Funktion eines Scharniers zu. 
Diese Entwickungen sind unter friedenspolitischen Kriterien nicht weniger gefähr- 
lich als eine offene Entwicklung in Richtung auf eine »militärische Supermacht 
Westeuropa«. Im Gegenteil: die ideologische Funktion dieser Entwicklung ist sehr 
viel wirksamer, da sie verdeckter ist. Die nukleare Komponente wird ausgespart; die 
EG erscheint weiterhin als »Zivilmacht«; die Abgrenzung von den USA bleibt auf der 
Ebene der ökonomischen und politischen Konkurrenz, ohne die militärische Arbeits- 
teilung in der NATO in Frage zu stellen; eine neue Bedrohung und einen Aufrüstungs- 
druck gegenüber der Sowjetunion wird erzeugt. So läßt sich überall die Westeuropäi- 
sierung als »kleineres Übel« gegenüber den USA und als »friedliche« machtpoliti- 
sche Basis für eine gesamteuropäische Entspannung verkaufen, ohne daß sich an der 
_ unfriedlichen Struktur der Blockkonfrontation in Europa etwas ändert. Diese wird 
nicht überwunden, sondern zementiert. 
Für die westdeutsche Außenpolitik, die einen nationalistischen Kurswechsel nicht 
vollziehen kann, ohne großen Widerstand zu provozieren, ist die »Selbstbehauptung 
Europas« die Wiedergewinnung der nationalen Machipolitik auf westeuropäischer 
Ebene. Frankreich versucht, über die Zusammenarbeit in Westeuropa die Schranken 
seines nationalen Großmachtsanspruchs zu überwinden. Aber eine Westeuropäisie- 
rung der Sicherheitspolitik istnicht nur eine reale Entwicklungstendenz. Beiden Staa- 
ten bietet Westeuropa den Ort, an dem die überkommene Machtpolitik weniger ge- 
fährlich erscheint und als »internationalistisch« legitimiert wird. Der bilateralen Zu- 
sammenarbeit wie der Westeuropäisierung kommt eine große politisch-ideologische 
Bedeutung zu. 
Die Brüche im sicherheitspolitischen Konsens in Frankreich können durch die »West- 
europäisierung« gekittet werden. Denn, wie oben gezeigt wurde, [...]entwickeln sich 
die herrschende Außenpolitik und die Identifikation mit dem »Nuklearnationalis- 
mus« [...] zunehmend auseinander. Mit der vermeintlichen Überwindung des Natio- 
nalismus in Westeuropa werden die atomaren Grundlagen der nationalen Machtpo- 
litik wieder gefestigt. Orientierung an Europa - ja; aber in militärischer Form und auf 
Westeuropa beschränkt. 
»Der Erbfeind als Ersatzfreund« — Ersatz für was, Freundschaft gegen wen? Die Ant- 
wort auf die Fragen, die ganz am Anfang gestellt wurden, kann sich nicht auf die 
aktuellen Entwicklungen beschränken, die durch das »Sicherheitsproblem Deutsch- 
land« und die »Selbstbehauptung« Europas bestimmt sind. Die militärischen Grund- 
lagen der Politik selbst müssen abgebaut werden. Die neue alte Freundfeindschaft 
besteht zwischen den Staaten, nicht zwischen den Völkern. Es ist das alte Freund- 
Feind-Schema, das machtpolitische Kalkül zwischen den Staaten selbst, das es zu 


68 Albert Statz 


überwinden gilt. Die militärische »Achse« der »Freundschaft« zu Frankreich ersetzt 
eine Entmilitarisierung der Blockkonfrontation und gesamteuropäischen Friedens- 
politik und richtet sich gegen die Menschen in beiden Ländern, die Abrüstung wollen. 


Anmerkungen 


1 Nach FAZ, 22.8.1987, zit. nach Brock u.a. 1987:1; vgl. zur Unterscheidung von vier verschiedenen 
Funktionen der NATO Statz 1988. 

2 So haben die französischen Initiativen oft dann einen Schub bekommen, wenn die »deutsche Frage« 
virulent wurde (Friedensbewegung und »Nationalneutralismus«, doppelte Null-Lösung und »Son- 
derbedrohung«); danach verflog das Interesse sehr leicht wieder; hinsichtlich der WEU vgl. P. 
Schmidt 1985: 36 f. 

3 Die verschiedenen Umfragen zeigen keine gravierenden Differenzen; die Tendenz ist eindeutig. Vgl. 
insbesondere die Zusammenstellung in Armee d’Aujourd’hui, März 1988; Lib£ration 16.2.1987. 

4 Vgl. zur jüngsten Entwicklung als Überblicke Bauer 1986, 1987, 1988; Yost 1988; Schütze 1988; 
Schild 1988b; die laufende Berichterstattung in antimilitarismus information; die aktuelle Chronik, 
die in der Zeitschrift Dokumente regelmäßig veröffentlicht wird; die offiziellen Dokumente werden 
regelmäßig in Europa-Archiv abgedruckt. 

5 Die folgende Darstellung beruht auf einer Zeitungsauswertung, die im Einzelnen nicht nachgewiesen 
wird, auf Informationen aus dem Verteidigungsausschuß des Bundestages sowie den beiden Veröf- 
fentlichungen des Bundespresse- und Informationsamtes: Militärische Zusammenarbeit Deutsch- 
land-Frankreich, August 1987, 2. veränderte Fassung April 1988; vgl. außerdem Boniface/Heisbourg 
1986: 242 ff.; P. Schmidt 1987 b; Ehrhart 1987: 23 ff. 

6 Für die Öffentlichkeit kam dies eher überraschend, nach Pressemeldungen »überließ« Kohl diese 
seine Idee Mitterrand; vgl. Zeit v. 2.10.87 

7 Texte ın: Europa-Archiv 5/1988, S. D 134 ff. 

8 Abgedruckt in: Europa-Archiv 5/1988, S. D 131. 

9 Eine genauere zusammenfassende Diskussion der nuklearen Kooperation findet sich bei Boniface/ 
Heisbourg 1986: 261 ff., Yost 1988: 184 ff.; Laird 1986 c: 92 ff.; P. Schmidt 1987 b: 52 ff. 

10 Vgl. hierzu auch die von den Grünen initiierte Kampagne »Atomwaffenverzicht ins Grundgesetz«, 
die in der gleichnamigen Broschüre mit vielfältigen Informationen zu den Atommachtambitionen und 
zur technischen Infrastruktur dargestellt ist, hg. Die Grünen, Bonn 0.J. (1988): bes. 16 f., 32 f. - Die 
reale Gefahr eines deutschen »Griffs zur Bombe« wird vom Verfasser deutlich skeptischer einge- 
schätzt. 

11 Vgl. die gemeinsame Erklärung von Kohl und Mitterrand in Paris am 28.2.86, in: Europa-Archiv 9/ 
1986: D236. 

12 Vgl. Unsere Verantwortung in der Welt, Christlich-demokratische Perspektiven zur Außen-, Sicher- 
heits-, Europa- und Deutschlandpolitik, hg. CDU, Sommer 1988 

13 Vgl. den unter Pseudonym veröffentlichten Artikel von Francois Heisbourg, damals hoher Beamter 
im Verteidigungsministerium in der offiziösen Zeitschrift Politique Etrangere (3/1984): Andrets 
1986, hier: 114 (zitiert nach der englischen Fassung) und die Debatte in den folgenden Nummern. 

14 Vgl. dazu die Berichterstattung der taz im Sommer und Herbst 1987, die eine Reihe von Dementis 
hervorrief, nichtsdestotrotz aber im Kern ihrer Zitate, Interpretationen und Vermutungen französi- 
sche Überlegungen in eine solche Richtung dokumentiert; taz 28.7., 29.7.,4.8.; 11.8., 23.10.; 2.11.; 
22.1.1988; 12.4.1988 sowie die Reaktion in. der übrigen Presse auf die Veröffentlichung der 
Interviews von Messmer und Hernu am 28.7.1987. 

15 Die folgenden Darstellungen beruhen auf einer Presseauswertung, Informationen aus dem Verteidi- 
gungsausschuß sowie: Bundespresse- und Informationsamt: Militärische Zusammenarbeit Deutsch- 
land — Frankreich, April 1988; Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Abg. Gerster 
u.a. (SPD) vom 4.2.1988, Drs. 11/1777; vgl. auch Schmidt 1987 b: 61 ff.; Ehrhardt 1987: 21 ff. 
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16 SoisteseinNovum, daß der Vizepräsident der EG-Kommission, Narjes, am 12. November 1987 vor 
der Führungsakademie der Bundeswehr und auf dem WEU-Colloquium über Rüstungskooperation 
am 7. März 1988 auftrat und entsprechende Überlegungen anstellte; das Europäische Parlament 
macht seit Jahren Vorstöße in diese Richtung. 

18 So wich Kohl der Frage nach einem »Junktim« zwischen ökonomischen und militärischen Fragen in 
der deutsch-französischen Kooperation beharrlich aus; vgl. Interview Le Monde 20.1.1988. 
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Hansjörg Herr/Andreas Westphal 
Zum Verhältnis von realwirtschaftlicher und monetärer 
Integration Westeuropas 


Zusammenfassung: Der vorliegende Aufsatz untersucht die Auswirkungen des mit 
dem Gemeinsamen Binnenmarkt einhergehenden realwirtschaftlichen Integrations- 
prozesses auf die monetäre Integration der EG und kritisiert die verschiedenen 
Konzepte zur Weiterentwicklung des EWS. Dabei wird die These vertreten, daß die 
Möglichkeit einer beschäftigungs- und ökologieorientierten Wirtschaftspolitik neue 
institutionelle Regulierungen zur Voraussetzung hat. Die Strategie einer solchen »an- 
timerkantilistischen Integration« und ihre Konsequenzen für die BRD werden am 
Ende skiziert. 


1. Einleitung 


Eine fundierte Analyse der makroökonomischen Konsequenzen des für 1992 ange- 
strebten Gemeinsamen Binnenmarktes und seiner Konsequenzen für die monetären 
Integration Westeuropas steht noch weitgehend aus. Der vorliegende Aufsatz verfolgt 
vor allem zwei Fragestellungen: Wie sind die makroökonomischen Wirkungen der 
realwirtschaftlichen Integration einzuschätzen? Welche Formen der monetäre Inte- 
gration sind mit dem Gemeinsamen Binnenmarkt kompatibel und zudem geeignet, 
eine tendenziell gleichgewichtige und demokratische Entwicklung Westeuropas 
abzusichern? Bei dem Versuch der Beantwortung dieser Fragen setzt sich der vorlie- 
gende Aufsatz kritisch mit dem Cecchini-Bericht (Cecchini 1988; EG-Kommission 
1988) und dem Padoa-Schioppa-Bericht (Padoa-Schioppa 1988) auseinander, die 
von zwei durch die EG-Kommission beauftragten Forschergruppen erstellt wurden. 
Ausgangspunkt des vorliegenden Aufsatzes ist die These, daß die weitgehende Libe- 
ralisierung des Kapitalverkehrs seit dem Ende des Bretton Woods-Systems die wirt- 
schaftspolitische Handlungsfähigkeit einzelner Nationen asymmetrisch einge- 
schränkt und die weltwirtschaftliche Instabilität erheblich erhöht hat. Angesichts der 
kurz- und mittelfristigen Unmöglichkeit neuer weltwirtschaftlicher Regulierungs- 
modelle ist unserer Auffassung nach die (Rück)Eroberung der Möglichkeit beschäf- 
tigungs- und ökologieorientierter Wirtschaftspolitik an neue Institutionalisierungen 
im westeuropäischen Rahmen gebunden. Institutionen sind aufgrund der endogenen 
Instabilität von Geldwirtschaften notwendig. Die Existenz von Unsicherheit unter- 
wirft Investitionsentscheidungen und generell die Disposition über Vermögen erheb- 
lichen Schwankungen, die sich u.a. in der Akkumulationsdynamik und der mit dieser 
verbundenen Beschäftigungsentwicklung auswirken. Im internationalen Rahmen 
sind bspw. fixe Wechselkurse eine zentrale institutionelle Regulierung zur Reduzie- 
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rung gesellschaftlicher Unsicherheit. Die mit der Beseitigung verschiedener nationa- 
ler Regulierungen einhergehende fortschreitende realwirtschaftliche Integration 
Westeuropas Kann unserer Auffassung nach nur dann relativ gleichgewichtig verlau- 
fen, wenn sie mit neuen demokratischen supranationalen Regulierungen auf dem 
Gebiet der Geld- und Währungspolitik verbunden ist. Der Versuch der Konkretisie- 
rung einer derartigen Regulierung ist unser Vorschlag einer Strategie der antimerkan- 
tilistischen Integration Westeuropas. 


2. Währungstheoretische Grundlagen 
2.a. Die Instabilität des Multiwährungsstandards 


Die Weltwirtschaft bildet eine oder auch einige wenige Währungen als Weltgeld(er) 
heraus!. Die Hierarchisierung der Weltwährungen in Reservewährungen und solche, 
die rein nationale Bedeutung innehaben, erfolgt nicht primär zur Vereinfachung des 
Welthandels (in bezug auf die Zirkulationsmittelfunktion des Geldes), sondern in 
erster Linie aufgrund der Notwendigkeit, internationale Liquidität in geeigneter Form 
zu halten und internationale Kreditverträge in sicherer Form abschließen zu können 
(in bezug auf »Geld als Geld«, Marx 1890), das die Wertaufbewahrungs- und Zah- 
lungsmittelfunktion des Geldes impliziert). Die beiden letzten Funktionen erfordern 
notwendig die Wertstabilität des Weltgeldes, denn nur ein stabiles Geld ist tauglich, 
als Wertaufbewahrungsmittel und als Inhalt von Kreditverträgen zu dienen. Wertsta- 
bilität in bezug auf Weltgeld bedeutet unmittelbar Wechselkursstabilität, so daß ein 
fester Außenwertdes Weltgeldes zum Desiderat einer internationalen Geldwirtschaft 
wird. 

Weltgeld(er) entstehen aus der spontanen Aktion international agierender und über 
Geld disponierender Vermögensbesitzer. Diese wählen bei unregulierten Kapital- 
märkten die Währung(en) als Weltgeld(er) aus, die die höchste Vermögenssiche- 
rungsqualität bieten (vgl. Riese 1986). Dies impliziert auch einen großen Anteil am 
internationalen Kapitalmarkt und eine weite Anwendungsmöglichkeit; sie garantie- 
ren, daß ein Vermögensbesitzer bei seinen internationalen Transaktionen weitgehend 
in der gewählten Währung bleiben kann. In der Hierarchie der Währungen stehen 
somit stabile und große Währungen an der Spitze, kleine und instabile Währungen am 
Ende?. 

Es ist ein fundamentaler Unterschied, ob Weltgeldfunktionen nur von einer nationa- 
len Währung übernommen werden oder von mehreren konkurrierenden. Der erste 
Fall ist typisch für ein Hegemonialsystem, in dem dem Hegemon »natürlich« die 
Rolle des Weltgeldproduzenten zufällt. Weltgeld ist dabei eines der zentralen Medien 
der Ausübung der Hegemonie, jedoch nicht dessen Basis. In einem polyzentrischen 
System mit integrierten Waren- und Kapitalmärkten erlangen monetäre Einflüsse 
einen weitaus gewichtigeren Einfluß als in einem Hegemonialsystem. Dies liegt 
daran, daß in einem polyzentrischen System kein Land allein aufgrund realökonomi- 
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scher Faktoren dominiert und die Erlangung von Weltgeldfunktionen in einem 
Multiwährungsstandard geradezu das entscheidende Mittel zur Erlangung von Do- 
minanz wird (vgl. Riese 1986). In einem Multiwährungsstandard ist jeder potentiel- 
le Weltgeldproduzent gezwungen, die Vermögenssicherungsqualität seiner Währung 
zu verteidigen, daer andernfalls internationalen Einfluß verliert, in Abhängigkeit von 
der Wirtschaftspolitik anderer Währungspole kommt etc. Schon zur Verteidigung der 
eigenen Postition muß ein Land in einem Multiwährungsstandard die Vermögenssi- 
cherungsqualität seiner Währung bewahren - ein Phänomen, das dem Weltgeldpro- 
duzenten in einem Hegemonialsystem schon aufgrund fehlender Währungskonkur- 
renz fremd ist. Ein Multiwährungsstandard hat in aller Regel eine oligopolistische 
Struktur, da immer nur wenige Länder potentielle Weltgeldproduzenten sind. 

Die Vermögenssicherungsqualität einer Währung wird von internationalen ökonomi- 
schen Agenten definiert. Neben spezifischen politischen Einflüssen (Art der Regie- 
rung, Radikalität der Gewerkschaften, Wirtschaftspolitik, Höhe der Steuerbelastung 
usw.) muß vor allem die Wertstabilität als entscheidendes Qualitätsmerkmal einer 
Währung angesehen werden (vgl. Padoa-Schioppa, Papadia 1984). Wertstabilität im- 
pliziert jedoch eine generell restriktive Geld- und Fiskalpolitik. Besonders nominel- 
le Aufwertungen sind ein ideales Mittel zur Erhöhung der Qualität der eigenen Wäh- 
rung, da sie die eigene Stabilität bei gleichzeitiger Verschlechterung der Stabilität der 
Währungen der Konkurrenten erhöht. Ein Multiwährungsstandard impliziert daher 
die Gefahr von Aufwertungswettläufen oder Wettläufen um die restriktivste Wirt- 
schaftspolitik. 

Internationale Kapitaltransaktionen gewinnen in einem alwähungsstandard öko- 
nomisch und politisch an Gewicht, da die Herrschaft des internationalen Kapitalver- 
kehrs intensiviert wird. Verletzt ein Land die Vermögenssicherungsqualität seiner 
Währung, wird es durch Kapitalflucht gezwungen, die angeschlagene Vermögenssi- 
cherungsqualität wieder herzustellen, also Austeritätspolitik zu betreiben. Vermö- 
gensbesitzer sind bei Währungswettbewerb in der Lage, ein generell restriktives und 
vermögensfreundliches weltwirtschaftliches Regime zu erzwingen. Dominiert in ei- 
nem Hegemonialsystem der Hegemon die politischen Entscheidungen, so dominie- 
ren in einem Multiwährungsstandard verstärkt anonyme Vermögensmäfrkte, die zu- 
nehmend politische Kontrollmechanismen ausschalten. 

Ein Multiwährungsstandard ist inhärent instabil. Die in einem Hegemonialsystem 
feste Hierarchie der Währungen kann sich in einem Multiwährungsstandard schnell 
und häufig ändern. Änderungen in der Währungshierarchie implizieren jedoch hefti- 
ge und destabilisierende Geldvermögensumschichtungen zwischen den Währungen, 
die durch spekulative Elementenoch verstärkt werden. Solche Hierarchiewechsel der 
Währungen können durchaus »irrationaler« Natur sein und sich im nachhinein als 
falsch erweisen. Da die Vermögenssicherungsqualität einer Währung immer von der 
zukünftig erwarteten Entwicklung eines Landes abhängt und die weltwirtschaftliche 
Unsicherheit insgesamt zunimmt, sind solche Portfolioumschichtungen in einem 
Multiwährungsstandard unvermeidlich. Sie entspringen trotz ihres »irrationalen« 
Resultats der rationellem Strategie der Sicherung des individuellen Vermögens. Bei 
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allem zugestandenen Einfluß der Währungsspekulation muß dies als der zentrale 
Punkt der heftigen Wechselkursturbulenzen eines Multiwährungsstandards angese- 
hen werden. 


2.b. Die Rolle der Bundesrepublik als regionale Hegemonialmacht 


Die Bundesrepublik hat Westeuropa in einen DM-Block transformiert, sie bestimmt 
— in erster Linie über die Geldpolitik — das ökonomische Wachstumstempo Westeu- 
ropas (vgl. Herr, Westphal 1988). Die Erfolge der Integration und Vereinheitlichung 
der westeuropäischen Wirtschaftspolitik im Rahmen des EWS liefen über die An- 
passung der Schwachwährungsländer (Länder mit hoher Inflation). Länder mit 
höherer Inflations- und/oder Wachstumsrate kommen in einem Fixkurssystem wie 
dem EWS automatisch in Leistungsbilanzdefizite, die aufgrund der fehlenden Ver- 
mögenssicherungsqualität dieser Währungen schwer durch private Kapitalimporte 
zu finanzieren sind — gegebenenfalls nur zu hohen Zinsen, die jedoch schon eine 
restriktive Politik implizieren. Als Lösung bliebe eine Abwertung der eigenen Wäh- 
rung über ein Realignment der Wechselkurse. Dies würde jedoch die Inflation des 
Schwachwährungslandes zusätzlich anheizen und gleichzeitig den Stabilitätsvor- 
sprung des Hartwährungslandes verstärken. Seit Gründung des EWS haben 
Schwachwährungsländer eine Überbewertung ihrer Währung hingenommen, um die 
Inflation im Inland kontrollieren zu können. Der Preis für den Einsatz des Wechsel- 
kurses zur Reduzierung der Inflation war die Akzeptanz von Leistungsbilanzdefizi- 
ten, was sich für die Bundesrepublik spiegelbildlich als Export von Arbeitslosigkeit 
durch Leistungsbilanzüberschüsse darstellte (vgl. Thomasberger 1988). Als Anpas- 
sung verbleibt für Schwachwährungsländer in einer solchen Konstellation nur noch 
eine restriktive Wirtschaftspolitik, um die Defizite nicht Kumulativ ansteigen zu las- 
sen. Allerdings sinkt mit erfolgreicher Reduzierung der Inflationsrate die Bereit- 
schaft dieser Länder, eine Überbewertung hinzunehmen?. 

Die Hegemonie der Bundesrepublik innerhalb der EWS ist nicht mit der Hegemonie 
seitens der USA im System von Bretion Woods vergleichbar. Im Bretton Woods-Sy- 
stem war die Hegemonie des Dollar institutionalisiert; die USA konnten in ihrer Poli- 
tik passiv bleiben, da die restliche Welt ihre Wechselkurse an den Dollar fixierte. Im 
EWS gibt es keine Festschreibung der Leitwährung, sondern das Land mit der stärk- 
sten Währung wird zum wirtschaftspolitischen Führer und zum »Stabilitätsanker« 
des Gesamtsystems. Dies impliziert, daß die Bundesrepublik ihre Hegemonie laufend 
»verdienen« muß, da sie primär auf ihrer spezifischen Stabilitätspolitik beruht. Auch 
dies ist ein Unterschied zum Währungssystem der unmittelbaren Nachkriegszeit, in 
dem die USA ihre Dominanz in der Regel gerade nicht über restriktive Politik er- 
zeugen mußte. 

Was ist das weltwirtschaftliche Erfolgsrezept der Bundesrepublik? Bei, der Erzeu- 
gung anhaltender Leistungsbilanzüberschüsse ist eine stabilitätsorientierte und eine 
abwertungsorientierte Unterbewertung zu unterscheiden. Bei der letzteren sind zur 
Verhinderung einer Abwertungs-Inflations-Spirale als wesentliche Bedingung eine 
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erfolgreiche Einkommenspolitik* und bei Kapitalflucht Kapitalverkehrsregulierun- 
gen impliziert. In einem insgesamt inflationären Klima ist das Erreichen einer realen 
Abwertung als äußerst schwierig einzuschätzen, während bei kontrollierter Inflation 
— besonders bei der Existenz von Arbeitslosigkeit — eine Abwertung durchaus funk- 
tionieren kann. Demgegenüber basiert die stabilitätsorientierte Unterbewertung auf 
niedrigen Geldlohnerhöhungen und hohen Produktivitätserhöhungen. Sie hat den 
Vorteil, daß sie nominelle Aufwertungen mit dem Erhalt der realen Unterbewertung 
vereint. Die Bundesrepublik zeichnet sich durch eine stabilitätsorientierte Unterbe- 
wertung seit den 50er Jahren aus und konnte damit eine harte Währung mit nahezu 
ununterbrochenen Leistungsbilanzüberschüssen verbinden. Im System von Bretton 
Woods mit nahezu unveränderlichen Wechselkursen führten die internationalen re- 
lativ geringen Lohnstückkosten ganz automatisch zur Unterbewertung. Ab den 70er 
Jahren war die Bundesrepublik in der Lage, den Wechselkurs zur Unterbewertung 
aktiv einzusetzen, während Länder mit hohen Inflationsraten zur Preisniveaustabili- 
sierung eine Überbewertung akzeptieren. 

Die Strategie der stabilitätsorientierten Unterbewertung ist nicht in jedem Land prak- 
tizierbar, da dazu spezifische interne Bedingungen notwendig sind. Die wichtigsten 
sind ein inflationshemmendes und technologiefreundliches Zusammenspiel der ent- 
scheidenden gesellschaftlichen Gruppen und wirtschaftspolitischen Instanzen. Die 
Bundesrepublik besaß in der Nachkriegszeit die funktionsfähigsten Bedingungen, 
eine langfristig angelegte merkantilistische Strategie zu verfolgen, während andere 
Länder solche Bedingungen nicht schaffen konnten oder können. 

Entgegen gängigen Vorstellungen ist Handelsmerkantilismus von seinem obersten 
Ziel her primär keine Beschäftigungspolitik: für diesen Zweck wäre in der Bundesre- 
publik vielmehr die Ausnutzung der sowohl nach 1975 als auch nach 1985 bestehen- 
den enormen Spielräume einer binnenzentrierten Stimulation geigneter gewesen. 
Stabilitätsorientierte Unterbewertung, ob sie als bewußte Strategie verfolgt wird oder 
als strategische Konstellation hinter dem Rücken der ökonomischen Agenten ent- 
steht, dient gerade in einem unsicheren weltwirtschaftlichen Umfeld als Sicherung 
der Qualität der Währung — Leistungsbilanzüberschüsse sind eines der Qualitäts- 
merkmale einer Währung — und vor allem zum Aufbau einer Gläubigerstellung und 
damit auch ökonomischer und politischer Macht. In diesem Sinne war die langfristige 
Politik der Bundesrepublik konsequent auf den Aufbau der Hegemonie innerhalb 
Westeuropas und (zusammen mit Japan) auch auf die Herausforderung des US-Dol- 
lar als Weltgeld ausgerichtet. 

Die Bundesrepublik befindet sich als regionale Hegemonialmacht Westeuropas mit 
der DM als Substitut des angeschlagenen Weltgeldes Dollar in einer unangenehmen 
Doppelrolle. Am liebsten wäre ihr ein starker Dollar und die Begrenzung der DM auf 
die westeuropäische Hegemonialrolle. Aus zwei Gründen ist diese Lösung jedoch 
kaum erreichbar. Erstens impliziert der Erosionsgrad des US-Dollar periodische 
Geldvermögensumschichtungen in die DM. Zweitens ist nach dem Abbau der In- 
flation die Hegemonialrolle der DM innerhalb Europas zunehmend weniger politisch 
konsensfähig. Vieles spricht dafür, daß sich die Bundesrepublik entweder für dıe 
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Rolle des Juniorpartners der USA mit unregulierten Kapitalmärkten mit dem Preis 
von Wechselkursturbulenzen und Rücknahme der europäischen Integration oder für 
die weitere Integration Westeuropas mit der weltwirtschaftlichen Reduzierung der 
Rolle der DM und damit der bundesrepublikanischen Hegemonie entscheiden muß. 


3, Zur Kritik des Cecchini-Berichtes 


Wir beziehen uns nicht nur deswegen auf den Cecchini-Bericht, weil er als offizielle 
Darlegung der realökonomischen Integrationsstrategie der EG-Kommission, son- 
dern auch als Kondensat der in fast allen politischen Lagern herrschenden Urteile und 
Vorurteile über den Gemeinsamen Binnenmarkt verstanden werden kann. Im vorlie- 
genden Rahmen geht es nicht um eine umfassende Kritik des Cecchini-Berichtes, 
sondern um die Diskussion der entscheidenden postulierten makroökonomischen 
Wirkungsketten. 


3.a. Das realwirtschaftliche Integrationskonzept 


Der Cecchini-Bericht setzt zunächst an den direkten Wohlfahrtseffekten an, die sich 
aus der Beseitigung der noch verbliebenen Schranken eines Gemeinsamen Binnen- 
marktes ergeben: 

1. Unterschiede in technischen Regulierungen zwischen den verschiedenen Län- 
dern; 

2. Verzögerungen an den Grenzen durch die Zollabfertigung und der damit verbun- 
dene Aufwand für Unternehmen und Staat; 

3, Wettbewerbsbeschränkungen bei Käufen des öffentlichen Sektors, die oft in 
überhöhten Preisen auf den entsprechenden Märkten resultieren; 

4. Marktzutrittsbeschränkungen ım Dienstleistungssektor, insbesondere bei den 
Transport- und Finanzdienstleistungen. 

Der Cecchini-Bericht unterscheidet grundlegend zwischen den direkten Wohlfahrts- 

effekten durch den Wegfall der genannten Hindernisse und den längerfristigen in- 

direkten Effekten, die durch eine infolge eines sich intensivierenden Wettbewerbs 
auftretende vollkommene Marktintegration entstehen. Im Einzelnen wird das Auftre- 
ten folgender Effekte unterstellt: 

1. Die Ausnutzung von bisher unzureichend genutzten economies of scale durch die 
wachsende Größe von Produktionseinheiten und Unternehmen macht erhebliche 
Kostenreduzierungen möglich. 

2. Verstärkung der Konkurrenz führt zu einer verbesserten Effizienz in den Unter- 
nehmen, einer Rationalisierung industrieller Strukturen und einer Annäherung der 
Preise an die gesunkenen Kosten. Aus dem sinkenden Preisniveau ergibt sich eine 
Erhöhung des Realeinkommensniveaus und damit eine Steigerung der innereuro- 
päischen Nachfrage; aus dem gesunkenen europäischen Kosten- und Preisniveau 
ergibt sich auch eine Verbesserung der internationalen Konkurrenzfähigkeit und 
damit eine Steigerung der Exportnachfrage. 
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3. Aufder Grundlage der verstärkten Wirkung von komparativen Vorteilen in einem 
integrierten Markt kommt es zu einer effizienteren Industriestruktur. 

4. Die Dynamik des Binnenmarktes stimuliert Produkt- und Prozeßinnovationen. 

»Diese Prozesse setzen Ressourcen für alternative produktive Anwendungen frei und 

wenn sie so genutzt werden, wird das absolut erreichbare Konsum- und Investitions- 

niveau in der Wirtschaft gestiegen sein« (EG-Kommission 1988, 17). »Erstmals nach 
knapp zwei Jahrzehnten bietet sich in den neunziger Jahren die Chance zu einer 
spürbaren und dauerhaft wirksamen Verringerung der Arbeitslosigkeit in der Europäi- 
schen Gemeinschaft. Es bahnt sich ein neuer Wachstumsschub an, der weit über die 

Grenzen der Zwölfergemeinschaft ausstrahlen Kann« (Cecchini 1988, 15). 

Im Folgenden soll kurz ein Eindruck der vom Cecchini-Bericht (EG-Kommission 

1988, 18 ff.) postulierten quantitativen Effekte des Gemeinsamen Binnenmarktes 

vermittelt werden: 

— Die Kostensenkungen für den privaten und den öffentlichen Sektor durch den 
Wegfall allein der Grenzkontrollen belaufen sich auf 9 Mrd. ECU.° 

— Die Kostensenkungen für die Industrie durch die Beseitigung sämtlicher Hinder- 
nisse des Gemeinsamen Marktes einschließlich der divergierenden technischen 
Normen belaufen sich auf 40 Mrd. ECU. 

— Ineinem Szenario, indem im Rahmen des Gemeinsamen Binnenmarktes eine bes- 
sere Ausnutzung der economies of scale stattfindet, aber eine optimale Arbeitstei- 
lung in Westeuropa noch nicht erreichbar ist, belaufen sich die zusätzlichen Ko- 
steneinsparungen auf 60 Mrd. ECU. 

— Die Gesamtheit der Effekte könnte nur in einem hypothetischen Gleichgewichtder 
westeuropäischen Ökonomie nach einigen Jahren erfaßt werden. Als wesentliches 
Moment dieser neuen Gleichgewichtssituation wird die nach unten gerichtete 
Konvergenz der jetzt noch disparaten Preisniveaus betrachtet. Unter bestimmten 
Voraussetzungen werden sich diese Preis-bzw. Kostensenkungen aufca. 140 Mrd. 
ECU belaufen. 

Allen Berechnungen, vor allem aber den Berechnungen der kumulativen Effekte 

liegen die Annahmen zugrunde, daß zum einen der größere Teil der Effekte erst nach 

fünf oder mehr Jahren erreicht wird und daß zum anderen staatliche Mikro- und Ma- 
kropolitiken den Wiedereinsatz der freigesetzten Ressourcen bewerkstelligen. Die 
postulierten Effekte wurden in verschiedenen ökonometrischen Modellen unter zwei 

Voraussetzungen getestet (vgl. EG-Kommission 1988, 167). Unter der Voraussetzung 

einer eher passiven makroökonomischen Politik (d.h. Verwendung der durch den Ge- 

meinsamen Binnenmarkt induzierten Steuermehreinnahmen zur Schuldentilgung) 
wire nach fünf oder sechs Jahren das BIP um 41/2% größer und das Preisniveau um 

6% niedriger sein als bei Nichtrealisierung der im Weißbuch vorgesehenen Maßnah- 

men. Nach einem anfänglichen leichten Rückgang der Beschäftigung werden mittel- 

fristig ca. 1,75 Millionen neue Arbeitsplätze geschaffen. Unter der Voraussetzung 
einer aktiveren makroökonomischen Politik (d.h. Verwendung der Steuermehrein- 
nahmen zur Ausweitung der Staatsausgaben) wird der Anstieg des BIP-Wachstums 

binnen fünf bis sechs Jahren auf 7% bei einem Rückgang der Inflationsrate um 4,5% 
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geschätzt. In diesem Szenario würden 5 Millionen zusätzliche Arbeitsplätze geschaf- 
fen werden. 

Es ist als methodischer Mangel des Cecchini-Berichtes anzusehen, daß er »durch Ad- 
dition und schamlos von der Mikroökonomie zur Makroökonomie« (Barthalay 1988, 
50) übergeht. Ein deterministischer Zusammenhang zwischen Mikro- und Makroef- 
fekten besteht hingegen nicht. Selbst wenn die postulierten effizienzsteigernden 
Effekte wirklich stattfinden sollten, muß prinzipiell offenbleiben, welche makroöko- 
momischen Wirkungen entstehen. Effizienzsteigerungen können sowohl zum Abbau 
der Beschäftigung als auch zur Erhöhung des Produktionsniveaus bei gleicher Be- 
schäftigung benutzt werden. Das Produktionsniveau hängt von der aggregierten 
Nachfrage - vor allem der Investitionsnachfrage — ab und diese wird nun gerade nicht 
von der allokativen Effizienz dominiert. Eine Analyse der Makrowirkungen des In- 
tegrationsprozesses kann ohne Berücksichtigung des zugrundeliegenden wirtschafts- 
politischen Regimes nicht durchgeführt werden. Der Cecchini-Bericht gibt sogar zu, 
daß kurzfristig ein Verlust von Arbeitsplätzen und aufgrund der Dezellerationseffek- 
te ein Rückgang des Gemeinschafts-BSP wahrscheinlich ist (vgl. EG-Kommission 
1988, 158 £.), wobei mittelfristig jedoch eine Dominanz der positiven Wachstums- 
kräfte postuliert wird. Eine theoretisch fundierte Ableitung dieses Postulats aus Effi- 
zienssteigerungen liefert der Cecchini-Bericht nicht. 

Ein zentraler Widerspruch des Cecchini-Berichts besteht darin, daß er gleichzeitig 
Effizienzsteigerungen infolge einer verbesserten Ausnutzung der economies of scale 
und eine sich verschärfende Konkurrenz postuliert. Die postulierten Produktivitäts- 
steigerungen werden von der wachsenden Größe der Produktionseinheiten und 
Unternehmen abhängig gemacht. Gleichzeitig soll durch die voranschreitende EG- 
Integration die Konkurrenz gesteigert werden, wodurch ein Sinken des Preisniveaus 
infolge der sinkenden Kosten abgeleitet wird. Nun geht aber die Existenz zunehmen- 
der Skalenerträgen mit der Herausbildung oligopolistischer Marktstrukturen einher 
(vgl. insbesondere Sraffa 1926, 535 ff., auch Kaldor 1973, 80 ff.). Eine verbesserte 
Ausnutzung der economies of scale führt zu Konzentrations- und Zentralisierungs- 
prozessen, deren Ergebnis gerade in einer tendenziellen Abschwächung der Bedeu- 
tung der Preiskonkurrenz besteht. 

Hier versucht sich der Cecchini-Bericht durch die Argumentation zu retten, in mehr 
als der Hälfte aller industrieller Branchen könnten bei einer Ausnutzung der econo- 
mies of scale selbst auf den größten nationalen Märkten jeweils nicht mehr als vier 
Unternehmen bestehen, während es im Gemeinsamen Binnenmarkt jeweils zwanzig 
sein Könnten (vgl. EG-Kommission 1988, 18). Daraus wird gefolgert, daß der Ge- 
meinsame Binnenmarkt durchaus das Wunder vollbringen kann, verbesserte Ausnut- 
zung der economies of scale und intensivierte Konkurrenz miteinander zu verbinden. 
Diese Argumentation hat zwei entscheidende Mängel. Erstens geht sie davon aus, daß 
vor der Einführung des Gemeinsamen Binnenmarktes keine Konkurrenz zwischen 
den Unternehmen verschiedener westeuropäischer Staaten bestanden hat. Diese An- 
nahme istallerdings höchstens für die sehr weitgehend durch technische Normen oder 
nationalorientierte Käufe des öffentlichen Sektors geschützten Märkte zu rechtferti- 
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gen. Für den größeren Teil der Märkte kann gegenwärtig zwar von einer Verzerrung 
der Konkurrenz, nicht aber von ihrer Abwesenheit ausgegangen werden‘. Zweitens 
wird vollständig vom dynamischen Prozeß abstrahiert, der aufgrund der engen 
Verzahnung von economies of scale und Oligopolisierung zwingend den Bestand der 
anfänglich vielleicht zwanzig in den einzelnen Branchen EG-weit operierenden 
Unternehmen reduziert. 

Eine besondere Schwäche gerade des mit dem Anspruch der mikroökonomischen 
Fundierung auftretenden Cecchini-Berichtes besteht im vollständigen Verzicht auf 
die Analyse derregionalen und nationalen Verteilung der Gewinne aus dem Gemein- 
samen Markt. Ein solches Unterfangen wird aufgrund eines mangelnden Konsenses 
der Wissenschaft als zu schwierig betrachtet (vgl. EG-Kommission 1988, 21). Dem 
muß entgegengehalten werden, daß gerade durch die Süderweiterung der EG das 
Wirksamwerden einer veränderten Spezialisierungsstruktur im EG-Binnenhandel 
erwartet werden kann. Die EG der Sechs bestand aus hinsichtlich des Produktivitäts- 
niveaus sowie des Faktoreneinsatzverhältnisses von Arbeitund Kapital relativ gleich- 
entwickelten Ländern. Daraus ergab sich ein Überwiegen des intraindustriellen Han- 
dels über den interindustriellen Handel. Die enormen Unterschiede der ökonomi- 
schen und sozialen Strukturen zwischen der EG der Sechs und den im Rahmen der 
Süderweiterung aufgenommenen neuen EG-Mitgliedsländern machen es wahr- 
scheinlich, daß die Entwicklung der internationalen Arbeitsteilung innerhalb der EG 
wieder stärker nach dem alten Muster der komparativen Vorteile abläuft. Diese Ent- 
wicklung führt zu einer Konzentration der Produktion von kapital- und technologie- 
intensiven Produkten in den am weitesten entwickelten EG-Ländern und einer Kon- 
zentration der Produktion von arbeitsintensiven Produkten niedrigeren Technologie- 
gehalts in den am wenigsten entwickelten EG-Ländern. Es ist zu vermuten, daß es im 
Gegensatz zu den Effekten der bisherigen EG-Integration bei der Realisierung der im 
Weißbuch vorgesehenen Maßnahmen zum Verschwinden ganzer Branchen in einzel- 
nen Ländern kommt (vgl. Krugman 1988, 122). Diese Tendenz zur Verstärkung der 
Spezialisierung gemäß der komparativen Vorteile würde sich allerdings nur dann 
ungebrochen auswirken, wenn die Existenz des Nationalstaates als Regulierungsin- 
stanz irreal wäre. Andernfalls ist in den einzelnen Ländern verstärkt die Industriepo- 
litik auf den Plan gerufen, wenn die Kohärenz der nationalen Industriestrukturen 
gefährdet ist, vor allem, wenn Bestand oder Aufbau strategischer Schlüsselindustrien 
in Gefahr gerät. Unter strategischen Schlüsselindustrien verstehen wir Branchen oder 
Produktionslinien, von deren Beherrschung in ganz entscheidendem Maße das Ni- 
veau der Produktivitätssteigerung der nationalen Ökonomie abhängt oder mit deren 
Hilfe Extraprofite aus transitorischen technologischen Monopolstellungen auf dem 
Weltmarkt realisiert werden können. Ein Land kann durch einen überproportionalen 
Anteil solcher Schlüsselindustrien an der inländischen Produktion und am Exportwa- 
renkorb auf Kosten seiner Partner vom Integrationsprozeß profitieren.’ Ein im Rah- 
men einer derartigen industriepolitischen Strategie stattfindender direkter Rückgriff 
aufprotektionistische Maßnahmen istnach den EG-Vorschriften untersagt. Es besteht 
allerdings die Gefahr, daß bei Realisierung des Gemeinsamen Binnenmarktes die 
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wegfallende Protektionswirkung nicht-tarifärer Handelshemmnisse durch eine Mo- 
difikation der nationalen F&E-Subventionspolitik etc. kompensiert wird. Die reale 
Fortexistenz nationalstaatlicher Interventionsmechanismen bedeutet, daß die Reali- 
sierung von Wohlfahrtsgewinnen nicht allein als Resultat von Marktprozessen 
begriffen werden kann, sondern vielmehr von einem politischen bargaining-Prozeß 
abhängig ist — ebenso wie die EG-Agrarentwicklung nicht als ein ausschließlich 
marktvermittelnder Prozeß denkbar ist. 

Bei der Beurteilung der Nachfragesteigerungen, die im Cecchini-Bericht unterstellt 
werden, muß zwischen dem Anstieg der inländischen und der ausländischen Nachfra- 
ge unterschieden werden. Da sich die Ableitung der Steigerung der inländischen 
Nachfrage aufgrund sinkender Preise schon bei der Begründung der Preissenkungen 
als theoretisch inkonsistent erwiesen hat, bleibt noch die Rolle des Anstiegs der Ex- 
portnachfrage zu untersuchen. Der Cecchini-Bericht widmet diesem Aspekt keine 
umfangreichen Ausführungen, nennt aber dennoch klar die zugrundeliegende Strate- 
gie: »Eine vollständige Integration des Binnenmarktes wird die Herausbildung von 
wirklichen europäischen Unternehmen mit Strukturen und Strategien fördern, die 
besser in der Lage sind, einen starken Platz im Wettbewerb auf dem Weltmarkt zu si- 
chern« (EG-Kommission 1983, 20). Unter dem Aspekt der weltwirtschaftlichen Un- 
gleichgewichte, die perspektivisch den Abbau der Verschuldung sowohl der Dritten 
Welt als auch der USA dringend erfordern, kann eine EG-Strategie, die auf die Erzie- 
lung massiver Handels- und Leistungsbilanzüberschüsse abzielt, nur als blockierend 
angesehen werden. Völlig unberücksichtigt bleibt, daß eine Verbesserung der EG- 
Wettbewerbsfähigkeit durch eine induzierte Aufwertung der westeuropäischen Wäh- 
rungen wieder zunichte gemacht werden kann. Es verdeutlicht die methodische 
Schwäche des Cecchini-Berichtes, wenn über Preissenkungen bei gegebenem Wech- 
selkurs Nachfrageeffekte abgeleitet werden, obwohl in keinem ökonomischen Para- 
digma das Konstantsetzen des Wechselkurses in Bezug auf die EG als weltwirtschaft- 
licher Block akzeptabel ist. 

Vor dem Hintergrund seiner neoklassisch-mikroökonomischen Grundlage ist es ver- 
wunderlich, daß der Cecchini-Berichtnnicht die naheliegende Frage diskutiert, ob we- 
sentliche der angestrebten allokativen Effekte auch allein durch eine Intensivierung 
des Handels ohne eine allgemeine freie Beweglichkeit des Kapitals und der Arbeits- 
kräfte erreicht werden könnten. Genau dieses ist das Postulat der neoklassischen 
Außenhandelstheorie seit dem Heckscher-Ohlin-Samuelson-Modell (vgl. Ohlin 
1931; Samuelson 1948), das eine optimale Faktorallokation infolge des Außenhan- 
dels als ein Substitut der optimalen Faktorallokation infolge freier Faktormobilität 
behandelt. Der Cecchini-Bericht gerät somit in Widerspruch zu seiner eigenen theo- 
retischen Fundierung, die es nahelegt, daß auch ohne die erheblichen sozialen und 
politischen Kosten eines vollständig deregulierten Kapitalverkehr ein großer Teil der 
gewünschten allokativen Effekte erzielt werden könnte. 
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3.b. Zum Verhältnis von realwirtschaftlicher und währungspolitischer Integration 
im Cecchini-Bericht 


Der Cecchini-Bericht tut so, als ob der realökonomische Integrationsprozeß nicht 
durch die Fortexistenz verschiedener Staaten mit unterschiedlichen Währungen be- 
einträchtigt ist und thematisiert dementsprechend das Verhältnis zwischen währungs- 
politischer und realwirtschaftlicher Integration nicht. Es stellt sich daher die Frage, 
ob die Integrationskonzeption des Cecchini-Berichts für verschiedene währungspo- 
litische Integrationskonzepte offen ist. In diesem Rahmen ist der im Cecchini-Bericht 
verwandte Begriff des Gemeinsamen Binnenmarktes zu problematisieren. Von einem 
Gemeinsamen Binnenmarkt kann nur gesprochen werden, wenn es sich um ein ein- 
heitliches Währungsgebiet handelt. Außenwirtschaftliches Handeln ist von binnen- 
wirtschaftlichem Handeln durch die Notwendigkeit der Einbeziehung eines weiteren 
Marktes, des Devisenmarktes, in die Optimierungskalküle der ökonomischen Agen- 
ten abgegrenzt. Damiterfordert außenwirtschaftliches Handeln die Berücksichtigung 
von Wechselkursveränderungen und unterschiedlichen Vermögenssicherungsquali- 
täten der verschiedenen Währungen. Solange in der EG keine Einheitswährung oder 
(was unter diesem Aspekt gleichbedeutend wäre) keine dauerhaft fixen Wechselkurse 
existieren, bestehteine zusätzliche Unsicherheit im Vergleich zum binnenwirtschaft- 
lichen Handeln. Diese zusätzliche Unsicherheit hat eindeutige Konsequenzen für das 
Niveau und die Struktur der Direkt- und Portfolioinvestitionen in Westeuropa. »Die 
Einheitswährung steht nicht jenseits des Gemeinsamen Marktes; sie ist wesentlicher 
Bestandteil seiner Etablierung. Wir haben gezeigt, daß die vollständige finanzielle 
Integration nicht mit der Veränderlichkeit der Wechselkurse, seien es flexible oder 
stufenflexible, kompatibel ist. Die notwendige und hinreichende Bedingung dafür, 
daß dasselbe Finanzinstrument, welches es auch sei, im Gebiet der Gemeinschaft 
denselben Ertrag erzielt, besteht darin, daß die Zahlungsmittel dieselben Dienste 
verrichten. Um dieses zu ermöglichen, bedarf es einer einzigen Geldpolitik und, um 
diese durchzuführen, einer Zentralbank« (Aglietta 1988, 38). Folglich kann eine Ein- 
heitswährung und die darin implizierte Existenz einer westeuropäischen Zentralbank 
als notwendige Bedingung eines Gemeinsamen Binnenmarktes im strengen Sinne 
gefaßt werden. 

Wenn ein Gemeinsamer Binnenmarkt notwendig ein einheitliches Währungsgebiet 
sein muß, stellt sich die Frage, ob er notwendig auch einen einzigen Staat erzwingt, 
Eine eigene Währung ist ein notwendiges Konstitutives Element eines Nationalstaa- 
tes. Allerdings existieren weitere notwendige konstitutive Elemente desselben, wie 
etwa die uneingeschränkte Kompetenz zur Rechtssetzung und der Besitz des staatli- 
chen Gewaltmonopols. Somit wäre eine westeuropäische Einheitswährung noch 
nicht gleichbedeutend mit einem westeuropäischen Staat. Allerdings wäre in einer 
westeuropäischen Staatenföderation mit Einheitswährung die wirtschaftspolitische 
Handlungsfähigkeit der einzelnen Staaten erheblich eingeschränkt. Nationale Geld- 
politik wäre per definitionem nicht mehr möglich, aber auch die nationalstaatliche 
Kompetenz zur Fiskalpolitik wäre sehr weitgehend aufgehoben. Zwar wäre eine 
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allokativ und distributiv orientierte Steuerpolitik in den einzelnen Nationalstaaten 
noch möglich. Konjunkturpolitik wäre aber in den in diesem Zusammenhang als Re- 
gionen fungierenden Torso-Nationalstaaten unmöglich, da diese die mit Hilfe von 
Budgetdefiziten generierten expansiven Wirkungen auch nicht mehr annähernd auf 
ihr Territorium beschränken könnten. 

Wenngleich im Interesse eines theoretisch abgesicherten Begriffes des Gemeinsamen 
Binnenmarktes eine gemeinsame Währung ein konstitutiver Bestandteil desselben 
ist, gibt es im historischen Integrationsprozeß keinen abrupten Übergang zum Ge- 
meinsamen Binnenmarkt. Vielmehr läßt sich eine Skala von verschiedenen Integra- 
tionsstufen aufstellen, an deren einem Ende der rein fiktive Zustand autark wirtschaf- 
tender Nationen und an deren anderem Ende der Gemeinsame Binnenmarkt im 
obigen Sinne steht. Die im Cecchini-Bericht untersuchten Maßnahmen tragen durch- 
aus dazu bei, sich auf der genannten Skala ein Stück dem zweiten Extrem entgegen 
zu bewegen. Diese Bewegung aber als das Erreichen des Extrems auszugeben, ist Eti- 
kettenschwindel’. 


4. Konzepte zur Weiterentwicklung des EWS 


Allgemein lassen sich nur zwei verschiedene Grundkonzeptionen der Weiterentwick- 
lung des EWS unterscheiden: 

1. Auf der einen Seite gibt es die Option einer Einheitswährung (4.a.) und die — 
allerdings illusionäre — Option der Etablierung des ECU als Parallelwährung (4.b.), 
die ebenfalls die Durchsetzung einer Einheitswährung zum Ziel hat. Beide Optionen 
setzen die Errichtung einer westeuropäischen Zentralbank voraus, die die ECU- 
Emission steuert und können daher auch als hierarchische Konzeptionen bezeichnet 
werden. Eine weitgehende Angleichung der Fiskal-, Steuer-, Arbeits-, Sozial- und 
Umweltpolitiken der nach dem Verlust der Währungshoheit verbleibenden Torso- 
Nationalstaaten wäre die unvermeidliche Folge dieser Optionen. Sie erhalten ihren 
Sinn in letzter Konsequenz erst dadurch, daß als Endziel des westeuropäischen Inte- 
grationsprozesses die Vereinigten Staaten von Westeuropa angestrebt werden. 

2. Auf der anderen Seite gibt es Optionen, die die Aufrechterhaltung einer größeren 
wirtschaftspolitischen Vielfalt in Westeuropa zu ermöglichen suchen und nicht not- 
wendigerweise auf das Endziel der Vereinigten Staaten von Westeuropa hinauslaufen. 
Hierunter fallen sowohl die Option der wirtschaftspolitischen Kooperation durch Re- 
gelbindung (4.c.) als auch Optionen einer partiellen Übertragung wirtschaftspoliti- 
scher Steuerungskompetenzen auf supranationale Institutionen. Durch diese institu- 
tionellen Regulierungen sollen gerade die Spielräume geschaffen werden, die not- 
wendig sind, um wichtige Kompetenzen, wie z.B. die Fiskalpolitik, die Steuerpolitik, 
die Gestaltung der Tarifverhandlungs- und der Sozialsysteme auf der nationalen 
Ebene belassen zu können. 
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4.a. Die Einheitswährung 


In der Diskussion um die Etablierung einer westeuropäischen Zentralbank, die eine 
Einheitswährung emittiert, treffen gegegensätzliche Interessen aufeinander. Die 
Schwachwährungsländer Frankreich und Italien profitierten bei der Gründung des 
EWS vom Stabilitätspol Bundesrepublik, die das Vertrauen der international agieren- 
den Vermögensbesitzer in die französische und italienische Währung stärkte, indem 
sie als Stabilitätsanker für den gesamten Währungsblock fungierte (vgl. Wyplosz 
1988, 274 £.). Zudem konnten die durch das EWS konstituierten Anpassungszwänge 
als Argument für die von den Regierungen damals gewünschte, aber innenpolitisch 
äußerst unpopuläre Antiinflationspolitik benutzt werden. Nach dem drastischen 
Absinken der durchschnittlichen westeuropäischen Inflationsrate bei andauernd sehr 
hohem Niveau der Arbeitslosigkeit ist aber der Konsens über die Priorität des Ziels 
der Inflationsbekämpfung mehr und mehr in Frage gestellt. Länder wie Frankreich 
und Italien präferieren eindeutig ein höheres Wirtschaftswachstum als die Bundesre- 
publik. 

Angesichts der ökonomischen Dominanz der Bundesrepublik und ihres Festhaltens 
an der Strategie der stabilitätsorientierten Unterbewertung gibt es aber für diese Län- 
der im gegenwärtigen EWS keine Chance, die Bundesrepublik direkt über ökonomi- 
sche Mechanismen zu einer Änderung ihrer Politik zu zwingen oder durch einen na- 
tionalen Alleingang eine andere wirtschaftspolitische Orientierung durchzusetzen. 
Deshalb haben Frankreich und Italien den indirekten Weg eingeschlagen, auf west- 
europäischer Ebene Institutionalisierungen zu schaffen, in denen die Bundesrepublik 
durch politische Mehrheiten zu einer veränderten Politik gezwungen werden soll. 
Nicht mehr die DM als die faktische n-te Währung, sondern eine demokratisch 
legitimierte westeuropäische Instanz soll das EWS steuern. Der Padoa-Schioppa- 
Bericht, in dem sich in kompromißhafter Form die veränderten Interessen der von der 
Bundesrepublik abhängigen Länder ausdrücken, betrachtet neue supranationale 
währungspolitische Institutionalisierungen als notwendige Bedingungen für das 
Voranschreiten eines tendenziell gleichgewichtigen realwirtschaftlichen Integra- 
tionsprozesses und damit auch der Vermeidung politischer Exit-Strategien. 
Gegenspieler ist neben Großbritannien, dessen Interessenlage im vorliegenden Zu- 
sammenhang nicht betrachtet werden soll, vor allem die Bundesrepublik. Nur vorder- 
gründig gehtes ihrum die Aufrechterhaltung der Autonomie der Bundesbank, die ihre 
stabilitätspolitische Orientierung durch die Einbindung in westeuropäische Entschei- 
dungsprozesse als gefährdet ansieht. Letzter Grund für die bisherige gegenüber einer 
westeuropäischen Zentralbank ablehnende Haltung der Bundesbank ist vielmehr der 
Verlust des Freiheitsgrades des Landes mit der n-ten Währung, der den Verlust der 
Rolle der regionalen Hegemonialmacht impliziert. Als Verteidigungsstrategie greift 
die Bundesbank daher auf die »Krönungstheorie« zurück, derzufolge die Einrichtung 
supranationaler währungspolitischer Institutionen erst auf der Grundlage einer schon 
sehr weit fortgeschrittenen Vereinheitlichung der ökonomischen und institutionellen 
Bedingungen, sowie der wirtschaftspolitischen Zielsetzungen in den einzelnen 
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Ländern infrage kommt (vgl. Pöhl 1988, 105 f.). Bei der Durchsetzung dieser 
Vereinheitlichung setzt die Bundesbank auf die Gewalt der Marktprozesse, die 
infolge der Beseitigung der nichttarifären Handelshemmnisse, vor allem aber infolge 
der vollständigen Deregulierung des Kapitalverkehrs in Westeuropa stattfinden wer- 
den. Der Zwang zur Unterwerfung der Wirtschaftspolitiken unter das wirtschaftspo- 
litische Regime des Landes mit der wertstabilsten Währung ist umso größer, je höher 
die Elastizität der Währungsströme ist. Unregulierter Kapitalverkehr im Rahmen der 
jetzigen Form des EWS würde somit die Hegemonie der Bundesrepublik noch ver- 
stärken. Hierin liegt der Hauptgrund dafür, daß Italien und Frankreich in der Per- 
spektive 1992 so vehement für eine Weiterentwicklung des EWS eintreten. 

Das Konzept der Einheitswährung impliziert die Errichtung eines westeuropäischen 
Währungspols. Eine westeuropäische Währung würde als internationales Anlage- 
und Reservemedium eine erhebliche Rolle spielen und zunehmend monetäre econo- 
mies of scale realisieren, die bisher vor allem der US-Dollar verzeichnen konnte. Die 
Befürworter dieses Konzepts wollen ein Gegengewicht gegen den US-Dollar schaf- 
fen, um den wirtschaftspolitischen Handlungsspielraum Westeuropas zu vergrößern 
und zu einer gleichgewichtigeren Entwicklung der Weltwirtschaft beizutragen. Mit 
diesem Konzept ist allerdings die große Gefahr verbunden, daß das Gegenteil des 
Angestrebten erreicht wird: Wenn die bundesrepublikanische Strategie der stabilitäts- 
orientierten Unterbewertung auf Westeuropa ausgedehnt wird, wird daraus eine 
drastische Verschärfung des Kampfes um das Weltgeld im Rahmen des Multiwäh- 
rungsstandards und damit eine verschärfte Abhängigkeit Westeuropas von der Heır- 
schaft der internationalen Kapitalbewegungen resultieren. Wenn die EG mit der 
gleichen Vehemenz einen Handelsmerkantilismus verfolgt wie derzeitig die Bundes- 
republik, müssen notwendigerweise von anderen Wirtschaftsblöcken entsprechende 
Leistungsbilanzdefizite hingenommen werden. Wenn man von der Unmöglichkeit 
einer erneuten drastischen Steigerung der Verschuldung der Dritten Welt und der 
Fortdauer der ebenfalls merkantilistischen wirtschaftspolitischen Orientierung Ja- 
pans ausgeht, kann das Resultat nur in einem weiteren Anwachsen der US-amerika- 
nischen Leistungsbilanzdefizite bestehen. Damit würden sich die ohnehin schon 
‚enormen weltwirtschaftlichen Ungleichgewichte dramatisch weiter zuspitzen. 


4.b. Der ECU als Paralellwährung 


Die gegenwärtig äußerst populäre Idee, den ECU als Paralellwährung neben den 
fortbestehenden nationalen Währungen der EWS-Mitgliedsländer zu etablieren (vgl. 
u.a. Triffin 1988; Schmidt 1988), entbehrt vollständig eines rationalen ökonomischen 
Fundaments. Bisher fungiert der Währungskorb ECU ausschließlich als Index bei 
Kreditverträgen. Wenn der ECU als Korbwährung in den Rang eines gesetzlichen 
Zahlungsmittels erhoben wird, würde sich sehr schnell die Hierarchie der verschie- 
denen Währungen hinsichtlich ihrer Vermögenssicherungsfunktion geltend machen: 
In Schwachwährungsländern würde eine weitgehende Substition der nationalen 
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Währungen durch den ECU stattfinden, während der ECU in den Hartwährungslän- 
dern keine Chance hätte, sich, außer in Nischen, auf Kosten der nationalen Währun- 
gen auszubreiten. Aufgrund der Freiheit der Gläubiger selbst zu bestimmen, in 
welcher Währung sie Kreditverträge abschließen wollen, gilt hier das umgekehrte 
Greshamsche Gesetz, d.h. das bessere Geld verdrängt das schlechtere. Die Regierun- 
gen von Schwachwährungsländern werden sich kaum auf ein derartiges Konzept 
einlassen, da sie in diesem Fall jegliche nationale geldpolitische Steuerungskompe- 
tenz verloren hätten. Eine ECU-Parallelwährung stellt somit keinen Weg zur Wäh- 
rungsintegration dar: sie würde ausschließlich schwache Währungen eliminieren, 
ohne in der Lage zu sein, eine einheitliche EG-Währung herauszubilden (vgl. Issing 
1988, 13). 


4.c. Wirtschaftspolitische Koordination auf der Grundlage von Regelbindungen 


Grundlage derartiger Modelle ist der Wunsch, das EWS weiterzuentwickeln und an 
die neuen Bedingungen des Gemeinsamen Binnenmarktes anzupassen, ohne eine 
hierarchische supranationale Instanz zu schaffen. Das auf die Gültigkeit der moneta- 
ristischen Theorie vertrauende Konzept von McKinnon (1974, 188) baut auf eine 
geldpolitische Koordinationsregel bei fixen Wechselkursen: Zunächst müssen sich 
die teilnehmenden Staaten auf eine westeuropäische Geldmengenwachstumsrate ei- 
nigen. Die Geldpolitik der am Regelwerk teilnehmenden Staaten muß darauf ausge- 
richtet sein, die heimische Geldmenge stabilitätsgerecht zu entwickeln, d.h. bei Zah- 
lungsbilanzüberschüssen überdurchschnittlich und bei Zahlungsbilanzdefiziten un- 
terdurchschnittlich auszuweiten. Diese Regelbindung wird mit einem Sterilisations- 
verbot kombiniert, so daß sich interventionsbedingte Geldbasisveränderungen zwi- 
schen den einzelnen Ländern ausgleichen. Ein derartiges, einem verklärten Idealbild 
von der Funktionsweise des Goldstandards nachempfundenes System hätte den Vor- 
teil, daß entsprechend den französischen und italienischen Forderungen eine Sym- 
metrie hinsichtlich der infolge von außenwirtschaftlichen Ungleichgewichten not- 
wendig werdenden Anpassungsprozesse hergestellt wäre (im Gegensatz zur Asym- 
metrie im bestehenden EWS). Dem stehen jedoch erhebliche Nachteile gegenüber. 
Ein derartiges System kann nur funktionieren, wenn die ökonomische Entwicklung 
der Teilnehmerländer wirklich durch das Geldmengenwachstum gesteuert wird. Dies 
istallerdings schon allein deshalb zu bezweifeln, weil Geldmengenveränderungen zu 
einem erheblichen Teil endogen erfolgen, da die Macht der Zentralbanken zur Steu- 
erung der Geldmenge asymmetrisch ist: Zentralbanken können immer eine Geldmen- 
genausweitung verhindern, aber diese niemals erzwingen (vgl. Herr 1986). Zudem ist 
ex ante immernoch unklar, ob die Geldmengenveränderungen in Preis- oder Mengen- 
wirkungen münden. 

Es kann auch nicht einfach vorausgesetzt werden, daß sıch die teilnehmenden Staaten 
auf ein westeuropäisches Geldmengenwachstumsziel einigen können. Da dies den 
Verzicht aufeine autonome nationale Geldmengenpolitik implizieren würde, entstün- 
de das strategische Problem, daß im McKinnon-Modell jedes Land für jede Periode 


Zum Verhältnis von realwirtschaftlicher und monetärer Integration Westeuropas 87 


einen Zielwert für die heimische Geldbasiskomponente festlegen muß, der u.a. vom 
erwarteten Wachstum des Produktionspotentials und der als unvermeidbar angese- 
henden Inflationsrate abhängt. Jedes Land, das eine deflationäre (inflationäre) Politik 
betreiben will, muß in Versuchung geraten, die genannten Parameter bewußt nach 
unten (nach oben) zu verzerren, um damit einen Spielraum für die entsprechende 
Politik zu gewinnen (vgl. Bofinger 1989 b). Aus diesem Grund wird die Einrichtung 
einer gemeinschaftlichen Kontrollinstanz notwendig. Wenn es sich ausdrücklich 
nicht um ein hierarchisches System handeln soll, bleibt vollkommen unklar, wie die 
in derartigen Fällen vorliegenden Regelverstöße einzelner Nationen festgestellt und 
sanktioniert werden sollen. 

An den hier dargestellten Dilemmataändert sich nichts, wenn man die Koordinations- 
regeln auf weitere Steuerungsvariablen ausdehnt. Anstatt die Bindung der Koordina- 
tionsregeln an das Geldmengenwachstum wäre eine Bindung an das Wachstum der 
nationalen Bruttoinlandsprodukte (BIP) denkbar, das durch diskretinonäre Geld- und 
Fiskalpolitik gesteuert wird. Williamson (1988) und Miller/Williamson (1987) schla- 
gen eine modifizierte Anwendung der BIP-Regel vor. Ihr Modell sieht neben der BIP- 
Regel die Verhinderung außenwirtschaftlicher Ungleichgewichte durch die Sta- 
bilisierung des realen Wechselkurses mittels nomineller Wechselkursanpassungen 
vor. Fiskalpolitik und Weltzinsniveau dienen als Instrumente zur Regulierung der 
Weltwachstumsrate, während die internationale Zinsstruktur die Wechselkurse zwi- 
schen den am Regelwerk teilnehmenden Ländern steuern soll (Williamson 1988, 218 
f.). Damit ist das Williamson-Modell auf der einen Seite ein Fortschritt gegenüber 
dem McKinnon-Modell, da es nicht auf der Illusion basiert, allein über die Steuerung 
der nationalen Geldmengenwachstumsraten ein binnen- und außenwirtschaftliches 
Gleichgewicht zwischen den am Regelwerk teilnehmenden Ländern herstellen zu 
können. Auf der anderen Seite zeigt sich aber, daß das Williamson-Modell die im 
McKinnon-Modell ungelöste Kontroll- und Sanktionsproblematik noch verschärft: 
eine supranationale Instanz muß nicht nur für den Bereich der Geldpolitik, sondern 
auch für den Bereich der Fiskalpolitik geschaffen werden. Einerseits entstünden zur 
K.ontrolle der nationalen BIP-Wachstums- und Wechselkursziele und deren Einhal- 
tung ganz erhebliche Transaktionskosten. Andererseits wäre zur Verhängung von 
Sanktionen im Falle der Nichteinhaltung der Regeln die Errichtung einer supranatio- 
nalen Instanz unerläßlich!®. Die Probleme der regelgebundenen Systeme können 
prinzipiell in zwei Richtungen weisen. Zum einen ist ihr rascher Zerfall und damit die 
Rückentwicklung zur gegenwärtigen Verfassung des EWS oder eine vollständige 
Auflösung des EWS möglich. Zum anderen können sie eine Übergangsphase zu 
hierarchisch strukturierten Varianten der EWS-Weiterentwicklung bilden. 


4.d. Was bleibt? 
Da eine Verlängerung des Status-quo des EWS immer unwahrscheinlicher wird, stellt 


sich die Frage, welche Konzepte zur Weiterentwicklung des EWS realistisch sind. 
Wenn aufgrund der erheblichen positiven externen Effekte regulierter Wechselkurse 
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das EWS nicht in Richtung größerer Flexibilität verändert werden soll, bleibt nur die 
Option, »stärkere EWS-Mechanismen in Zusammenwirkung mit engerer geldpoliti- 
scher Koordination« (Padoa-Schioppa 1988, 74) zu institutionalisieren. Eine derar- 
tige zweigleisige Strategie (vgl. Thomasberger 1988) basiert auf der Annahme, daß 
mehr Integration, d.h. weniger nationalstaatliche Kompetenzen, nur bei gleichzeiti- 
gem Ausbau institutioneller Regulierung auf supranationaler Ebene möglich ist, 
wenn es nicht zu extremen Ungleichgewichten im Integrationsprozeß kommen soll. 
Der Padoa-Schioppa-Bericht ist die bisher relevanteste Variante einer zweigleisigen 
Strategie, deren Ziel nicht notwendigerweise in der Schaffung einer Einheitswährung 
und eines Einheitsstaates besteht. Es muß zunächst offen bleiben, ob die im Delors- 
Bericht vorgeschlagene Institutionalisierung einer europäischen Zentralbank nach 
dem Modell der Deutschen Bundesbank eine Möglichkeit darstellt, einen Kompro- 
miß zwischen den bundesdeutschen Interessen auf der einen und den französischen 
sowie italienischen auf der anderen Seite zu finden. Ungeklärt ist u.a. wie autonom 
eine derartige westeuropäische Zentralbank sein kann. Denn selbst wenn ihr formal 
Autonomie garantiert ist, besteht über die Wahlentscheidungen für die verschiedenen 
nationalen Zentralbankpräsidenten selbstverständlich ein erheblicher Einfluß der 
jeweiligen nationalen wirtschaftspolitischen Konstellation, so daß keineswegs gene- 
rell der tiefe Glaube an das stabilitätspolitische Dogma erwartet werden kann. In 
diesem Zusammenhang ist darauf zu verweisen, daß die sehr weitgehende Autonomie 
der Geldpolitik in der Bundesrepublik nicht nur Ausdruck des Bundesbankgesetzes, 
sondern auch Ausdruck eines parteiübergreifenden politischen Konsenses ist. Da 
auch die Bundesbank an der Autonomie einer formal autonomen westeuropäischen 
Zentralbank zweifelt, sind die Chancen der Realisierung der zweiten und dritten Stufe 
des Vorschlags der Delors-Kommission cher als gering einzuschätzen. Es ist vielmehr 
davon auszugehen, daß die Bundesrepublik und möglicherweise auch andere Länder 
ihre Geldpolitik mittelfristignichtsupranationalen Institutionen unterordnen werden. 
Vor dem Hintergrund dieser These ist unser Vorschlag zu sehen, mit der Strategie der 
antimerkantilistischen Integration Bedingungen für einen gleichgewichtigen westeu- 
ropäischen Integrationsprozeß zu schaffen, der Handlungsspielräume für eine be- 
schäftigungs- und ökologieorientierte Wirtschaftspolitik nicht verbaut, sondern aus- 
weitet. 


5. Die Strategie der antimerkantilistischen Integration Westeuropas 


Sowohl die Etablierung eines westeuropäischen Staates mit einer einheitlichen 
Währung als auch ein kompliziertes kooperatives Regelwerk auf westeuropäischer 
Ebene scheinen ökonomisch und politisch problematisch sowie zumindest mittelfri- 
stig unrealistisch. Es spricht vieles dafür, daß nationale Kompetenzen und die Vielfalt 
und relative Autonomie der Einzelstaaten innerhalb Westeuropas erhalten bleiben 
sollten-allein schon, um Fortschritteeinzelner Staaten bei sozialen und ökologischen 
Regulierungen nicht zu bremsen." Es sollten nur bestimmte, allerdings zentrale Kom- 
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petenzen aufeuropäische Institutionen übertragen werden. Wesentliche Elemente der 
Strategie der antimerkantilistischen Integration sind der Erhalt der Stufenflexibilität 
der Wechselkurse, punktuelle Kapitalverkehrsregulierungen und ein gemeinsames 
Außenmanagement des EWS. 


5.a. Erhalt der Stufenflexibilität der Wechselkurse und punktuelle 
Kapitalregulierungen 


Haben Staaten unterschiedliche nationale Spezifika, die sich in unterschiedlichen 
Geldlohnerhöhungen, Produktivitätsentwicklungen, spezifischen Präferenzen für 
Preisstabilität, Arbeitszeit und Wachstum, unterschiedlichem Bevölkerungswachs- 
tum etc. ausdrücken, so bleibt zum Schutz solcher nationaler Besonderheiten nur die 
Anpassung des Wechselkurses als »Schockverarbeiter« zwischen Staaten. Nationale 
Besonderheiten sind vor allem unterschiedliche Institutionalisierungen wie z.B. das 
Tarifvertragswesen. Institutionalisierungen können volkswirtschaftlich effizient, 
jedoch betriebswirtschaftlich kKostspielig und im internationalen Konkurrenzkampf 
nachteilig sein. Sie können jedoch auch — wie etwa die Gewerkschaftsstruktur in 
Großbritannien — auf allen Ebenen ineffizient, jedoch nur längerfristig veränderbar 
sein. Zugestandenermaßen kann der Wechselkurs den Ausgleich zwischen Ländern 
nicht problemlos entsprechend der traditionellen neoklassischen Theorie erreichen 
und muß durch andere Instrumente unterfüttert werden, jedoch ist keine realistische 
und wünschenswerte Alternative zur Anpassung der Wechselkurse in Sicht. 
Prinzipiell sollte der Wechselkurs innerhalb Westeuropas institutionell so angepaßt 
werden, daß mittelfristig die Leistungsbilanzen der verschiedenen Länder ausgegli- 
chen werden. Dies ist eine Grundvoraussetzung gleicher Entwicklungschancen der 
verschiedenen EWS-Mitgliedsstaaten. Es handelt sich dabei um eine politische 
Norm, da der Marktprozeß alleine gerade nicht zu diesem Ergebnis führt. Zur Durch- 
setzung dieser »Spielregel« ist eine Europäische Zentralbank mit einem Europäi- 
schen Währungsausschuß als oberstem Gremium bestehend aus den Notenbankprä- 
sidenten und den Finanzministern der beteiligten Länder (vgl. Padoa-Schioppa 1988) 
— und Mehrheitsbeschlüssen durchaus denkbar. Spieltheoretisch wichtig erscheint, 
daß Länder schon bei ihrer Strategiewahl vom Zwang zum mittelfristigen Leistungs- 
bilanzausgleich ausgehen, handelsmerkantilistische Strategien also als langfristig 
undurchsetzbar erscheinen. Eine solche Zentralbank könnte auch zum Ausbau der 
bestehenden Interventionsregeln des Europäischen Währungsfonds, zu längerfristi- 
ger Unterstützung von Schwachwährungsländern etc. ausgebaut werden. Doch sollen 
uns hier die institutionellen Details nicht weiter beschäftigen (vgl. Herr, Voy 1989), 
vielmehr soll auf Einwände gegen die Wirksamkeit des Wechselkursanpassungsme- 
chanismus eingegangen werden. 

Die erste Schwäche besteht darin, daß der Wechselkurs die Wettbewerbsfähigkeit 
nicht hinreichend verschiebt, um einen Ausgleich der Leistungsbilanz zu erzeugen. 
Soll ein Defizit über den Wechselkurs abgebaut werden, so Kann dies nur gelingen, 
wenn die Abwertung nicht durch interne Preiserhöhungen kompensiert wird. Zur 
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Verhinderung einer Abwertungs-Inflations-Spirale ist somit eine zumindest leidlich 
funktionierende Einkommenspolitik notwendig. Länder werden also auch in dem hier 
vorgeschlagenen System zur Inflationsbekämpfung gezwungen und es ist ihnen 
untersagt, eine Überbewertung zur Verminderung des Inflationsproblems einzuset- 
zen. Aufgrund einer inkohärenten Produktionsstruktur ist es ebenfalls möglich, daß 
Wechselkursänderungen zum Ausgleich eines Defizits sehr hoch sein müssen. Zur 
Verbesserung der in diesem Fall zu geringen Elastizitäten ist an intensive EG- 
Strukturpolitik und vor allem in südlichen Ländern an temporären selektiven Protek- 
tionismus und großzügige Anpassungskredite des Europäischen Währungsfonds zu 
denken’?. 

Ein weiterer Einwand besteht darin, daß private Kapitalströme den angestrebten 
Wechselkursmechanismus zerstören. So kann ein Land mit höherer Inflationsrate und 
Leistungsbilanzdefizit von Kapitalflucht betroffen sein, die den Wechselkurs zwar 
zunächst in die richtige Richtung drängt, jedoch dann zu einem destabilisierenden 
»Überschießen« der Wechselkurse führt, das negative Realeffekte und empfindliche 
Inflationsschübe erzeugt. Währungsspekulation kann solche Probleme noch ver- 
schärfen. Um destabilisierende Kapitalströme zu regulieren sind spezifische Kapital- 
verkehrsregulierungen und Interventionsmechanismen denkbar. Der kurzfristige 
»spekulative< Kapitalverkehr"? sollte auch innerhalb Europas durch eine Devisenum- 
satzsteuer auf alle Devisentransaktionen — ein oder zwei Prozent der Umsatzsumme 
— weitgehend unterbunden werden (vgl. Tobin 1978, Dornbusch 1986, Padoa-Schiop- 
pa 1988, S. 77). Warenverkehr und langfristiger Kapitalverkehr werden kaum bela- 
stet, und die Steuer ist administrativ leicht handhabbar, vor allem wenn sie von allen 
Ländern erhoben wird. Devisentransaktionen können auch als legitime fiskalisch 
motivierte Steuerbasis betrachtet werden’*. Zur Abwehr kurzfristigen spekulativen 
Kapitalverkehrs ist auch ein Ausbau der Interventionsregeln des EWS geeignet. 
Der langfristige Kapitalverkehr kann durch die beschriebenen Mechanismen aller- 
dings nicht kontrolliert werden. Es ist jedoch zu beachten, daß langfristiger Kapital- 
verkehr- etwa von einem Defizitland zu einem Überschußland -- durchaus stabilisie- 
renden Charakter haben und den Wechselkurs in die richtige Richtung lenken kann. 
Besonders wenn Spekulanten von der Fähigkeit der Zentralbanken und der EG-Zen- 
tralbank zur Regulierung eines Wechselkurses entsprechend des Zieles des Lei- 
stungsbilanzausgleichs überzeugt sind, wirkt der Kapitalverkehr unter Umständen 
stabilisierend. Institutionalisierungen produzieren über diesen Weg Sicherheit und 
eliminieren die Instabilitäts- und Unsicherheitselemente eines Systems flexibler 
Wechselkurse, ohne die ökonomischen Zwänge einer Einheitswährung oder einer 
Währungsunion mit unveränderlichen Kursen in Kauf zu nehmen. Kapitalverkehrs- 
regulierungen brauchen dann — abgesehen von der Devisenumsatzsteuer — erwar- 
tungsgemäß nur in Ausnahmefällen und speziell nur in inflationierenden Schwach- 
währungsländer angewandt werden, die letztlich in keinem geldwirtschaftlichen Sy- 
stem um die Kontrolle der Inflation herumkommen. Einzelnen Ländern sollte es auch 
erlaubt sein, gegebenenfalls weitergehende Regulierungen des Kapitalverkehrs als 
Ausdruck nationaler Souveränität zu etablieren. 
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Insgesamt impliziert die Strategie der antimerkantilistischen Integration ein mudd- 
ling-through und damit diskretionäre Reaktionen auf spezifische Situationen, wobei 
wirtschaftspolitisch der Europäische Währungsrat als das geeignete Gremium zur 
Entscheidung diskretionärer Maßnahmen erscheint. Makroökonomisch besteht zwi- 
schen Wechselkursstabilität, wirtschaftspolitischer Autonomie der Einzelstaaten und 
Unreguliertheit des Kapitalverkehrs ein trade off. Muddling-through impliziert, daß 
keines dieser drei Elemente in Reinheit erreicht werden kann, da die ökonomischen 
Kosten dabei jeweils zu hoch wären. Der Padoa-Schioppa-Report (1988, S. 75 ff.) 
geht von einer Mischung zentral verbindlich festgelegter Geldpolitik, abgestimmter 
Fiskalpolitik sowie Wechselkursveränderungen und Kapitalverkehrsregulierungen 
in besonderen Fällen aus. Die Strategie der antimerkantilistischen Integration sieht 
dagegen eine Mischung von größerer nationaler Autonomie der Geld- und Fiskalpo- 
litik, schnelleren Wechselkursanpassungen und Behinderung des spekulativen Kapi- 
talverkehrs als angebrachter an. Sie erstrebt außerdem keinen Gemeinsamen Binnen- 
markt in vollendeter Form, da dafür derzeit weder die realökonomische, institutionel- 
le und politische Basis gegeben ist, noch die Kosten einer solchen Lösung unakzep- 
tabel wären. 


5.b. Gemeinsames Außenmanagement des EWS 


Das Außenmanagement des EWS hat erstens zur Stabilität des gegenwärtigen Wäh- 
rungssystems unter der Instabilität der Währungskonkurrenz beizutragen; zweitens 
sind externe Störquellen vom EWS fernzuhalten. Den besten Beitrag, den ein euro- 
päischer Wirtschaftsblock zur Stabilisierung der Weltwirtschaft leisten kann, ist die 
Verhinderung einer gesamteuropäischen merkantilistischen Politik und die Reduzie- 
rung des Währungswettbewerbs zwischen Dollar, Yen und DM. Dies bedeutet, daß 
Europa eine insgesamt ausgeglichene Leistungsbilanz mit dem Rest der Welt anstre- 
ben sollte. Auch hier ist der Wechselkurs als indirektes marktmäßiges Instrument an- 
deren Instrumenten vorzuziehen. Selektiver Protektionismus, die Tobin-Dornbusch- 
Devisenumsatzsteuer sowie gegebenenfalls in Ausnahmefällen direkte administrati- 
ve Maßnahmen sollten zur weiteren Absicherung einer mittelfristig ausgeglichenen 
Leistungsbilanz herangezogen werden. Dieser Vorschlag bedeutet in keiner Weise 
eine Abkoppelung Westeuropas vom Weltmarkt, da über die Intensität des internatio- 
nalen Handels auf Basis der angegebenen Maßnahmen keinerlei Aussage möglich ist. 
Die Kontrolle der weltwirtschaftlichen Salden sowie des ungehinderten privaten Ka- 
pitalverkehrs, der destabilisierende Leistungsbilanzungleichgewichte und: Über- 
schuldungen erst schafft, ist im Gegenteil eine Voraussetzung des Erhaltes einer 
offenen Weltwirtschaft. 

Eine enge internationale Kooperation in der Form einer Weltzentralbank (vgl. Hankel 
1984) sowie verschiedenster Spielarten weltweiter Kooperationsregeln (vgl. Wil- 
liamson 1983, McKinnon 1974) sind politisch unrealistisch. Unbestreitbar gibt es 
weltwirtschaftliche Kooperationsmöglichkeiten, die die Wohlfahrt insgesamt erhö- 
hen würden. Da die Weltwirtschaft jedoch in vielen Dimensionen als Nullsummen- 
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spiel aufzufassen ist, ist in der Abwesenheit einer weltwirtschaftlichen Hegemonial- 
struktur stabile Kooperation eher unwahrscheinlich und wirtschaftspolitische Strate- 
gien müssen vom schlechtesten Fall, der Nicht-Kooperation, ausgehen. Ad hoc Ko- 
operationen als Reaktion auf aktuelle Probleme scheint den gegenwärtigen weltwirt- 
schaftlichen und politischen Gegebenheiten am ehesten zu entsprechen (Dornbusch 
1986). 

Als eine potentiell entscheidende Störquelle eines Europäischen Währungssystems 
ist die enge Substitutionsbeziehung zwischen DM und US-Dollar anzusehen. Eine 
weitere europäische Integration setzt unmittelbar die Kontrolle dieses Störpotentials 
voraus, was nichts anderes als die drastische Reduzierung der Bedeutung der DM als 
weltweites privates (und öffentliches) Reservemedium impliziert. Die Attraktivität 
der DM als weltweites Reservemedium läßt sich durch konsequente europaweite 
Quellenbesteuerung auf Kapitalerträge, europaweite Börsenumsatzsteuern und gege- 
benenfalls noch spezifischere administrative Maßnahmen beseitigen. 


5.c. Konsequenzen für die Bundesrepublik und politische Durchsetzbarkeit 


Die Bundesrepublik muß in der Konzeption der antimerkantilistischen Integration in 
bezug auf Beschäftigungseffekte allein die Konsequenzen ihrer Politik tragen, da 
günstigere Produktivitätsentwicklungen, geringe Geldlohnerhöhungen und niedrige 
Wachstumsraten durch Aufwertungen mittelfristig vollständig neutralisiert werden. 
Dafür sollen die »Spielregeln« des Europäischen Währungssystems sorgen, die vom 
demokratisch organisierten Währungsrat überwacht bzw. durchgesetzt werden sol- 
len. Allerdings hat die Bundesrepublik auch die Möglichkeit, die interne Restriktions- 
politik aufzugeben oder abzumildern. Da das von uns vorgeschlagene Währungssy- 
stem Handelsmerkantilismus unterbindet, wird auch der Export von Arbeitslosigkeit 
unmöglich. Beschäftigungspolitik läßt sich dann nur durch eine binnenorientierte 
Wachstumsdynamik oder eine kooperative Wirtschaftspolitik aller Länder erzielen. 
In diesem Sinne würde die vorgeschlagene Option des Währungssystems durchaus 
symmetrische Anpassungszwänge erzeugen. 

Bisher hat die Bundesrepublik die meisten Vorteile aus dem EWS gezogen. Sie hat 
Wohlfahrtsgewinne über Aufwertungen der Mark und Wohlfahrtseffekte über den 
Export von Arbeitslosigkeit realisiert. Sowohl die Marktkräfte als auch die politische 
Konstellation legen nahe, daß diese »beste aller Welten« für die Bundesrepublik sich 
ihrem Ende zuneigt. Aufgrund ihres Weltmarkterfolges entwickelt sich die Bundes- 
republik zu einer »reifen« Gläubigernation. Gläubigernationen müssen jedoch zur 
Verhinderung eines zunehmenden Ungleichgewichts der Leistungsbilanz früher oder 
später Importüberschüsse tolerieren bzw. durch Kapitalzuflüsse eine solche Entwick- 
lung hinnehmen’. 

Für Schwachwährungsländer in Westeuropa wäre in dem durch die Strategie der anti- 
merkantilistischen Integration entstehenden Währungssystems die Rolle der Bundes- 
republik als »Stabilitätsanker« nicht mehr von Nachteil. Zwar würde die Bundesre- 
publik anhaltende Wohlfahrtsgewinne über die Verbesserung der terms of trade 
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erzielen, die Schwach währungsländer hätten jedoch Vorteile in bezug auf Wachstum 
und damit verbundene evolutionäre Effekte und Beschäftigung. Wohlfahrtsökono- 
misch würde ein kooperatives Währungssystem somit beitendenziell ausgeglichenen 
Leistungsbilanzen den verschiedenen Ländern die Option zwischen positiven terms 
of trade-Effekten und positiven Wachstumseffekten gewähren. Selbstverständlich 
könnte als Spezialfall auch der Fall von unveränderten terms of trade und ökonomi- 
scher Expansion der Nationen im Gleichschritt realisiert werden. 

Auch in dem von uns vorgeschlagenen Modell würde für die Bundesrepublik die Bei- 
behaltung der ökonomisch restriktivsten Politik in Westeuropa ein weiterhin niedri- 
ges Beschäftigungsniveau bei durchaus hohen Wohlfahrtseffekten implizieren. Der 
positive Wohlfahrtseffekt einer solchen Strategie könnte theoretisch zur verbesserten 
Unterstützung der Hauptleidtragenden dieser Option, den Arbeitslosen, oder zu Ar- 
beitszeitverkürzungen genutzt werden. Da jedoch bei einer Strategie, die Arbeitslo- 
sıgkeit impliziert, nahezu ausgeschlossen werden kann, daß marginalisierte Gruppen 
verstärkt unterstützt werden, dürften die internen Verteilungswirkungen äußerst un- 
gleich ausfallen. Es ergäbe sich eine Zwei-Drittel-Gesellschaft, bei der Vermögende 
sowie Beschäftigte gleichermaßen profitieren und die Arbeitslosen die großen Verlie- 
rer sind. Aber auch für Beschäftigte ist die Option einer Zwei-Drittel-Gesellschaft 
nicht unbedingt vorteilhaft, da die Arbeitslosigkeit den Druck auf die Beschäftigten 
in jeder Hinsicht erhöht. Dennoch kann zynischerweise ein derartiges Szenario eine 
gewisse ökonomische und politische Stabilität besitzen. Allerdings wäre auch ein 
Szenario denkbar, in dem der Preis derrestriktiven Politik auch hinsichtlich der daraus 
resultierenden sozialstrukturellen Veränderungen als für die Gesellschaft insgesamt 
zu hoch eingeschätzt wırd und die Bundesrepublik durch expansive Wirtschaftspoli- 
tik und nicht durch Aufwertung den Spielraum anderer Länder erhöht. Dies führt uns 
zur Frage der politischen Durchsetzbarkeit speziell ın der Bundesrepublik. Realisti- 
scherweise wird es den verschiedensten makroökonomischen Agenten und Interes- 
sengruppen von der Bundesbank bis zu den Gewerkschaften schwerfallen, von der 
»heiligen Kuh« der Exportorientierung und internationalen Wettbewerbsfähigkeit 
abzulassen und die makroökonomischen Effekte der eigenen Politik zu tragen - doch 
daran wird aufgrund der Marktmechanismen und des politischen Drucks letztendlich 
kein Weg vorbeiführen. 

Eine Klippe des westeuropäischen Integrationsprozesses ist das Verhältnis Bundes- 
republik/USA. Im Grunde wird über die weitere westeuropäische Integration in der 
Bundesrepublik entschieden. Vieles deutet darauf hin, daß die bundesrepublikani- 
schen Interessen eher in Richtung Westeuropa tendieren. Fest steht dieses Ergebnis 
noch nicht, zumal die Notwendigkeit des Verzichts auf die DM als weltweite An- 
lagewährung bei der westeuropäischen Option noch nicht im Bewußtsein der politi- 
schen Agenten — mit Ausnahme der Bundesbank - ist. Eine Abkehr vom Szenario 
einer generall restriktiv agierenden Bundesrepublik mit dem Reflex der Zwei-Drittel- 
Gesellschaft mit hohem Wohlstand und ungleichen Verteilungsverhältnissen im 
Innern ist ohne eine radikale Abwendung von der bisherigen Entwicklungslogik nicht 
vorstellbar. Politische Mehrheiten für eine andere Option kann es nur geben, wenn die 
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abhängig Beschäftigten begreifen, daß sie mit ihrer Unterwerfung unter den Fetisch 
der Weltmarktorientierung zumindest hinsichtlich des Beschäftigungsniveaus einer 
kontraproduktiven Strategie folgen. Allerdings bleibt den Gewerkschaften kein ande- 
rer Weg zur nationalen Beschäftigungsmaximierung als der über die Erhöhung der 
internationalen Wettbewerbsfähigkeit, wenn Geld- und Fiskalpolitik die entspre- 
chende Gesamtstrategie des Landes vorgegeben haben. Allein über westeuropäische 
Institutionalisierungen den innenpolitisch nicht vorhandenen Konsens zur Verände- 
rung der bundesrepublikanischen Politik zu erzwingen, muß aussichtslos bleiben. 
Auch aus diesem Grunde schlagen wir ein EWS mit relativ hoher Autonomie der 
Einzelstaaten vor. 


Anmerkungen 


1 Der allgemeine theoretische Teil dieses Aufsatzes muß knappgehalten werden. Für detailliertere 
Ausführungen vgl. Herr 1986, 1989; Herr/Westphal 1988; Westphal 1988. 

2 Unter gewissen Bedingungen können auch kleinere stabile Währungen in der Währungshierarchie 
weit oben stehen — wie etwa der Schweizer Franken -, jedoch können solche Währungen nur partiell 
Weltgeldfunktionen übernehmen. 

3 Auf den ersten Blick sind die Interventionsregeln des EWS symmetrisch, da sowohl die Zentralbank 
im Schwach- als auch im Starkwährungsland bei Erreichen der Interventionspunkte des Wechselkurs- 
gitters intervenieren muß. Hinter dieser formalen Symmetrie stecken jedoch asymmetrische Effekte 
der Währungsreserven. Das Schwachwährungsland erfährt unabhängig davon, welche Zentralbank 
interveniert, Reserveverluste, während das Starkwährungsland Reservezunahmen realisiert, die nicht 
zu expansiven Liquiditätseffekten aufgrund von Sterilisationsmöglichkeiten führen (vgl. Bofinger 
1988a). 

4 Mit dem Begriff der Einkommenspolitik fassen wir sämtliche Regulierungen des Niveaus und der 

Struktur der Nominallöhne einschließlich ihrer sozialstaatlichen Komponenten. Diese Regulierungen 

können auf konsensueller, korporatistisch-institutioneller oder auf administrativ-staatlicher Grund- 

lage (z.B. Lohnstopp) beruhen. 

1 ECU = 2,07 DM (Stand: März 1988). 

6 So wies Owen (1983) die Bedeutung der economies of scale für die Entwicklung und die Struktur des 
Intra-EG-Handels seit dem Ende der fünfziger Jahre nach. 

7 »Ein Land, dem es gelingt, sich als Folge des internationalen Handels einen unverhältnismäßig hohen 
Anteil an hochlukrativen Wirtschaftszweigen zu sichern, kann auf Kosten anderer Länder aus dem 
internationalen Handel Nutzen ziehen, während es durchaus denkbar ist, daß ein Land mit nur weni- 
gen hochlukrativen Wirtschaftsbereichen ohne internationalen Handel letzlich besser dastünde« 
(Krugman 1988, 119). 

8 Das Problem wird bei Cecchini (1988) nur in folgendem Satz erwähnt: »Die Errichtung des Binnen- 
marktes zwingt die Gemeinschaft daher geradezu, das Europäische Währungssystem weiter zu 
stärken und den institutionellen Rahmen für stabile Wechselkurse auszubauen« (140). Doch selbst 
hier wird so getan, als ob es sich beim Gemeinsamen Binnenmarkt und der Währungsintegration um 
zwei voneinander getrennte Gegenstandsbereiche handeln würde. 

9 Wenn im weiteren Verlauf dieses Aufsatzes der Begriff des Gemeinsamen Binnenmarktes dennoch 
im Sinne des Cecchini-Berichtes verwandt wird, geschieht dies ausschließlich, um keine Verwirrung 
durch die Abweichung vom herrschenden Sprachgebrauch zu erzeugen. 

10 Weder McKinnon (1984, 1988), noch Miller/Williamson (1987) haben sich hierzu geäußett. 

1I Auf allokativer Ebene läuft das dominierende Konzept der Integration auf die Herstellung von 
Mindeststandards auf EG-Ebene in bezug auf Umweltschutz, Sicherheitsstandards in Produktion und 
Konsumtion etc. hinaus. Solange allerdings ein EG-Normensystem nur in Ansätzen besteht, soll nach 
Meinung der herrschenden Integrationspolitik das Prinzip der gegenseitigen Anerkennung national- 
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spezifischer Regulierungen gelten. Dies impliziert, daß jedes Land bei der Einfuhr von Waren und 
Dienstleistungen die Normen der anderen europäischen Staaten tolerieren muß. Eine solche »com- 
petition among rules« soll dann über den Konkurrenzprozeß den effizientesten Regulierungen zum 
Durchbruch verhelfen (vgl. Giersch 1987). Eine solche Konzeption der Integration ist unakzeptabel, 
da sie in vielen Bereichen eine nationale Institutionalisierung über dem EG-Mindeststandard unter- 
läuft. Dies gilt im gesamten Bereich negativer externer Effekte, die besonders bei ökologischen Pro- 
blemen, Konsumentenschutz, Sicherheitsstandards etc. eine elementare Rolle spielen (vgl. Franzme- 
yer 1987). Es muß hingegen das Prinzip gelten, daß nationale Mindeststandards, wenn sie über EG- 
Mindeststandards hinausgehen, Vorrang vor diesen haben, während EG-Mindeststandards Vorrang 
vor weniger strengen nationalen Mindeststandards haben sollten. 

12 Kurzfristig — d.h. für ein bis zwei Jahre — können bei Wechselkursänderungen perverse nominelle 
Effekte auftreten, obwohl sich die Realströme schon anpassen. Solche Phasen sind ebenfalls durch 
Anpassungskredite des Währungsfonds zu überbrücken. 

13 Zum anderen ist dem Padoa-Schioppa-Bericht darin zuzustimmen, »daß in einer Welt vollständiger 
Kapitalmobilität auch bei hohem Grad geldpolitischer Konvergenz, wie das zur Zeit der Fall ist, 
Spannungssituationen auf den Devisenmärkten denkbar sind, die nicht durch Verschiedenheiten der 
grundlegenden Gegebenheiten, sondern weitgehend durch IT Informationen bedingt sind« 
(Padoa-Schioppa 1988, 73). 

14 Die Idee, den Umsatz von Vermögensbeständen, die zur Spekulation benutzt werden, durch eine 
Steuer zu behindern, stammt von Keynes (1936, 135), der eine Börsenumsatzsteuer vorschlug. Auch 
eine solche, mit allerdings deutlich höherem Prozentsatz, sollte in Westeuropa eingeführt werden, um 
einen langfristigen Anlagehorizont auch auf Wertpapiermärkten zu erzwingen. 

15 Für die Bundesrepublik mit ihren Defiziten im Reiseverkehr und bei den Transferzahlungen würde 
dies eine drastische Reduzierung des Handelsbilanzüberschusses, aber keinen Importüberschuß im- 
plizieren. 
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Samir Amin 
Ansätze zu einer nicht-eurozentrischen Kulturtheorie 


Zusammenfassung: Die Entstehung der europäischen Kultur gliedert sich in zwei 
Etappen: bis zur Renaissance war Europa Teil eines die ganze Weltregion kennzeich- 
nenden »tributären« Systems — mit dem östlichen Teil des Mittelmeeres als seinem 
Zentrum. Mit der Herausbildung des kapitalistischen Weltsystems aber verschiebt 
sich das Zentrum zu den Atlantikküsten und wird der Mittelmeerraum peripherisiert. 
Das ist zugleich der Beginn der Welteroberung durch das kapitalistische Europa - 
und die Geburtsstunde des Eurozentrismus. Das eurozentrische Konstrukt gründet in 
einer Interpetation der jüdisch-christlichen Religion, deren harter Kern ein geneti- 
scher Rassismus ist; und sie unterschlägt den »östlichen«, arabisch-islamischen Bei- 
trag - nämlich die Betonung der moralischen Verantwortung des Individuums — zum 
hellenistischen Denkgebäude. Der christianophile Mythos und eine willkürliche Ein- 
verleibung des Hellenismus in das Europäertum haben eine eurozentrische Defor- 
mation der kapitalistischen Kultur hervorgebracht, die deren vorgeblich universellen 
Anspruch in Frage stellt. 


Betrachtet man die soziale Realität als Ganzes, so lassen sich drei Dimensionen unter- 
scheiden: eine ökonomische, eine politische und eine kulturelle, wobei die ökonomi-. 
sche Dimension wohl die am besten erforschte ist. Die konventionelle Ökonomie hat 
ein Instrumentarium der unmittelbaren Analyse und - allerdings mit schwankendem 
Erfolg - für die Regulierung der fortgeschrittenen kapitalistischen Länder bereitge- 
stellt. Der historische Materialismus setzte sich zum Ziel, tiefer zu forschen; oft konn- 
te er mit Erfolg dazu beitragen, die Natur und Tragweite der sozialen Kämpfe zu 
erhellen, die den ökonomischen Entscheidungen zugrunde liegen. 

Der Bereich von Macht und Politik ist weit weniger bekannt. Der Eklektizismus der 
aufgestellten Theorien reflektiert hier die geringe wissenschaftliche Beherrschung 
der Realität. Die funktionalistische Politologie sowie ihre alten und neuen Teilberei- 
che (wie Geopolitik, Systemanalyse usw.) sind-obwohl als unmittelbare Handlungs- 
strategien manchmal effektiv - hinsichtlich ihrer Begriffe arın und so ist ihnen der 
kritische theoretische Zugang zur Realität versagt. Zwar hat der historische Mate- 
rialismus auch hier eine These über die organische Beziehung zwischen materieller 
Basis und politischem und ideologischem Überbau aufgestellt, die, sofern sie nicht 
auf vulgäre Art interpretiert wird, fruchtbar sein kann. Doch haben die verschiedenen 
marxistischen Schulen eine Konzeptualisierung der Frage der Macht und des politi- 
schen Systems (Herrschaftsweisen) nicht in der Weise entwickelt, wie sie es für den 
ökonomischen Bereich (Produktionsweisen) getan haben. In eine solche Richtung 
weisende Vorschläge wie z.B. die des freudianischen Marxismus sind zwar zweifellos 
interessant; da ihre Aufmerksamkeit aber auf vernachlässigte Aspekte der Frage kon- 
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zentriert bleiben, haben sie jedoch noch kein konzeptuelles Gesamtsystem hervorge- 
bracht. Das Feld des Politischen liegt praktisch brach. 

Es istkein Zufall, daß sich bereits im ersten Kapitel des ersten Bandes des »Kapital« 
ein Abschnitt mit dem »Warenfetischismus« beschäftigt; Marx beabsichtigt hier in 
der Tat, das Geheimnis der kapitalistischen Gesellschaft zu lüften. Er will den Grund 
darlegen, warum sich uns die gesellschaftlichen Verhältnisse als direkt vom ökono- 
mischen Bereich bestimmte zeigen. Die Ökonomie steht immer im Mittelpunkt der 
sozialen Szenerie und beeinflußt die anderen sozialen Dimensionen entscheidend, so 
daß diese sich — wie es scheint - ihren Erfordernissen anpassen müssen. Infolgedes- 
sen wird die ökonomische Entfremdung zum wesentlichen Inhalt der kapitalistischen 
Ideologie. Im Gegensatz dazu werden die vorkapitalistischen Klassengesellschaften 
von der politischen Dimension beherrscht, die hier den Mittelpunkt der Szenerie aus- 
macht und deren Zwängen sich die anderen Aspekte der sozialen Wirklichkeit - dar- 
unter auch das wirtschaftliche Leben — scheinbar unterwerfen müssen. Sollte deren 
Theorie geschrieben werden, müßte das Werk den Titel »die Macht« (im Vergleich zu 
»das Kapital« für die kapıtalistische Produktionsweise) tragen und sein erstes Kapitel 
müßte den »Machtfetischismus« (anstatt den Warenfetischismus) behandeln. 

Ein solches Werk wurde jedoch nie geschrieben. Es gibt nichts, was der präzisen Ana- 
lyse der-dem Mechanismus eines Uhrwerks ähnlichen — wirtschaftlichen Funktions- 
weise des Kapitalismus vergleichbar wäre. Der Marxismus hat keine der kapitalisti- 
schen Ökonomie vergleichbare Theorie des Politischen für die vorkapitalistischen 
Gesellschaften (und von da ausgehend eine Theorie des Politischen im allgemeinen) 
hervorgebracht. Wir verfügen allenfalls über konkrete Analysen zum Verhältnis von 
Politik und Ökonomie in einigen kapitalistischen Gesellschaften (Marx beschäftigt 
sich in seinen politischen Schriften vor allem mit französischen Ereignissen), die den 
“ Grad an Autonomie des politischen Bereichs in diesem Kontext hervorheben und ins- 
besondere den Konflikt zeigen, der zwischen der Logik der Macht und der des Ka- 
pitals aufbrechen kann. Die kulturelle Dimension ist sogar noch weit unbekannter, 
denn bis heute haben die empirischen Beobachtungen der zu diesem Wirklichkeits- 
bereich gehörenden Phänomene (wie z.B. derReligionen) kaum mehrals intuitive Es- 
sais hervorgebracht. Deshalb bleibt die Behandlung der kulturellen Dimensionen der 
Geschichte weiterhin vom »Kulturalismus« geprägt; darunter isteine Tendenz zu ver- 
stehen, die kulturelle Merkmale als in der Geschichte unveränderliche behandelt. 
Darüber hinaus gibtes für den kulturellen Bereich keine allgemein gültige Definition, 
da eine Definition gerade von der ihr zugrunde liegenden Theorie der sozialen Dy- 
namik abhängt. Je nachdem, ob man das Gemeinsame in der gesellschaftlichen Dyna- 
mik der Völker herauszufinden sucht oder ob man darauf verzichtet, werdenentweder 
die analogen und gemeinsamen Merkmale der einzelnen, offensichtlich unterschied- 
lichen Kulturen betont oder aber das je Besondere und Spezifische hervorgehoben. 
Letztlich bleibt aber unter diesen Bedingungen die Frage nach der Dynamik der Ver- 
bindung zwischen den drei Dimensionen der sozialen Realität im globalen Kontext 
unbeantwortet, sobald man über die Gewißheiten der a posteriori vorgenommenen 
Erklärungen oder der zu allgemeinen Abstraktionen hinauszugehen versucht (wie 
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etwa über die Behauptung, daß »in letzter Instanz« die materielle Basis bestimmend 
oder daß die Macht der strategischen makroökonomischen Modelle »entscheidend« 
seien). Solange überdies keine wichtigen Fortschritte auf diesem Gebiet gemacht 
worden sind, wird die Diskussion von emotionalen Reaktionen, romantischen Visio- 
nen und Vorurteilen der einzelnen Schulen belastet bleiben. 

Im folgenden werde ich diese erste These weiterführen und zwar mit einer Überle- 
gung zum Eurozentrismus und zu den »Erklärungen«, die sich auf die Geschichte des 
»europäischen Wünders« beziehen (also auf die frühzeitige Heraufkunft des Kapital- 
ismus in Europa und seinen offensichtlichen Mißerfolg in anderen Gegenden der 
Welt, obwohl dort manchmal höher entwickelte Zivilisationen existierten, die bereits 
bestanden, als Europa gerade aus der Barbarei heraustrat). Dieser Ausgangspunkt ist 
deswegen wichtig, weil meiner Meinung nach auch der »real existierende« Marxis- 
mus nicht frei von genau demselben Eurozentrismus ist, derein wesentliches Merk- 
mal westlicher Kultur und Wissenschaft bildet. Die Entwicklung eines wirklichen 
Universalismus und eines historischen Materialismus, der seine Grundlage bilden 
könnte, ist immer noch eine Aufgabe, die es einzulösen gilt.‘ 


Eurozentrismus und Universalismus 


Der Eurozentrismus ist insofern »kulturalistisch«, als er von der Annahme ausgeht, 
daß es kulturelle Invarianten gibt, die den unterschiedlichen Verlauf der Geschichte 
der verschiedenen Völker entscheidend bestimmen. Er ist somit einerseits anti-uni- 
versalistisch, da er nicht an der Entdeckung möglicher allgemeiner Gesetze mensch- 
licher Evolution interessiert ist. Er gibt sich andererseits jedoch insofern universali- 
stisch, als er das westliche Modell als einzig möglich zur Nachahmung empfohlene 
Antwort auf die Herausforderungen unserer Zeit präsentiert. 

Der Kapitalismus hat in der Weltgeschichte einen entscheidenden Einschnitt verur- 
sacht, dessen Auswirkungen weit über den von ihm hervorgebrachten außergewöhn- 
lichen Fortschritt der Produktivkkräfte hinausgehen. Er hatin der Tat die Beziehungs- 
struktur der verschiedenen Aspekte des sozialen Lebens umgestürzt und sie auf qua- 
litativ neuen Grundlagen umorganisiert. In allen vorhergehenden Sozialsystemen ist 
das ökonomische Phänomen transparent. Aufgrund dieser Tatsache beruht die Repro- 
duktion der dem Kapitalismus vorausgehenden Sozialsysteme auf der Dauerhaftig- 
keit der Macht, die den politischen Bereich definiert und einer, ihre Legitimation be- 
gründenden Ideologie. Mit anderen Worten, die politisch-ideologische Instanz (der 
»Überbau«) ist hierdominierend. Das zu lüftende Geheimnis um Entstehung, Repro- 
duktion und Evolution dieser Gesellschaften und ihrer Widersprüche ist im politisch- 
ideologischen und nicht im ökonomischen Bereich angesiedelt. 

In meinem Buch »L’Eurocentrisme...« (vgl. Anm.1) habe ich die Geschichte der Her- 
ausbildung einer tributären? Ideologie in unserem Teil der Welt dargelegt. Ihr Kristal- 
lisationspunkt muß im Hellenismus d.h. im Denken des alten Orients seit seiner Ver- 
einigung durch Alexander den Großen verortet werden. Der Hellenismus bildet dem- 
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nach die Synthese der spezifischen Beiträge Ägyptens, Mesopotamiens, Persiens und 
des Iran. Er ist Vorläufer sowohl des Christentums als auch des Islam. Der unsere Welt 
teilende geographische Einschnitt befindet sich zwischen dem östlichen und dem 
westlichen Teil des Mittelmeers. Die vollendete Form der tributären Ideologie ver- 
breitete sich im Ostteil (der das östliche Urchristentum und den Islam einschloß), 
während der Westteil von einer eher peripheren Form der tributären Ideologie erobert 
wurde, die das westliche Christentum des Mittelalters prägte. 

Mit der weltweiten Durchsetzung des Kapitalismus wird eine doppelte universalisti- 
sche Herausforderung aufgestellt: zum einen auf der Ebene der wissenschaftlichen 
Gesellschaftsanalyse, die auf die Entdeckung universeller, die Evolution aller Gesell- 
schaften bestimmender Gesetze zielt, und zum anderen in die Richtung der Ausarbei- 
tung eines universellen humanen Projekts, das die historischen Grenzen der einzelnen 
Gesellschaften zu überwinden trachtet. 

Welches sind diese historischen Grenzen? Die Art ihrer Definition hängt von der des 
Kapitalismus selbst ab. Es gibt hierzu zwei mögliche Haltungen. Entweder richtet 
man den Blick auf das, was den Kapitalismus auf seinem höchsten Abstraktionsni- 
veau definiert, nämlich den Widerspruch zwischen Kapital und Arbeit. Dann werden 
die historischen Grenzen derkapitalistischen Gesellschaft ausgehend von den charak- 
terisierenden, ökonomischen Formen definiert. Diese Sichtweise preßt die notwendi- 
ge Evolution zwangsläufig in ein »Etappenschema«: die zurückgebliebenen (peri- 
pheren) kapitalistischen Gesellschaften müssen das fortgeschrittene Modell »einho- 
len«, bevor sie sich ihrerseits den Herausforderungen einer möglichen (oder sogar 
notwendigen) Überwindung der Grenzen des fortgeschrittenen kapitalistischen Sy- 
stems konfrontiert schen. Oder aber es wird der Analyse dessen, was wir »real existie- 
renden Kapitalismus« zu benennen vorschlagen, eine größere Bedeutung beigemes- 
sen. Wir verstehen darunter ein System, das im Zuge seiner weltweiten Ausbreitung 
eine tatsächliche Polarisierung zwischen Zentren und Peripherie hervorgebracht hat, 
die innerhalb des Kapitalismus nicht überwunden werden kann. 


Zur Entstehung der europäischen Kultur 


Die europäische Kultur, die die Welt erobern sollte, ist historisch im Verlauf zweier 
unterschiedlicher Etappen entstanden. Bis zur Renaissance war Europa Teil eines die 
ganze Weltregion kennzeichnenden feudalen Systems, in dem Europäer und Araber, 
Christen und Moslems zusammengefaßt waren. Der größte Teil Europas gehörte zur 
Peripherie dieses Systems; sein Zentrum war der östliche Teil des Mittelmeers. In 
gewisser Weise nimmt dieses mediterrane System das spätere Weltsystem des Kapita- 
lismus vorweg; es liefert ihm eine Art prähistorisches Modell. Seit der Renaissance 
verschob sich mit der Herausbildung des kapitalistischen Weltsytems das Zentrum 
der Atlantikküsten, während der nun alte Mittelmeerraum peripherisiert wurde. 
Die neue europäische Kultur wird um einen Mythos errichtet: dem einer angenomme- 
nen geographischen Kontinuität Europas, zu der die Welt des südlichen Mittelmeer- 
raums nicht mehr gehörte. 
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Die neue Grenze zwischen Zentrum und Peripherie wurde zwischen Norden und Sü- 
den gezogen. Der ganze Eurozentrismus beruht auf diesem mythischen Konstrukt. 
Mit der Renaissance wurden jene beiden Facetten radikaler Transformation eingelei- 
tet, die die moderne Welt prägen sollte: die Kristallisierung der kapitalistischen Ge- 
sellschaft in Europa und ihre Expansion zur Eroberung der Welt — zwei unzertrenn- 
liche Dimensionen derselben Bewegung. 

Die Renaissance ist nicht nur Epoche des Bruchs mit der tributär-feudalen Ideologie, 
sondern auch der Ausgangspunkt für die Eroberung der Welt durch das kapitalistische 
Europa. Es ist keine zufällige Koinzidenz, daß 1492 sowohl das Datum für die Ent- 
deckung Amerikas als auch für die Anfänge der Renaissance markiert. Wenn sich die 
Epoche der Renaissance als ein qualitativer Einschnitt in der globalen Menschheits- 
geschichte aufdrängt, dann deshalb, weil sich die Europäer von diesem Zeitpunkt an 
bewußt sind, daß die Eroberung der Welt durch ihre Zivilisation von nun an ein er- 
reichbares Ziel darstellt. Sie werden sich einer gewissermaßen absoluten Überlegen- 
heit bewußt, auch wenn die tatsächliche Unterwerfung der anderen Völker noch Zeit 
beanspruchen wird. 

Das mediterrane System war in gewisser Hinsicht Teil der Vorgeschichte des kapita- 
listischen Weltwirtschaftssytems. Es machte jedoch nicht von sich aus den qualitati- 
ven Sprung vorwärts, der es erlaubt haben würde, von einer vollendeten Herausbil- 
dung kapitalistischer Verhältnisse zu sprechen; denn die die Evolution bewegenden 
Kräfte »emigrierten« von den Ufern des Mittelmeeres zu den peripheren Regionen 
des nordwestlichen Atlantik Europas, um dabei den Rubicon zu überqueren, der die 
Vorgeschichte des Kapitalismus von seiner Entfaltung in vollendeter Form trennt. 
Das neue kapitalistische Weltsystem bildete sich somit um das atlantische Zentrum 
heraus und marginalisierte dabei das alte mediterrane Zentrum. 

Der Kapitalismus war als potentielles Weltsystem solange nicht existent, wie sich das 
Bewußtsein über die in ihm angelegte Macht der Eroberung nicht herausgebildet hat- 
te. Venedig war bereits im 13. Jahrhundert nach kapitalistischen Prinzipien organi- 
siert. Die venezianischen Händler jedoch interpretierten ihre Gesellschaft weder in 
solchen Kategorien noch ahnten sie, daß ihr System fähig wäre, einst die Welt zu 
erobern. Während der Kreuzzüge hielten sich sowohl Christen als auch Moslems für 
die Bewahrer eines überlegenen religiösen Glaubens, aber sie konnten — wie die Ge- 
schichte gezeigt hat-in diesem Stadium ihrer Entwicklung den jeweils anderen nicht 
ihre je eigene Vision vom Universalismus aufzwingen. Deshalb sind die Urteile der 
einen ebensowenig »eurozentrisch« wie die der anderen »islamozentrisch«. 

Seit der Renaissance veränderten sich freilich die Verhältnisse insofern, als sich bei 
den Europäern ein neues Bewußtsein herausbildete. Es ıst dabei unwichtig, daß das 
Bewußtsein in diesem Stadium und noch für eine lange Zeit dem heutigen keineswegs 
vergleichbar ist: die Grundlage der Überlegenheit der Europäer, die ja in der Tat die 
Welt eroberten, war damals noch nicht die kapitalistische Organisationsweise ihrer 
Gesellschaft. 

Die Europäer jener Zeit analysierten die damals neue Wirklichkeit nicht so, wie es 
heute geschehen würde. Man könnte scherzhaft sagen, daß sie noch garnicht wußten, 
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daß sie dabei waren, »den Kapitalismus aufzubauen«! Entsprechend ordneten sie die 
Überlegenheit, derer sie sich bewußt wurden, anderen Aspekten zu, unter anderem ih- 
rem »Europäertum«, ihrem christlichen Glauben, ihren griechischen Vorfahren, die 
sie nicht zufällig zu dieser Zeit wiederentdeckten. Alle Elemente des Eurozentrismus 
sind bereits vollständig vorhanden. Mit anderen Worten: die Entstehung der eurozen- 
trischen Betrachtungsweise, also die Ideologie der modernen Welt, ging der Heraus- 
bildung anderer Verhältnisse voraus, durch die der Kapitalismus definiert wird. 
Die neue Welt ist kapitalistisch. Durch die Charakterzüge dieser Produktionsweise 
definiert sie sich und damit gibt sie sich zu erkennen. Die sich bildende dominante 
Ideologie verlöre jedoch ihre Legitimationsfähigkeit, würde sie die Natur der gesell- 
schaftlichen Verhältnisse offen anerkennen. Die neue Gesellschaft würde dann nur 
mit ihren realen historischen Grenzen und ihren internen Widersprüchen konfrontiert. 
Eine dominante Ideologie istes sich schuldig, diese Art zerstörender Zweifel aus den 
Visionen, die sie inspiriert, verschwinden zu lassen. Sie muß sich als auf »ewige 
Wahrheiten« gegründete, mit einem Epochen übergreifenden Anspruch darstellen. 
Demgemäß erfüllt die herrschende Ideologie der neuen Welt drei komplementäre 
Funktionen, die untrennbar miteinander verbunden sind. Erstens verdunkelt sie das 
Wesen der kapitalistischen Produktionsweise. In der Tat transformiert sie Prozesse 
der Bewußtwerdung ökonomischer Entfremdung, auf welcher die Reproduktion der 
kapitalistischen Gesellschaft beruht, in einen sich überhistorisch gebärdenden Dis- 
kurs der instrumentellen Rationalität. Zweitens deformiert sie die Vision von der 
Entstehung des Kaptalismus, indem sie sich weigert, allgemeine Evolutionsgesetze 
der menschlichen Gesellschaft in Rechnung zu stellen — um sie dann aber durch ein 
doppeltes mythisches Konstrukt zu ersetzen. Einerseits werden die Besonderheiten 
der sogenannten europäischen Geschichte unterstrichen, andererseit erscheinen die 
entgegengesetzten Besonderheiten der Geschichte anderer Segmente der Menschheit 
nur noch als Kontrast zur europäischen Geschichte. Auf diese Weise kommt die Be- 
trachtungsweise zu dem Schluß, daß das Wunder des Kapitalismus nur in Europa ge- 
schehen konnte. Drittens weigert sie sich, die fundamentalen Merkmale des real exi- 
stierenden Kapitalismus (d.h. die ihr immanente Polarisierung zwischen Zentrum und 
Peripherie) mit dem Prozeß der Reproduktion des Systems auf weltweiter Ebene zu 
verknüpfen. Durch die Weigerung, die gesamte Welt als Analysceinheit zu akzep- 
tieren, entzieht sie sich diesem Problem. Dies erlaubt ihr, die Ungleichheiten zwi- 
schen den Nationen in dieser Welt ausschließlich »internen« Faktoren zuzuschreiben. 
Sie festigt somit ihre Vorurteile, die sie gegenüber den die verschiedenen Völker cha- 
rakterisierenden überhistorischen Eigenschaften hegt. 

Die dominante Ideologie legitimiert auf diese Weise den Kapitalismus als soziales 
System und gleichzeitig die ihn begleitende Ungleichheit auf weltweiter Ebene. Die 
europäische Ideologie baute sich seit der Renaissance bis zur Aufklärung im 18. und 
19. Jahrhundert stufenweise auf, wobei die für ihre Legitimation erforderlichen Er- 
findungen ewiger Wahrheiten im Mittelpunkt standen. Der christianophile Mythos in 
Verbindung mit demjenigen vom griechischen Vorfahren sowie das künstlich antithe- 
tische Konstrukt des Orientalismus definieren das neue europäische und eurozentri- 
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sche Kulturverständnis; und sie zwingen es immer wieder, mit seiner zur Verdam- 
mung verurteilten Seele in Berührung zu kommen: dem nicht auszumerzenden Ras- 
sismus. 

Der Marxismus konstituiert sich ineiner widersprüchlichen Bewegung, die gleichzei- 
tig eine Fortführung der Philosophie der Aufklärung und ein Bruch mit dieser ist. Die 
Demystifizierung des fundamentalen Ökonomismus der dominierenden Ideologie 
muß ihm positiv angerechnet werden, so daß nach Marx niemand mehr so denken 
kann wie vor ihm. Aber der Marxismus stößt an schwer zu überwindende Grenzen: 
Er ist Erbe einer gewissen evolutionistischen Wahrnehmung, die ihn daran hindert, 
den eurozentrischen Schleier des bürgerlichen Evolutionismus zu zerreißen, gegen 
den er sich auflehnt. Dem ist so, weil die eigentliche historische Herausforderung, mit 
der der real existierende Kapitalismus konfrontiert ist, nur undeutlich wahrgenom- 
men wurde. In seiner weltweiten Ausbreitung verspricht der Kapitalismus eine Ho- 
mogenisierung der Welt, die er — Inolbe der polarisierenden Tendenzen — aber nicht 
realisieren Kann. 

Damit ist die Sackgasse perfekt. Doch unsere gegenwärtige Weltreagiert auf die Her- 
ausforderung mit einer verzweifelten Flucht nach vorn: in eine sozusagen doppelte 
kulturelle Rückentwicklung, in eine eurozentrische, ja sogar provinzialistische Invo- 
lution im Westen und in einen »umgekehrten Eurozentrismus« in der Dritten Welt. 
Mehr denn je verlangen die Erfordernisse eines sich auf der Höhe der Herausforde- 
rung befindlichen Universalismus eine kritische Überprüfung der Denkweisen auf 
beiden Seiten. 


Die Herausbildung des eurozentrischen Kulturverständnisses 


Die moderne Ideologie ist nicht in der abstrakten Atmosphäre einer reinen kapitali- 
stischen Produktionsweise entstanden. Das eigentliche Bewußtsein von der kapitali- 
stischen Natur diesermodernen Welt entwickelte sich erst relativ spät; es bedurfte erst 
noch der Arbeiterbewegung und des Sozialismus, die nicht zufällig aus der Kritik an 
den gesellschaftlichen Verhältnissen des 19. Jahrhunderts entstanden und mit der 
marxistischen Version ihren Höhepunkt fanden. Als dieses Bewußtsein entstand, hat- 
te die moderne Ideologie bereits drei Jahrhunderte Geschichte von der Renaissance 
bis zur Aufklärung hinter sich. Als eigentlich europäische Ideologie war sie zugleich 
rationalistisch und weltlich, und sie beanspruchte erneut eine universalistische 
Reichweite. Weit davon entfernt, die Bedeutung dieser Ideologie entsprechend ihrer 
historischen Tragweite und ihrem wirklichen sozialen Inhalt zu relativieren, hat die 
sozialistische Kritik im Gegenteil auf die bürgerliche Ideologie seit dem 19. Jahrhun- 
dert als ein Verstärker des vorherrschenden Kulturverständnisses gewirkt — und dies 
als eigenständige Antwort auf die Herausforderung ihrer sozialen Gegner. Die 
eurozentrische Dimension der dominanten Ideologie wird dadurch begreiflicher. 
Das vorherrschende Kulturverständnis hat also einen »zeitlosen Westen« hervorge- 
bracht, der seit seiner Entstehung einzigartig ist. Dieses willkürliche, mythische 
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Konstrukt brachte zwangsläufig ein ebenso künstliches Konstrukt des »Anderen« 
(des Ostens) bzw. der vielen »Osten« mit sich, das ebenfalls auf mythischen Funda- 
menten ruhte. Diese waren notwendig, um den Vorrang von Kontinuität gegenüber 
der Veränderung aufrechtzuerhalten. Das geläufige eurozentrische Kulturverständnis 
liebt es, eine »westliche« Abstammungslinie, ausgehend vom antiken Griechenland 
über Rom bis zum zunächst feudalen, dann kapitalistischen christlichen Europa zu 
konstruieren. 

Dieses Konstrukt wie das seiner Antithese (»der Osten«) reißterstens das antike Grie- 
chenland aus seinem tatsächlichen historischen Kontext, löst es somit vom »Osten« 
ab,indemessich entfaltet hat, um den Hellenismus willkürlich dem Europäertum ein- 
zuverleiben. Zweitens gelingt es ihm nicht, sich von der rassistischen Einfärbung der 
Grundlagen zu befreien, auf welchen die europäische kulturelle Einheitruht. Drittens 
vereinnahmt dieses Konstrukt die christliche Tradition als wichtigsten Faktor für die 
Dauerhaftigkeit der kulturellen Einheit Europas — ganz in Übereinstimmung mit einer 
nicht wissenschaftlichen sondern idealistischen Sichtweise des religiösen Phäno- 
mens (sie ist gleichzeitig die Sichtweise, mitdersich die Religion selbst behauptet und 
die Art bestimmt, wie sie sich selbst sieht). Symmetrisch dazu werden viertens die 
nahen und ferneren Osten (im Plural) ebenfalls mit teilweise rassistischen Vorstel- 
lungsweisen, teilweise mit Sichtweisen von den Religionen als vollkommen unver- 
änderlich Konstruiert. 

Der Mythos vom griechischen Vorfahren erfüllte für das eurozentrische Konstrukt 
eine wesentliche Funktion. Um der Frage nach dem wirklichen Grund der erstmaligen 
Entstehung des Kapitalismus in Europa auszuweichen, wurde gefühlsmäßig eine fal- 
sche Antwort gegeben, basierend auf dem Gedanken, daß das griechische Erbe zur 
Rationalität prädisponierte. In diesem Mythos erscheint Griechenland als die Mutter 
der rationalen Philosophie, während der »Orient« dementsprechend nie über das Sta- 
dium der Metaphysik hinausgelangt sei. Diese Qualitäten des griechischen Denkens 
wurden im europäischen Denken seit der Renaissance wieder aufgegriffen, um sich 
dann in dermodernen Philosophiegeschichte zu entfalten. Die zweitausend Jahre, die 
zwischen griechischer Antike und europäischer Renaissance liegen, werden als lange 
und verschwommene Übergangsphase gesehen, in der nichts geschah, was über das 
antike griechische Denken hinausging. Das Christenum, das sich in dieser Über- 
gangsphase bildete und Europa eroberte, erschien zunächst als eine philosophisch 
kaum begründete Ethik; es blieb lange in für den philosophischen Geist unbefriedi- 
genden dogmatischen Querelen verstrickt, bis es mit der Scholastik des Spätmittelal- 
ters die wiederentdeckte Aristotelik integrierten und sich seitder Renaissance undder 
Reformation von seinen Ursprüngen befreien konnte. Zugleich gelang es der bürger- 
lichen Gesellschaft, sein Denkmonopol abzuschütteln. Die arabisch-islamische Phi- 
losophie wird so behandelt, als ob sie keine andere Funktion gehabt habe, denn die 
Übermittlung des griechischen Erbes an die Renaissance. Gemäß dieser dominieren- 
den Sichtweise ist der Islam im übrigen nicht oder, wenn er es denn versucht habe, nur 
ungenügend über das hellenistische Erbe hinausgegangen. 

Dieses erste Konstrukt, das in seinen Ursprüngen bis zur Renaissance zurückreicht, 
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hat eine wesentliche ideologische Funktion bei der Bildung des bürgerlichen »Man- 
nes von Ehre« (honn&te homme), der frei war vom religiösen Vorurteil des Mittelal- 
ters, erfüllt. Es handelt sich hierbei jedoch. um ein vollkommen mythisches Konstrukt. 
Die Nord-Süd-Spaltung mitten durch das Mittelmeer, die erst später die Ost-West- 
Spaltung ersetzt, wird hier künstlich rückwärts projiziert. Diese Nord-Süd-Kluft wird 
so hingestellt, als ob sie selbstverständlich, von der Geographie und (implizitin einem 
deduktiven Trugschluß) ebenso von der Geschichte festgeschrieben worden sei. Dies 
istin anmaßenden Werken der früheren und modernen (eine »Revision« der antiko- 
lonialistischen Selbstkritik der Zeit nach dem Zweiten Weltkrieg ist heute wieder 
modem) Verfechter der französischen Kolonialeroberung nicht anders als in den 
Mussolini-Reden und in den Schulbüchern, die bis heute in ganz Europa benutzt 
werden. Die Einverleibung Griechenlands in Europa, zuerst von den Künstlern und 
Denkern der Renaissance beschlossen, dann während der folgenden beiden Jahrhun- 
derte ottomanischer Expansion vergessen, wird durch Byron und Hugo »das griechi- 
sche Kind« von neuem dekretiert - und zwar zu einer Zeit, als sich mit dem Zurück- 
drängen des »kranken Mannes am Bosporus« die Perspektive einer Aufteilung seiner 
Überbleibsel durch die aufsteigenden imperialistischen Mächte abzeichnete. Krö- 
nung ist schließlich die Entscheidung der gegenwärtigen EG, aus Athen die »kultu- 
relle Hauptstadt« Europas zu machen. 

Die Renaissance ist jedoch von Griechenland durch fünfzehn Jahrhunderte mittelal- 
terlicher Geschichte getrennt. Auf was kann man unter diesen Umständen die an- 
gebliche Kontinuität des europäischen kulturellen Abenteuers gründen? Zu diesem 
Zweck hat das 19. Jahrhundert die Rassismus-Hypothese erfunden. Indem die Me- 
thoden der Klassifikation der Tierarten und diejenigen des Darwinismus, von Linne, 
Cuvier und Darwin bis zuGobineau und Renan übernommen wurden, entstand ein In- 
strument, auch die menschlichen »Rassen« als mit angeborenen und vererbten Cha- 
rakteren ausgestattet zu denken, deren Unveränderlichkeit die soziale Evolution 
'zweitrangig werden läßt. Die zu dieser Zeit als neue Wissenschaft entstehende Lin- 
guistik läßt sich zu ihrer Klassifizierung der Sprachfamilien von den Methoden der 
Wissenschaft von der Entfaltung der Arten anregen, und um so die angeblichen 
besonderen Charaktereigenschaften der Völker mit denen ihrer Sprachen verbinden 
zu können. 

Die Entwicklungen nach dem zweiten Weltkrieg haben mit Sicherheit dazu beigetra- 
gen, die Überzeugung einer gemeinsamen europäischen Indentität zu verstärken und 
den früher stark betonten Gegensatz zwischen den europäischen Nationen zu reduzie- 
ren. Gleichzeitig verlor der vor allem genetisch begründete Rassismus das wissen- 
schaftliche Prestige, das er zuvor in Kulturkreisen genoß. Die kollektive europäische 
Indentität sah sich nun veranlaßt, eine neue Formel ihrer Grundlagen zu finden. Die 
Zugehörigkeit zum Christentum bot fast fatalerweise einen Ausweg aus dieser dop- 
pelten Krise, zum einen derjenigen konkurrierenden europäischer Nationen und zum 
anderen der des Rassismus. Die unsere Epoche prägende christliche Erneuerung ist 
nach meiner Meinung zumindest teilweise als unbewußte Antwort auf diese Situation 
zu interpretieren. 
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Damit das Christentum aber die Grundlage europäischer Identität werden Konnte, 
mußte eine globalisierende, ahistorische Methode angewandt werden, die eserlaubte, 
angebliche prägende Konstanten herauszuarbeiten und die Charakteristika zu beto- 
nen, die es von anderen Religionen und Philosophien, wie dem Islam, dem Hinduis- 
mus usw. unterscheiden sollten. Zu diesem Zweck mußte eine theoretische Annahme 
favorisiert werden, die die kulturellen Konstanten als Angelpunkt der vergleichenden 
Forschung zur sozialen Evolution bestätigen konnte. 

Diese untergründige Bestimmung des Christentums als Grundlage für das Europäer- 
tum stellt der Sozialtheorie im allgemeinen und dem eurozentrischen Konstrukt im 
besonderen äußerst dornige Fragen. Da das Christentum nun einmal nicht an den 
Ufern der Loire oder des Rheins geboren wurde, mußte die Stätte seines Ursprungs 
— also der Orient, in dem es sich entwickelte - in die westliche Teleologie eingefügt 
werden. Die Heilige Familie und die Väter der ägyptischen und syrischen Kirche 
mußten Europäer werden, bevor es diese eigentlich gab. Das antike, nicht-christliche 
Griechenland mußte ebenfalls in die Linie der Vorfahren eingebaut werden, indemein : 
angeblicher Gegensatz zwischen diesem und dem alten Orient, mit welchem es eine 
einzige Zivilisation bildete, unterstrichen wurde. Zur Vervollständigung mußte eine 
Gemeinschafterfunden werden, die esermöglichte, die zivilisierten Griechen mitden 
damals zu den Barbaren zählenden Europäern zusammentun zu können. Der harte 
Kern des genetischen Rassismus läßt sich also nicht eleminieren. Aber vor allem die 
christliche Besonderheit mußte gerühmt und mit spezifischen, für sie allein typischen 
Werten ausgestattet werden, die dann durch simple Teleologie die Entstehung der 
westlichen Überlegenheit und die Eroberung der anderen durch sie erklären konnte. 
Dieses eurozentrische Konstrukt ist demnach auf einer Religionsinterpretation ge- 
gründet, die für alle religiösen Fundamentalisten typisch ist. Nichtsdestoweniger 
sieht sich der Westen so und definiert sich selbst als christlich (die westliche und 
christliche Zivilisation, wie man zu sagen pflegt). 

Gleichzeitig sieht sich der Westen besonders im Gegensatz zu den anderen Zivilisa- 
tionen als typisch prometheisch. Die kapitalistische Zivilisation ist zweifellos prome- 
theisch: Prometheus jedoch war Grieche, kein Christ. Dabei verschweigt die eurozen- 
trische, das heißt jüdisch-christliche These, daß im Hellenismus der griechische Bei- 
trag zur Naturphilosophie ein handelndes Verhalten gegenüber der Natur begründet, 
im Gegensatz zur Metaphysik, die zu einer Haltung passiver Selbstkontemplation 
neigt. In dieser Hinsicht unterscheidet sich die christliche oder islamische Metaphysik 
nichtgrundlegend von der des Hinduismus zum Beispiel. Der ägyptische Beitragzum 
hellenistischen Denkgebäude, dies ist in allen aufeinanderfolgenden Versionen ein- 
schließlich des Islam so, besteht in der Betonung der moralischen Verantwortung des 
Individuums. In gewisser Hinsicht ist das Christentum stärker durch diesen letzten 
Beitrag gekennzeichnet, den es zu einer universalen Ethik der Liebe zu den mensch- 
lichen Wesen und zu Gott entwickelt, als durch den hellenistischen Prometheismus, 
der während der langen feudalen Übergangsphase des christlichen Westens in Ver- 
gessenheit geraten war, um erst mit der Renaissance historisch wieder aufzutauchen. 
Im Islam hingegen halten sich die beiden Beiträge die Waage, weil die arabisch- 
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islamische Zivilisation der großen Epoche fortgeschrittener war als die des westli- 
chen Feudalismus. 

Noch eine letzte Bemerkung zum ideologischen Schleier, durch den sich Europa 
betrachtet: Das in Frage stehende Christentum, durch welches es sich definiert, ist wie 
der Hellenismus und der Islam in seinem Ursprung östlich. Der Westen hat es sich aber 
angeeignet und zwar so stark, daß in der volkstümlichen Vorstellungswelt die Heilige 
Familie blond ist... Wie dem auch sei, diese Aneignung ist nicht nur vollkommen 
legitim, sondern sie hat sich auch als fruchtbar erwiesen. In weitgehender Überein- 
stimmung mit dem peripheren Charakter der feudalen Produktionsweise hat die 
periphere Interpretation des übernommenen Christentum eine beachtliche Flexibili- 
tät erkennen lassen, die die schnelle Überwindung des Feudalismus durch den 
Kapitalismus mit bewirkte. Gleichzeitig entsprach einer westlich zentrierten Welt- 
sicht notwendigerweise ein imaginärer Orient; der Orientalismus ist das ideologische 
Konstrukt eines mythischen »Orients« dessen Merkmale als unveränderlich ange- 
nommen und lediglich im Gegensatz zu den dem »Westen« zugeordneten Merkmalen 
definiert werden. Dieser »umgekehrte« Mythos bildet ein wesentliches Element des 
Eurozentrismus. 

Die eurozentrische Deformation, welche die kapitalistische Kultur kennzeichnet, 
stellt freilich die universalistische Ambition in Frage, auf der sie vorgeblich beruht. 
Der Eurozentrismus ist ein relativ modernes Konstrukt. Die bürgerliche Kultur der 
Aufklärung hatte sich nicht nur aufgrund ihrer universalistischen Absicht, sondern 
auch als Gegenpol zu den universalistischen Ambitionen der Religion (hier des 
Christentums) durchgesetzt. Die Kultur der Aufklärung hatte keine besondere Sym- 
pathie für das- als obskurantistisch bezeichnete — christliche Mittelalter. Das Lob auf 
die wiederentdeckte griechisch-römische Antike ist zumindest teilweise nicht so sehr 
Ausdruck für die Begründung eines neuen Europäertums, sondern dient vielmehr 
dem Angriff auf die Aufklärungsfeindlichkeit der christlichen Kirche. Die Kultur der 
Aufklärung sah sich jedoch mit einem wirklichen Widerspruch konfrontiert, den sie 
nicht mit den eigenen Mitteln überwinden Konnte; denn der europäische Raum, in 
welchem sich der aufkommende Kapitalismus entfaltete, dessen Produkt sie war, 
existierte tatsächlich und war nicht zu übersehen. Andererseits war diese sich im 
Werden befindende neue Welt tatsächlich materiell und in manch anderen Aspekten 
ihren Vorgängern auf demselben Territorium (dem feudalen Europa) als auch in 
anderen Teilen der Welt (dem benachbarten islamischen Orient und dem gerade 
entdeckten fernen Osten) überlegen. Der Kultur der Aufklärung gelang es nicht, die 
Tatsache dieser Überlegenheit mit der universalistischen Ambition ihrer Absicht in 
Einklang zu bringen. Im Gegenteil, sie glittmehr in den Rassismus als ein Erklärungs- 
muster für den von nun an starren Gegensatz ab. Gleichzeitig konnte sie den ur- 
spünglichen europäischen Kosmopolitismus mit dem Konflikt zwischen den ver- 
schiedenen Nationalstaaten nur mangelhaft in Übereinstimmung bringen, auf wel- 
chem die Herausbildung des Kapitalismus in Europa beruhte. Seit dem 19. Jahrhun- 
dertist sie daher in nationalistische Richtungen abgedniftet, die im Vergleich zu ihrem 
früheren Kosmopolitismus armselig waren. 
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So also kames, daß die vom Kapitalismus hervorgebrachte Gesellschaftstheorienach 
und nach zu dem Schluß gelangte, die Geschichte Europas wäre außergewöhnlich. 
Dies istnicht so zu verstehen, als ob sich hier die moderne Welt (sprich Kapitalismus) 
gebildet habe (was eine nicht zu bestreitende Tatsache ist), sondern daß sie nirgendwo 
sonst habe entstehen können. Entsprechend dieser Annahme wird der Kapitalismus 
in seinem westlichen Modell als überlegener Prototyp für jede Sozialorganisation re- 
klamiert, der in den anderen Gesellschaften, die nicht so glücklich waren, ihn her- 
vorzubringen, reproduziert werden könne. Die Bedingung hierfür ist allerdings, daß 
sich diese Gesellschaften der Fesseln ihrer eigenen kulturellen Besonderheiten ent- 
ledigen, die für ihr Zurückbleiben verantwortlich seien. 
Die in Frage stehende dominante Ideologie bietet demnach nicht nur eine Weltsicht 
an, sondern auch ein politisches Projekt auf weltweiter Ebene: das der Homogenisie- 
rung durch Imitationen und Anpassung. 
Doch dieses Projekt ist völlig unmöglich. Wird diese Unmöglichkeit nicht schon mit 
der allgemein verbreiteten Meinung eingestanden, daß eine Ausdehnung der Lebens- 
und Konsumtionsweise des Westens auf die 5 Milliarden Menschen unseres Planeten 
an absolute — unter anderem ökologische - Hindernisse stoßen würde? Was bringt es 
also »macht’s wie wir« zu sagen, wenn vorher bereits klar ist, daß dies sowieso gar 
nicht geht! (...) 

(Übersetzung aus dem Französischen durch Anne Dahl) 


Anmerkungen 


1 Imfolgenden werden einige Schlußfolgerungen zusammengefaßt aus: Samir Amin, L’eurocentrisme, 
critique d’une id&ologie (Paries: Economica) 1988. 

2  A.d.Ü.: »Tributaire« wurde immer mit tributär übersetzt und bezieht sich auf ein auf Tributleistungen 
gegründetes Gesellschaftssystem. 
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Norbert Rehrmann 
Spanien, Europa und Lateinamerika: 
Zur Geschichte legendärer Kulturbeziehungen 


Zusammenfassung: Die in Europa (insbesondere in Spanien) und Lateinamerika 
mittlerweile begonnene Auseinandersetzung über Sinn und Zweck der für 1992 in 
Sevilla geplanten »Fünfhundertjahrfeierlichkeiten« (V. centenario) aus Anlaß der 
Entdeckung Amerikas macht deutlich, daß zahlreiche historische Konflikte noch 
immer virulent sind, weil die Wahrnehmung des »Anderen« noch immer durch ob- 
solete Konzepte und ethnozentristische Prämissen getrübt wird. Wie der gesamteu- 
ropäische Lateinamerikadisput illustriert, charakterisiert die sogenannte Leyenda 
Negra (»Schwarze Legende«,die Europa als Ganzes von historischer Verantwortung 
freispricht und dem »grausamen Spanien« den Schwarzen Peter zuschiebt) dabei 
nicht allein die tatsächlichen und vermeintlichen Grausamkeiten Spaniens, sondern 
auch einen extremen Ethnozentrismus aufgeklärtester Geister im übrigen Europa, 
der das »Iyrische« Pathos des spanischen Panhispanismus seit der lateinamerikani- 
schen Unabhängigkeit an Zynismus und Arroganz zuweilen noch übertrifft. 


Entdeckung oder Verdeckung? Die Begegnung zweier Welten 


Kollektive Identitäten seien ständig versucht, schrieb Dan Diner mit Blick auf den 
sogenannten Historikerstreit in der Bundesrepublik, sich am Mythos ihrer Geschicht- 
lichkeit zu stärken (Diner 1988, S. 17). Ähnliches gilt, mutatis mutantis, für das 
europäische Lateinamerikabild, das aus Anlaß der für 1992 geplanten »Entdeckungs- 
feierlichkeiten« (oder »Begegnung zweier Welten«, wie dezentere Stimmen formu- 
lieren) derzeitnichtallein in Spanien -der einstigen madre-patria (Mutterland) -eine 
neue Politur erhält, um einer medienwirksamen Inszenierung als Kulisse zu dienen, 
mit welcher der europäische Robinson auf fünf Jahrhunderte gelungener Akkultura- 
tion zurückblicken und dem amerikanischen Freitag abermals kulturelle Lektionen 
erteilen wird. Darin scheint, läßt man das geplante Programm mit einem 2,5 Milliar- 
den-Dollar-Volumen Revue passieren, zumindest die Absicht der spanischen Regie- 
rung zu bestehen, in deren Hauptregie die Vorbereitung der »Fünfhundertjahrfeier« 
(spanisch: V. centenario) fällt. Daneben sind 22 lateinamerikanische Länder, u.a. 
Nicaragua und Kuba, mit offiziellen Regierungskommissionen in einer »ständigen 
Konferenz« vertreten. Die Organisation Amerikanischer Staaten (OAS), die USA, 
Italien, Israel und die Bahamas sind mit »ständigen Beobachterkommissionen« da- 
bei. Der Präsident der Comisiön del V. Centenario, der spanische Sozialist Luis Yähez 
Barnuevo, sieht in der Entdeckung (ein Begriff, den er vollauf für berechtigt hält) eine 
der »beeindruckendsten ... Transformationen in der Menschheitsgeschichte«. Der 
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V. centenario, schränkt er ein, sei jedoch keine celebraciön (Feier), sondern als »kol- 
lektive Reflexion der iberoamerikanischen Gemeinschaft« eine conmemoraciön 
(Gedenken) historischer Ereignisse und deren Bedeutung für Gegenwart und Zukunft 
(Yäfez: 1988). 

Zwar halten sich die Regierungen anderer europäischer Länder sowie die EG offiziell 
im Hintergrund; ein bestimmtes, über Jahrhunderte tradiertes Lateinamerikabild, das 
sich vom spanischen häufig nur graduell unterschied, dürfte gleichwohl dafür sorgen, 
so ist zu befürchten, daß dissonante Stimmen in der Minderheit bleiben. 

Was soll 1992, fragen auch immer mehr spanische Kritiker, eigentlich gefeiert wer- 
den? Immerhin sollte es nie mehr eine Begegnung derartiger Intensität geben, wenn 
man dieses Wort hier überhaupt verwenden könne, wie jene des Jahres 1492: Das 16. 
Jahrhundert, so Todorov, sollte Zeuge des größten Völkermordes in der Geschichte 
der Menschheit werden.' Dies anzuerkennen, tat sich der größte Teil der europäischen 
Intelligenz über Jahrhunderte hinweg indessen genauso schwer, wie einen extremen 
Ethnozentrismus zu überwinden, dem der barbarische oder (je nach Sicht und Kon- 
junktur) edle Wilde ebenso zum Opfer fiel, wie die inferiore Fauna und Flora der Neu- 
en Welt. Insofern ist eine Neuauflage der Leyenda Negra (»Schwarze Legende«), die 
Europa als Ganzes von historischer Verantwortung freispricht und dem »grausamen 
Spanien« den Schwarzen Peter gibt, nur schwerlich zu begründen. Wenngleich Spa- 
nien bei der Kolonisation und Vernichtung der Anderen (Todorov) auch die Hauptrol- 
le spielte, steht es nicht allein: »Portugiesen, Franzosen, Engländer und Holländer 
folgten ihm auf dem Fuß, Belgier, Italiener und Deutsche gesellten sich später hinzu.« 
(Todorov 1985, 5.289) Dennoch ist Spanien aufgrund historisch-kultureller Faktoren 
auf besondere Weise mit Lateinamerika? verbunden: Zum einen waren es bekanntlich 
spanische Autoren, die, wie Las Casas, nicht unerheblich dazu beitrugen, die »anti- 
spanische Lawine« loszutreten und damit auch die gesamteuropäische Lateiname- 
rika-Debatte mitbeeinflußten; zum anderen waren und sind die spanisch-lateiname- 
rikanischen Kulturbeziehungen (andere hat es nie gegeben, bzw. sind über einen 
status nascendi nie hinausgekommen? seit der politischen Unabhängigkeit im frühen 
19. Jahrhundert selbst Ursache und Gegenstand heftigster Kontroversen. Diese dreh- 
ten sich grosso modo betrachtet um zwei essentials: um einen historisch-kulturell an- 
geblich legitimierten Vormundschaftsanspruch der einstigen Metropole gegenüber 
ihren Ex-Kolonien, sowie um das damit im Zusammenhang stehende Bemühen des 
peninsularen Panhispanisus*, konkurrierende Kultureinflüsse in Lateinamerika, ins- 
besondere angelsächsischer und französischer Provenienz, zurückzudrängen?. Der 
»Kampf um die Geschichte«, um ihre hegemoniale Interpretation, war dabei eine Art. 
Leitmotiv, dem neben aktuellen Implikationen noch immer besondere Bedeutung bei- 
zumessen ist. Der peninsulare Panhispanismus, vom dem die diesbezüglich interes- 
santesten Beiträge stammen, ist daher bis in die Gegenwart eine, so Briesemeister, 
schillernde ideologische Größe geblieben, deren programmatische Bestimmung je 
nach den politischen Verhältnissen ausfällt (Briesemeister 1986, S. 23). Einige spa- 
nische Autoren sind gar der Ansicht, daß das Thema der hispanidad (der eher kon- 
servativen Panhispanismus-Variante) auch im Spanien der transiciön (Übergang seit 
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1975) ein weithin tabuisiertes Thema sei, mit dem sich viele Spanier nicht ausein- 
andersetzten, »so als hätten sie Angst.«® Eine offensichtlich wachsende Zahl solcher 
Kritikerin Spanien selbst scheint jedoch zugleich ein Indiz dafür zu sein, daß sich erst- 
mals in der spanischen Geschichte eine authentische Strömung entwickelt, die zen- 
trale Prämissen der verschiedenen Panhispanismus-Versionen radikal in Frage stellt. 


Von Kolumbus bis Hegel: Die europäische Lateinamerika-Debatte 


In den Bordbuchaufzeichnungen’ und Briefen des Entdeckers sind, was die gängigen 
Topoi über den homo silvaticus der Neuen Welt betrifft, bereits die beiden Eckpfeiler 
des gesamten Argumentationsreservoirs vorhanden, diein den folgenden Jahrhunder- 
ten und teilweise bis heute die europäische Sicht des Anderen bestimmen sollten: eine 
Art argumentativer Pendelschlag zwischen gutem und bösem Wilden bzw. inferiorer 
und (allenfalls) gleichwertiger Fauna und Flora. Hatte Kolumbus während der ersten 
und zweiten Reise mit Blick auf die Anthropophagen z.B.noch festgestellt, diese sei- 
en nicht unförmiger als die anderen Eingeborenen, verfügte er später »über außeror- 
dentliche Divinationskräfte und Kunstfertigkeiten, um Kannibalismus aus Physiog- 
nomien herauszubuchstabieren.« (Moebus 1973, S. 306) Neben vielfältigen »illu- 
sionszerstörenden Choks« (Moebus) und spezifischen »Kontaktsituationen« (Ge- 
wecke) im Laufe seiner Endeckungs-Fahrten ist Kolumbus’ Wahrnehmung zugleich 
von der christlichen Tradition der /mago Mundi (»Bild der Welt«, Titel eines bekann- 
ten Buches von Pierre d’Ailly, das Kolumbus inspirierte) geprägt, die bis weit in die 
griechische Antike zurückreicht und ihn auf eine »finalistische Interpretationsstrate- 
gie« (Todorov) festlegte: »...er weiß schon im voraus, daß er Zyklopen, Schwanz- 
menschen und Amazonen antreffen wird.« (Todorov 1985, S. 25) Derart (vermeint- 
lich) antagonistische Sichtweisen in einer Person kommen zustande, weil beide eine 
gemeinsame Grundlage haben, nämlich die Verkennung der Indianer und die Weige- 
rung, sie als Subjekt anzuerkennen, das dieselben Rechte hat wie man selbst und 
dennoch anders ist: »Colön hat Amerika entdeckt, nicht aber die Amerikaner« (ebd. 
S.65). 

Einen leichten Wandel erfuhr das europäische Lateinamerikabild durch den in Spa- 
nien lebenden italienischen Humanisten Pietro Martire d’Anghiera und den Mexiko- 
Eroberer Hernän Cortes. Während sich die Schriften Anghieras, des neben Vespucci 
in der ersten Hälfte des 16. Jahrhunderts meistgelesenen Autors, durch eine gewisse 
Relativität im Urteil über das Fremde auszeichnen, wodurch er seinen Zeitgenossen 
um einiges voraus war, widersprachen die Briefe Cortes’ allem, was man bis dato über 
die Neue Welt zu wissen glaubte: Nun entdeckten die spanischen Eroberer und mit 
ihnen die staunenden europäischen Zeitgenossen, daß jenseits des Atlantiks nicht nur 
paganısierende, mehr oder weniger freundliche Wilde ohne civilitas lebten, sondern 
regelrechte Städte mit mehr als 20000 Häusern, mit Tempeln und Palästen, großzügig 
angelegten Straßen und großen Plätzen existierten, in denen die Menschen, nun nicht 
mehr nackt, sondern in kunstvoll gearbeitete Gewänder gekleidet, in staatlicher Ord- 


112 Norbert Rehrmann 


nung lebten, regen Handel trieben und sogar Bücher besaßen: »Damit waren die Men- 
schen Mexikos in den Kreis der zivilisierten Völker aufgenommen.« (Gewecke 1986, 
S. 123) An der europäischen Elle gemessen, denn von einem wirklichen Verständnis 
der amerikanischen (»Hoch«)Kulturen (neben der aztekischen später der maya- und 
inca-Kultur) Kann keineswegs gesprochen werden. Amerika blieb, von Ausnahmen 
abgesehen, auch in den folgenden Jahrhunderten zwischen »Wissenschaftsroutine 
und Kuriositätenkabinett« (Gewecke) eine zona incognita, die zu ergründen auch 
einem Bartolome& de las Casas versagt blieb. Dessen 1552 in Sevillaerschienene Bre- 
visima Relacion wurde zwar zu einem bestseller und zu einer der meistumstrittenen, 
verfemten und widersprochenen Schriften (insbesondere spanischerseits) der folgen- 
den vier Jahrhunderte, da der Missionar in schonungsloser Offenheit die Greueltaten 
der Konquistadoren an den Pranger stellte. Dennoch ist auch die von Las Casas und 
anderen Verteidigern der Indianer vertretenen Ideologie eine kolonialistische. Sein 
idealisierendes Gleichheitspostulat, der missionarische Eifer und die rassistische 
Haltung gegenüber den importierten afrikanischen Sklaven - diese und andere As- 
pekte seines Denkens machen das Diktum Todorovs plausibel: »Las Casas will die 
Vereinnahmung der Indianer nicht unterbinden, er will nur, daß sie eher von Mönchen 
als von Soldaten bewerkstelligt wird.« (Todorov 1985, S. 205) 

Eine für das 16. und 17. Jahrhundert nachgerade revolutionäre Position, die die ethno- 
zentristischen Prämissen des guten und bösen Wilden gleichermaßen in Frage stell- 
ten, findet sich schließlich bei dem französischen Philosophen Michel de Montaigne, 
der sich in seinen 1580 erstmals erschienenen Essais auch mit der Neuen Welt und 
ihren Bewohnern befaßte: »Es liegt ein ungeheuerer Abstand zwischen ihrem Wesen 
und dem unsern«, lautet ein Schlüsselsatz aus »Des cannibales« (so der bewußt auf 
erkenntnisfördernde Täuschung angelegte Titel), mit dem der Autor die europäische 
Perspektive weitgehend verläßt und die fremde Kultur aus sich selbst heraus zu ver- 
stehen sucht. » Antropophagie« und Kriegsführung, um nur zwei markante Beispiele 
zu zitieren, sind nach Montaigne mit europäischen Begriffs- und Wertsystemen gar 
nicht zu verstehen (schon gar nicht sind sie »barbarisch«); sie sind vielmehr Teil sitt- 
licher Prinzipien, denen man zwar mit Abscheu begegnen könne, jedoch nur dann, 
wenn die ablehnende Haltung mit dem eigenen, durch die Andersartigkeit der Ame- 
rikaner hervorgerufenen Unvermögen begründet wird, die andere Kultur tiefer zu 
durchdringen, nicht jedoch mit ihrer vorgeblichen Barbarei. Montaigne ging sogar so 
weit, die Ankunft der Spanier aus der Sicht der Eingeboren zu schildern; damit, so 
Gewecke, war durch die Umkehrung des Blickwinkels nicht der Amerikaner, sondern 
der Europäer der Andere, der Fremde, der die größte Verwunderung hervorrief. Und 
obwohl Montaigne den Apologeten der Leyenda Negra mit seinen Essais argumen- 
tative Munition geliefert hatte, sprach er die anderen europäischen Nationen von 
historischer Verantwortung keinesfalls frei (Gewecke 1986, S. 227 ff.). 
Gleichwohl sollte es noch lange dauern, bis die verschiedenen Spielarten der /mago 
Mundi von einer realistischeren Sicht abgelöst wurden, wenngleich die Neue Welt (in 
geringerem Maße ihre Bewohner) mit der europäischen Aufklärung eine neue Hausse 
erreichte. Die These von der »Schwäche« oder »Unreife« Amerikas (zunächst des 
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Nordens und des Südens), die sich vor allem auf Fauna und Flora bezog, erlebte Mitte 
des 18. Jahrhunderts mit Buffon und de Pauw ihren Zenit. Nach Buffon ist die ame- 
rikanische Natur »schwach«, weil die dort lebenden Menschen sie nicht beherrscht 
haben, und die Menschen haben sie nichtbeherrtscht, weil sie »kaltin der Liebe« seien; 
darin gleiche der amerikanische Mensch eher den tierischen Kaltblütern und der 
Natur des Kontinents, die aquatisch sei und sich im Zustand der Fäulnis befinde. Um 
diesen circulus vitiosus oszillierten die »erotisch-hidraulischen Erklärungen« (Gerbi) 
der amerikanischen Natur. Eine derdogmatischen Hauptprämissen Buffons, die unter 
zahlreichen, z.T. exponiertesten intellektuellen Epigonen, tragisch-komische Folgen 
zeitigte und zugleich den Ethnozentrismus in den Naturwissenschaften inaugurierte, 
bestand in der Annahme, die europäische Fauna sei besser, da die hiesigen Spezies 
größer seien als die mehr oder weniger verunglückten Kopien des amerikanischen 
Kontinents (Gerbi 1960, S. 3ff.). Übertroffen wurde ein derart kruder Ethnozentris- 
mus nur noch von Comeille de Pauw, dessen 1768 in Berlin erschienene Recherches 
philosophiques sur les Americains den Natur-Mensch-Nexus auf die Spitze trieb. Im 
Gegensatz zu Rousseau vertrat de Pauw die Ansicht, daß sich die Menschen nurin der 
Gesellschaft perfektionieren könnten und der Mensch als solcher, im Zustand der 
Natur, tierisch und nicht entwicklungsfähig sei. War Buffon immerhin bemüht ge- 
wesen, ım amerikanischen Menschen schlimmstenfalls eın kaltes und unfertiges Tier 
zu sehen, war er für de Pauw nicht einmal das, sondern schlicht und einfach degene- 
riert, ebenso wie die amerikanische Natur, weshalb sich de Pauw mit Vorliebe auf die 
Berichte der spanischen Missionare und Bewunderer des »guten Wilden« einschießt. 
Mögliche Ursachen für die »Degeneration« des Kontinents siehter in einernoch nicht 
lange zurückliegenden Sintflut, schließt aber auch andere Naturgeißeln nicht aus. 
Politische Theoriefragmente, rassistische Vorurteile, humanitäre Axiome, zoologi- 
sche Gesetze, historische Versatzstücke der letzten dreihundert Jahre und Hypothesen 
über die Genese der Welt verdichten sich hier zu einem abstrusen Amalgam, das, wie 
die Rezeptionsgeschichte zeigt, eine Reihe der aufgeklärtesten Köpfe vergiftete. 
Im Europa der Lichter, das miteinem universalen und nicht mehr nur ausschließlich 
christlichen Missionsgedanken im Begriffe war, Bewußtsein seiner selbst zu erlan- 
gen, trat dennoch ein gewisser Wandel, eine Art »interne Dialektik« (Gerbi) mit Blick 
auf Amerika zutage, die bereits im späten Buffon zu beobachten war: Als Tochter 
Europas wurde Amerika nunmehr die geographisch-physische und bald auch die po- 
litische Antithese der Alten Welt und damit für das europäische Erbe, das weder Afrika 
noch Asıen in der Lage waren zu empfangen, geradezu prädestiniert. Wortführer die- _ 
ser »dialektischen Inferioritätsthese« waren auf deutscher Seite vor allem Kant und 
Hegel, beide unverkennbar von Buffon und de Pauw beeinflußt. Der argumentative 
Pendelschlag, der in den zurückliegenden Jahrhunderten die Debatte bestimmt hatte, 
fällt auch bei Kant ins Auge: Hatte dieser von den amerikanischen Wilden— zumindest 
den nordamerikanischen — zunächst eine ausgesprochen positive Meinung (z.B. seien 
die indios sehr sensibel im Hinblick auf Ehre, einfach, würdevoll und so freiheitslie- 
bend wie die alten Spartaner), ohne sich Gedanken darüber zu machen, ob dieses idea- 
le Bilddem Klima, dem Zufall oder vielleichtdem politischen System geschuldet war, 
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so lieferte er später von der »noch nicht völlig eingearteten (oder halb ausgearteten) 
hunnische(n) Race« eine diametral andere Beschreibung: »Das Volk der Amerika- 
ner«, so heißtes z.B. in Menschenkunde oder philosophische Anthropologie, »nimmt 
keine Bildung an. Es hat keine Triebfeder; denn es fehlen ihm Affect und Leiden- 
schaft. Sie sind nicht verliebt, daher sind sie auch nicht fruchtbar. Sie sprechen fast gar 
nichts, liebkosen einander nicht, sorgen auch für nichts und sind faul.« (Kant 1831, 
S.353) 

Die völkerpsychologsichen und naturphilosophischen Plattheiten Kants wurden von 
Hegels arrogant-zynischem Ethnozentrismus allerdings noch übertroffen. Für Hegel 
istAmerika vor allem Natur, Natur hatkeine Geschichte, ist Anti-Geschichte, weshalb 
die »ganz natürliche« Kultur Perus und Mexikos untergehen mußte, »sowie der Geist 
sich ihr näherte.« (Hegel 1955, S. 200) Gegenüber dem Rest der Welt konstruiert er 
ein System kosmischer, mythologischer und geophysischer Relationen, in deren Zen- 
trum, wie sollte es anders sein, sich Deutschland befindet. Die Neue Welt, in die Hegel 
Amerika und Ozeanien inkorporiert, wird zurecht so genannt, denn sie wurde danach 
entdeckt; neu ist»diese Welt (jedoch) nicht nurrelativ, sondern (sie ist) überhauptneu, 
in Ansehung ihrer ganzen eigentümlichen Beschaffenheit, physikalisch und poli- 
tisch.« (ebd., S. 199) Am Beispiel der »Dissonanzen« und »Aphonien« amerikani- 
scher Singvögel, denen der Liebhaber des bel canto seine besondere Aufmerksamkeit 
widmet, sieht er die Inferioritätsthese Buffons und de Pauws exemplarisch bestätigt. 
Die »geringe Musikalität« dieser Spezies sei jedoch erworben und somit auch zu re- 
medieren: wenn nämlich »einst die fast unarticulierten Töne entarteter Menschen 
durch die Wälder Brasiliens nicht mehr erschallen, (dann werden) auch viele der ge- 
fiederten Sänger verfeinerte Melodien hervorbringen.« (Hegel 1842/43, S.303, Zus. 
Vol. 7. 1a, S. 225/6) Der hegelsche Zynismus ist kaum zu überbieten: Hatten sich die 
spanischen Juristen und Missionare des 16. Jahrhunderts über die Legitimität ihres 
Handelns immerhin den Kopf zerbrochen (vgl. z. B. die Neuen Gesetze), besitzt die 
indigene Bevölkerung des Kontinents für den deutschen Philosophen nicht den ge- 
ringsten Wert; daß sie (fast) verschwand, war somit nur recht und billig. Die »Pri- 
mitiven« Afrikas betrachtet er demgegenüber - ähnlich wie Kant (Kant 1831, S.353) 
— und ais eine Artcounterpart zu Las Casas, mitreiativer Sympathie, denn »die Neger 
sind weit empfänglicher für europäische Kultur als die Indianer.« (Hegel 1955, S. 
202) Auch die »nordamerikanischen Freistaaten« finden im Vergleich mit Südame- 
rika, das von »dem erbärmlichen Ehrgeiz« der »nach Titeln und Graden« getriebenen 
Spanier geprägt wurde, sein philosophisches Wohlgefallen. Denn in »Nordamerika 
sehen wir das Gedeihen sowohl durch ein Zunehmen von Industrie und Bevölkerung, 
durch bürgerliche Ordnung und eine feste Freiheit.« (ebd., S. 204) Immerhin sieht 
Hegel in Amerika »das Land der Zukunft«, ein »Land der Sehnsucht für alle die, 
welche die historische Rüstkammer des alten Europas langweilt.« (ebd., S. 209) 
Mit zahlreichen Zwischentönen, im Kern indessen nicht weniger ethnozentristisch, 
als Kant und Hegel, äußern sich auch andere Dichter und Denker über die /nferiorität 
der Neuen Welt und ihrer indigenen Bewohner. Obwohl beispielsweise Herder in vie- 
len Punkten zu de Pauw in Opposition geht, betrachtet er alle anderen Rassen als 
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degenerierte Variationen der weißen. (Gerbi 1960, S. 261) Goethe, den das Thema 
insgesamt Kaum interessierte, gibt in seinem Brief an Charlotte von Stein (1784) zu 
erkennen, daß er diese Sicht der Dinge prinzipiell teilt: Beklagte Hegel die »unarti- 
culierten« Aphonien der amerikanischen Wilden, sieht Goethe in deren Tätowierun- 
gen das Bemühen am Werke, auf den Stand der Tiere zurückzukehren; dafür sprächen 
auch ihre Tänze und Mimik, denn die »haben große Ähnlichkeitmit den Affen.« (ebd., 
S. 339) Schlegel macht sich schließlich — um den Reigen philosophischer Kuriositä- 
ten zu beenden — Visionen von Berkeley und Herder zu eigen: Sollte Europa dereinst 
zerstört werden — könnte dann in Amerika nicht eine neue Ära beginnen? An dieser 
Palingenese könnten sich auch die Deutschen beteiligen, allerdings nicht in Form alt- 
bekannter Kolonien, sondern durch eine selektive Migration von Denkern und Wis- 
senschaftlern: »Welche unvorstellbaren Transformationen könnten dreißig oder vier- 
zig Philosophen vom Schlage der Deutschen zustande bringen«, kommentiert Gerbi 
die prätentiösen Gedanken Schlegels mit beißendem Spott, »allerdings nur die von 
der guten Art!« (ebd., S. 413) 
Bevor von deutscher Seite vor allem Humboldt das Denken auch mit Blick auf Ame- 
rıka weitgehend vom Kopf auf die Füße stellte, kamen die kühnen Inferioritätstheo- 
retiker gleichwohl einige Male in arge Bedrängnis. Ein Beispiel ist die Unabhängig- 
keit der Vereinigten Staaten, die den verblüfften Europäern bewies, daß ein Sprößling 
Europas nicht nur gleich sein, sondern dieses sogar übertreffen konnte. Es wundert 
daher kaum, daß insbesondere die englischen Reaktionen auf dieses Ereignis denje- 
nigen Spaniens ein halbes Jahrhundert später sehr ähnlich sind (ebd. S. 306 ff.). Zwei 
weitere Beispiele sınd zwar von geringerer historischer Tragweite, nicht jedoch 
weniger illustrativ. Das eine betrifft zwei fossile Skelette, die 1801 in der Nähe von 
New York gefunden wurden; diese »Great American Incognitums« brachten die 
Debilitätsthese Buffons gefährlich ins Wanken, da dieser und seine Epigonen doch 
nicht müde wurden zu behaupten, in Amerika habe es keine Riesentiere gegeben 
(ebd.,S.372). Zuungewollten Autoren einer nonverbalen Satire besonderer Art— was 
das zweite Beispiel betrifft —, wurden schließlich die peruanischen guano-Vögel, 
deren stickstoffhaltiger Mist sich als ausgezeichneter Dünger erwies und damit das u. 
a. von Hegel so geschmähte Federvieh wenigstens teilweise rehabilitierte, denn 
endlich erwies auch die amerikanische Natur ihren — gleichwohl beschränkten — 
Nutzen. Ein humorvoller Beobachter, der Dichter Josef Victor von Scheffel, kom- 
mentierte das Ereignis auf seine Weise: 

»Gott segn’ Euch, ihr trefflichen Vögel, 

an der fernen Guano Küst’, 

trotz meinem Landsmann, dem Hegel, 

schafft ihr den gediegensten Mist!« (ebd.: S. 417) 
Von einigen Ausnahmen abgesehen, bleibt es vor allem dem »reisenden Empiriker« 
Alexander von Humboldt vorbehalten, die komplexe Realität des Kontinents und 
seiner Bewohner (wieder) zu entdecken. Zum Staunen seiner Zeitgenossen schreibt 
Humboldt z.B. über das dortige Klima (eine der Säulen der Inferioritätsthese seit Buf- 
fon) an seinen Bruder: »Die Tropen welt istmein Element.« (ebd.: S. 377) Nicht weni- 
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ger dezidiert verwirft der deutsche Gelehrte die »distinctions en nations barbares et 
nations civilis6es« und macht sich über die Naturphilosophie Hegels lustig, die bar 
jeden Wissens und Erfahrung sei. Seine Position weicht somit von den Hauptentwick- 
lungslinien des Amerika-Disputs entscheidend ab, denn im Unterschied zu den idea- 
lisierenden Darstellungen vergangener Zeiten ist sein Enthusiasmus für Amerika zu 
einem erheblichen Teil empirisch begründet und damit den eher intuitiven Einsichten 
Montaignes wesentlich näher als denen seiner dilettierenden philosophischen Zeitge- 
nossen. Obgleich auch Humboldt bestimmten terminologischen Traditionen verhaf- 
tet bleibt (so taucht auch bei ihm »der Wilde« an zahlreichen Stellen auf), ist seine 
Reise nach Südamerika eine scharfsinnige Synthese naturwissenschaftlicher, anthro- 
pologischer und nicht zuletzt historisch-politischer Interpretationen, die auch den 
»Gärungsprozeß« der emancipaciön an vielen Stellen antizipiert (Humboldt 1944). 
Sein Einfluß auf die Debatte des späten 18. und frühen 19. Jahrhunderts blieb dennoch 
gering, vor allem deshalb, weil die Publikation seiner Schriften erst allmählich und 
langsam nach seiner Amerikareise (1799-1804) erfolgte: Das Opus Magnum erschien 
von 1808 bis 1834, Kosmos erst 1858. Daher behält Gerbirecht, wenn er schreibt, daß 
die gesamteuropäische Debatte nach Hegel an (wenn auch zweifelhafter) Originalität 
verliert (ebd., S. 411). 


Spanien und die (verlorene) Neue Welt 


Hatte die gesamteuropäische Debatte, was ihren extremen und (besonders bei Hegel) 
zynischen Ethnozentrismus betrifft, ihren Zenit auch überschritten, kam sie in Spa- 
nien, das gerade »seine« Kolonien verloren hatte, erst richtig in Gang. Die philoso- 
phisch-historischen Bonmots und die rhetorisch-sentimentale Verve, die ihren dorti- 
gen Charakter bestimmten, führten zu zahlreichen und schmerzhaften Neuauflagen 
der in Europa allmählich verblassenden Clich&s. Dabei konnte gerade auch Spanien 
auf eine gewisse Tradition relativ differenzierter Amerika-Interpretationen zurück- 
blicken. Neben den zitierten Frühschriften aus der Eroberungsphase waren es vor 
allem der »spanische Voltaire« Benito Freijöo, dessen vielbändiges Teatro Critico 
Universal zur Bibel der spanischen Aufklärungsvariante wurde, sowie die aus Latein- 
amerika vertriebenen Jesuiten, die die Neue Welt gegenüber den europäischen Supe- 
rioritätsattitüden in Schutz nahmen. Fe1j6o verteidigte dabei nnichtnur dieKreolen, die 
dem traditionalistischen caballero cristiano (christlichen Ritter) in der Karikatur 
Quijotes intellektuell weit überlegen seien, auch die indigenas (Eingeborenen) seien 
den Europäern keinesfalls a priori unterlegen (Blanco Aguinaga 1978, S. 24 ff.). Die 
Jesuiten, die trotz ihrer schmerzhaften Erfahrungen mit dem »aufgeklärten Despotis- 
mus« der spanischen Bourbonen diese nach ihrer Ankunft in Europa gegen die - ins- 
besondere von Italien und Frankreich lancierte - Leyenda Negra verteidigten, hatten 
zwar ihre missionarisch-paternalistische Haltung im Hinblick auf die autochthone 
Bevölkerung Amerikas ebensowenig aufgegeben wie die verschiedenen Varianten 
der Debilitätsthese; sie führten die »Schwäche« jedoch vor allem auf soziale und poli- 
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tische Ursachen zurück und grenzten den diesbezüglichen spanischen »Humanis- 
mus« (wie die gesamteuropäische Debatte gezeigt hat: wohl nicht ganz zu Unrecht) 
von den übrigen europäischen Lateinamerikabildern ab. Niemals, so etwa der Je- 
suitenpater Juan Nuix, habe man die Wilden in Spanien auf so infame Weise mit den 
Bestien verglichen, wie es andernorts geschehen sei: »Oh, unglückliche Amerikaner, 
wenn die spanische Meinung von euch derjenigen gliche, die ... andere Philosophen 
vertreten.« (Batlori 1952, S. 167) 

Weshalb haben die spanischen Intellektuellen des 19. und der ersten Hälfte des 20. 
Jahrhunderts nicht an diesen liberalen Traditionen angeknüpft? Weshalb gab es zwar 
einen Las Casas, aber keinen spanischen Montaigne oder Humboldt? Die Hauptursa- 
che dürfte darin zu suchen sein, daß die lateinamerikanische emancipaciön ein kol- 
lektives Trauma bewirkte, von der sichnoch heute zahlreiche Spanier nicht erholt zu 
haben scheinen: Mit Ausnahme von Kuba und Puerto Rico (was die überseeischen 
Kolonien betraf) war von dem einstigen Superimperium nur ein Torso übriggeblie- 
ben, das für die neuen Republiken auch kulturelle jede Attraktion verloren hatte. Der 
Mexikaner Octavio Paz bringt das Schisma zwischen einstiger madre-patria und ih- 
ren Kolonien, wie es durch die Schlacht von Ayacucho (1824) irreversibel geworden 
war, prägnant auf den Begriff: Die nordamerikanische Bewegung sei Folge der eng- 
lischen Ideen, Institutionen und Prinzipien gewesen, die zu dem neuen Kontinent ge- 
langten. Die Trennung von England sei keine Negation Englands, sie sei eine Affir- 
mation der Prinzipien und Glaubensvorstellungen gewesen, in deren Geist die ersten 
Kolonien gegründet worden waren. Davon unterschieden sich die Beziehungen der 
hispanoamerikanischen Kolonien mit der Metropole grundlegend: »Die Gründungs- 
prinzipien unserer Länder waren diejenigen der Gegenreform, der absoluten Mon- 
archie ... und ab Mitte des XVII. Jahrhunderts des »>aufgeklärten Despotismus« 
Karls III. Die hispanoamerikanische Unabhängigkeit war nicht nur eine Bewegung 
der Separation, sondern der Negation Spaniens.« (Rama 1982, S. 25) 

Diese Negation implizierte daher die kategorische Ablehnung dessen kulturellen Ver- 
mächtnisses und kam dem Versuch einer Dekulturation gleich. Das eigentliche (böse) 
Erwachen Spaniens aus dem amerikanischen Alptraum erfolgte gleichwohl erst viel 
später, 1898, mit dem Verlust Kubas und Puerto Ricos, gewissermaßen als zeitver- 
schobenes Echo, als die generaciön del 98 spanischer Schriftsteller und Intellektuel- 
ler— 74 Jahre nach Ayacucho! -das nationale desastreundeine Regeneration des Lan- 
des — auch mit Hilfe der Ex-Kolonien — beschwor. Die Aktivitäten des coloso del 
norte, der USA, waren dabei stets - vor und nach 1898 - ein wirksamer Antrieb des 
Panhispanismus; ohne diesen Anreiz »wäre er wohl in der Kategorie einer literari- 
schen Tendenz verblieben.« (Fogelquist 1967,8.15) 

Sprache, Literatur und Geschichte wurden nun zum letzten Unterpfand der verlorenen 
Einheit, die weder durch die Illusion ökonomischer Kooperation noch durch militä- 
rische Rückeroberungsversuche wiederherzustellen war. Stattdessen übte man sich in 
sentimental-rhetorischer Trauer. Das Lamento der Madrider Zeitung La America von 
1857 ist diesbezüglich repräsentativ: »Wehe den hispanoamerikanischen Republi- 
ken, sollte Kuba dereinst nicht mehr zu Spanien gehören! Wehe derlateinischen Rasse 
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in der Neuen Welt, wenn unsere vordere Schildwache des Atlantico durch Verrat ge- 
schlagen dereinst daniederliegen sollte.« (Rama 1982, S. 91) 

Insgesamt läßt sich die spanische Haltung gegenüber den früheren Kolonien wie folgt 
zusammenfassen: Amerika sei im Vergleich zum »Mutterland« von gleichsam natur- 
gegebener Inferiorität; Amerika sei »undankbar«, da Spanien seinen überseeischen 
Reichen Blut und Reichtum geschenkt habe, weshalb die Ex-Kolonien gegenüber der 
madre-patria in moralischer Schuld stünden; der wohlwollend-väterlichen, katho- 
lisch-monarchischen Regierung Spaniens beraubt, lebten die Republiken in Chaos 
und Unordnung, weit unterhalb jenes Niveaus, das für die Koloniale Epoche bestim- 
mend gewesen sei; die spanische Präsenz und Herrschaft in Kuba und Puerto Rico 
stelle demgegenüber einen Pluspunkt für die Hispanoamerikaner dar, da sie so gegen 
den bedrohlichen nordamerikanischen Vormarsch verteidigt würden. 

Für den Panhispanismus des 19. und frühen 20. Jahrhunderts ist zudem ein weiterer 
Aspekt charakteristisch, der für die kulturellen Beziehungen zwischen Spanien und 
Lateinamerika auch für die Zeitnach dem Bürgerkrieg in gewisser Weise bestimmend 
sein sollte: ein panhispanistischer Grundkonsens (Pike), der von eher liberalen und 
Konservativ-reaktionären Strömungen getragen wurde und-- wie sich an den Reaktio- 
nen auf das desastre von 1898 verifizieren läßt — teilweise selbst von sozialistisch- 
anarchistischen Gruppierungen. 

Ein wichtiges Datum der panhispanistischen Bewegung, die mit der 1885 gegründe- 
ten Iberoamerikanischen Union mittlerweile auch über eine einflußreiche, eher libe- 
ral orientierte Organisation verfügte, war naturgemäß der Y. centenario des Jahres 
1892: Das spanische Interesse an Lateinamerika stieg zu neuen Höhen empor — zu- 
mindest, wie Pike bemerkt, »zu neuen rhetorischen Höhen« (ebd., S. 35). Auch Rama 
betont, daß sich das Jahr 1892 in eine »imensa demonstraciön de oratoria« verwandelt 
habe, allerdings nicht nur in Spanien, sondern auch in zahlreichen Ländern Lateina- 
merikas, den USA sowie in Italien und Frankreich - eine »oratorische« Geschäftig- 
keit, die von unzähligen festlichen Akten, Zusammenkünften, Finweihungen von Ge- 
bäuden und Denkmaälern (u.a. der Biblioteca Nacional und der Plaza de Colön in Ma- 
drid), themenorientierten Buchausgaben etc., umrahmt wurde (Rama 1982, S. 184). 
Die Bilanz des centenario war dennoch ausgesprochen mager, wie selbst die spa- 
nische Gräfin von Pardo Bazän einräumte (Medrano 1978, S. 1489). Das Resümee 
des nicaraguanischen Dichters Ruben Dario fällt nicht weniger vernichtend aus: 
»...zahlreich waren die hispanoamerikanischen Festlichkeiten, an deren Ende kaum 
etwas anderes blieb, als ein süßer Geschmack auf den Lippen und etwas Rhetorik im 
Raum; danach verharrten Spanier und Amerikaner in ihrer argwöhnischen Einsam- 
keit, in Haltung und Blick von Mißtrauen geprägt, jeder auf einer Seite des großen 
Abgrunds der Geschichte.« (Löpez Gonzälez 1899, S. 6 £.) 

Weitaus folgenreicher für den zukünftigen Charakter der panhispanistischen Bewe- 
gung war naturgemäß das desastre im Krieg mit den USA. Verschiedene Autoren 
datieren den eigentlichen Beginn des Panhispanismus denn auch auf das Jahr 1898, 
als das Reich, in dem »die Sonne niemals unterging«, auf seine heutigen Grenzen 
reduziert wurde. Spanien, so de Ventös, entdeckte seine »Entdeckung« in Amerika im 
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selben Moment, als es im Begriffe war, seine letzten Kolonien zu verlieren (de Ventös 
1987, 5. 102). Nach dem Verlust der letzten Reste des weiland riesigen Kolonialrei- 
ches tritt an die Stelle physischer Präsenz um so nachhaltiger die kulturelle. Undnoch 
ein Faktum macht 1898 zu einem Schlüsseljahr der panhispanistischen Bewegung: 
»...dies ist das Jahr, in dem die nackte Bedrohung durch den nordamerikanischen 
Imperialismus deutlicher in Erscheinung tritt als jemals zuvor.« (Pike 1971, S. 3) 
Gleichwohl war Kuba nicht mehr allein eine Auseinandersetzung zwischen Spanien 
‚und den überseeischen Rebellen: Wenn auch der weitaus größte Teil der öffentlichen 
Meinung in Spanien der Überzeugung war, das »Kuba-Problem« mit Gewaltlösen zu 
können, selbst als die Vereinigten Staaten bereits direkt intervenierten, führte der 
Krieg auch zu innerspanischen Konflikten. Zu den Personen und Gruppen, die füreine 
friedliche Lösung optierten, gehörten einige liberale Intellektuelle und drei politische 
Strömungen: republikanische Föderalisten, Sozialisten und Anarchisten. Wie Serra- 
no und Norefianachgewiesen haben, war jedoch auch die Linke von »ıimperialen No- 
stalgien« nicht frei: Denn sie attackierte weniger das koloniale Prinzip als solches, 
sondern lediglich seine ausgesprochen archaische Anwendung im vorliegenden Fall®. 
Tiefsitzende Ressentiments gegen die Vereinigten Staaten schienen dabei — über 
sonstige politische Differenzen hinaus — die meisten Spanier zu einen. Die Position 
der Zeitschrift Gente Vieja (Alte Leute) um 1900 dürfte dafür exemplarisch sein. Der 
Groll, den diese Zeitschrift den USA entgegenbrachte, war violent und unerbittlich: 
Sie verabscheute die »schäbige Rasse«, welche »die Meere verpestet« und im Begriff 
ist, »die erlösenden Prinzipien von Zivilisation, Freiheit und Recht zum Kentern zu 
bringen.« (Fogelquist 1967, S. 28) Ein weitverbreiteter Antiamerikanismus, wie er 
z.B. während des spanischen NATO-Referendums erneut virulent wurde, hat hier 
seine primären Ursachen. 
Das »Entdecken der »Entdeckung« « (de Ventös) wurde nach dem desastre dreh ein 
weiteres Faktum erleichtert, das auf den ersten Blick paradox erscheint: die antispa- 
nische Attitüde zahlreicher Lateinamerikaner verwandelt sich in eine Art kulturellen 
approach. Waren die Lateinamerikaner im XIX. Jahrhundert mehr über den spani- 
schen als den nordamerikanischen Imperialismus besorgt - mit Ausnahme der späten 
vierziger Jahre, als aufgrund der Annektierung mexikanischen Territoriums eine weit- 
verbreitete Furch vordem »Koloß« grassierte -, bewirkte der Kuba-Krieg eine abrupte 
Änderung. Die einstigen Ressentiments verwandelten sich in Sympathien und Soli- 
darität, zumindest in jenem »schmerzhaften Moment seiner Geschichte« (Fogel-: 
quist). Der renommierte Schriftsteller Ruben Dario kehrte aus diesem Grunde 1899 
nach Spanien zurück, um für die argentinische Zeitung La Naciön über das schmerz- 
hafte feedback des kolonialen desastre zu berichten. 
Die sich bietende Chance, in einer günstigen historischen Situation die Beziehungen 
neu zu gestalten, und das hieß vor allem, sie auf eine praktisch relevante und vorur- 
teilsfreie Basis zu stellen diese Chance wurde gleichwohl emeut vertan. Statt dessen 
erlebten »Iyrische Reden« (Pike), leidenschaftliche Poesie und elegante Prosa ein 
neues come-back, das überdies nicht lange währte: Noch um die Jahrhundertwende 
war Spanien ein Land, das bemerkenswert empfänglich war für die Domäne des 
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Geistes, für blühend rhetorische und hochgradig ornamentierte literarische Muster, 
die gelegentlich die Grenze vom Gefühl zur Sentimentalität überschritten. 

Bis 1936, dem Beginn des Bürgerkrieges, blieb diese Haltung im Prinzip unverändert. 
Zudem zerstörte die Weltwirtschaftskrise die letzten Hoffnungen auf verbesserte öko- 
nomische Beziehungen, deren Stimulierung die Anhänger der Diktatur Primo de 
Riveras (1923-1930) sich insbesondere von der Weltausstellung desselben Jahres 
versprochen hatten. Die Ausstellung geriet jedoch nicht nur zum finanziellen Deba- 
kel, sondern nach Ansicht der Zeitschrift Razön y Fe auch zu einem »moralischen At- 
tentat«. Was den konservativen hispanidad-Adepten derart in Zorn versetzte, waren 
der Verkauf protestantischer Bibeln, die »schamlose Zurschaustellung« nackter Figu- 
ren auf Statuen und ausgestellten Bildern und zu guter Letzt die »emphatische Hul- 
digung indianischer Kulturen.« (Pike 1971, S. 229) 

Mit Beginn der Zweiten Republik (1931) fühlten sich die Panhispanisten beider poli- 
tischer Strömungen indessen mehr denn je von ihrer Mission überzeugt. Besonders 
im Falange-Programm nahm Lateinamerika einen herausragenden Platz ein. So zeig- 
ten sich der Falangegründer Jos€ Antonio und seine Epigonen davon überzeugt, daß 
der Tag kommen werde, an dem die Welt »von drei oder vier rassischen Ethnien« do- 
miniert werde; und Spanien, so ihr Credo, könnte eine von ihnen sein-allerdings nur 
dann, wenn es sich an die Spitze eines »geistigen spanischamerikanischen Empire« 
setze (ebd., S. 302). 

Wie wurden solche Ambitionen in Lateinamerika aufgenommen? Obgleich die Mehr- 
heit der lateinamerikanischen Intellektuellen der einstigen madre-patria indifferent 
bis feindlich gesonnen war und eher am savoir vivre Frankreichs als am casticismo 
(»Wesen«) Spaniens Interesse zeigte, trafen Hispanophilismus und Espanolismus als 
Synomyme für Traditionalismus unter konservativ-reaktionären Eliten auch auf 
wohlwollende Aufnahme - immerhin hatte ein nicht unerheblicher Teil der Kreolen 
die Spanier während des Unabhängigkeitskrieges unterstützt. Diese Haltung, die Ru- 
ben Dario zurecht als »päpstlicher als der Papst« etikettierte, führte z.B. dazu, daß der 
Präsident von Honduras per Regierungsdekret verordnete, in der gesamten Republik 
die Orthographie der spanischen Real Academia? zu benutzen und sprachliche »Ver- 
irrungen« nicht weniger besessen verfolgte, als die Gralshüter des »richtigen Spa- 
nisch« selbst. Insgesamt, faßt Tristän den espanolistischen Traditionalismus jener 
Kreise zusammen, liebten diese das Alte, Spanien, jedoch nur als Steckenpferd und 
dienten dem Neuen, ihren jeweiligen Nationalstaaten, aus Interesse (Rama 1982, S. 
103). Wie neuere Beiträge zeigen, besitzt dieses Steckenpferd in konservativen Krei- 
sen noch immer eine gewisse Attraktivität.!° 

Der Bürgerkrieg bzw. sein Ausgang markiert nun in mehrfacher Hinsicht eine Zäsur 
des Panhispanismus, wenngleich auch weniger tief, als einige Autoren, besonders 
spanischerseits zu sehen vermeinten. Sie manifestiert sich zum einen, was das »offi- 
zielle« Spanien betrifft, in einer dezidiert katholischen, antiliberalen und antidemo- 
kratischen Stoßrichtung, wie sie u.a. von Ramiro de Maeztu in dessen 1935 erschie- 
nener Defensa de la Hispanidad (Verteidigung der Hispanität) und 1938 von Garcia 
Morente in dessen /dea de la Hispanidad formuliert wurde — den beiden Bibeln 
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konservativ-reaktionärer Hispanidad-Vertreter. Die offizielle Präferenz des Begriffs 
»hispanidad« gegenüber dem mit eher liberalen Konnotationen behafteten Terminus 
hispanismo deutet in die gleiche Richtung. 

Bereits kurze Zeit später, als — mit den Worten Morentes - die drohende »Enthispani- 
sierung« seitens der »Kommunistischen Internationale« (die, so seine Befürchtung, 
Spanien »in eine Provinz der Sowjetunion verwandeln« wollte, Garcia Morente 1961, 
S. 154) durch deren militärische Niederlage glücklich abgewendet war, zeitigte diese 
eigenwillige Geschichtsinterpretation gewissermaßen auch praktische Früchte: Von 
einer seiner häufigen Reisen nach Berlin zurückgekehrt, versucht Ramön Serrano 
seinen Schwiegervater, Francisco Franco, von der Notwendigkeit einer intensiven 
Propaganda in Lateinamerika zu überzeugen. Der Erfolg seiner Bemühungen ließ 
nichtlange aufsich warten: Am 2. November 1940 ließ der Diktator im Boletin Oficial 
ein Gesetz verkünden, das die Schaffung des sogenannten Consejo (Rat) de la Hi- 
spanidad vorsah. In seinen Ausführungsbestimmungen legte das Gesetz fest, daß der 
Consejo dem Außenministerium unterstellt war und seine Mission all die Aufgaben 
umfaßte, die dem Zusammenschluß kultureller, ökonomischer und machtpolitischer 
Interessen dienten, die mit»der hispanischen Welt im Zusammenhang stehen.« (Gon- 
di 1978, S. 5) Der offizielle Gründungsakt in Salamanca fand unter Teilnahme von 
Heinrich Himmler und Wilhelm Franz Canaris — einem engen Freund des caudillo — 
statt. Das Ziel des Consejo bestand erklärtermaßen darin, »die Doktrinen der Neuen 
Ordnung Europas in den Ländern Lateinamerikas zu verbreiten.« (ebd., S. 4) 
Darüber hinaus ist den Falangeideologen an einer umfassenden Neuinterpretation der 
Geschichte gelegen, die sich schematisch in drei Punkten zusammenfassen läßt: Das 
Mittelalter war eine große Epoche geistiger und intellektueller Entwicklung, denn da- 
mals war die gesamte Christenheit vereint. Seinen Höhepunkt erreichte diese Ent- 
wicklung unter Karl V., der die physische Stärke Deutschlands mit der geistigen Kraft 
Spaniens unter dem Zepter des Heiligen Römischen Reiches vereinte. Diese Einheit 
wurde durch die Renaissance mit ihrem »paganisierenden« Einfluß sowie durch die 
protestantische Reformation - mit ebenfalls paganem Charakter — gesprengt. Das ge- 
samte achtzehnte Jahrhundert sowie die spanische Variante der Aufklärung war ihnen 
dagegen ebenso verhaßt, wie das neunzehnte Jahrhundert, das sie durch Namen wie 
Comte, Darwin, Marx und Spencer symbolisiert sahen (Diffie 1943, S. 456). 

Der Unterscheid zu eher liberalen Geschichtsinterpretation läßt sich am Beispiel von 
Juderias Leyenda Negra " von 1914 illustrieren: Wollte dieser zeigen, daß das Spanien 
der Inquistation vorüber und die antispanische Kritik ungerecht waren, da ähnliches 
auch ın anderen Ländern geschehen sei, lobten die Falangisten die Inquisition »als 
echte spanische Tradition. Überaus deutlich kommt die falangistische Geschichts- 
revision bei Maria de Maeztu (der Frau von Ramiro Maeztu) zum Ausdruck. Bei ihr 
nehmen zudem klare nationalkulturelle Präferenzen Gestalt an: England wird als der 
»ewige Feind« und Frankreich als »übelriechende und infektiöse Hütte« bezeichnet 
(Maeztu 1941, S. 9 ff.). Den USA bleiben jedoch die gewähltesten Schmähungen 
vorbehalten. Ein Beispiel aus Voz de Espana (Stimme Spaniens) von 1938: »...das 
Land der Gangster..., der hassenswerten Rassenunterschiede, das Land der Geburten- 
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kontrolle, das Land von Tierschutz und Negerverfolgung! Ist das das Land, welches 
die Kultur und die Werte des Okzidents verteidigt? Welches Okzidents?« (Alvarez del 
Vayo 1940, S. 338) 

Darüber hinaus finden sich ab den sechziger Jahren allerdings auch »moderatere« 
Stimmen, die — wenngleich augenscheinlich in der Minderheit — der offiziellen Le- 
gendenbildung teilweise widersprechen. Ein aufschlußreiches Beispiel istein Beitrag 
von Cabezas in der Zeitschrift Familia Espanöla aus dem Jahre 1966, der sich mit den 
hispanidad-Ideen der »98er Generation« beschäftigt. Das (nord)amerikanische Ge- 
schwader, skizziert der Autor das desastre von 1898, »das unsere armseligen Schiffe 
aus Holz in Cavite und Santiago de Cuba versenkte, versenkte zugleich den rhetori- 
schen Umhang und den patriotischen Stuck, von denen die traurige Wirklichkeit 
Spaniens der Restauration verdeckt worden war.« (Cabezas 1966, S. 116) 

Jenseits rhetorisch gefärbter Diskurse und ambitiöser Ziele, die das Bild weiterhin be- 
stimmen, nimmt sich der tatsächliche Status quo der spanisch-lateinamerikanischen 
Beziehungen -kultureller wie politischer Natur - bis 1975 noch immer sehr beschei- 
den aus. V. Gleich u.a. kommen zu dem Ergebnis, daß sich die spanische Latein- 
amerikapolitik stets auf die höchste diplomatische Ebene (Staatsbesuche etc.) redu- 
zierte und die Aktivitäten auf mittlerer und unterer Ebene systematisch vernachlässig- 
te. Darüber hinaus habe es bis zum Beginn der transiciön keine transnationalen Kör- 
perschaften — wie z.B. politische Parteien, Stiftungen, Gewerkschaften, Forschungs- 
zentren etc. — gegeben, die stabile Beziehungen mit lateinamerikanischen Pendants 
unterhalb der Regierungsebene initiieren und ausbauen konnten (v. Gleich 1984, 
S. 13). 

Welchen Verlauf nahm demgegenüber die diesbezügliche Entwicklung der soge- 
nannten Iransterrrados — ein Begriff des spanischen Philosophen Gaos, den dieser im 
Unterschied zu desterrados (Verbannte) geprägt hat -, die sich zu Tausenden, unter 
ihnen zahlreiche und namhafte Intellektuelle, nach 1939 in lateinamerikanischen 
Ländern, vor allem in Mexiko, niederließen? Einige Autoren, wie die Spanierin Leön- 
Portilla und die Autorengruppe um Jose Luis Abellän'?, ziehen eine außerordentlich 
positive Bilanz, wenn sie von einer »hispanistischen Revolution« und von einer Art 
»zweiter Entdeckung Amerikas« sprechen, eine Bilanz, die sich vor allem durch die 
explizite Zurückweisung der hispanidad-Konzeption ergebe, wie sie vom franquisti- 
schen Spanien propagiert wurde. Nach dem bisherigen Forschungsstand sind zwar 
noch keine abschließenden Urteile möglich, die Euphorie der zitierten Einschätzun- 
gen, die transterrados hätten das mexikanische Spanienbild — u.a. durch die gachu- 
pines (eingewanderte spanische Emporkömmlinge) vergangener Zeiten entstanden — 
nachhaltig verändert, erscheint allerdings äußerst gewagt. Nach Patricia Fagen be- 
ginnen die Probleme bei der Sicht »des Anderen«, hier der Mexikaner aus der Per- 
spektive der spanischen Flüchtlinge, bereits im Terminologischen: Der transterrado- 
Begriff habe nicht nur der freundlichen Aufnahme durch die Regierung Cärdenas’ 
Rechnung getragen, sondern rekurriere auch auf vermeintlich historisch-kulturelle 
Gemeinsamkeiten, die von der Mehrheit der Mexikaner so nicht gesehen würden. Fa- 
gen konstatiert zwar deutliche Unterschiede der liberalen und sozialistisch-kommu- 
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nistisch bzw. anarchistisch inspirierten Intellektuellen, die zuvor das Gros des hispa- 
nismo gebildet hatten, gegenüber der reaktionären hispanidad-Version des Franquis- 
mus (was sich z.B. in der Verteidigung von Las Casas manifestierte), spricht jedoch 
auch von Paternalismus und Superioritätsgehabe — Charakteristika, die selbst bei den 
zweiten und dritten transterrado-Generationen auszumachen seinen. Einen kastili- 
schen und katalanischen Paternalismus, der sich darauf versteife, die traditionellen 
Kriterien aufrechtzuerhalten und das castizo (»Echte«) gegenüber dem zu verteidi- 
gen, was rings um sie her geschrieben und gesprochen wurde, nahm u.a. auch der ar- 
gentinische Schriftsteller Julio Cortäzar am Beispiel der spanischen Exilverlage aufs 
Korn (Meyer-Clason 1987, S. 132). 

Lediglich bei einigen Autoren, vornehmlich in literarischen Zeugnissen, läßt sich 
demgegenüber ein Bemühen konstatieren, die mexikanische Realität in ihrer gesam- 
ten Komplexität verstehen zu wollen - ein absolutes Novum unter spanischen Intel- 
lektuellen, sieht man von wenigen Werken, wie etwa vom 1925 erschienenen Tirano 
Banderas von Valle Inclän ab. 

Ich fasse zusammen: Bis zum Vorabend der transiciön (1975/76) Kann die eingangs 
zitierte These Dietrich Briesemeisters, der Panhispanismus sei bis in die Gegenwart 
eine schillernde ideologische Größe geblieben, vollauf bestätigt werden; es lassen 
sich zwar verschiedene Panhispanismusvarianten ermitteln, deren ethnozentristische 
Schärfegrade nicht nivelliert werden sollten; allen gemeinsam scheint indessen eine 
Vormundschaftsattitüde zu sein, die offensichtlich auch für jene charakteristisch ist, 
die, wie die sogenannten fransterrados, die lateinamerikansiche Realität erstmals 
persönlich erfuhren und - erlitten. 


Panhispanismus und transiciön 


Welche Veränderungen des spanischen Lateinamerikabildes lassen sich nun seit 1975 
konstatieren? Kann man wenigstens auf diesem Gebiet von einer ruptura (Bruch) mit 
den obsoleten Konzepten der Vergangenheit sprechen? 

Zweifelüber den wirklich »neuen« Charakter der offiziellen spanischen Beziehungen 
mit den Ländern Lateinamerikas nach Francos Tod haben z.B. v. Gleich u.a. angemel- 
det- Zweifel, die sie auch auf die Lateinamerikapolitik der seit 1982 regierenden So- 
zialisten übertragen. Sie äußern zwar die Vermutung, die sozialistische Regierung 
werde diese Beziehungen im Vergleich zu ihren Vorgängern wahrscheinlich intensi- 
vieren, fragen aber zugleich: »Besteht wirklich die Möglichkeit, daß die lateiname- 
rikanische Option — stimuliert durch den sozialistischen Wahlsieg — zu praktischen 
Schritten führt, die jenseits der Vergangenheitsrhetorik angesiedelt sind?« ( v. Gleich 
1984, S. 18) 

Skeptisch beurteilen v. Gleich u.a. die zukünftigen Beziehungen zugleich deshalb, 
weil auch die Sozialisten keine neue Institution gegründet haben, sondern sich eben- 
falls aufdas Instituto de CooperaciönIberoamericana stützten, »ein Zentrum, daseng 
mit dem Außenministerium verbunden ist und über eine lange »hispanistische« Tra- 
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dition verfügt.« Da außer diesem Institut keine anderen Organismen und finanziellen 
Ressourcen existierten, seien die politisch-kulturellen Beziehungen »außerordentlich 
pessimistisch« einzuschätzen. Auch das Konzept einer spanischen »Brückenkopf- 
funktion« zwischen Europa und Lateinamerika schätzen die Autoren skeptisch ein, da 
Spanien seiner Europa-Orientierung eindeutige Priorität beimesse und der Demokra- 
tisierungsprozeß eine Neuauflage der falangistischen hispanidad-Idee verhindere. 
Immerhin seien die Sozialisten die einzigen gewesen, die während des Wahlkampfes 
(1982) eine »klare Lateinamerikaoption« formuliert und die Regierungspartei UCD 
beschuldigt hätten, die »historische und politische Verantwortung Spaniens« gegen- 
über Lateinamerika zu unterschätzen. Sie sprechen schließlich die Warnung aus, daß 
die sogenannte hispanidad nur in sehr begrenztem Maße für eine echte Kooperation 
tauglich sei, da alle lateinamerikanischen Staaten auf ihrer kulturellen und histori- 
schen Autonomie insistierten, die sie als Ergebnis der Vermischung verschiedener 
Kulturen sehen (ebd., S. 18 ff.). 

Dennoch läßt sich, weiich eingangs erwähnte, seit Beginn der Demokratisierung zum 
ersten Mal in der spanischen Geschichte von wirklichen Strömungen sprechen, von 
denen zumindest eine den panhispanistischen Grundkonsens radikal in Frage stellt, 
ohne allerdings in eine ahistorische und damit wirkungslose Büßerrolle zu verfallen. 
Diese Strömungen, über deren gesellschaftliches Gewicht allerdings nur spekuliert 
werden kann, lassen sich in drei Gruppen einteilen, die ich anhand einiger exempla- 
rischer Positionen vorstellen möchte. 

Erstens die mehr oder weniger traditionalistisch gesonnenen hispanidad-Epigonen, 
die gegenüber den reaktionären Vordenkern, wie Maeztu und Garcia Morente, zwar 
zumeist auf verbale Distanz gehen, aber an der These »unserer glorreichen Vergan- 
genheit« eisern festhalten und nahezu jegliche Kritik am Panhispanismus als bösar- 
tige Neuauflage der Leyenda Negra zurück weisen. Ein Beispiel ist die hispanidad- 
Definition der als seriös geltenden Gran Enciclopedia RIALP aus dem Jahre 1984, in 
welcher ein Autor nach bekannter historischer Manier in gleicher Weise vor der in- 
digenistischen Bewegung Lateinamerikas, den dortigen »Marxisten«, dem Paname- 
rikanismus und dem sogenannten Konzeptder (französischen) Latinirät warnt, umam 
Ende emphatisch seiner Hoffnung Ausdruck zu geben: »...auf jeden Fall ist die Zis- 
panidad in Bewegung (marcha), und niemand kann sie aufhalten. Alles hängst vom 
Verhalten jener ab, die sie nicht als wehmütige Erinnerung, sondern als große 
Unternehmung einer gerechteren undchristlichen Zukunft begreifen.« (RIALP 1984, 
5.843) 

Zu dieser Gruppe sind auch jene Vertreter eines »lyrischen« Panhispanismus zu rech- 
nen, die in der Vergangenheit so charakteristisch waren. Ein beredtes Zeugnis der 
nach wie vor vorhandenen Fähigkeit zu rhetorischen Höhenflügen lieferte unlängst 
Manuel de Prado y Colön de Carvajal, ehemaliger Präsident des Instituto de Coope- 
raciön Iberoamericana. Er sprach sich in EI Pais — einer Zeitung, in deren Spalten 
interessante Diskussionen zum Thema geführt wurden — dafür aus, 1992 zu feiern, 
und zwar »mit größter Solennität«. Neben kulturhistorischen evergreens führt er ei- 
nen weiteren Grund an, dem er besondere Bedeutung beimißt: Während der Kolonia- 
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len Epoche, so seine These, waren Sevilla und ganz Andalusien »reich und opulent«; 
erstmit dem Verlust Amerikas habe die Dekadenz begonnen. Daher seine Forderung, 
alle Energien auf Weltausstellung, Olympiade und V. centenario zu richten, die ver- 
lorene Universalität zurückzugewinnen und die Strukturen Andalusiens nachhaltig zu 
modernisieren." 
Neben dieser nahezu ungebrochen an historischen Traditionen orientierten Strömung 
existiert ein bunter Fächer eher liberaler Positionen, die sich mehr oder weniger kri- 
tisch der Geschichte stellen, ein größeres Interesse gerade auch an materiellen Bezie- 
hungen mit Lateinamerika bekunden (»Brückenkopffunktion«) und eine gewisse 
begriffliche Sensibilität beweisen. Zu diesen »moderaten« Panhispanismusverfech- 
tern gehörtein Großteil der gegenwärtigen »clase politica«— und zwar parteiübergrei- 
fend — u.a. auch König Juan Carlos I. Ein spanischer Autor resümiert das Lateiname- 
rikabild des Monarchen wie folgt: 
— der König lehne den Begriff »Imperium« ab und spreche stattdessen von Gemein- 
schaft, 
— die Idee der »Madre-Patria« verwandele sich in Bruderschaft; 
— die »Supra«- und »Subordinations«-Beziehung werde zu einer gemeinsamen 
Geschichte; 
—- die Beziehung »Metropole-Kolonie« gründe sich heute auf die Identität einer 
gemeinsamen politischen Ordnung, 
— die seitens der Halbinsel erfolgte »Oktroyierung« einer politisch-administrativen 
Organisation mache Kooperation und Austausch Platz; 
— die »Distanz der Territorien und Völker« sei nun strukturelle Ähnlichkeit; 
— die »Übertragung von Kultur« äußere sich in einem gleichartigen Modernisie- 
rungsprozeß mit ähnlichen Idealen; 
— schließlich nehme Juan Carlos I. weder eine paternalistische noch eine oktroyie- 
rende Haltung ein. (Hernändez Sänchez Barba 1981, S. 338) 
Wie unschwer zu erkennen ist, handelt es sich bei den Positionen des Königs zwar um 
ein modernisiertes Lateinamerikabild, keineswegs jedoch um ein »wissenschaftlich 
außergewöhnlich modernes«, wie die Bilanz seines Hagiographen Hernändez Sän- 
chez Barba lautet. Weiter geht da schon der sozialistische Europa-Abgeordnete Xa- 
vier Rubert de Ventös, der den Anspruch, primus inter pares zu sein, innerhalb dieser 
Gruppe am überzeugendsten einlöst. De Ventös steht in einer bestimmten Tradition 
spanischer Geschichtsschreibung, wenn er den »antiinstrumentellen« Charakter der 
spanischen Kolonisierung Amerikas gegenüber anderen Formen, speziell angelsäch- 
sischer Provenienz, betont (»Der »Rohstoff< der Evangelisierung sind nicht die Skla- 
ven, sondern die Seelen.«), was dienichtspanischeGeschichtsschreibung-wiedeVen- 
tös kritisiert - kaum berücksichtigt hat; eine Kolonisierungsform, die er besonders 
deutlich in der Missionstätigkeit der Jesuiten zutagetreten sieht: »Darin besteht die 
beeindruckende Herausforderung der Jesuiten gegenüber dem spanischen Kolonia- 
lismus: dem ursprünglich christlichen Impuls der Renaissance treu zu bleiben — was 
bedeutet, definitiv aufzuhören, noch mittelalterlich zu sein, ohne bereits protestan- 
tisch-aufklärerisch zu sein; die Ideologie des Mönchs oder des hidalgo (Edelmanns) 
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zu überwinden, ohne sie durch die des Kaufmanns oder des Bourgeois zu ersetzen.« 
(de Ventös 1987,S.58) Für de Ventös eine Art »rationalisierter Traditionalismus«, den 
erinsbesondere den US-Amerikanern empfiehlt: »Der großartigen Faszinationskraft, 
die heutzutage von den Vereinigten Staaten ausgeht, fehlt nur noch die hispanische 
Fähigkeit der Überzeugung und Verführung, die niemals den Willen theoretischer 
Unterscheidung mit dem pathos kultureller Distanz verwechselte.« (ebd., S. 171) 
Geradezu »revolutionär« neu erscheinen demgegenüber bestimmte historische Prä- 
missen des Autors, die vermutlich nicht nur von »konservativen« hispanidad-An- 
hängern als Sakrileg empfunden werden: Die spanische Eroberung Amerikas weiter- 
hin als »Entdeckung« zu bezeichnen, bedeute die Beibehaltung idealistischer Krite- 
rien, wie sie Hegel eigen gewesen seien und gründe auf der Annahme, daß vor oder 
außerhalb Europas nur solche Völker existierten, die wederüber eine Geschichte noch 
über ein Bewußtsein ihrer selbst verfügten und daher von »den Fackelträgern des 
Geistes« entdeckt und gerettet werden mußten. Diese Haltung mache auch vergessen, 
daß aufgrund der dortigen Lebensbedingungen der bloße äußere Kontakt dieser »ver- 
letzlichen Völker« zum Genozid geführt habe (ebd., S. 22). 

Leider zeigtauch de Ventös Probleme, den formulierten Kriterien eines »aufgeklärten 
Traditionalismus« zu entsprechen, wenn er am Ende seines interessanten Buches der 
Versuchung nicht widerstehen zu können scheint, den Lateinamerikanern ein (spani- 
sches) politisch-kulturelles Modell zur Lösung ihrer Probleme zu empfehlen: In 
Iberoamerika, dem mit Spanien eine fehlende demokratische Tradition und Konsoli- 
dierung gemeinsam sei, so seine Offerte, könne die spanische Monarchie (sic) gleich- 
wohl einen Stimulus darstellen, um Prinzipien oder Bezugspunkte zu suchen, die — 
traditionell und offen, sowie der sozialen Situation inhärent und zugleich über sie hin- 
ausweisend dem gegenwärtigen politischen Kampf in Lateinamerika dienten (ebd., 
S. 164). Die Neigung der Sozialisten, die spanische Demokratisierung »wie eine Art 
politisches Exportprodukt« zu präsentieren« (v. Gleich u.a. 1984, S. 20), teilen sie 
folglich mit der spanischen Rechten. 

Eine dritte Strömung läßt sich schließlich unter jenen linken Intellektuellen und 
Schriftstellern lokalisieren, die, wie Rafael Sänchez Ferlosio, Manuel Väzquez 
Montalbän, Juan Goytisolo und Antonio Escohotado mit der nationalen Geschichte 
und Geschichtsschreibung zwar hart ins Gericht gehen, dabei aber weder einem ab- 
strakten Antiimperialismus frönen!*, noch post festum in eine unproduktive Büßerrol- 
le verfallen. So lehnt Sänchez Ferlosio das für 1992 geplante encuentro de dosmundos 
(Begegnung zweier Welten) als »unwürdiges Festival« bzw. als »Disneylandia sevil- 
lana« entschieden ab, da jede Art von Gedenkveranstaltung per definitionem apolo- 
getisch, keineswegs neutralund.noch weniger Kritisch sei. Das Hauptmotiv des V. cen- 
tenario sieht er dementsprechend in dem Bemühen, einen Teil der grandeza vergan- 
gener Zeiten wiederzugewinnen bzw. entsprechende Anerkennung zu erfahren, denn 
bis heute sei die Mehrheit der Spanier darüber verbittert, daß ihrem Land niemals mit 
»aufrichtiger Überzeugung« zuerkannt worden sei, ebenfalls Herrscher über ein 
Imperium gewesen zu sein - sehr im Unterschied etwa zu Rom oder Großbritannien. 
In diesem Zusammenhang stellt Sänchez Ferlosio zudem zwei Hauptrechtfertigun- 
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gen des spanischen Kolonialismus in Frage: Erstens dessen im Gegensatz zu anderen 
Kolonialismen, insbesondere angelsächsischer Couleur, (vermeintlich?) humanere 
Beweggründe und Verlauf. Weder Gier nach Gold noch missionarischer Eifer seien 
- grosso modo betrachtet - die zentralen Motive gewesen, sondern Abenteuerlust um 
ihrer selbst Willen, vor allem eine Art »geistiger Unruhe«, welche die Spanier zur 
Bluthundjagd auf Indianer trieb. Nicht weniger radikal zieht er- zweitens die These 
in Zweifel, in Amerika habe eine - freiwillige — Verschmelzung von Rassen und Kul- 
turen stattgefunden. Der sogennannte mestizaje americano (amerikanische Vermi- 
schung) sei ausgesprochen asymmetrisch verlaufen, da sich bekanntlich nur weiße 
Männer mit nichtweißen Frauen liierten; und das sei, nicht nur ethnisch gesehen, 
nichts weiter als Vergewaltigung gewesen; die weiße Frau blieb demgegenüber auch 
weiterhin eine ethnische Jungfrau. (Ferlosio 1988) 

Obgleich Sanchez Ferlosios Attacke einige seit Jahrhunderten kultivierte Mythen und 
Legenden — und nicht zuletzt den geplanten centenario - in ihrem Kern trifft, bleiben 
andere Aspekte unerwähnt, die zur komplexen Realität der spanisch-lateinamerika- 
nischen Kulturbeziehungen allerdings dazugehören. Zunächst — und das wurde an- 
hand der skizzierten gesamteuropäischen Debatte über Amerika mehr als deutlich — 
trägt Spanien mitnichten die Alleinschuld an den historischen Ereignissen, insbeson- 
dere am Genozid der indigenen Bevölkerung. Mehr noch: Hätten andere Europäer 
Amerika entdeckt, wäre das »Abenteuer« kaum weniger blutig verlaufen, eher im 
Gegenteil. Immerhin, argumentiertz.B. Escohotado, der ansonsten Sänchez Ferlosios 
Positionen teilt, mit einigem Recht, habe Las Casas seine Brevisima Relaciön bereits 
1515 geschrieben, während ein vergleichbares Werk über andere Kolonialismen 
(noch) nicht geschrieben sei (Escohotado 1988). Auch der von Jorge Semprün, dem 
neuen spanischen Kultusminister, kürzlich in die Debatte gebrachte »Kompromiß«, 
zwischen »Entdeckung« und »Eroberung« zu differenzieren, wird von dieser Strö- 
mung als historischer Taschenspielertrick zurückgewiesen (Goytisolo 1988). Und 
obwohl schließlich der katalanische Schriftsteller Väzquez Montalbän im Hinblick 
auf den V. centenario die schlimmsten Befürchtungen hegt (so favorisiere zwar die 
Führungshierarchie des PSOE ein »kritisches Epos«, auf jeden Fall aber ein Epos), 
kritisiert er zugleich lateinamerikanische Positionen, die von der spanischen Regie- 
rung eine Art Entschuldigung verlangten, als maximalistisch und kindisch. Denn die- 
se »indigenistischen Sektoren« vergäßen bei aller berechtigten Kritik, daß die Situa- 
tion der indigenen Bevölkerung auch mit postspanischen Ausbeutungsvarianten im 
Zusammenhang stünde, nämlich mit jenen, die von den Kreolen ausgelöst wurden, 
von denen die Mehrheit dieser Kritiker bekanntlich selbst abstamme. Und so sarka- 
stisch es klingen möge, argumentiert Väzquez Montalbän, habe sich die antiimperia- 
listische und proindigenistische kreolische Linke ihren »ideologischen Apparat« nur 
durch die exzellente Bildung schaffen können, die sie aufgrund der Ausbeutung der 
indigenen Bevölkerung durch ihre Väter und Großväter erworben hätte. Schließlich 
macht Väzquez Montalbän darauf aufmerksam, daß eine exzessive Konzentration auf 
den (historischen) Imperialismus Spaniens von einer viel nötigeren Abrechnung mit 
heutigen Spielarten ablenken könne (Väzquez Montalbän 1986). 
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Diese Positionen korrespondieren dabei mit einer differenzierten Sicht der Dinge, wie 
sie etwa der uruguayische Schriftsteller Eduardo Galeano vertritt, der acht Jahre im 
spanischen Exil lebte, die ehemalige madre-patria also gut kennt. In einem offenen 
Abschiedsbrieferkennt Galeano an, daß Spanien eine der historischen undkkulturellen 
Quellen Lateinamerikas sei, keinesfalls jedoch die einzige. Galeano geht sogar so 
weit, den mit falangistischen Konnotationen beladenen hispanidad-Begriff (der auch 
während der uruguayischen Diktatur im Sinne Francos propagiert wurde) zu differen- 
zieren: Neben der kulturimperialistischen Version erinnert er an eine »andere hispa- 
nidad«, die sich etwa in Gonzalo Guerrero, einem der ersten Konquistadoren, der sich 
auf die Seite der indios schlug, exemplarisch personifiziere (Galeano 1987,8. 115 ff.). 
Sollte sich diese hispanidadin Zukunft durchsetzen, stünden die Chancen sicher nicht 
schlecht, daß sich die spanisch/europäischen Beziehungen zu Lateinamerika ähnlich 
gestalten, wie ein Brasilianer kürzlich den diesbezüglichen Status quo zwischen Por- 
tugal und Brasilien bilanzierte: »Die Jahre des Grolls gegen den Kolonialherren ver- 
blassen — zumindest in Brasilien.« (Meyer-Clason 1987, S. 244) 


Anmerkungen 


1 Vgl. Tzvetan Todorov: Die Eroberung Amerikas. Das Problem des Anderen, Frankfurt 1985, S. 13. 
Todorov präsentiert auch numerische Schätzungen, nach denen ca. 90 Prozent der Bevölkerung, das 
entspricht etwa 70 Mio Menschen, in der Folge der Eroberung ihr Leben ließen — auf direkte oder 
indirekte Weise, vgl. S. 161 ff. 

2 Die Bezeichnung der Neuen Welt - Lateinamerika, Hispanoamerika, Iberoamerika etc. — war und ist 
noch immer Gegenstand heftiger Kontroversen, vgl. z.B. : Klaus Meyer-Minnemann: »Lateiname- 
rikanische Literatur —- Dependenz und Emanzipation«, in: Iberoamericana (Frankfurt) 28/29, 1987, S. 
3 ff. 

3 Die Auffassung Heinz Dietrichs, der V. centenario sei Teil der »strategischen Konzeption der 
Gewinnung von Märkten und Machtpositionen«, um »von Kultur zu reden und business zu meinen,« 
ist meiner Ansicht nach nicht haltbar und bringt eher das Wunschdenken der spanischen Regierung 
zum Ausdruck, vgl. Heinz Dietrich: »Das christliche Abendland feiert 1992 einen Geburtstag«, WOZ 
(Schweiz) no 12, März 1988, S. 9. Selbst das spanische best seller-Produkt par excellence in 
Südamerika — Bücher — erlebt mittlerweile eine Baisse: 1987 ging der Export um 27 Prozent zurück, 
vgl. El Pais, 25.1.1988 

4 Daß es sich bei der Formulierung »spanischer Panhispanismus« um keine Tautologie handelt, 
beweisen entsprechende Positionen aus Übersee, zumeist aus der Feder konservativ-reaktionärer 
»espaholistischer« Eliten, vgl. z.B. Olga Salgado Arellano: »Hispanidad«, in: Nueva Revista del 
Pacifico (Valparaiso) no 7-8, 1977 und: Efrain Suberio: »Pregön de la Hispanidad« Boletin de la 
Academia Venezolana de la Lengua (Caracas) no 140, 1977 

5 Vgl. in diesem Zusammenhang z.B. die aktuellen Auseinandersetzungen zwischen Spanien und 
Frankreich um die kulturelle Hegemonie in Äquatorial Guinea, vgl.: »Jeux dinfluences en Guinee 
Equatoriale«, Liberation (Paris) 3.8.1988, vgl. auch: Luis Marafion: Cultura expafiola y Am£rica 
hispana, Madrid 1984, in dem der Autor, ein Verwandter des ehemaligen Chefs des Instituto de 
Cultura Hispanica, vor dem »gefährlichen« kulturpolitischen Einfluß Frankreichs, der USA u.a. 
Staaten in »spanischen Einflußgebieten« warnt. 

6. Zitiertnach: »La cultura espafola entre dos milenios/4. Transatlänticos y pescadores en el mundo de 
los libros«, EI Pais, 13.3.1987 

7 Vgl. z.B. Robert Grün (Hrsg.): Christoph Kolumbus: Das Bordbuch, Tübingen 1970. Wie eine Reihe 
von Veröffenlichungen der letzten Jahre illustriert, werden die Kolumbus-Hagiographen bis 1992 
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eine neue Konjunktur erleben; gleichzeitig dürften die Kontroversen evergreens (insbesondere 
zwischen Italien, Portugal und Spanien) um das historische copy right an der Person des Entdeckers 
ein come-back erleben; vgl. dazu einen demnächst vom Verfasser erscheinenden Aufsatz. 

Der Aufsatz von Maria Teresa Noreha: La prensa madrilena ante la crisis del 98, in: Jos& M. Jover 
Zampa (Hrsg.) El siglo XIX en Espafa. Doce Estudios, Barcelona 1974, in dem die Autorin den 
»abstrakten Antiimperialismus« der spanischen Linken zu Recht kritisiert, ist dabei selbst ein Beispiel 
eines »unbewußten Panhispanismus«: Zahlreiche von ihr zitierte Passagen aus der Arbeiterpresse 
enthalten überdeutliche ethnozentristische Prämissen, die die Autorin indessen »übersieht«. Erheb- 
lich kritischer ist dagegen Carlos Serrano: »El PSOE y la guerra de Cuba«, in: Estudios de Historia 
Social (Madrid) no 8-9, 1979. 

Diese spanische Academie Frangaise, die in zahlreichen lateinamerikanischen Ländern - ebenso wie 
das Instituto de Cooperaciön Iberoamericana — Dependancen unterhält, erwies sich als besonders 
glühender Verfechter des Panhispanismus, galt es doch neben dem »Kampf um die Geschichte« der 
»Korruption der Sprache« und damit dem Verlust kultureller Hegemonie vorzubeugen. Gegen »Neo- 
logismen« und »Bastardisierungen«, speziell französischer und angelsächsischer Couleur, waren die 
akademischen Sprachzensoren besonders auf der Hut. Vgl. zu diesem linguistisch-literarischen Pos- 
senspiel sowie zum sogennannten modernismo-Streit (einer literarischen Innovation) neben Fogel- 
quist vor allem Klaus Scherag: Die spanisch-amerikanische Literatur in der spanischen Kritik des 19. 
Jahrhunderts (Inauguraldissertation), Berlin 1960. 

Vgl. Anm. 4. 

Vgl. Juliän Juderfas: La leyenda negra, Madrid 1986, dessen furiose »Verteidigungsschrift« Spaniens 
— die zahlreiche Neuauflagen erlebte - illustriert, daß auch solche Spanier bestimmte panhispanisti- 
sche Grundprämissen teilten (die Dissenzen, wie die Beurteilung von Las Casas, sind eher sekundär), 
die dem »liberalen« Lager angehören. 

vgl. Ascensio H. de Leön-Portilla: Espafia desde Mexico. Vida y testimonio de transterrados, Mexico 
1978 und Jose Luis Abellän (Hrsg.): El exilio espafiol de 1939 (5 Bd.), Madrid 1976. Obgleich beide 
Publikationen von Autoren stammen, deren demokratisches bzw. sozialistisches Credo über jeden 
Zweifel erhaben ist, sind sie — ähnlich wie Norefa (Anm. 8) — wahre Fundgruben eines impliziten 
Panhispanismus, was die Grundkonsensthese von Pike u.a. mit gewissen Einschränkungen noch 
immer plausibel erscheinen läßt. In dem voluminösen Werk von Abellän, das zweifellos einen 
wichtigen Beitrag leistete, ein in Spanien weithin tabuisiertes Thema in Erinnerung zu rufen und 
Grundsteine für die weitere Forschung legte, finden sich z.B. ganze 5 Seiten (»Meditaciön sobre lo 
americano«, Bd. 3, S. 184 ff.), die explizit dem Lateinamerikabild der sogenannten transterrados 
gewidmet sind. Dort wird zudem behauptet: Was Hispanoamerica (sic) heute sei oder nicht sei, hinge 
letztlich davon ab, was Spanien und Portugal gewesen oder nicht gewesen seien. (S. 188) — Eine 
Auffassung, die von den meisten Lateinamerikanern wohl zu Recht als Anmaßung zurückgewiesen 
werden dürfte. 

vgl. Manuel de Prado y Colön de Carvajal: »Reflexiones sobre el V. centenario«, dreiteiliger Beitrag 
in EI Pais, 20./21./23.5.1988. Dieser Brot-durch-Spiele-Standpunkt, der, was eine ökonomisch 
fundierte hispanidad betrifft, in die Kategorie des wishful thinking gehört, dürfte den Sozialisten als 
Surrogat für die versprochene, gleichwohl nie wirklich durchgeführte Landreform in Andalusien 
sicher sehr gelegen kommen. 

Eine Haltung, die für den PSOE noch bis Ende der siebziger Jahre charakteristisch war. Vgl. z.B. 
Eusebio Mujal: Iberoame£rica en la nueva politica exterior de Espafia, in: Realidades y posibilidades 
de las relaciones entre Espafia y America en los ochenta (Ediciones Cultura Hispänica), Instituto de 
Cooperaciön Iberoamericana, Madrid 1986, ein Buch, das trotz seiner Herausgeberinstitution neben 
Hagiographien auch kritische Beiträge enthält. 
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Heide Gerstenberger . 
Strukturen jauchzen nicht. Über die Bewegungsform 
der Französischen Revolution 


Zusammenfassung: Zahlreiche Untersuchungen über die Französische Revolution 
beschäftigen sich mit den materiellen Voraussetzungen undnehmendiese.als Ursache 
für die Entstehung eines revolutionären Prozesses. Die Autorin geht der Frage nach, 
wie aus den sozialstrukturellen Bedingungen revolutionäre Mentalität hervorging 
und zieht - im Gegensatz zum etablierten marxistischen Interpretationsmodell- das 
Fazit: diese entstand nicht aufgrund der Verschärfung materieller Widersprüche, 
sondern im Zuge der Herausbildung einer revolutionären Öffentlichkeit. Eswar diese 
Formvon Öffentlichkeit, die zu einer Strukturvoraussetzung des revolutionären Pro- 
zesses wurde. 


1. Grobe Skizze des theoretischen Szenariums 


Vor einiger Zeit war, nicht nur in Frankreich, eine Interpretation der Französischen 
Revolution dominant, die folgendermaßen lautete: Bis zum August 1789 herrschten 
in Frankreich feudale Verhältnisse: die gesellschaftliche Form der Produktion wurde 
von grundherrschaftlichen Formen der Aneignung dominiert und die Organisation 
politischer Gewalt von mittelalterlichen Institutionen. Die Widersprüche dieser Ge- 
sellschaft waren unauflöslich, die Revolution stand deshalb seit langem auf der Tages- 
ordnung. 1788 bahnte sich die nationale Krise an. Zur strukturentscheidenden Krise 
kam es, weildie sich verschärfende soziale Krise miteiner Finanzkrise derpolitischen 
Herrschaft zusammenfiel. Letztere war Ausdruck der Tatsache, daß die herrschende 
Klasse unfähig war, das Regime zu verteidigen. In dieser Situation entwickelte sich, 
zunächst bei einzelnen, spontan eine revolutionäre Mentalität. Sie konnte sich aus- 
breiten, weil das Interesse an der Beseitigung der herrschenden Verhältnisse die An- 
gehörigen des dritten Standes-trotz aller vorhandenen Differenzen -einte. Im Verlauf 
der Revolution wurde um die endgültige Abschaffung des Feudalismus und um die 
Form der neuen politischen Organisation gerungen. Die Revolution verlief zwar in 
einzelnen Stadien, bildete nichtsdestoweniger »einen Block«. Sein Inhalt ist im Be- 
griff der bürgerlichen Revolution zusammengefaßt. Die Französische Revolution ist 
das klassische Modell bürgerlicher Revolutionen.' 

Gegen diese, von marxistischen Historikern entwickelte, sogenannte sozialstruktu- 
relle Interpretation der Französischen Revolution ist in den letzten beiden Jahrzehn- 
ten eingewandt worde, im 18. Jahrhundert könne in Frankreich nicht mehr von »Feu- 
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dalismus« die Rede sein, die Aneignung aus Grundherrschäft sei nur noch geringfü- 
gig, die Kapitalisierung der Produktionsverhältnisse dagegen bereits weit entwickelt 
gewesen und durch die Revolution nicht beschleunigt worden. Die Ausweitung des 
Fernhandels, die Entwicklung der Manufakturproduktion und der Montanindustrie 
seien keineswegs nur von Nicht-Adligen, sondern im Gegenteil gerade auch von An- 
gehörigen des hohen Adels getragen worden. Die Revolution habe die Besitzstruktu- 
ren, das Personal in den staatlichen Verwaltungen sowie insgesamt die Eliten kaum 
verändert. Ihr sozialstruktureller Effekt sei keineswegs als revolutionär zu bezeich- 
nen. Im Unterschied zur sozialstrukturellen Interpretation wird die Revolution aus der 
Aufeinanderfolge politischer Krisen und Entscheidungen erklärt. Bei der Diskussion 
von Handlungsmotivationen werden soziale Verhältnisse zwar erwähnt, insgesamt 
fungiertaberpolitische Chronologie als Kausalıtät. DieRevolution wirdnnichtals »ein 
Block« gesehen, sondern demgegenüber dargelegt, es sei zunächst zu einer liberalen 
Revolution gekommen und anschließend dann zu verhängnisvollen Abirrungen von 
jenem friedlichen Weg der Verwirklichung bürgerlicher Freiheiten, der mit den Er- 
eignissen von 1789 eröffnet worden sei.? 

Die folgenden Ausführungen - sie behandeln einen einzigen Ausschnitt der Fragen 
nach den Ursachen der Revolution - kritisieren das etablierte marxistische Interpre- 
tationsmodell, sind aber nicht dem Lager seiner Gegner zuzuordnen.’ 


2. Die Revolutionierung der Gesellschaft: Analytisches Konzept 
und historisches Ereignis 


In der sozialstrukturellen Interpretation der Französischen Revolution wird das 
analytische (!) Konzept der bürgerlichen Revolution an das Ereignis der Revolution, 
an eine bestimmte historische Form also, gebunden. Es wird, mitanderen Worten, un- 
terstellt, die Theorie von den grundlegenden (und deshalb: revolutionären) strukturel- 
len Veränderungen, die notwendig waren, damit kapitalistische Formen der Produk- 
tion dominant und vorher personaler Herrschaftsbesitz zur öffentlichen Gewalt des 
Staates werden konnte, müsse sich daran erweisen, daß diese Veränderungen in un- 
mittelbarem zeitlichen Zusammenhang und deshalb (fast) alle auf einmal durchge- 
setzt wurden. Weil - das ist offensichtlich und unbestritten — 1789 die bisherige Form 
der (»politischen«) Herrschaft zur bürgerlichen Staatsgewalt revolutioniert wurde, 
steht und fällt unter diesen Voraussetzungen die Validität des Konzeptes der bürger- 
lichen Revolution (und materialistischer Geschichts wissenschaft insgesamt) mitdem 
Nachweis einer Dominanz feudaler Verhältnisse bis 1789. Eine der Folgen dieser 
Identifikation einer analytischen Kategorie mit einer spezifischen historischen Form 
ist die Tatsache, daß das Ereignis selbst nicht als erklärungsbedürftig gilt: Die revo- 
lutionäre Mentalität wird als Folge sozialstruktureller Bedingungen und als Ursache 
des »Dramas« der Revolution eingeführt. 

Demgegenüber wird im folgenden erläutert, daß die revolutionären Ereignisse, Vor- 
gänge also, die viele Zeitgenossen als das Ende ihrer Welt und andere als den Beginn 
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eines ganz neuen Zeitalters erlebten, nicht aus der Verschärfung materieller Wider- 
sprüche resultierten, sondern aus der Entstehung einer revolutionären Öffentlichkeit. 
Diese war nicht nur strukturelle Voraussetzung der Revolution, sie war auch die Form 
ihrer Bewegung. Der Kampf um die Bestimmung der neuen Ordnung hatte die Form 
eines Kampfes um die Vorherrschaft in der Öffentlichkeit. Dieses analytische Kon- 
zept, so viel sei zur Erläuterung vorangeschickt, verbleibt im Rahmen materialisti- 
scher Strukturanalyse. Es stellt der sozialstrukturellen Interpretation der Revolution 
theoretisch also nicht Handlungstheorie und methodisch nicht Narration entgegen. 
Vorgeschlagen wird vielmehr eine Präzisierung materialistischer Analysekonzepte. 
Und zwar in zweierlei Hinsicht: Öffentlichkeiten, kleinere oder größere, verallge- 
meinerte und miteinander konfligierende Teilöffentlichkeiten, sind dersoziale Ort der 
Interessenskonstitution. Denn Interessen sind nicht mehr oder minder mechanische 
Reflexe auf materielle Lebensbedingungen, sondern sie entstehen aus der Wahrneh- 
mung und Beurteilung der eigenen Lebenslage. Die Sicht der eigenen Lage erwächst 
aus Erfahrung (samt Sozialisation) und aus aktuellem Diskurs. Letzteres bedeutet, 
daß die verbreitete Rede über Lebensbedingungen, daß Gesten, Lieder, Symbole und 
auch die — etwa in Bauwerken — materialisierten Formen sozialer Auffassungen die 
Konkretion von Bedürfnissen und deren (veröffentlichte) Manifestation, die Interes- 
sen, mit konstituieren. Deshalb lassen sich die Interessen, die im Herbst des Jahres 
1789 vertreten wurden, auch nicht zureichend aus den für 1788 ermittelten »sozialen 
Voraussetzungen« der Revolution erklären.* 

Der zweite Vorschlag zur Präzisierung des sozialstrukturellen Analysekonzepts be- 
zieht sich auf die konkreten Merkmale der Öffentlichkeit. So kurzlebig manche von 
ihnen auch waren, so bildeten sie doch Strukturvoraussetzungen des revolutionären 
Prozesses. Denn die Formen der Öffentlichkeit - ihr eher literarischer Charakter oder 
die Manifestation in körperlicher Präsenz -, dıe materiellen, sozialen, geschlechtli- 
chen und institutionellen Schranken des Zugangs zum öffentlichen Diskurs sind 
wichtige Voraussetzungen für dessen Inhalte. In der Situation der Revolution, in der 
sich die Öffentlichkeit an die Stelle der bisherigen Institutionen von Herrschaft (ge- 
nauer: der Besitzer personaler Herrschaft) setzte, bedeutete die Vorherrschaft über die 
öffentlichen Diskurse die Entscheidung über den Gang der Revolution. In der Fran- 
zösischen Revolution wurden nicht einfach soziale Widersprüche und Kräfteverhält- 
nisse ausgefochten, es standen sich nicht Klassen und noch nicht einmal Stände ge- 
genüber. Vielmehr ging es um die Durchsetzung von Interessen, die im Zusammen- 
hang öffentlicher Diskurse konstituiert und verändert wurden. Die revolutionäre 
Öffentlichkeit war die soziale Voraussetzung dafür, daß — an manchen Tagen oder in 
manchen Stunden — Männer und Frauen »über sich selbst« (und damit auch über ihre 
soziale Lage) hinauswuchsen. Die Entstehung einerrevolutionären Öffentlichkeit hat 
— selbstverständlich - strukturelle Voraussetzungen: Sie liegen in den materiellen Be- 
dingungen der Reproduktion und in der Praxis von Herrschaft. Aber der revolutionä- 
re Diskurs war kein bloßer Reflex dieser Voraussetzungen. Vielmehr wurden -umge- 
kehrt — die konkreten Bedingungen des Lebens erst im öffentlichen Diskurs zu Grün- 
den für revolutionäre Verhaltensweisen. Einem möglichen Mißverständnis ist vorzu- 
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beugen: Im folgenden wird keine »Soziologie der Revolutionen« vorgeschlagen, kein 
allgemeingültiges Modell fürden Ablauf des Dramas vonrevolutionären Ereignissen. 
(Ein solches Verlaufsmodell ist die Zielsetzung der einflußreich gewordenen Arbeit 
von Theda Skocpol [1979].) Eine revolutionäre (Präsenz-)Öffentlichkeit kann zwar 
als Voraussetzung aller Revolutionen, die in der Form des revolutionären Ereignisses 
erfolgen, angenommen werden. Aber die Formen und die Inhalte öffentlicher Diskur- 
se gehen immer aus ganz konkreten historischen Situationen hervor. Esmag wohl sein 
(jedenfalls soll darüber an dieser Stelle nicht gestritten werden), daß bisher alle 
großen Revolutionen »ihre Kinder gefressen« haben. Eine theoretisch abgesicherte 
Begründung für die Strukturnotwendigkeiteines derartigen Verlaufs folgt daraus aber 
nicht. 


3. Von der Bewegungsform des Ancien Regime zur Bewegungsform 
der Revolution 


Die Bewegungsform aller Gesellschaften vom Typ Ancien Regime war die Praxis 
personaler Herrschaft: die Anwendung von Gewaltmitteln (herrschaftlich sanktio- 
nierte Privilegien eingeschlossen), die Personen zu eigen waren. Solche Herrschafts- 
praxis reichte von der Ausübung grundherrschaftlicher Gerichtsbarkeit über die mög- 
lichst einträgliche Nutzung von (ererbtem, erworbenem oder delegiertem) Amtsei- 
gentum bis hin zur Praxis monarchischer Herrschaft. In der Form der Revolte, der 
Petition, des verallgemeinerten widerständigen Verhaltens oder auch der - mehr oder 
minder regelmäßigen — Beratung der Eigner personaler Herrschaft waren Öffentlich- 
keiten ein Merkmal der Praxis personaler Herrschaft. Solange das Ancien Regime 
währte, blieben sie dieser Herrschaft jedoch unterworfen. Entsprechendes gilt für die 
»Öffentlichkeiten«, die den Besitzern personaler Herrschaftsgewalt als Adressaten 
galten, wenn sie ihre Herrschaft in Symbolen repräsentierten oder auch - seltener — 
bestimmte Entscheidungen begründeten. Verallgemeinernd und verkürzt: Öffent- 
lichkeiten setzten der Herrschaft im Ancien Regime nicht die Inhalte, sondern die 
Grenzen. 

In Frankreich gab es, mehr noch als in den meisten anderen Königreichen und Für- 
stentümern des Ancien Regime, immense regionale und lokale Unterschiede in den 
Formen und in der Praxis personaler Herrschaft. Das Ausmaß und die Formen von 
Grundherrschaft, die Arten und das Maß der finanziellen Belastung durch Steuern 
samt Abgaben an die Kirche, ständische Institutionen, Gesetze (coutümes) und Ver- 
waltungsstrukturen differierten von Provinz zu Provinz, von Stadt zu Stadt. Unter- 
schiede gab es vielfach auch zwischen Dörfern und einzelnen Grundherrschaften. 
Dieser Parzellierung der Herrschaftspraxis entsprach auch diejenige ihrer Öffentlich- 
keiten. Überlokal verallgemeinert wurden Öffentlichkeiten durch Kriege, durch die 
(in der Regel nicht im ganzen Königreich gleichförmige) Erhöhung bestehender und 
die Einführung neuer Steuern und Teuerungen. Seit den Religionskriegen gab es in 
Frankreich kaum überlokal und überständisch verallgemeinerte religiöse Diskurse. 
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Jedenfalls bildeten sie, anders als etwa in England und in den deutschen Fürstentü- 
mern, kein Strukturmerkmal der Herrschaftspraxis. Zwar entstanden im Jansenismus 
(in seinen verschiedenen Entwicklungsstadien unterschiedlich ausgeprägt) Diskurse 
zur Reform des Glaubens - und der Herrschaftspraxis. Sie blieben aber ständisch und 
lokal eng begrenzt.° 

Sowohl von Gegnern als auch von Befürwortern der Französischen Revolution wurde 
die literarische Öffentlichkeit der Aufklärung als eine im ganzen Königreich verallge- 
meinerte Voraussetzung der Revolution ausgegeben. »Der Absolutismus bedingt die 
Genese der Aufklärung, die Aufklärung bedingt die Genese der Revolution« schrieb, 
wie zum Abschluß dieser Tradition, Reinhart Koselleck (1959/1979). Die Aufklärung 
war—insoweitistKoselleck zu folgen -ein Strukturmerkmal des Ancien Regime. Ihre 
Träger setzten der Herrschaft - insbesondere durch die Kritik an Lebensformen des 
hohen Adels — spezifische Grenzen. Sie drängten aber nicht darauf, eine aufgeklärte 
Öffentlichkeit zum Subjekt von Herrschaft zu machen. Auch war die literarische 
Öffentlichkeit in Frankreich, das hat die Begeisterung über die rasche Verbreitung der 
Enzyklopädie in den Jahren nach 1751 lange verkennen lassen, vergleichsweise be- 
grenzt. Die Entwicklung literarischer Öffentlichkeiten war durch deren warenförmi- 
ge Strukturen geprägt. Das heißt, daß diejenigen, die über die Mittel zur Herstellung 
von Druckwerken verfügten, die Möglichkeiten ihrer Profite kalkulierten. In Frank- 
reich wurden im 18. Jahrhundert zwar Veröffentlichungsformen entwickelt, durch 
welche die Zensurinstanzen umgangen werden konnten, dennoch wurden die Profite 
überwiegend aus der Ausnutzung herrschaftlich sanktionierter Privilegien gemacht 
undnichtetwa durch den Versuch, größere Käuferschichten zu erreichen. In einer ver- 
gleichenden Untersuchung zu dominanten Inhalten und zur Verbreitung von Zeit- 
schriften haben Stephan Botein, Jack R. Censer und Harriet Ritvo (1985) aufgezeigt, 
daß nicht nur die Anzahl der Zeitschriften in Frankreich vergleichsweise gering war, 
sondern daß sie sich mit ihren Themen auch nur an eine sozial begrenzte Schicht 
wandten. Bis 1788 hat sich die literarische Öffentlichkeit in Frankreich in den Gren- 
zen der herrschaftlichen Regulierung von Aneignungsbedingungen entwickelt. Die 
literarische »politische« Öffentlichkeit war, in dieser These sind die hier nur skizzen- 
haft möglichen Ausführungen zusammenzufassen, keine Trägergruppe für eine der 
Revolution voraufgehende Verallgemeinerung von Hertschaftskritik. Gegenüber al- 
len Ausführungen, in denen die materiellen Strukturen literarischer Öffentlichkeit, 
der Zustand von Wegen, das Fehlen einer einheitlichen Landessprache und die zu- 
meist eng begrenzten Interessen von Verfechtern und Anhängern der Aufklärung 
außer Acht gelassen sind, ist schließlich auch daran zu erinnern, daß für viele arme 
Landbewohner die Revolution mit einem Gerücht beginnen sollte. In der tradierten 
Form des Hörensagens verbreitete sich - ungeheuer schnell- die Nachricht, Räuber- 
banden seien im Anmarsch. Es handle sich um ein Komplott der Aristokraten, dem zu 
begegnen, die Bauern sich bewaffnen müßten.’ Die »große Furcht« des Jahres 1789 
ist ein deutlicher Ausdruck der Strukturmerkmale von Öffentlichkeiten im Ancien 
Regime. 

Eine weitere Voraussetzung für die Verallgemeinerung von Diskursen über die Praxis 
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monarchischer Herrschaft fehlte in Frankreich. Seit 1614 hatte die Krone ohne 
Beratung durch die Generalstände regiert. Das heißt nicht, daß sie über die - in den 
verschiedenen Landesteilen unterschiedlichen — Bedingungen ihrer Herrschaftspra- 
xis nicht informiert worden wäre. Es gab Verhandlungen mit Provinzialständen, und 
es gab die Information durch Intendanten.® Auch Steuerverweigerungen, Revolten 
und Widerstände gegen Soldatenrekrutierungen »informierten« die Krone über die 
Bedingungen ihrer Herrschaft. Es gab in Frankreich aber nicht jene - mehr oder min- 
der regelmäßigen — ständisch beschränkten, aber öffentlichen Diskurse über die For- 
men verallgemeinerter Herrschaft, wie sie durch die Einberufung von Generalständen 
provoziert werden konnten. Unter dieser Bedingung: Der wenig ausgebildeten Öf- 
fentlichkeit zur Herrschaftspraxis der Krone — wurde die bloße Forderung nach einer 
Einberufung der Generalstände zu einem Akt der Herrschaftsopposition. Nicht in 
allen Gesellschaften vom Typ Ancien Regime, wie Reinhart Koselleck (1959/1979, S. 
49-68) meint, wohl aber in Frankreich, existierte der Diskurs über die Legitimation 
und die Praxis verallgemeinerter Herrschaft vorwiegend in der Form des Geheim- 
nisses und - so wäre Koselleck zu ergänzen - in derjenigen der Revolte. Es war aber 
gerade das weitgehende Fehlen einer verallgemeinerten Herrschaftsöffentlichkeit, 
das den Auseinandersetzungen um die (im Jahr 1787 begonnene) Reform der Pro- 
vinzialverwaltungen? und dann vor allem auch der Vorbereitung der Generalstände 
eine Bedeutung verlieh, die zur Entstehung der revolutionären Öffentlichkeit bei- 
trug. 

Nun gab es für diese Entwicklung aber noch eine weitere, bereits von Alexis de Toc- 
queville hervorgehobene Strukturvoraussetzung': Im Ancien Regime von Frankreich 
war die Krone zwar lange nicht so durchsetzungsfähig, wie früher von der Geschichts- 
schreibung angenommen. Die monarchistische Herrschaft war dennoch allgemein. 
Strukturanalytisch formuliert: Die fortbestehenden partiellen personalen Herr- 
schaftsrechte hatten ihren früheren - faktisch vergleichsweise autonomen — Charakter 
verloren. Im 18. Jahrhundert war personale Herrschaft — in den ihr verbleibenden 
Grenzen — der allgemeinen Herrschaft der Krone integriert. Das heißt, sie wurde 
durch verallgemeinerte Gerichts- und Militärgewalt sanktioniert. (Deshalb war auch 
Grundherrschaft, soweit sie noch bestand, nicht mehr »private« Feudalgewalt, son- 
dern eine Herrschaftskompetenz, die im Rahmen der verallgemeinerten »staatlichen« 
Gewalt praktiziert wurde.!!) Die Herrschaftsstrukturen im Ancien Regime von Frank- 
reich waren nicht vereinheitlicht, wohl aber zentralisiert. Und diese Zentralisierung 
hatte - vor allem in der Form königlicher Fiskalgewalt und in der gesetzlichen Ga- 
rantie ständischer Privilegien — immerhin derart vereinheitlichende Wirkungen auf 
die Lebensbedingungen von Menschen, daß die Entstehung eines Diskurses über all- 
gemeine (also nicht nur überindividuell, sondern auch überlokal vorhandene) Inter- 
essen historisch möglich wurde. Die Konzeption eines allgemeinen Interesses hatsich 
historisch (überwiegend) als Kritik an herrschaftlich sanktionierten ständischen Un- 
terschieden entwickelt- in bezug auf die Praxis verallgemeinertermonarchischer Ge- 
walt somit. Die Zentralisierung dieser Herrschaft war Voraussetzung für die Revolu- 
tionierung des Herrschafts»systems«, sie war auch die Voraussetzung dafür, daß die 
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Öffentlichkeit in Paris, obwohl keinesfalls alleine ausschlaggebend, für die Entwick- 
lung der Revolution von entscheidender Bedeutung werden konnte. 

Die organisatorischen Voraussetzungen für die Entstehung einer revolutionären Öf- 
fentlichkeit wurden von der Krone geschaffen, als sie die Vorbereitung der General- 
stände anordnete. Seit Albert Mathiez’ Arbeiten haben sich Historiker angewöhnt, die 
Versammlung der Notablen im Jahre 1787 als Beginn der Revolution zu betrachten. 
Diese Versammlung, deren Teilnehmer von der Regierung ausgewählt worden waren, 
sollte Steuern zustimmen und dadurch deren Eintreibung erleichtern. Indem die No- 
tablen ihre Zustimmung verweigerten und statt dessen die Einberufung der General- 
stände zur Beratung über die ihrer Ansicht nach erforderlichen Beschränkungen der 
königlichen Prärogative forderten, zwangen sie — unter den Bedingungen der Finanz- 
krise — der Krone eine Politik auf, die zur Herstellung einer verallgemeinerten Herr- 
schaftsöffentlichkeit führte. Die lokalen Versammlungen, in denen, altem Brauch 
folgend, Kümmernisse ermittelt und in cahiers de doleances niedergelegt werden 
sollten, waren sozial und geschlechtlich begrenzt. Wer nicht den Rechtsstatus eines 
Freien hatte, wer in einem Dienstverhältnis stand oder zu den Bettlern und Vaga- 
bunden gerechnet wurde, war ebenso wie alle Personen weiblichen Geschlechts von 
den Beratungen ausgeschlossen. Für Paris galten weitere Beschränkungen. '? Soweit 
sich ermitteln ließ, hat sich etwa ein Drittel derjenigen erwachsenen Männer, die das 
Recht dazu hatten, an den Beratungen und an den Wahlen lokaler Vertreter für diere- 
gionalen Wahlversammlungen beteiligt. Überwiegend wurden von diesen Versamm- 
lungen nur sehr konkrete, Einzelheiten lokaler Herrschaftspraxis betreffende, Forde- 
rungen erhoben. An eine regelrechte Umwälzung ihrer Lebensbedingungen wagten 
zumal die Bauern kaum zu denken, jedenfalls nicht öffentlich. Zwar blieben die 
Kampagne für eine Verdopplung der Repräsentanz des dritten Standes'? sowie die 
Formulierung und die Verbreitung von Muster-Beschwerdeheften nicht ohne Wir- 
kung. Dennoch ist jenen Historikern zuzustimmen, die darauf beharren, den cahiers 
de doleances sei keine akut revolutionäre Situation zu entnehmen.'* 

Wie also wurde aus der (in diesem Aufsatz nicht diskutierten!) strukturellen Möglich- 
keit der Revolution ihre historische Realität? Taylor (1973) und Furet (1980, S. 52- 
57) sind überzeugt, die Erklärung sei im Prozeß der Auswahl und gleichzeitigen Ra- 
dikalisierung einer politischen Elite zu suchen. In den lokalen und den darauffolgen- 
den regionalen Wahlen habe sich eine politische Führungsschicht gegenseitig selbst 
aufgeklärt und für die Aufgabe, das Königreich zu liberalisieren, ausgebildet. Tat- 
sächlich ist es kaum denkbar, daß sich eine Ständeversammlung dem - in der tra- 
ditionell eindrucksvollen Form der seance royale erteilten — königlichen Befehl, die 
Versammlung aufzulösen, widersetzt hätte, wenn die Kampagne um die Vertretungs- 
strukturen und die »Revolutionsseminare« (Taylor) der Versammlungen nicht vor- 
ausgegangen wären. Wie begrenzt ihre Ziele damals im einzelnen auch noch waren, 
der Mut jener Delegierten, die sich dem König widersetzten, war eine politische 
Voraussetzung für die Entstehung der revolutionären Öffentlichkeit. Dieser Mut ent- 
stand aus dem Augenblick, war aber auch das Produkt vorausgegangener Diskurse. 
Diese politische Elite, der die Kritiker späterer Phasen der Revolution so gerne das 
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Verdienst zuschreiben, durch die Kraft ihrer Argumente eine friedliche Umwälzung 
der Verhältnisse bewirkt zu haben, hat die Umwandlung einer Herrschaftsöffentlich- 
keit der Krone in das Sprachrohr der Nation jedoch beileibe nicht unter sich aus- 
gemacht. Die Beteiligung einer breiten Öffentlichkeit am Prozeß der Politik begann 
nicht erst mit den sogenannten journees, die gemeinhin als Eintritt des Volkes in die 
Revolution behandelt werden." 


4. Redekunst und wunde Hacken: Zu den Bedingungen 
der friedlichen Revolution 


Tag für Tag war bei den Beratungen in Versailles eine große Menge Volks anwesend. 
Da waren viele, die am Ort (und also zumeist vom Hofe) lebten. Die anderen aber ka- 
men täglıch aus Paris, manche in Kutschen, die meisten aber zu Fuß und höchstwahr- 
scheinlich in Schuhen, die für solche politischen Wanderungen nicht eben gut geeig- 
net waren. Fast alle mußten auf Schlafverzichten, viele auch aufihren Tagesverdienst. 
Die Öffentlichkeit der Versammlungen war kein bloßes Publikum (im heutigen pas- 
siven Sinne des Wortes), sondern sie war ein Element des sozialen Zusammenhangs, 
in dem die Delegierten ihre Argumente entwickelten. Das Erlebnis einer präsenten 
und agierenden »öffentlichen Meinung« ist eine Strukturvoraussetzung der Möglich- 
keit, bislang unerhörte Gedanken auszusprechen, wenn nicht sogar das erste Mal zu 
denken.‘ Das heißt aber, daß auch die Delegierten nicht mehr einfach Träger der- 
Jjenigen Interessen waren, die sie und ihre Wähler Monate und Wochen vorher als die 
ihren erkannten. Hätten die Delegierten ganz nüchtern ihre materiellen Interessen ab- 
gewogen, der Angriff auf die Grundfesten bisheriger Legalität, in der Sprache der Re- 
volution: »Abschaffung des Feudalismus« geheißen, wäre in der Nacht vom 4. aufden 
5. August 1789 wohl kaum beschlossen worden. Der briefliche Anpfiff, den der De- 
legierte von Clermont-Ferrand kurz nach diesem Beschluß vom Beauftragten des dor- 
tigen Municipalausschusses erhielt, weil er an der Abschaffung der Taubenschläge 
und anderer Einkommensmöglichkeiten seiner Mitbürger mitgewirkt hatte, illustriert 
diesen Zusammenhang.’ Vermutlich hatte Gaultier von Biauzat in dieser aufregen- 
den Nacht die Taubenschläge ganz einfach vergessen. Vielleicht hat er sich ihrer auch 
erinnert, sie nach der flammenden Rede von Mirabeau aber nicht mehr der Einrede 
für wert befunden. 

Francois Furet und Denis Richet (1968, S. 106; 204) vertreten eine Interpretation der 
Revolution, in welcher der überwiegend gewaltfreie Charakter der Aktionen des 
Jahres 1789 auf die von einer aufgeklärten Elite getragenen liberalen Zielsetzungen 
zurückgeführt wird. Dieses Argument unterschlägt die spezifischen sozialen Voraus- 
setzungen der Gewaltfreiheit. Es war nämlich der Zustand der königlichen Armee 
derart, daß am 16. Juli 1789 der Kriegsrat dem König davon abriet, die um Versailles 
und Paris vorsorglich zusammengezogenen Regimenter einzusetzen. Ob die Angehö- 
rigen dieser Regimenter im Juli 1789 wirklich gemeutert hätten, ist schwer zu sagen."® 
Entscheidend ist, daß die soziale Distanz zwischen Offizieren und Soldaten die Ein- 
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schätzung ihres Verhaltens unmöglich machte. Diese soziale Binnenstruktur der fran- 
zösischen Armee war zustandegekommen, weil die allermeisten Offiziere ihre Amter 
zur Bestätigung ihres Adelsrangs und zur Aufbesserung ihrer Einkünfte erworben 
hatten und sich kaum je bei ihren Regimentern aufhielten. Nicht nur für die Entwick- 
lungen in Versailles und Paris war der Zustand der Armee von entscheidender Be- 
deutung. Vielmehr wurden die Bauernrevolten und Brotunruhen, deren es in den Jah- 
ren zuvor ebensoviele und teilweise umfangreichere gegeben hatte’, erst dadurch 
zum Bestandteil der »Revolution auf dem Lande«, daß die Regimenter kaum noch zu 
ihrer Niederschlagung eingesetzt werden konnten. Viele Soldaten desertierten, ver- 
einzelt kam es auch zur Weigerung, aufRevoltierende zu schießen. Nur weil die Kro- 
ne die faktische Verfügung über ihren militärischen Gewaltapparat im Sommer 1789 
weitgehend eingebüßt hatte, konnte der »revolutionäre Stil der Politik«?° im wesent- 
lichen durch Reden zustandegebracht werden. Einzelne Soldaten waren jedoch auch 
unmittelbar an der Herstellung einer revolutioären Öffentlichkeit beteiligt. So etwa, 
als sie dem Befehl, die Öffentlichkeit von den Beratungen der Nationalversammlung 
fernzuhalten, nicht Folge leisteten. 

Im Verlaufdes Ancien Regime hatten sich die Offentlichkeiten der Wohlhabenden und 
Gebildeten in Abgrenzung von ÖOffentlichkeiten des niederen Volkes konstituiert. 
Spontane — genauer: zeremoniell nicht regulierte — Präsenzöffentlichkeiten waren 
dadurch der Tendenz nach zu einem für das niedere Volk charakteristischen Typus von 
Öffentlichkeit geworden. Im revolutionären Ereignis verschmolzen beide Typen der 
Öffentlichkeit. Die revolutionäre Öffentlichkeit war sowohl literarisch als auch prä- 
sent. Öffentliche Meinung kam in Schriften und Reden, in Liedern und im Lachen und 
auch im Laufen und im geduldigen Beieinanderstehen zum Ausdruck. Wir müssen 
uns hier beschränken. Zumindest eine Beschreibung sei dennoch eingefügt. Am 11. 
August 1789 schrieb ein englischer Reisender, Dr. Rigby, an seine Familie: 

»Bald nach unserer Ankunft in Paris fanden wir heraus, daß das Palais Royal, ein großes Viereck, das der 
Herzog von Orl&ans in letzter Zeit gebaut hat, der Platz war, wo jede politische Nachricht und Auskunft 
zu bekommen war; denn hier versammelten sich alle Personen, die in dem großen politischen Drama eine 
Rolle spielten — hier wurden politische Fragen zuerst diskutiert — und volkstümliche Entschlüsse gefaßt 
und Vorkehrungen getroffen; hier auch liefen die ersten Mitteilungen von der Nationalversammlung, die 
ihre Sitzungen in Versailles, 12 Meilen von Paris, abhält, ein, und hier waren die im Druck erschienenen 
Verhandlungen der Versammlung zuerst zu haben. Schließlich kamen hier auch Zeitungen von einer in 
der Monarchie bisher unbekannten Art ans Licht; hier wurden die mannigfachen Druckschriften über die 
verschiedenen politischen Gegenstände, die Tag um Tag von allen Seiten herausgegeben wurden, zuerst 
gelesen. Auf diesen Platz war unsere Aufmerksamkeit am meisten gerichtet, und um uns in Stand zu 
setzen, häufig Zeugen dieser Vorgänge zu sein, zogen wir in ein in der Nähe gelegenes Hotel. Wir standen 
früh am Morgen auf und fanden das Palais Royal zu einer Stunde, wo selbst in London die Straßen leer 
gewesen wären, gesteckt voll. Die Franzosen haben überall die Gewohnheit, sehr früh aufzustehen. Wir 
fanden das in Calais und bemerkten es besonders in Lille. Aber ihr frühes Aufstehen in Paris hattenunnoch 
einen besonderen Grund. Die Verhandlungen der Nationalversammlung und die verschiedenen Vorgänge 
des vorhergehenden Tages und Abends wurden in der Nacht gedruckt und erschienen bei Tagesanbruch, 
und so verbreitete sich mit dem Herabfluten des Himmelslichts Kunde der interessantesten Art; und da 
das Palais Royal das Zentrum der Mitteilung war, wurde es infolgedessen beim ersten Tagesanbruch 
gesteckt voll. Es war besonders interessant, in diesem Augenblick den Eindruck auf die Menge zu 


beobachten, den Eifer der Menge zu sehen, sich diese Blätter zu schaffen, und die verschiedenen 
Diskussionen zu hören, die sofort zwischen den verschiedenen Klassen stattfanden, aus denen sich die 
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Menge zusammensetzte, und die in viele bunte Gruppen geteilt waren, von denen jede einen oder zwei 
Redner hatte. Die Adresse der Nationalversammlung an den König war gerade verlesen worden, als wir 
den Platz betraten, und ebenso die lebhafte Debatte über die Antwort des Königs, Mirabeau war in beiden 
Verhandlungen hervorgetreten, besonders in der letzteren; der ganze Platz widerhallte von seinem Preis, 
und der wärmste Tribut des Beifalls wurde der Versammlung für ihre Festigkeit gespendet (zit. in 
Landauer 1961, S. 100). 

Die revolutionäre Öffentlichkeit wurde zu einem neuen sozialen Milieu. Die Erfah- 
rungen, die Menschen in diesem Milieu machten, wurden zu sozialen Voraussetzun- 
gen für die Konstitution von Interessen. Doch ist vor Mißverständnissen zu warnen. 
An der Herstellung revolutionärer Öffentlichkeiten waren zwar Angehörige aller 
Schichten des dritten und teilweise auch Angehörige der ersten und des zweiten Stan- 
des beteiligt. Aber auch in den Formen revolutionärer Präsenzöffentlichkeit standen, 
wie Rigby berichtete, die »verschiedenen Klassen« häufig gesondert beieinander. 
Handelte es sich dabei noch um spontane, den vorläufig unerschütterten Selbstver- 
ständlichkeiten des Lebens folgende, Sonderungen, so entwickelten die Besserge- 
stellten unter den Revolutionären andererseits von Anfang an auch ein strategisches 
Verhältnis zur revolutionären Öffentlichkeit. Die Französische Revolution bestätigt 
damit nur einmal mehr, daß es im historischen Konstitutionsprozeß bürgerlicher 
Öffentlichkeiten jene — von Habermas unterstellte?! - Phase emanzipatorischer Un- 
schuld nie gegeben hat. Bürgerliche Öffentlichkeit konstituierte sich von Anfang an 
in Abgrenzung gegen das niedere Volk. Selbst in der revolutionären Praxis ist dieser 
politische Inhalt bürgerlicher Öffentlichkeit lange vor allem Strukturwandel präsent. 
Von Anfang an ging es nicht nur um die Beseitigung der alten Ordnung, sondern auch 
darum, der öffentlich praktizierten Vernunft Grenzen zu setzen. Bereits eine Woche 
nach dem Sturm auf die Bastille empfahl die Versammlung der Bürger des Distrikts 
Premontre Vätern, Kaufleuten und Handwerksmeistern, die »gefährliche Neugierde« 
derer, die ihrer Autorität unterstellt waren, zu unterbinden (Rose 1983, S. 55). Am 26. 
Juli wurde eine Verordnung erlassen, daß Arbeiter sowie Tagelöhner ohne festen 
Wohnsitz und auch diejenigen, »auf deren Arbeit die Gesellschaft nicht verzichten 
kann«, nicht mehr in die Nationalgarde aufgenommen werden sollten. Zwanzig Pa- 
riser Distrikte protestierten -ohne Erfolg. Obwohl die Distrikte diese Regelung unter- 
schiedlich auslegten, veränderte sich insgesamt die soziale Zusammensetzung der 
Nationalgarde (Reinhard 1971, S. 140). Ihre Regimenter waren geschaffen worden, 
um die politische Autonomie der revolutionären Gremien gegen mögliche Versuche, 
die alten Verhältnisse gewaltsam wiederherzustellen, zu verteidigen. Sehr schnell 
wurden sie aber auch zu einem Instrument eines Teils der revolutionären Öffentlich- 
keit, welches den Schutz des Eigentums gewährleisten und mögliche Weiterungen der 
Umwälzung verhindern sollte. Zu diesem Zweck wurde versucht, den Einfluß der Pa- 
riser Distrikte auf die Nationalgarden zu beschränken. Nach langen, heftigen Ausein- 
andersetzungen gelang dies im Juni 1790 durch die verwaltungsmäßige Zusammen- 
fassung mehrerer Distrikte zu Sektionen. Ab Dezember 1790 wurden nur noch 
»Aktivbürger« zur Nationalgarde zugelassen, die ärmeren Schichten also ausge- 
schlossen. Als- am 17. Juli 1791 die Nationalgarde auf eine Menge feuerte, die das 
Ende der Monarchie verlangte, war die Umwandlung des bewaffneten Ausdrucks der 
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revolutionären Öffentlichkeit in ein Instrument zur Sicherung der inzwischen 
etablierten politischen und sozialen Hegemonie über diese Öffentlichkeit vollzogen. 
Maurice Agulhon (1968/1984) hat vorgeschlagen, die revolutionäre Öffentlichkeit 
anhand ihrer verschiedenen Gesellungsformen zu analysieren. Der hier unterbreitete 
Begriff der Bewegungsform ist insofern weiter, als derjenige der sociabilite, als er 
Denkformen und soziale Praxis (einschließlich der Strategien des Ausschlusses) be- 
grifflich zusammenfaßt und sich auch auf die rechtlichen, administrativen und son- 
stigen institutionellen Regulierungen bezieht. Zur Bewegungsform der Öffentlich- 
keit gehören aber auch ihre Symbole und — gelegentlich - ihre Behausungen. Als die 
Nationalversammlung 1791 in die Tuilerien umzog, diente die architektonische Form 
dem Ziel, das niedere Volk zum (eher passiven) Publikum der Politik zu machen. 
Denn die Tribünen waren so weit weg, daß die Redner kaum verstanden und den De- 
batten nur mit großer Mühe gefolgt werden konnte. Für bessere Herrschaften und Zei- 
tungsleute waren günstigere Plätze vorgesehen. Robespierre wies in seiner Rede vom 
10. Mai 1791 (1971, S.425 f.) darauf hin, daß es durch diese baulichen Maßnahmen 
gelungen sei, die Öffentlichkeit zwar zuzulassen, sie faktisch aber dennoch auszu- 
schließen. Die Veränderungen des sozialen Milieus, in dem die Nationalversammlung 
Beschlüsse faßte, hatten materielle Gestalt angenommen. 


5. Der Souverän petitioniert 


Im Ansturm einer erneut revolutionären Öffentlichkeit zerbrach im August und 
September 1792 die besitzbürgerliche Hegemonie über den politischen Diskurs. Un- 
ter den Bedingungen der militärischen Bedrohung durch äußere und innere Feinde 
ließen sich die Regulierungen der politischen Öffentlichkeit, die eine Beschränkung 
der Revolution sichern sollten, nicht länger aufrechterhalten.” Im Jahr I, dessen Be- 
ginn der Konvent auf den 22.9.1792, den ersten Tag nach dem Beschluß zur Ab- 
schaffung der Monarchie zurückdatierte, und auch noch in den ersten Dekaden des 
Jahres I war — wenn auch beileibe nicht unangefochten — eine grundlegend andere 
Praxis politischen Diskurses dominant. Erster Augenschein Könnte vermuten lassen, 
es sei eine Neuauflage der revolutionären Öffentlichkeit des Jahres 1789. Tatsächlich 
wurden im August und September 1792 spontane Präsenzöffentlichkeiten zu kollek- 
tiven Akteuren. Während es sich 1789 aber noch darum gehandelt hatte, die Öffent- 
lichkeit als Bewegungsform der Gesellschaft und damit als Legitimationsinstanz für 
Politik zu etablieren, wurden 1792 die politisch dominanten /rhalte des politischen 
Diskurses und die Formen, in denen sich diese Dominanz reproduzierte, angegriffen. 
Deshalb wurden die bisherigen Strukturen der Öffentlichkeit auch keineswegs durch 
bloße Spontaneität, sondern im Gegenteil durch alternative Formen der Organisation 
des politischen Diskurses ersetzt. Die neue, für eine kurze Zeit dominante, Öffentlich- 
keitsstrategie läßt sich — der Deutlichkeit halber — auf einen einzigen kurzen Nenner 
bringen: sie revolutionierte den Charakter von Petitionen. 

Im Ancien Regime waren Petitionen Bittgesuche, die sich an die Besitzer personaler 
Herrschaft oder ihre Vertreter richteten, sie in diesem Akt gleichzeitig — im Prinzip 
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zumindest - in ihrer Position bestätigend. Einen derartigen Charakter hatten Petitio- 
nen, zumal für Bauern, auch nach 1789. Wenn Dorfbewohner die Nationalversamm- 
lung darüber informierten, daß die gesetzlichen Ausführungsbestimmungen der »Ab- 
schaffung des Feudalismus» nicht zur Verbesserung ihrer Lebensbedingungen taug- 
ten, so mußten sie nur allzu schnell erkennen, daß — zusammen mit den Bedingungen 
ihrer materiellen Reproduktion — auch ihr Ausschluß aus dem politischen Diskurs 
weitgehend unverändert bestehen bleiben sollte. Erneut sahen sie sich zurückgewor- 
fen auf Petitionen an eine Obrigkeit und auf revoltierendes Verhalten. Erst als im 
Sommer 1790 und im darauffolgenden Winter (vor allem in Teilen der Bretagne und 
im Lot) Bauern revoltierten und Burgen in Brand setzten — wobei lokale Abteilungen 
der Nationalgarde, sei es, daß sie sich ohnehin aus Aufständischen zusammensetzten, 
sei es, daß sie diese zumindest passiv unterstützten, nicht einzusetzen waren -—, ent- 
sandte die Nationalversammlung Vertreter, damit sie die Bauern mit Reden besänf- 
tigten. Gegen die Ausbeutungsstrategien lokaler Grundherren, bürgerlicher ebenso 
wie adliger, nutzte das wenig, und die Gesetze, die diesen Strategien (Jones 1988, 4. 
Kap.) zugute kamen, wurden nicht verändert. Für viele Bauern manifestierte sich die 
Nationalversammlung als ein Gremium, in dem ihre eigenen Interessen nicht nur 
nicht vertreten waren, sondern auch kein Gehör fanden. Im Herbst 1792 wurde die 
Petition aus einem Bittgesuch zu einer Form des sozialen Verkehrs zwischen Staats- 
bürgern umgewandelt. Sie diente nun dazu, die Institutionen der politischen Öffent- 
lichkeit über die Ansprüche selbstbewußter Bürgerinnen und Bürger zu informieren”, 
Gleichzeitig waren Petitionen das Mittel, in dem die fortbestehenden sozialen und 
geschlechtlichen Beschränkungen der Partizipation am institutionalisierten politi- 
schen Diskurs — zumindest partiell — außer Kraft gesetzt wurden. Es handelte sich, 
kurz, um die regulierte Form, in welcher der Anspruch, daß jedes Interesse die Chance 
haben müsse, sich vor dem Richterstuhl der öffentlichen Vernunft legitimieren zu 
können, zum Ausdruck gebracht wurde. 

Das waren nicht demütige Untertanen, die petitionierten, sondern es war der Souve- 
rän, der sich in Petitionen mitteilte. Petitionen von Volksgesellschaften und Jakobi- 
nerclubs waren die Funktionsformen einer direkten Demokratie. Es gab Massenpe- 
titionen von großen Versammlungen und Petitionen einzelner Arbeiter und Arbeite- 
rinnen, die (von den Verwaltungs- und Regierungsinstitutionen) eine Lösung von 
Arbeitskonflikten erwarteten. Diese Verwaltungsform des »Petitionierens«?* wirkte 
ansteckend. So haben sich auch Frauen auf diesem Weg selbstbewußt Gehör ver- 
schafft. Obwohl ihnen auch im Jahr II der Revolution nicht mehr zugestanden wurde 
als der Status eines bürgerlichen Rechtssubjekts und sie vom Status einer Staatsbür- 
gerin rechtlich nicht mehr erhielten als den Namen, verhielt sich manch eine dieser 
citoyennes, als wäre sie berechtigt, sich frei und gleich am politischen Diskurs zu be- 
teiligen. So wandten sich beispielsweise die Arbeiterinnen der städtischen Spinnma- 
nufaktur an die societes populaires der Sektionen Marat und des Chalier, damit diese 
ihnen gegen die städtischen Beamten beistünden, die ihren Lohn zu kürzen beabsich- 
tigten. Als »sehr konterrevolutionär« bezeichneten die Arbeiterinnen derartige Pläne 
(Godineau 1986, S. 99). 
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Im Verlauf der Französischen Revolution gab es eine Zeit, in der sich, wenn auch 
immer nur für einen Teil der Bevölkerung?, die Sicht der Weltund des eigenen Lebens 
durch die Beteiligung an einer kollektiven Praxis der Emanzipation veränderte. Die 
politische Voraussetzung dieser Erfahrungen war die Realität konterrevolutionärer 
Bedrohung. In dieser Situtation nämlich wurde die Öffentlichkeit aus einer Legitima- 
tionsinstanz für politische Entscheidungen zum Handlungsorgan für die Verteidigung 
der Revolution. Mehr oder minder spontane, in der Verfassung von 1791 jedenfalls 
nicht vorgesehene, Bürgervereinigungen übernahmen Funktionen der Regierung und 
gleichzeitig wurde die Armee aus einem Instrument der Politik in eine Institution zur 
Bestimmung und Praxis vonPolitik. Letzteres war, das wird späternoch deutlich wer- 
den, die machtpolitische Strukturvoraussetzung für die Utopie der direkten Demo- 
kratie. Getragen wurde die Praxis einer Bestimmung der Politik durch öffentliche 
Diskurse von Jakobinern und Sansculotten. Eine Zeitlang sah es so aus, als sollten die 
politischen Radikalen aus dem oberen mit den Aktivisten aus dem unteren Mittelstand 
zu einer einzigen politischen Bewegung verschmelzen. Denn die Montagnards (die 
Bergpartei) im Konvent stützten sich auf die Volksbewegung; die Mitgliedschaft und 
die Verfahrensweise in den Jakobinerclubs, in denen sich seit 1789 (damals praktisch 
noch gemäßigte) Radikale zu politischen Debatten zusammengefunden hatten, wur- 
den demokratisiert; Tausende neuer Clubs und Volksgesellschaften wurden nach dem 
August 1792 in großen und kleinen Städten und — vor allem im Süden - sogar in Dör- 
fern gegründet.”° Manche dieser Vereinigungen hatten nicht mehr als eine Handvoll 
Mitglieder. Dennoch war die Öffentlichkeit dieser Bürgergesellschaften noch sehr 
viel größer als selbst die Zahl von (annähernd) 26000 vermuten ließe (Mousnier 1969, 
S. 121). Denn die Debatten waren öffentlich und Bauern haben das Spektakel der 
Streitgespräche offensichlich ebenso in den Verlauf einer Fahrt in die nahegelegene 
Stadt eingeplant wie den Viehhandel und einen Besuch im Wirtshaus (Gervais 1986, 
S.428). Die Clubs und Volksgesellschaften dienten Agitatoren zur politischen Propa- 
ganda, sie übernahmen aber auch selbst die Verteilung von Schriften und die Organi- 
sation von Ansprachen in Dörfern und in der Armee. Sie propagierten und organisier- 
ten die Aushebung von Freiwilligen, und sie propagierten und erzwangen die Durch- 
führung der Dechristianisierung. 

Im Frühjahr 1793 wurde die Bedeutung, welche die Bürgervereinigungen für die Re- 
gierung des Landes gewonnen hatten, dadurch anerkannt, daß beschlossen wurde, ih- 
nen fortan das Bulletin de la Convention kostenlos zukommen zu lassen (Boutrier/ 
Boutry 1988, S. 379). Darüber hinaus gewährte die Regierung finanzielle Unterstüt- 
zung für Publikationen, die auch wenig zahlungskräftiges Publikum erreichen sollten. 
Die Strukturbedeutung der marktförmigen Organisation von literarischen Öffentlich- 
keiten, die bei formaler Freiheit der Presse die Veröffentlichung bestimmter Inhalte 
faktisch ebenso erschwert wie die Teilnahme zwar lesefähiger, aber unbemittelter Le- 
ser an dieser Öffentlichkeit, wurde in dieser Phase der Revolution reduziert. Auchdie- 
se Aufhebung der sozialen Trennung zwischen literarischer Öffentlichkeit und Prä- 
senzöffentlichkeit war eine der Voraussetzungen für die Vorstellung von der Einheit 
der Volksbewegung. In der nationalen Legende Frankreichs wirkt diese Vorstellung 
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bis heute nach: Das für Frankreich spezifische Konzept der Nation erwuchs aus dem 
Kampf gegen die Konterrevolution. Inhaltlich wurde es zwar bereits in den napoleo- 
nischen Kriegen gründlich verändert, aber die Zusammenfassung der Kritik am alten 
System (wie sie für die Entstehung des Konzeptes der Nation auch in anderen Gesell- 
schaften des Ancien Regime charakteristisch ist) vermischte sich Frankreich mit den 
Erfahrungen einer möglichen demokratischen Praxis. In der Entwicklung bürgerli- 
cher Gesellschaften erwies sich das Konzept der Nation als eine Illusion der Einheit. 
Als jedoch am 20. September 1792 die kaum ausgebildeten Freiwilligen und die Sol- 
daten derregulären Armee die Parole »vive la nation« untereinander weitergaben und 
danach - zeitgenössischen Berichten zufolge-keiner von ihnen vorder Kanonade der 
preußischen Infanterie zurückwich, da verteidigten sie noch ihre Erfahrung einer 
möglichen Veränderung der Welt zum Besseren. Sie ist auch in den Namen der Re- 
publik mit eingegangen. Als »Marianne« wurde sie, wie Maurice Agulhon (1979, 1. 
Kap.) ermittelt hat, zuerst von Konterrevolutionären bezeichnet. Denn Marianne, das 
war ein Name, auf den fast ausschließlich Mädchen der niederen Stände getauft wur- 
den. Entsprechend wurde dieser Name auch in Romanen benutzt, um damit den nie- 
deren Stand einer Frauensperson anzuzeigen. Indem Konterrevolutionäre versuch- 
ten, die Republik als eine Angelegenheit des Pöbels verächtlich zu machen, decouv- 
rierten sie eigenen sozialen Dünkel. Indem sich die Verteidiger der Republik ihrerseits 
des Schimpfwortes bedienten, hinterließen sie eine Spur ihrer Begeisterung. Sie 
rühmten sich dieser »Marianne«, viele mit dem Einsatz ihres Lebens. Im Symbol des 
Namens Marianne kommt die vorübergehende Harmonie der Sansculotten über die 
öffentlichen Diskurse zum Ausdruck. Die Radikalisierung mancher Handwerker, 
Kleinhändler, Manufakturarbeiter und Bauern ist zwar durch die Agitation jakobini- 
scher (Bildungs-)Bürger vorbereitet und gefördert worden. Während sich diese so- 
ziale Gruppe gegenüber den Militanten aus den unteren Volksklassen jedoch (soweit 
sich das ermitteln läßt) das politisch-pädagogische Verhältnis einer Avantgarde zu er- 
halten suchte, entwickelten die Sansculotten sowohl eigene Formen als auch eigene 
Strategien des öffentlichen Diskurses. 

Jakobiner ebenso wie Sansculotten erstrebten eine möglichst vollständige Politisie- 
rung der Gesellschaft. Sie galt ihnen als Voraussetzung für die Verteidigung der Re- 
publik. Die Formen der direkten Demokratie, die Propaganda in Reden und Pam- 
phleten waren für beide Trägergruppen charakteristisch. Unterschiede zeigten sich 
vor allem darin, daß Sansculotten es für möglich und notwendig erachteten, den 
Prozeß der Politisierung durch eine Praxis der Verhaltensänderung abzukürzen.?’ Sie 
versuchten, mit anderen Worten, den Habitus von citoyens und citoyennes zu 
verbreiten, auf daß aus dieser Übereinstimmung der Verhaltensmuster die Einheit der 
Politik erwachse. Wenn die Aktivisten der Sansculotten sich selbst durch ihre 
Kleidung als Vorkämpfer der Gleichheit kenntlich machten, wenn sie in den Straßen 
besser Gewandete ebenso wıe Priester im Habit verfolgten oder im Winter 1793 
durchsetzten, daß von Bäckern nur noch eine einzige Brotsorte, das »Brot der 
Gleichheit« gebacken wurde, so praktizierten sie eine Diktatur, welche die Gleichheit 
der Staatsbürger erzwingen sollte. Gleichzeitig erweiterten sie dadurch den (geogra- 
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phischen) Raum des politischen Diskurses. Straßen und Plätze waren ebenso wie die 
Versammlungsräume der Volksgesellschaften, der Sektionen und des Konvents 
Bühnen der Politik. Die Sansculotten machten die Öffentlichkeit zum Kontrollinstru- 
ment der Gesellschaft über sich selbst. Während der kurzen Zeit, in der sie die 
öffentlichen Diskurse dominierten, war die Öffentlichkeit aber gleichzeitig auch das 
Subjekt der Politik. Im Verlauf der jakobinischen Diktatur verlor sie diese Position. 
Der Zeitpunkt dieser Veränderung läßt sich nicht datieren. Denn bis zum Ende der 
jakobinischen Diktatur blieben militante Sansculotten ihre Träger. Sie setzten ihre 
(vergleichweise autonome) Praxis der Verhaltenskontrolle fort und akzeptierten die 
regierungsoffizielle Entlarvung von »Verrätern«. Vor allem aber gelang es dem 
Revolutionstribunal, zahlreiche Militante davon zu überzeugen, daß - angesichts der 
Größe der Gefahr — die Formen der direkten Demokratie keine ausreichende Gewähr 
für einen wirksamen Schutz der Revolution böten. Für diese Aktivisten blieb die 
Regierung das Instrument ihres politischen Willens. Gegen Ende der Diktatur 
war diese Überzeugung aber kaum noch in politischer Praxis begründet und insoweit 
zur politischen »Othodoxie« (R. C. Cobb) geworden. Im Winter 1792/1793 be- 
herrschten militante Sansculotten und Jakobiner die politischen Diskurse in weit- 
gehender Übereinstimmung. Danach wurden die Sansculotten und mit ihnen 
die Volksgesellschaften mehr und mehr zu Hilfsorganen der Regierung. Die Anzei- 
chen für diese Veränderung sind zahlreich. Hier sind nur exemplarische Hinweise 
möglich. 

Miteinem Gesetz vom 9. September 1793 wurde die »Permanenz der Sektionen« von 
Paris untersagt. Fortan sollten sie sich nur noch zweimal die Woche versammeln. 
Gleichzeitig wurde denjenigen, die sich den Verdienstausfall schlecht leisten konn- 
ten, ein Sitzungsgeld von 40 sous zugesprochen. Es war ein meisterhafter Streich. 
Denn die Einführung des Sitzungsgeldes erweckte den Eindruck, es gehe um die 
Partizipationsmöglichkeiten für ärmere (und vermutet: radikalere) Sansculotten. Tat- 
sächlich war es aber in der Zeit der täglichen Versammlungen sehr häufig einer klei- 
nen Gruppe von Radikalen gelungen, die Diskussion in den Sektionen derart unter 
ihre Kontrolle zu bringen, daß die Vertreter gemäßigter Auffassungen es vorzogen, 
fernzubleiben. In den Auseinandersetzungen über Ansprüche auf das Sitzungsgeld 
kam es jetzt zur Diskriminierung der »40 sous Patrioten«. Die dadurch entstandene 
Spaltung der Sansculotten verringerte die politische Durchsetzungsfähigkeit der ra- 
dikalen Basis (vgl. Burstin 1983). Dennoch gründeten sich im Herbst 1793 zahlreiche 
neue Volksgesellschaften, die sich zum Ziel setzten, durch ihre Debatten und Ak- 
tionen, die Aufhebung der »Permanenz« auszugleichen. Viele von diesen lösten sich 
aber selbst auf - oder sie verzichteten (vorübergehend, wie sie meinten) auf Zusam- 
menkünfte, als nach der Verhaftung der Hebertistes im März 1794 politisch Gemäßig- 
te in öffentlichen Debatten die Regierung zu kritisieren wagten. Die Beschränkung 
der Meinungs- und Versammlungsfreiheit erschien vielen Militanten unter dieser Be- 
dingung in einem solchen Maße gerechtfertigt, daß sie lieber auch für sich selbst auf 
diese Freiheiten verzichten wollten, bevor sie dazu beitrügen, den Feinden der Re- 
volution eine Plattform zu verschaffen (Monnier 1987). 
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Im Frühjahr 1794 wurde das Schaffott, auf dem in Paris die Guillotine in Betrieb 
gesetzt wurde, mehrfach verlagert, zuletzt zur Barriere du Tröne reverse. Diese 
Entfernung der Tötungsmaschine aus dem räumlichen Zentrum der hauptstädtischen 
Öffentlichkeit symbolisiert, daß das Spektakel des Terrors damals den Charakter 
eines Festes der Revolution eingebüßt hatte. Zwar kamen nach wie vor Zuschauer. 
Schließlich wurde auf dem langen Weg zum Schaffott ein Drama zur Aufführung 
gebracht, in dem die Hauptdarsteller die ihnen zugewiesene Rolle immer nur ein 
einziges Mal spielten. Aber die Hinrichtung von wirklichen oder vermeintlichen 
Feinden der Revolution war im Sommer 1794 endgültig zu einem Regierungsakt 
geworden, bürokratisch vorbereitet und manufakturmäßig zum Abschluß gebracht 
(Arras 1988, S. 121-133). . 

In jeder Phase der Revolution nahmen die hegemonialen Inhalte des politischen Dis- 
kurses im Schauspiel von Festen einprägsame Gestalt an.?® Das Fest des höchsten We- 
sens, dasam 20. Prairialdes Jahres Il (8. Juni 1794) veranstaltet wurde, war Ausdruck 
der inzwischen vollzogenen Umwandlung des Verhältnisses von politischer Öffent- 
lichkeit und Regierung. Der Wille des Volkes sollte auch weiterhin die Politik be- 
stimmen, aber nicht so, wie er— höchst unvollkommen - von Gliedern desselben ge- 
äußert, sondern so, wie er von den Instanzen der Diktatur interpretiert wurde. Die Not- 
wendigkeit zur Begrenzung der Reichweite des vernünftigen Diskurses ist darin 
angelegt. Dem entsprach die - vor. allem von Robespierre betriebene - feierliche In- 
szenierung einer Ideologie, die ein »religiöses Gefühl« erzeugen sollte, auf daß sich 
den Menschen die Vorstellung einpräge, es gäbe eine Macht, die über ihnen stehe und 
die Vorschriften der Moral sanktioniere.”” 


Von den Piken zum livref? 


Mit dem Sturz der Robespierristen am 9. Thermidor des Jahres II (27. Juli 1794) 
wurde der empirische Wille des Volkes programmatisch wieder in seine Rechte 
eingesetzt. Damit die Manifestationen dieses Willens jedoch nicht von den politi- 
schen und sozialen Zielen der Thermodorianer abwichen, galtes, die 1792 verloren- 
gegangene »besitzbürgerliche« Hegemonie über den politischen Diskurs zurückzu- 
gewinnen. Mit einer Veränderung der politischen Institutionen war dieses Ziel — 
angesichts der zwischenzeitlichen Politisierung öffentlicher Diskurse - nicht getan. 
Für den erfolgreichen Sturz der Robespierristen gab es machtpolitische Vorausset- 
zungen: die Veränderung der militärischen Lage und die Auflösung der Revolutions- 
armeen. (Letztere waren zur Niederschlagung konterrevolutionärer Aufstände im 
Innern und zur Durchsetzung der Kriegswirtschaftspolitik gegen widerständige 
Bauern eingesetzt worden.) Bevor der Sieg der Thermidorianer als gesichert gelten 
konnte, mußten aber erst noch die sozialen Formen des bislang hegemonialen 
öffentlichen Diskurses zerstört werden. Teilweise geschah dies unmittelbar und 
spontan. Als die bisherigen Repressionsstrategien wegfielen, kam es zu wütenden 
Verhöhnungen von Symbolen der Revolution, wie etwa den Marat-Büsten (Bowman 
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1977, S. 171 f.). In diesen Racheakten wurde auch eine Öffentlichkeitsstrategie 
kritisiert, die darauf gezielt hatte, den gesamten öffentlichen Raum zur Bühne für die 
Darstellung der Freiheit zu machen. In der exzessiven Frivolität der Bälle, die 
Aristrokaten und reiche Stadtbürger veranstalteten, feierten diese ihr Überleben. Die 
Art und Weise dieser Feste machte aber auch öffentlich, daß die Reichen und 
Vornehmen gewillt waren, fortan über ihre Verhaltensmuster wieder selbst zu bestim- 
men. Mit ihrer Mode, ihren Gelagen und Spottliedern sprachen sie dem Verhaltens- 
diktat des Sansculotten Hohn. Die neue »Sprache« des öffentlichen sozialen Verkehrs 
entstand im Thermidor aus einer Mischung von Erleichterung und Rache. Ihre 
Stabilisierung ging jedoch beileibe nicht einfach von selbst, gewaltfrei und ohne 
bewußte politische Strategien vor sich. 

Damit die politische Öffentlichkeit die Form eines freien Spiels der Meinungen an- 
nehmen konnten, mußten die Voraussetzungen und die Formen der sansculottiden Öf- 
fentlichkeitspraxis zerstört werden: Den Einrichtungen der direkten Demokratie wur- 
de der Einfluß beschnitten, die politische Ausweitung der literarischen Öffentlichkeit 
wurde durch die Wiedereinführung der ungehinderten Wirkung des ökonomischen 
Konkurrenzprinzips zurückgenommen; der Kodex, den Sansculotten für das Verhal- 
ten von Bürgerinnen und Bürgern entwickelt hatten, wurde durch die Vorführung von 
sozialer Differenz im öffentlichen Lebens ersetzt, und der Beteiligung von Präsenzöf- 
fentlichkeiten am Prozeß der politischen Meinungsbildung wurde die Legitimation 
bestritten. Auf die beiden letzteren Aspekte beschränkt sich die folgende Erläuterung. 
Durch ihre Angriffe auf Personen, deren äußeres Erscheinungsbild und öffentliches 
Verhalten darauf hindeuteten, daß sie nicht gewillt waren, das Ideal öffentlicher 
Gleichheit zu verwirklichen, hatten militante Sansculotten eine Definitionshoheit für 
öffentlich angemessenes Verhalten beansprucht. In beträchtlichem Maße war dieser 
Anspruch auch realisiert worden. Mit den spontanen Verstößen gegen die Verhaltens- 
gebote, zu denen es nach dem Thermidor überall kam, war diese Definitionshoheit 
noch nicht gebrochen. Das bewerkstelligte im Winter 1794/95 jedoch die jeunesse 
doree (vgl. dazu Gendron (1979). Das waren junge Leute, die von den Sansculotten 
verächtlich als muscadins (Stutzer) bezeichnet wurden. Im Verlauf der Revolution, 
vor allem aber in den ersten Monaten nach dem Thermidor, bildeten sie eine 
regelrechte politische Bewegung. Aktiv war diese vor allem in Paris, aber auch in 
einigen anderen großen Städten. Zusammengefunden hatten sich die muscadins, als 
sie ihre übereinstimmenden Ansichten im — zunächst vergleichsweise offenen, später 
eher verdeckten und trickreichen — Widerstand gegen die Rekrutierungen erkannten. 
Ihre Opposition gegen bestimmte Ideale der Revolution stellten die Kaufmanns- und 
Notariatsgehilfen, Journalisten und andere junge Männer, die sich für etwas Besseres 
hielten, dann auch dadurch zur Schau, daß sie die inkriminierten Kniehosen (culot- 
tes), riesige Krawatten, gepuderte Perücken und auch sonst sehr auffallende Kleidung 
trugen. Sie trafen sich in bestimmten Cafes und auf bestimmten Plätzen, und wenn sie 
zu mehreren waren, erlaubten sie sich auch Händel mit Sansculotten. In der letzten 
Zeit der jakobinischen Diktatur allerdings seltener. Nach dem Sturz der Robespierri- 
sten machten die muscadins dann jedoch in den Straßen systematisch Jagd auf alle, 
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die wie Sansculotten aussahen. Außerdem inszenierten sie Stuhlschlachten in den 
Sektionssitzungen oder erzwangen, indem sie die Bühne stürmten, Programmände- 
rungen in Theatern. Sie verlangten die Schließung des Jakobiner-Clubs, und als der 
Konvent darüber debattierte, prügelten sie die anwesenden Sansculotten und ihre 
Frauen von den Tribünen. Im Winter 1795, als in Paris der Hunger wütete, hinderten 
die muscadins Frauen daran, eine Petition beim Konvent einzureichen. Mit der 
täglichen — von ihnen zum Fest erklärten — Jagd auf Militante übersetzten die 
muscadins die anti-jakobinische Pressekampagne in die Formen des öffentlichen 
sozialen Verkehrs. Da die Behörden diese Praxis, samt der Aufstellung und dem 
Exerzieren regelrechter »Regimenter«, bewußt duldeten, hatte die jeunesse doree die 
Funktion einer Privatarmee der Thermidorianer. Sie Konnte Erfolge verbuchen, weil 
viele Aktivisten der direkten Demokratie Paris verlassen hatten. Ein Großteil war zum 
Militäreingezogen worden. (Anders als die muscadins entzogen sich die Sansculotten 
ihrem Militärdienst nicht mit Hilfe der neu eingeführten Möglichkeit eines ärztlichen 
Attestes.) Andere hatten die Stadt aus Enttäuschung oder auch um möglicher 
Verfolgung zuvorzukommen, verlassen. Im Germinal des Jahres III (April 1795) 
endete die behördliche Nachsicht gegen die jeunesse doree. Ebenso wie den Sanscu- 
lotten wurde nun auch den muscadins das Tragen von Waffen untersagt. 

Im April und im Mai 1795 (Germinalund Prairial) kam es in Paris (im Germinal auch 
in den Provinzen) zu Volksaufständen. Sie wurden von der Regierung mit Waffenge- 
waltniedergeschlagen (Tanneson 1959/1978,S. XIu. passim). Das war möglich, weil 
die Soldaten nicht mehr am politischen Diskurs beteiligt waren. Als ihnen mitgeteilt 
wurde, es handele sich um konterrevolutionäre Aktionen, fehlte ihnen die Informa- 
tion, das zu bezweifeln. Mit der Repression der Volksaufstände des Jahres 1795 wurde 
die Legitimität der Beteiligung von Präsenzöffentlichkeit am Prozeß der politischen 
Willensbildung (auf Jahrzehnte hinaus wirksam) bestritten. Massenpetitionen wur- 
den damit zu einem Versuch, den rechtmäßigen Weg der Meinungsbildung zu umge- 
hen. Für die politische Strategie, welche darauf abzielte, den revolutionären Prozeß 
stillzustellen, war die Kriminalisierung jener Bewegungsform der Öffentlichkeit, in 
derdie Revolution von 1789 ebenso wie ihre Radikalisierung im Jahre 1792 vollzogen 
worden war, zentral. Die Volksaufstände boten Anlaß, die Aktivisten der Jakobiner- 
diktatur zu verfolgen. Sansculotten wurden hingerichtet, deportiert und eingekerkert. 
Viele setzten ihrem Leben selbst ein Ende. Vor allem im Süden kam es im Thermidor 
zu blutigen, teils offiziell, vor allem aber auch privat geführten Rachefeldzügen gegen 
die Parteigänger der Diktatur (Pollitzer 1967). 

Für die weiteren Veränderungen der Bedingungen und Formen öffentlicher politi- 
scher Diskurse sind nur skizzenhafte Hinweise möglich.?' Die «Direktorien» (Okto- 
ber 1795 bis November 1799) bezogen sich- zunächst aufeine formal freie, faktisch 
aber eingeschränkte «öffentliche Meinung». Die Teilhabe am institutionalisierten 
Prozeß der politischen Meinungsbildung wurde beschränkt. Diese Grenzen wurden 
im Direktorium gewaltsam verteidigt: Gegen Bauern, die sich gegen die Wiederein- 
führung der Wehrpflicht erhoben, gegen die Babeuvisten, die von einem Aufstand ge- 
träumt hatten. Mit dem 18. Fructidoir des Jahres V (4.9.1797) wandelte sich die Öf- 
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fentlichkeitsstrategie der dominanten Fraktionen. Fortan beriefen sie sich — gegen 
royalistische und neujakobinische Wahlerfolge — auf die Staatsraison, auf eine über 
die Resultate der politischen Meinungsbildung gesetzte Legitimationsgröße also. 
Insoweit stimmen Direktorium und Jakobinerdiktatur überein, unterschieden sind sie 
durch die Inhalte der jeweils selbstherrlich definierten Bezugsgröße. Auch darin tra- 
fen sich die Regierungen dieser beiden Phasen der Revolution, daß sie Maßnahmen 
für notwendig erachteten, die ihnen ihre eigene politische Basis entfremdeten. Beiden 
Jakobinern galt dies vor allem für die Ausdehnung des Maximums auf die Löhne, 
beim Direktorium für die rigide Kirchenpolitik, eine Zwangsanleihe bei Reichen und 
die Stabilisierung der Staatsfinanzen durch einen die Rentner schädigenden Teilban- 
krott. Die proprietaires sahen sich deshalb nach dem napoleonischen Staatsstreich 
nicht veranlaßt, die Direktorialverfassung zu verteidigen. 

Nach dem 18. Brumaire (9.11.1799) erklärte Napoleon, die Revolution sei jetzt auf 
ihre Grundsätze zurückgeführt worden und deshalb beendet. Bezogen auf die Öffent- 
lichkeitsstrategien gab es sowohl im Konsulat als auch im Kaiserreich tatsächlich 
formale (!) Anknüpfungen an die Strukturen liberaler ebenso wie radikaler Öffent- 
lichkeitspraxis. Wirksamer als je zuvor im Verlauf der Revolution setzte staatliche 
Gewalt jetzt die Grenzen öffentlicher Diskurse: Zensurmaßnahmen, polizeiliche 
Überwachungen einzelner Personen, Verbannungen, Deportationen und Hinrichtun- 
gen unterbanden radikale politische Strömungen. Durch die Begrenzung des Wahl- 
rechts auf die Notablen wurde die Teilnahme am institutionalisierten Prozeß der 
politischen Meinungsbildung weitgehend beschränkt. Das Prinzip der Repräsenta- 
tion feierte Triumphe. Allerdings setzte sich Napoleon dann aber auch noch über die 
Resultate derart zustande gekommener Meinungsbildung hinweg. Wichtige Ent- 
scheidungen fielen im Wege des »senatus consultus«, der Information eines Gre- 
miums von ernannten, nicht gewählten »Personen des öffentlichen Lebens«. Dagegen 
wandten sich die Plebizite mit den für selbstverständlich erachteten sozialen und 
geschlechtlichen Ausnahmen - an alle. In ihnen aber bestätigte sich der Wandel der 
Öffentlichkeit von der Bewegungsform einer sich selbst revolutionierenden Gesell- 
schaft zum Akklamationsorgan der Politik, genauer: einer Person. 

Auch die Revolution hatte den Personenkult gekannt, die Verehrung von Helden und 
Märtyrern (Vovelle 1982, 1985, Teil IID. In politischen Auseinandersetzungen hatte 
solcher Personenbezug dennoch vorwiegend symbolischen Charakter behalten.(Am 
deutlichsten wird dies im Kult um den ermordeten Marat und im späteren Versuch, 
diesen zusammen mitseinen Symbolen zu zerstören.) Gefordert wurden Brot, Verfas- 
sungsregelungen, die militärische Mobilmachung des gesamten Volkes; selbst die 
Auseinandersetzung um die Hinrichtung des Königs galt mehr der Monarchie, dem 
Ancien Regime und aktuellen politischen Bedingungen, als dem kleinen dicken 
Mann, dessen Kopf dann abgeschlagen wurde. Napoleon dagegen wurde als Person 
akklamiert. Das erste Plebiszit war gefälscht (vgl. Langlois 1972). Nach 1804 ver- 
zichtete der Kaiser auf weitere Plebiszite wie auch insgesamt zunehmend auf die Le- 
gitimation seiner Regierung vor der »öffentlichen Meinung«. Er stützte sich jetzt auf 
den militärischen und bürokratischen Gewaltapparat und auf die Tatsache, daß bereits 
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seit Beginn des neuen Jahrhunderts die Öffentlichkeit zum Publikum seiner Person 
und des ihn umgebenden staatlichen Gewaltapparates geworden war. Die Personali- 
sierung bildete jedoch nur einen Teil der diktatorischen Herrschaftsbasis. Denn deren 
Voraussetzungen lagen in der Vernichtung der revolutionären Volksbewegungen und 
in der Tatsache, daß für die Bessergestellten die Jahre nach der Jahrhundertwendeeine 
Konsolidisierung ihrer materiellen Situation mit sich brachten, die ihnen den unge- 
störten Genuß der durch die Revolution nicht angetasteten, bzw. durch sie errungenen, 
materiellen Gütern erlaubte. Für diese Entwicklung gibt es kein deutlicheres Symbol 
als die Wiedereinführung des livret, d.h. die polizeiliche Kontrolle des Ortswechsels 
der Arbeitskräfte und ihrer Einhaltung von Arbeitsverträgen. Faktisch wurden diese 
Vorschriften vielfach umgangen. Das ändert nichts an der Bedeutung des Sachver- 
halts, daß nun auch die formale Rechtsgleichheit männlicher Staatsbürger wieder 
beseitigt wurde. Eine weitere Voraussetzung für die Etablierung einerneuen Hegemo- 
nie über den politischen Diskurs war die Entpolitisierung des Militärs: die Beseiti- 
gung eines Charakteristikums der revolutionären Öffentlichkeit. Seit der Zeit des 
Direktoriums waren die Clubs der Soldaten verboten und politische Agitation in der 
Armee untersagt worden. Soldaten verloren das Recht zur Mitwirkung bei der Offi- 
zierswahl, an der Militärjustiz und an der Verwaltung. Nahegelegt wurde ihnen dage- 
gen ein neues — militärisches — Selbstbewußtsein. Auch sollten sie jetzt stolz darauf 
sein, die Grande Nation und deren Symbolfigur zu repräsentieren.°” Mit dem Natio- 
nalismus der napoleonischen Ära wurde an die Stelle der sinnlich erfahrbaren Ge- 
meinschaft revolutionärer Öffentlichkeiten endgültig die »imaginierte Gesellschaft« 
gesetzt?*, die vor jeder empirischen Öffentlichkeit und vor allen Interessensdifferen- 
zen und -widersprüchen bereits als aggregathafte Referenzstruktur existiert. 


6. Die öffentliche Existenzform des Staatsbürgers: Ein Nachtrag 


Im Floreal des Jahres XII (2.5.1804) wurde Francois L&on verhört. Er war auf der 
Polizeipräfektur von Paris erschienen, um sich ein Arbeitsbuch ausstellen zu lassen. 
Obwohl er, wie er sagte, zu dem Schluß gekommen war, daß einem nichts anderes 
übrig bleibe, als sich dieser neuen Vorschrift zu fügen, gelang es ihm nicht, sich aller 
politischen Bemerkungen zu enthalten. Als man ihn daraufhin festsetzte, fanden sich 
bei ihm mehrere kleine Zettel mit Beschimpfungen des Kaisers und Kritik an den 
politischen Zuständen. Im Verhör sagte er aus, er verfertige derartige Zettel selbstund 
klebe sie an die Hauswände, damit es so aussähe, als teile das Volk seine Meinung. 
Nach dem Grund befragt, erklärte er: »Ich bin sehr republikanisch. Man sagt mir, 
der 1. Konsul sei Kaiser. Das paßt mir überhaupt nicht... Man sagt, wir seien frei, 


lassen, dabei ist man doch ganz gut ohne sie zurecht gekommen...«. Frangois L&on 
wurde eingesperrt. Am 23. Juli schrieb seine Schwester ein Gnadengesuch. Über 
den Bescheid und die Dauer der Strafe ist nichts bekannt (vgl. Sibalis 1982, S. 
294 ff.). 
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Dieser Sansculotte des Jahres XII der neuen Zeitrechnung steht hier für alle jene, die 
auch im Kaiserreich noch »sehr republikanisch« gesinnt waren. Diejenigen, die sich 
heute als die Erben ihrer politischen Praxis betrachten, halten ihnen, bei aller Be- 
wunderung und Verehrung, zumeist Illusionen vor. Befangen in den Denkkategorien 
ihrer handwerklichen Existenz, hätten sie sich eine Realität staatsbürgerlicher Frei- 
heit erträumt. Der Individualismus ihrer ökonomischen Lebensbedingungen habe sie 
daran gehindert, den grundsätzlichen Widerspruch zwischen politischer Gleichheit 
und sozialen Gegensätzen zu erkennen.? In den letzten Jahren wurde der empirische 
Zirkelschluß, der in diese Argumentation eingegangen ist, aufgedeckt. Die Form der 
materiellen Reproduktion von Sansculotten war nämlich nicht analysiert, sondern 
umgekehrt aus ihren politischen Konzeptionen geschlossen worden. Genauerer Be- 
trachtung hält die These vom Individualismus der Reproduktionsbedingungen nicht 
statt, weil die meisten Pariser Sansculotten in Betrieben beschäftigt waren, in denen 
mindesten.zwölf Gesellen arbeiteten. Arbeitsplatzwechsel waren häufig, und insofern 
kann sich jenes vertraute Verhältnis zwischen Meistern und Gesellen, das zur Erklä- 
rung der politischen Konzeptionen von Sansculotten herhalten mußte, schwerlich 
eingestellt haben. Dem widersprechen auch die zahlreichen und teilweise heftigen 
Auseinandersetzungen um Arbeitsbedingungen, die in den Jahren und Monaten vor 
der Revolution ausgefochten wurden (vgl. Sonnenscher 1985). 

Im folgenden soll ein weiterer Einwand formuliert werden. Öffentliche Diskurse, so 
wurde am Anfang dieses Beitrags ausgeführt, bilden den sozialen Ort für die Kon- 
stitution von Interessen. Zu ergänzen wäre, daß die Öffentlichkeit auch derjenige 
soziale Raum ist, in dem sich materielle Lebenslagen in sozialen Status transformie- 
ren. Folgen wir der Analyse Richards Sennetts (1977/1983), so hatte das öffentliche 
Leben, also der soziale Verkehr an Orten, an denen Bekannte und Unbekannte in mehr 
oder minder ritualisierten Formen miteinander umgehen, im 18. Jahrhundert noch 
eine grundsätzlich andere Strukturbedeutung als in späteren Entwicklungsphasen der 
bürgerlichen Gesellschaft. Erst seit der Industrialisierung begegnen sich Sennett zu- 
folge in der Öffentlichkeit zunehmend Menschen, die das Zentrum ihrer Existenz in 
der Privatsphäre sehen: »Persönlichkeiten«. Die Übereinstimmung von privater und 
öffentlicher Existenz wird seither sowohl erwartet als auch (in mannigfacher Weise) 
hergestellt. Im 18. Jahrhundert dagegen war die Öffentlichkeitnoch ein Raum, in dem 
die öffentlichen Rollen eine eigene — über die private gestellte! — Existenz besaßen. 
Der Verkehr zwischen den Trägern dieser Rollen war durch soziale Distanz (verstan- 
den als die Ausklammerung ganz privater Merkmale derPerson) gekennzeichnet. Das 
öffentliche Leben war deshalb sowohl mehr als auch anderes, als das Aufeinandertref- 
fen von privaten Individuen. Sennett beschränkt seine historischen Untersuchungen 
auf die sozial gehobene großstädtische Öffentlichkeit. Aus Robert Muchembleds 
(1987) Untersuchungen zur Geschichte der Gesten läßt sich jedoch schließen, daß 
sich Sennets Thesen sogar auf das öffentliche Leben in Dörfern und damit auch auf 
andere soziale Schichten erweitern lassen. Wird diese, hier leider nur anzudeutende 
Strukturbesonderheit des öffentlichen Lebens zur Zeit der Revolution in Betracht 
gezogen, so entfälltdie Notwendigkeit, den Aktivisten derRevolution eine illusionäre 
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Sicht des Verhältnisses zwischen politischer Freiheit und materiell gegensätzlichen 
Interessen zu unterstellen. Statt dessen ist für möglich zu halten, daß Männer und 
Frauen aus dem Volk eine öffentliche Existenzweise als Staatsbürgerin und Staatsbür- 
ger im Bewußtsein ihrer materiellen Existenzbedingungen erstreben. Womöglich galt 
ihnen ein öffentlicher sozialer Verkehr, dessen ritualisierte Formen im generellen 
Gebrauch des »Du«, Kulminierte, als ein Ziel, für das sich zu kämpfen lohnte. 


Anmerkungen: 


1 Die Ausführungen folgen insbesondere Albert Souboul. Von ihm gibt es sehr differenzierte Analysen 
zu einzelnen Komplexen. Was das allgemeine Interpretationsmodell angeht, so habe ich nicht über- 
trieben. Vgl. A. Soboul (1973); derselbe (1977), entsprechend auch: C. Mazauric (1970); für eine sy- 
stematische Kritik an diesem Interpretationsmodell vgl. G. McLennan (1981), 9. Kap. 

2 Vgl. vor allem: F. Furet & D. Richet (1968); F. Furet (1980); zur Kontinuität ein zusammenfassen- 
der Artikel: L. Bergeron (1977). 

3 Die Debatte zwischen den zunächst intransigenten «Lagern» hat inzwischen (insbesondere auf Seiten 
marxistischer Historiker) zu Revisionen und besseren Begründungen geführt. Hier ist keine Darstel- 
lung dieser Veränderungen möglich. Deshalb ein Hinweis auf eine über die Thematik hinaus wichtige 
Arbeit: G. C. Comninel (1987). 

A Es scheint aber, als ob viele der Historiker, die in den letzten Jahrzehnten lokalhistorische Untersu- 
chungen zu den gesellschaftlichen Verhältnissen am Vorabend der Revolution vorgelegt haben, 
insgeheim unterstellen, wenn erst einmal jede Region und Stadt untersucht worden sei, lasse sich die 
Frage nach den Ursachen der Revolution zweifelsfrei beantworten. Als Beispiele für die vielfach 
hervorragenden Einzeluntersuchungen vgl.: P. de Saint Jakob (1960); P. L&on (1966). 

5 Die Formulierung enthält zwei, hier nicht auszuführenden Thesen: Zum ersten, daß Herrschaftspraxis 
(und nicht etwa ein «Klassenverhältnis») die Strukturbedingungen für entwicklungsbestimmte Aus- 
einandersetzungen prägen, solange Ökonomie und Politik noch nicht als gesonderte Sphären existie- 
ren. An die Stelle eines marxistischen Strukturalismus wird dadurch die Analyse der unterschiedli- 
chen Entwicklungsbedingungen in den jeweiligen historischen Epochen gesetzt. Zum zweiten, die 
These, daß sich die Bedingungen gesellschaftlicher Auseinandersetzungen durch die Verallgemeine- 
rung und Rationalisierung personaler Herrschaft in einem derartigen Ausmaß verändert haben, daß 
es analytisch nicht nützlich ist, sie weiterhin dem Begriff des Feudalismus zuzuordnen. Ich schlage 
deshalb vor, Ancien Regime als Strukturbegriff für eine historische Epoche zu benutzen. Zu beidem 
ausführlich demnächst in: Heide Gerstenberger, Die subjektlose Gewalt. Theorie der Entstehung bür- 
gerlicher Staatsgewalt. Münster Februar 1990. In dieser Arbeit werden auch die hier ausgeklammer- 
ten Fragen der Ursachen und strukturellen Resultate der Französischen Revolution diskutiert. 

6 Zur jansenistischen Kritik am Ancien Regime vgl. Y. Fauchois (1987), aber auch: B.R. Krieser (1978). 

7 Vgl. dazu die klassische Untersuchung von G. Lefebvre (1932), auszugsw. abgedr. in: I. A. Hartig, 
Hrsg. (1979); unter Berücksichtigung der neueren Forschungsergebnisse: P. M. Jones (1988), 67-80. 

8 Die Forschungsergebnisse der letzten beiden Jahrzehnte haben die Vorstellungen vom »Französi- 
schen Absolutismus« als einer von der Politik der Krone bestimmten Herrschaftspraxis und in diesem 
Zusammenhang auch das Bild der Intendanten gründlich revidiert. Galten die Intendanten früher als 
Instrumente der Zentralgewalt, so heute sehr viel eher als Mittler zwischen lokalen und zentralen 
Politiken, wenn nicht sogar als Vertreter lokaler Interessen. Vgl. zusammenfassend: W. Beik (1985). 

9 So argumentiert auch. R. Reichardt, in: E. Hinrichs & E. Schmitt & R. Vierhaus, Hrsg. (1978). 

10 A. de Tocqueville (1856/1978), vor allem 2. Buch. 

11 Ich lasse mich hier auf die lange Debatte zum Feudalismus nicht ein, halte allerdings dafür, daß 
materialistische Geschichtswissenschaft in diesen Auseinandersetzungen mit unzureichenden Kate- 
gorien zu verteidigen versucht wurde. Ein guter Überblick über neuere Forschungen (Heuvel ver- 
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sucht, sich dem Streit zwischen den Lagern durch systematische Deskription zu entziehen): G. van 
Heuvel (1982). 

Für Paris vgl. M. Reinhard (1971), für die Provinzen vor allem: J. M. Constant (1982). 

Die »Verdoppelung« bezieht sich auf die Repräsentation von 1614, die zunächst auch für 1789 
vorgesehen war. 

Zu den nicht-revolutionären Inhalten der cahiers vgl. G. V. Taylor (1973). Taylor mißt den revolu- 
tionären Charakter an aufklärerischen Inhalten, macht dadurch also die Aufklärung zur Ursache der 
Revolution. Seine Darstellung ist dennoch nützlich. Den Eindruck einer vorrevolutionären Situation 
erweckt die Auswahl von Forderungen, die P. Goubert & Denis, M., 1964) getroffen haben. 

Vgl. hierzu und zum Folgenden: J. Michaud (1960). 

Die politischen Inhalte ergeben sich nicht aus der sozialen Form der Präsenzöffentlichkeit, sondern 
aus den Ursachen, die zu derart »bewußtseinserweiternden« Ereignissen führten. 

Anton Bergier a Gaultier de Biauzat, 13.8.1789, abgedr. in: G. Landauer (1961) 48. 

Vgl. hierzu die hervorragende Untersuchung von: S. F. Scott (1978); für die sozialen Strukturen der 
Armee am Ende des Ancien Regime vgl. auch: D. D. Bien (1974). 

So vor allem der guerre de la farine im Jahre 1795. 

Ich übernehme diesen Ausdruck von J. G. A. Pocock (1970, S. 280). Pocock macht die nützliche 
Unterscheidung zwischen einer Rede, die Mittel sozialer Praxis ist, und einer Rede, die als solche ein 
politisches Ereignis darstellt. Auch seiner Ansicht nach tritt letzteres insbesondere im Zusammen- 
hang von Revolutionen auf. 

Habermas (1962/1980) diskutiert die Konstitution bürgerlicher Öffentlichkeit als die Politisierung 
einer bereits frühbürgerlichen literarischen Öffentlichkeit. Sie richtete sich seiner Ansicht nach gegen 
das Ancien Regime. Die Ausschlußpraktiken gegenüber Präsenzöffentlichkeiten (sowie insgesamt 
gegen die niedrigeren Stände), die ein Merkmal der historischen Konstitution bürgerlicher Öffentlich- 
keit bilden, diskutierte Habermas nicht. 

Ein erster Überblick über den Ablauf ist leicht zugänglich bei: M. Vovelle (1982/1985): Ich muß mich 
hier mit Literaturhinweisen sehr beschränken, für einen Überblick über neuere deutschsprachige 
Literatur vgl. R. Reichardt (1989). 

Auch Bauern, die sich (nachdem sie die Revolution zunächst begrüßt hatten) aufgrund der kriegswirt- 
schaftlichen Abgabeforderungen der Konterrevolution zuwandten oder ihr von den Aktivisten zuge- 
schlagen wurden, richteten ihre Appelle an die »Brüder und Freunde« und hofften auf die öffentliche 
Vernunft. Belege hierzu bei: Y.-M. Berc& (1974) 146, 184. Zur Bekämpfung des Bauernwiderstandes 
(vor allem auch durch den Einsatz der Revolutionsarmeen) vgl. R. C. Cobb (1970). 

Ich übernehme diese Formulierung von M. Godineau (1986, S. 107). 

Über die zahlenmäßige Beschränkung aktiver Beteiligung vgl. M. Vovelle, op. cit. Teil III, 2. 
Zum Stand der Forschung über die Verbreitung der Clubs und Volksgesellschaften vgl. das Sonder- 
heft der Annales historiques de la Revolution Francaise, Bd. 58 Nr. 266 (1986), darin vor allem den 
Beitrag von J. Boutrier & Ph. Boutry, 364-398. 

Grundlegend noch immer: A. Soboul (1958), teilw. übers. (1978) In der Beurteilung der sozialen Basis 
von Soboul abweichend: R. B. Rose (1983); von Sansculottenbewegungen im Plural spricht: R. C. 
Cobb; in: J. Kaplow (1965) 305 ff. 

Vgl. die inzwischen klassische Arbeit von M. Ozouf (1976); unterschiedliche Interpretationsmodelle 
in: Les Fetes de la Revolution (1977). 

Ich paraphrasiere M. Robespierre, op. cit. 667-675. 

Piken waren häufige Waffen (und Symbole bei Volkserhebungen. Im Laufe der Revolution kamen 
Sansculottes durch ihre Mitgliedschaft in den Nationalgarden aber auch zu regulärer Bewaffnung. Die 
Abschaffung der Arbeitsbücher (livrets) war eine der erfolgreich durchgesetzten revolutionären 
Forderungen. Zur Wiedereinführung vgl. insbesondere: M. D. Sibalis (1979) 6. Kap. 

Eine Zusammenfassung des Forschungsstandes zum Direktorium: M. Lyons (1975). 

Zum Strukturwandel der Armee: L. Bergeron (1972, S. 114 ff.) 

Zur Entwicklung des Konzeptes der Nation: J. Godechot (1966). 

Die Bezeichnung folgt B. Anderson (1983/1988). 

So insbesondere bei A. Soboul (1953/1978), weitere Vertreter dieser Interpretation sind aufgeführt 
bei M. Sonnenscher (1985), Anm. 2). 
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Schaubild 2A 
Die Lage nach der Umschichiung durch Entwicklungen der 60-er Jahre 


Kuftureiisr und Sozialer Liberalismus 
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Schaubild 2B 


Die Lage nach der Umschichtung durch Entwicklungen der 60-er Jahre 


Kultureiler und Sozialer Liberalismus 
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Errata: Leider wurde in der PROKLA 74 »Bye, Bye USA« indem Artikel von An- 
drei S. Markovits: Die Präsidentschaftswahlen 1988, ein sehr wichtiges Schaubild 
vergessen. Das Schaubild sei hiermit nachgetragen. Die Redaktion bittet für dieses 
Versäumnis herzlich um Entschuldigung. 
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Noch einmal: das Transformationsproblem 
Replik auf Michael Heinrich. Thesen zum Transformationsproblem 


(PROKLA 72) 


Statt einer Zusammenfassung: 
Cecil Graham: Was ist ein Zyniker? 


Lord Darlington: Ein Mann, der den Preis von allem kennt und von nichts den Wert. 


Cecil Graham: Und ein Sentimentaler, mein lieber Darlington, ist ein Mann, der in allem einen 
übertriebenen Wert sieht und von rein gar nichts den Marktpreis kennt. 


Oscar Wilde 
Lady Windermeres Fächer 
Dritter Akt 


Öfter ist wohl noch keiner Theorie der Toten- 
schein ausgestellt worden. Daß die Marxsche 
Wertlehre in der üblich gewordenen Stan- 
dardformulierung nicht zu kittende Wider- 
sprüche aufweist, kann in einer Zahl von Pu- 
blikationen nachgelesen werden, die wahr- 
scheinlich schon dreistellig ist. Auch der neu- 
este Beitrag dazu, von Michael Heinrich in 
der PROKLA 72, kommt, diese Debatte refe- 
rierend, zu dem gleichen Ergebnis. Und doch, 
ganz so hundetod scheinen die von Marx 
postulierten Zusammenhänge wieder nicht 
zu sein. Während die PROKLA-Redaktion — 
sicher mit Absicht das erwartete Fragezei- 
chen auslassend — diese Ausgabe mit »Mar- 
xismus ohne Marx< betitelte, wird gerade 
anderswo die nächste Runde eingeläutet. Die 
Review of Radical Political Economics stellt 
zur Zeit ein Sonderheft zusammen über 
»Modern Approaches to the T'heory of Value«, 
bereits das zweite für die achtziger Jahre. 

Dieses weiterbestehende Interesse legitimiert 
auch diese kurze Erwiderung auf Michael 
Heinrich. Die von ihm wie vielen anderen 
vorgebrachte Kritik an der Formulierung des 
Wert-Preis-Problems im Rahmen linearer 
Produktionstheorie läßt sich in der Behaup- 
tung fokussieren, daß darin ein zu enger An- 
satz gewählt sei, der wichtige Aspekte des 
Wertbegriffs nur verkürzt oder verfälscht be- 


rücksichtige. Besonders die hier mögliche 
Abstraktion von einer eigenen Geldsphäre 
und der Bezugszustand des Gleichgewichts 
gelten als unzulässige Vereinfachungen. Da 
aber Marx in genau so strukturierten Syste- 
men vorwiegend selbst argumentiert, schließt 
die Kritik auch ihn ein. Nur folgerichtig wird 
der »ricardianische Rest bei Marx«! selbst zu 
Problem, da er mit einer gewissen Zwangs- 
läufigkeit zu jenen formalen Fassungen führt, 
die als zu beengend abgelehnt werden. 

Ich möchte beidem widersprechen. Die anRi- 
cardo angelehnte und eng geführte Definition 
des Wertes scheint mir besonders Marx-kon- 
gruent und die Wahl linearer Produktions- 
theorie als Basis der Auseinandersetzung ge- 
rade umgekehrt nurdeswegen problematisch, 
weilsiein der Standard-Formulierung zu weit 
gefaßt ist. Aber in solchen formalen Gehäu- 
sen ist genau der Ort zu finden, wo sich eine 
Werttheorie bewähren muß, will sie weiter- 
hin Instrument von analytischer Tauglichkeit 
sein. Im folgenden wird also im Rahmen die- 
ses Modelltyps argumentiert, wobei die übli- 
chen Voraussetzungen gelten wie: keine Kup- 
pelproduktion, kein Fixkapital, kein Staat, 
kein Außenhandel etc. 

So auf die grundlegenden Beziehungen redu- 
ziert, lassen sich die bisherigen Ergebnisse 
leicht skizzieren. Dabei hat sich die Matrix- 
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Notation als die dafür geeignetste, da durch- 
sichtigste, herausgestellt und wird auch hier 
Anwendung finden.” Eine Ökonomie besteht 
darin aus nur drei notwendigen Zutaten. Ein- 
mal ist da eine Matrix A, die für jede Branche 
jeweils alle verbrauchten/vorgeschossenen 
Güter des konstanten Kapitals pro Output- 
Einheit angibt. Dann muß es noch einen Zei- 
lenvektor a geben, der dazu passend die ver- 
brauchten Arbeitseinheiten enthält. Eine Re- 
duktion der verschiedenen Tätigkeiten auf 
einfache abstrakte Arbeit ist dabei schon vor- 
ausgesetzt. Und schließlich existiert noch ein 
Spaltenvektor b, der die Zusammensetzung 
der Konsumgüter für alle Beschäftigten ent- 
hält. Zwar mögen individuelle Verbrauchsge- 
wohnheiten davon abweichen, aber in der Zu- 
sammenfassung heben sich die Differenzen 
wieder auf. Mit der Multiplikation von b und 
a wird das variable Kapital ausgedrückt, eine 
Teilhabe an einem gesellschaftlichen Repro- 
duktions-Fond, gewichtetmit dem jeweiligen 
Schwierigkeitsgrad der einzelnen Arbeiten. 
Wird in der Gesamtökonomie über die Erset- 
zung der verbrauchten Güter hinaus ein Über- 
schuß produziert, läßt sich dieser als Relation 
zur eingesetzten Arbeit quantifizieren. Die 
Mehrwertrate m’ wird dort sichtbar, wo der 
Tausch zu Werten stattfindet. Gesucht ist also 
ein Zeilenvektor v, der zu einem gleichen Ver- 
hältnis von Surplus zu Arbeitsaufwand in 
allen Sektoren führt. 


1. vA+vba(l+m’)=v 


Daß diese Werte jedes Produktionsergebnis 
als direkte Proportion zur dafür verbrauchten 
Arbeit erfassen, läßt sich in 2. besonders 
leicht sehen. 


2. vAta=v 


Dabei ist einfach die im Gleichungssystem 
enthaltene Normierungsmöglichkeit in der 
Weise genutzt worden, daß der Ausdruck vb 
(I+m’) gleich eins gesetzt wurde. 

Als zweite große Möglichkeit läßt sich der 
Überschuß auch so bestimmen, daß sein Ver- 
hältnis zu allem vorgeschossenen Kapital je- 


weils gleich ist. Dann wird zu Preisen, genau- 
er zu Produktionspreisen, getauscht. 


3. (pA + pba) (I+p’)=p 


Beide Vektoren sind zunächst nur Bewer- 
tungsrelationen, beide Gleichungssysteme 
beschreiben immer noch bloß eine aufgefä- 
cherte Struktur von technischen Zusammen- 
hängen in den einzelnen Branchen. 

Aber eine Ökonomie besteht auch aus Grös- 
sen-Beziehungen zwischen den Sektoren. Sie 
werden durch Spaltenvektoren ausgedrückt. 
So sei etwa mit y eine beliebige reproduktive 
Output-Verteilung benannt. Die Crux des 
Transformations-Algorithmus beginnt genau 
an dieser Stelle. Die Marxschen Behauptun- 
gen — die Summe der Werte sei gleich der 
Summe der Preise und die Größe des Mehr- 
werts gleich der des Profits - sind in dieser 
Form zusammen nur selten richtig. Eine der 
beiden Aussagen ist immer wahr, weil wähl- 
bar. Da sowohl v wie p nur Relationen aus- 
drücken, kann hier eine Adjustierung vorge- 
nommen und etwa vy = py gesetzt werden. 
Aber dann ist es nur mathematische Ausnah- 
me, falls auch gilt: 


4. vbay m’ = (pAy + pbay) p’ 


Wenn also bei 4. gewöhnlich ein Ungleich- 
heitszeichen zu finden sein wird und weiter 
noch die Ausdrücke 1. und 3. Keine Superio- 
rität übereinander beanspruchen dürfen, son- 
dern gleichberechtigte mögliche Formulie- 
rungen darstellen, dann sind die zentralen Ar- 
gumente pro Werttheorie in dieser Version für 
viele widerlegt. In den Formulierungen von 
Michael Heinrich heißt es: 

»1. Die von Marx behaupteten Identitäten von 
Mehrwertsumme und Profitsumme sowie 
von Wertsumme und Produktionspreissum- 
me können in der Regel nicht gleichzeitig er- 
füllt sein. Oder anders ausgedrückt: die allge- 
meine Profitrate des Preissysttems ist mit 
dem Durchschnitt der Wertprofitraten nicht 
identisch. Gegen die Werttheorie kann man 
dann folgern, daß Profit und Mehrwert an- 
scheinend nichts miteinander zu tun haben. 
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2. Um ein konsistentes System von Produk- 
tionspreisen zu berechnen, ist die Kenntnis 
von Wertgrößen überflüssig, es genügt ein 
physisches Mengensystem von Produktions- 
mittel- und Arbeitsinputs, in dem die techni- 
sche Produktionsstruktur ihren Ausdruck fin- 
det. Die Werttheorie erscheint somit als red- 
undant.«° 

Beide Behauptungen beziehen sich auf einen 
beliebig zu wählenden Output-Vektor y. Was 
aber wäre, wenn gar nicht alle Produktion 
»legitimiert< ist, darunter gefaßt zu werden? 
Wenn nicht alle Arbeitsprodukte auch »Wer- 
te< wären? Solche auf den ersten Blick recht 
unsinnig klingende Fragen finden vielleicht 
mehr Beachtung, wenn sie mit einem weiter- 
en Begriff verknüpft werden, dem der »pro- 
duktiven Arbeit«. Tatsächlich sind — auch im 
deutschen Sprachraum - schon vor längerer 
Zeit Auffassungen vertreten worden, die sol- 
che Einwände thematisierten. Daß dies weit- 
gehend unabhängig von der direkten Wert- 
Preis-Problematik geschah, sollte nur positiv 
verstanden werden: Die Suche nach einem 
neuen formalen »Trick< war hier nicht er- 
kenntnisleitendes Interesse. 

Vielleicht ist es am einfachsten, mit einem 
Beispiel zu beginnen, das zwarüber die vorne 
benutzte Modellstruktur hinausreicht, aber 
die Auseinandersetzung besonders deutlich 
darstellt. Die Produktion von Rüstungsgütern 
diente vielen Autoren als exemplarischer 
Fall, ihre Position darzulegen. Die Gründe, 
diese unzweifelhaft destruktiven Waren für 
Ergebnisse produktiver Tätigkeit zu erklären, 
lag in der Erfüllung zweier zentraler Bedin- 
gungen. Es waren physisch existente Arbeits- 
produkte und bei ihrer Herstellung wurden 
Gewinne erzielt. 

Nun aber ist der Gewinn einer Branche keine 
selbständige Größe, sondern abhängig vom 
Zusammenhang aller Sektoren. Der Über- 
schuß ergibt sich als Differenz von Output 
und Input, wobei dies alles Größen sind, die 
einer Preisgestaltung unterliegen, also wieder 
von den Gewinnen anderer Branchen nicht 
unabhängig gedacht werden können. Dabei 


existiert gerade in der Marxschen Theorie der 
mögliche Fall, daß Gewinne als parasitär 
definiert sind, ein bloßer Anteil am Revenue- 
fond, der zuvor von anderen erwirtschaftet 
wurde. Dies gilt etwa für die absolute Grund- 
rente, wo nur ein Eigentumsrecht zu einem 
Einkommen führt. 

Es wurde also eingewandt, daß, um auch 
»Mehrwert< darzustellen, eine zusätzliche 
Eigenschaft vonnöten wäre. Erst wenn der 
Überschuß sich auch in neues Kapital ver- 
wandeln könne, also akkumulationsfähig sei, 
dürfe von produktiver Arbeit gesprochen 
werden. Und das sei bei Rüstungsgütern 
wirklich unmöglich. Mit ihnen wäre weiteres 
Wachstum nicht denkbar, im Gegenteil, ihre 
Finanzierung habe sogar potentielle Akku- 
mulation verhindert. Auf der Basis eines Re- 
produktionsschemas, das um eine Abteilung 
für solche Güter erweitert wurde, kam Cogoy 
so zu folgender Aussage: »Die Akkumulation 
des Gesamtkapitals ist nicht mehr identisch 
mit der Summe des von jedem Einzelkapital 
hervorgebrachten Mehrwerts. die Akkumula- 
tion des Gesamtkapitals ist gleich der Summe 
des Gesamtmehrwerts minus dem Gesamt- 
wert der Produktion der Abteilung III.«* 

Mit dieser Argumentation wurde bereits ein 
Schritt weitergegangen. Nicht aufgrund tech- 
nischer Inkompatibilitäten — daß Panzer 
schlecht als Werkzeugmaschinen taugen-, ist 
hier unproduktive Arbeit geleistet worden, 
sondern weil sie aus dem Mehrwert anderer 
bezahlt wurden. Diese funktionale Abhängig- 
keit, die untergeordnete Stellung in der Hier- 
archie der Produktionsprozesse, wurde allei- 
niges Kriterium. Entsprechend mehr Prozes- 
se fielen nun darunter, vor allem auch solche, 
die sich in ihren Produkten schon gar nicht 
mehr von den produktiven Sektoren unter- 
scheiden mußten. 

Auch für Rudi Schmiede, der die elaborierte- 
ste Position dazu vortrug, ist es somit eindeu- 
tig die Art der Nachfrage, die produktive oder 
unproduktive Arbeit konstituiert. Letztere ar- 
beitet für den privaten Konsum des Kapitali- 
sten, für einen großen Teil des Verbrauchs des 
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Staates. »Ein Brotfabrikant z.B., der einer- 
seits den Einzelhandel beliefert und anderer- 
seits Brotkonserven an die Bundeswehr lie- 
fert, beschäftigtproduktive und unproduktive 
Arbeiter nebeneinander oder sogar in der- 
selben Person. Die Trennungslinie zwischen 
beiden Sektoren zieht sich quer durch die ge- 
samte Produktion der Gesellschaft, ohne daß 
zwischen den Waren selbst als Gebrauchs- 
werten irgendeine Differenz bestünde.«° 
Eine noch darüber hinausreichende Überle- 
gung bleibt freilich sehr unbestimmt: »Die 
Käufe der Staatsbediensteten und des Staats 
selbst führen zu einer weiteren Kette von 
Käufen, die sich wiederum fortsetzt etc. (...) 
In dieser ganzen Kette von weiteren Aus- 
tauschprozessen wird kein Wert geschaffen, 
oder besser kein Neuwert. Die ursprünglich 
vorhandene Wertmasse, die einen Teil des 
gesellschaftlichen Mehrprodukts dieser Pro- 
duktionsperiode repräsentiert, wechselt nur 
in einer Reihe von Austauschprozessen der 
einfachen Zirkulation ihre Form.«° Wenn 
auch die Vorleistungen für unproduktive Tä- 
tigkeiten unproduktiv sind, und deren Vor- 
und Vorvorleistungen wirder auch, offen blei- 
ben muß zu dieser Zeitnoch, wie dieser infinit 
erscheinende Regreß bei einer formalen Be- 
trachtung denn durchgeführt und begrenzt 
werden soll. 

Heute läßt sich leicht darauf eine Antwort 
geben. Gesucht wird eine Unterscheidung der 
Ökonomie in einen Teil, der akkumulations- 
fähig ist und ein Komplement, das selbst 
wieder nur vom Überschuß der andren exi- 
stiert, von ihrer realen Nicht-Akkumulation 
zehrt. Aus der linearen Produktionstheorie 
weiß man nun, daß die Profitrate nicht nur 
über Preise sich errechnen läßt, sondern auch 
über einen besonderen Output-Vektor be- 
stimmt werden kann. 


5. (Az + baz) I+p’)=z 


Dies bedeutet, daß ganz unabhängig von jeder 
Wahl von Preisen — Produktionspreisen, 
Marktpreisen, Werten - es immer eine Struk- 
tur des Zusammenhangs der Sektoren gibt, 


wo aller Surplus vollständig in zusätzliches 
Kapital verwandelt werden kann. Seit seiner 
Entdeckung und Benennung durch Sraffa 
trägt das Set von Relationen die Bezeichnung 
»Standardsystem«. 

Meist wird die Existenz eines solchen Vektors 
als »Sonderfall«’ abgehandelt, der in der rea- 
len Ökonomie nur zufällig vorkommt. Das 
beziehtsich aufeine Identität von zınit y. Um- 
gekehrt läßtsich aber auch behaupten, daß der 
Vektor z in jeder gegebenen Verteilung impli- 
zit stets vorhanden sein muß. Es ist immer 
möglich, ihn zu berechnen und die Dimension 
von z dann so zu wählen, daß die Elemente 
des Ergebnisvektors von y — z positiv sind, 
wobei mindestens eines davon aber aufjeden 
Fall gleich Null ist. Dann umfaßt genau dieses 
z den produktiven Teil jener Ökonomie, der 
Rest y - z den unproduktiven Part. 

Die Behauptung, daß in einer durch lineare 
Produktionstheorie beschriebenen wirt- 
schaftlichen Struktur produktive Arbeit durch 
das größte darin hineinzulegende Standard- 
system bestimmt wird, hält sich strikt an die 
Definitionen der beiden Tätigkeiten. Den 
Aussagen: 

— Der Mehrwert aus produktiver Arbeit ist 
vollständig akkumulierbar; 

— unproduktive Arbeit kann nur aus dem 
nicht-akkumulierten Mehrwert von produkti- 
ver Arbeit sich finanzieren 

wurde nichts hinzugefügt, nichts davon weg- 
gelassen. 

Daß die Aufteilung in diese beiden Bereiche 
für eine Wert-Preis-Diskussion zentral sein 
kann, wird schon an einer kleinen Überlegung 
deutlich. Mit einem einfachen Drei-Sekto- 
ren-Beispiel hat Anwar Shaikh einmal den 
Unterschied zwischen Mehrwert und Ge- 
winn, der davon bloß partizipiert, verdeut- 
licht.® Produziert werden dabei unter der Be- 
dingung einfacher Reproduktion Konsum- 
mittel für die Arbeiter, Produktionsmittelund 
Konsumgüter für die Kapitalisten, der Unter- 
scheidung halber Luxusgüter genannt. Unter- 
stellt nun, die Hersteller der Produktionsmit- 
tel könnten ihre Preise anheben. Ihr Ertrag 
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vergrößert sich also um eine feste Summe. 
Gleichzeitig jedoch steigen die Kosten aller 
Kapitalisten beim Kauf dieser Güter um 
genau den gleichen Betrag, so daß am Ende 
zwar eine Verschiebung innerhalb des Ge- 
samtgewinns stattgefunden hat, aber keine 
Veränderung in der Größe. Das gleiche läßt 
sich mit den Lebensmitteln für die Arbeiter 
wiederholen — wobei konstante Reallöhnena- 
türlich Voraussetzung sind. Auch hier bliebe 
die Profitsumme aller unverändert, würde nur 
mehr davon in jenen lebensmittelproduzie- 
renden Sektor fließen. Bei den Luxusgütern 
istalles anders. Hier kann durch eine einfache 
Preiserhöhung scheinbar der Gewinn nicht 
nur dieser Gruppe, sondern aller zusammen 
beliebig erhöht werden. Damit wird deutlich, 
daß es dabei nur um Verteilungen innerhalb 
der konsumierenden Klasse geht und nicht 
um die technischen und distributiven Bedin- 
gungen der Produktion selbst. Entsprechend 
darf der unproduktive Sektor weder den Zäh- 
ler noch den Nenner der Marxschen aligemei- 
nen Profitrate mitbestimmen. 

Die Beschränkung einer Wert-Diskussion auf 
den durch z definierten Teil der Ökonomie 
führt aber zu dem Ergebnis, daß hier das üb- 
liche Transformationsproblem nicht mehr 
existiert. In Werten lautet die Gleichung 1. 
jetzt: 


6. vAz + vbaz (l+m’) = vz 


Wird sie stattdessen von 5. abgeleitet, ergibt 
sich 
7. (wAz 


vbaz) (1+p’) = vz 


Bei Preisen gilt natürlich nur ein Ausdruck: 
8. (pAz + pbaz) (1+p’) =pz 


Wird jetzt die erste der Marxschen Feststel- 
lungen zur Basis genommen und die Summe 
der Werte gleich der Summe der Preise ge- 
setzt, so ist das hier vz = pz. 

Das aber ergibt bei den obenstehenden Glei- 
chungen das Ergebnis 


9. vbaz m’ = (pAz + pbaz) p’ 


oder: Die Summe des Mehrwerts ist gleich 
der Summe des Profits. Im produktiven Be- 
reich sind beide Marxschen Propositionen 
immer korrekt erfüllt. 

Wie vorne durch das Shaiksche Beispiel deut- 
lich wurde, macht auch nur dafür eine Profit- 
ratenberechnung Sinn. Dann aber erhält die- 
ser Ausdruck genau die Gestalt, die im >»Ka- 
pital< auch zu finden ist. Werden 7. und 6. 
gleichgesetzt und umgestellt, schält sich eine 
vertraute Figur heraus: 


3 


10. p’= = 
vAz 


vbaz 


Auch bei der aufgegliederten Gesamtheit al- 
ler produktiven Sektoren ergibt sich die Pro- 
fitrate aus der Division der Mehrwertrate 
durch die Wertzusammensetzung des vorge- 
schossenen Kapitals plus eins. 

Diese Rentabilität ist eindeutig bestimmt 
durch die Kombination von Produktionstech- 
niken und der Verteilung der Wertschöpfung 
zwischen Kapital und Arbeit. Als Gesamtgrö- 
Be ıst sie darum völlig unabhängig von jegli- 
cher Preisgestaltung der einzelnen Produkte. 
Anders im unproduktiven Bereich. Die dort 
aufzufindende Profitrate ergibt sich erst mit 
den Preisen und kann, sind es etwa besondere 
Güter, die nur hier hergestellt werden, sogar 
zwischen Null und fast unendlich jeden Wert 
annehmen. Nur die Vermutung, daß die Kon- 
kurrenz der Kapitalien für eine Art Ausgleich 
sorgen wird, bindet sie potentiell an die Höhe 
derReniabilitätin den produktiven Branchen. 
Trotzdem wird man sich der hier als unpro- 
duktiv definierten Tätigkeiten nicht so leicht 
theoretisch entledigen können. Zwar mag der 
Gewinnanteil in ihren Produkten unbestimmt 
sein, aber ist es deshalb richtig, ihnen gar 
keine Wertschöpfung zuzuschreiben? Eine 
direkte Antwort darauf ist bei Marx nicht zu 
finden. Man könnte aber sagen, daß hier Be- 
schäftigte in Analogie ausgebeutet werden. 
Ihr Lohn ist an einem Arbeitsmarkt orientiert, 
der sich im produktiven Bereich konstituierte 
und dort mit einer bestimmten Mehrwertrate 
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verknüpft ist. Eigentlich kann sich diese 
Gesellschaft also technisch leisten, um den 
Faktor dieser Mehrwertrate erhöhte Löhne zu 
zahlen. Werden unproduktive Arbeiten aber 
nur mit dem marktüblichen Satz entlohnt, 
bedeutet dies eine Ersparnis in den Konsum- 
ausgaben der Kapitalisten: eine Luxuskonsu- 
mentenrente. 

Dies gilt auch und erst recht, wenn solche 
Tätigkeiten noch technisch aufeinander be- 
zogen sind. Ein Beispiel dazu: Der Besitzer 
einer großen Chemiefabrik bestehe aus Ein- 
sehen darauf, nur biodynamisch angebautes 
Gemüse zu essen. Er beschäftigt dafür Gärt- 
ner, die ihm dieses anbauen und Küchenper- 
sonal, das es ihm zubereitet. In beider Grup- 
pen Löhne sei ein Anteil »freie Verpflegung« 
enthalten. Damit arbeitet der Gärtner wie der 
Koch auch in direkter Reproduktion für den 
eigenen Lohn, wie für den des anderen. Der 
vom Beschäftiger nicht auszulegendeTeildes 
Salairs für Viktualien ist diesem aber kein 
Überschuß, sondern nur Ersparnis — sein Pro- 
fit rührt alleine von der Chemie her. Die Ein- 
sparung verhilft ihm etwa dazu, mehr Perso- 
nal einstellen zu können, als sein Fond eigent- 
lich zuläßt, aber sie produziert nicht die not- 
wendige Gesamtheit an Löhnen. Die unpro- 
duktiven Sektoren sind auch zusammenge- 
nommen zur Reproduktion unfähig. Arbeiten 
Gärtner wie Koch nun extern, so zahlt der 
giftgeängstigte Kapitalist beim Bio-Bauer 
wie im Reform-Restaurant für die Waren 
Preise, die einen Profit enthalten. Die Liefe- 
ranten haben sich dann ihren Gewinn-Anteil 
an der Revenue aus dem produktiven Sektor 
gesichert, eine Größe, die ganz unabhängig 
von allen »Ersparnis<-Berechnungen sich er- 
gibt. 

Mit der Festlegung, daß der Mehrwert poten- 
tiell akkumulationsfähig sein muß und die 
darauffolgende Bestimmung des produktiven 
Segments in einer Produktions-Matrix als 
Feld der Diskussion, wird der erste Kritik- 
punkt von Michael Heinrich zurückgewie- 
sen. Marx kann deshalb in Werten argumen- 
tieren, weil die Aggregatgrößen darin — Wert- 


summe, Mehrwertsumme, Durchschnitt der 
Wertprofitraten — exakt jeweils den korre- 
spondierenden Preisgrößen entsprechen. 
Nicht so zu widerlegen ist allerdings der an- 
dere Einwand, daß eine gesonderte Werttheo- 
rie in jedem Fall überflüssig ist, da doch alles 
aus den technischen Größen abgeleitet wer- 
den könne. 

Werttheorie auch hier zu verteidigen, be- 
deutet also nun die Notwendigkeit, daraus In- 
formationen zu entnehmen, die bei einem 
Tausch zu Preisen verborgen sind. In der sehr 
abstrakten und dürren Welt linearer Produk- 
tionstheorie existiert nur eine solche Größe: 
die Höhe der Mehrwertrate. Aber gerade, daß 
sie an einen Tausch zu Werten geknüpft ist 
und sonst nirgendwo sichtbar scheint, hat zu 
der Frage geführt, ob die Mehrwertrate nicht 
eine Art ökonomisches Phlogiston darstelle. 
Bertram Schefold schrieb zu entsprechenden 
Versuchen der Rechtfertigung: »Ihre Argu- 
mentation hat manchmal einen eigentümlich 
zirkulären Charakter. Wenn man fragt, wes- 
halb die Werttheorie nochmitgeschleppt wer- 
den müßte, wird geantwortet, sie sei notwen- 
dig, um die Ausbeutung nachzuweisen; fragt 
man, wie Ausbeutung nachgewiesen werde, 
wird wieder auf die Werttheorie zurückge- 
griffen.«? 

Die Mehrwertrate hat bei Marx eine sehr 
präzise Bedeutung. Sie beschreibt als Mehr- 
arbeit die Höhe des vorenthaltenen Lohnes, 
also auch die Grenze der Möglichkeit einer 
Gesellschaft mit gegebenen Produktions- 
techniken, diesen Lohn zu steigern. Oder, in 
einer Kehrwertformulierung, bei gegebenem 
Konsum die Arbeitszeit zu senken. Im Prinzip 
sind das Relationen jenseits von Preisen und 
Werten. Sucht man nun nach einem Output- 
Vektor x, der allen Überschuß in der Form der 
Konsumgüter der Arbeiter wiedergibt, so 
wird sich folgende Gleichung ergeben: 


11. Ax + bax (I+m’) =x 
In dieser zuerst von Garegnani!® vorgestell- 


ten Version findet sich wieder die Mehrwert- 
rate — diesmal aber gemessen als physisches 


164 


Gerd Grözinger 


Verhältnis. Und dadurch immer gültig, ob in 
Werten oder beliebigen Preisen ausgedrückt. 
Damit schließt sich der Kreis. Jede Produk- 
tion mit Überschuß enthält zwei zentrale 
Strukturgrößen. Die Profitrate beschreibt die 
technisch mögliche Wachstumsrate, die 
Mehrwertrate den korrespondierenden mög- 
lichen Lohnerhöhungssatz. Beiden sind je- 
weils noch ideale Tauschrelationen zugeord- 
net: Produktionspreise und Arbeitswerte. Sie 
beinhalten damit den Beweis, daß diese ge- 
samtwirtschaftlichen Raten auch durch indi- 
viduelles Agieren sich dezentral durchsetzen 
können, keiner organisierenden höheren In- 
stanz jeweils bedürfen. Und schließlich exi- 
stiert im produktiven Bereich noch ein fester 
Zusammenhang, der Technik und Distribu- 
tion verknüpft: Eine Formel, wo Profitrate, 
Mehrwertrate und Wertzusammensetzung 
des Kapitals sich verbinden. 

Diesen sehr klaren, eindeutig bestimmbaren 
und auch empirisch nützlichen Beziehungen 
steht eine andere Marx-Interpretation gegen- 
über, wo sich vor lauter Nicht-Quantität jede 
Aussage in ungenaue Relativität auflöst. Mi- 
chael Heinricht etwa endet mit: ”Die qualita- 
tiv aufgefaßte monetäre Werttheorie hat zwar 
keine Schwierigkeiten mit dem klassischen 
Transformationsproblem, allerdings hat sie 
mit Problemen auf dem von ihr beanspruch- 
ten Feld zu kämpfen: der Geld- und Kredit- 
theorie. Marx entwickelte im ersten Band des 
»Kapital< zwar den monetären Charakter des 
Werts, die Ansätze einer Geldtheorie erschei- 
nenallerdings durch ihre enge Bindung an die 
Existenz einer Geldware problematisch und 
die Kredittheorie im dritten Bank blieb von 
vornherein ein Fragment. Auf wichtige öko- 
nomische Fragen ist die »monetäre Werttheo- 
rie< die Antwort noch schuldig geblieben.«!! 
Wenn dies alles an Ergebnis ist — dann läßt 
sich doch wirklich darauf verzichten, aus 
Marx unbedingt einen Einstein der Politi- 
schen Ökonomie machen zu wollen. Wo er 
doch bloß unser Newton ist. 


Anmerkungen 


1 Michael Heinrich 1988, S. 31 ff. 

2 Wer damit völlig unvertraut ist, hat in der jetzt 
auch auf deutsch erschienenen Fassung von 
Pasinettis »Lectures< einen mathematischen 
Anhang, der einen schnellen und problemlo- 
sen Einstieg garantiert. Gleichfalls ist es die 
beste Quelle für die Herleitung der hier disku- 
tierten Relationen. 

3 Michael Heinrich 1988, S. 23. 

4 Mario Cogoy 1973, S. 155. 

5 Rudi Schmiede 1973, S. 49. 

6 Rudi Schmiede 1973, S.48 £. 

7 So z.B. auch bei Michael Heinrich 1988, S. 19. 

8 Anwar Shaikh 1982, S. 73. 

9 Bertram Schefold, »Nachworte< in: Srafffa 
1976, S. 188. 

10 Piero Garegnani 1984, S. 313. 
11 Michael Heinrich 1988, S. 33. 
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Michael Heinrich 
Wider die Glasperlenspiele 
Eine Antwort an G. Grözinger 


Gerd Grözinger verteidigt die mittels linearer 
Produktionstheorie formalisierte Marxsche 
Werttheorie. Daß die Identität der Preissum- 
me mit der Wertsumme und der Mehrwert- 
summe mit der Profitsumme nicht, wie Marx 
meinte, gleichzeitig gelten, akzeptiert auch 
Grözinger. Erfavorisiert daher das Sraffasche 
Standardsystem, einen bestimmten Aus- 
schnitt des allgemeinen Reproduktionssy- 
stems, für das diese beiden Identitäten erfüllt 
sind (was im übrigen aber auch nur funktio- 
niert, wennsich die stoffliche Reproduktions- 
struktur nicht ändert, d.h. wenn keine Produk- 
tivkraftentwicklung stattfindet). Um diesem 
System den Charakter eines irrelevanten Son- 
derfalls zu nehmen, greift er auf Argumen- 
te aus der Anfang der 70er Jahre geführten 
Staatsableitungsdebatte zurück und definiert 
»produktive Arbeit« als diejenige Arbeit, 
deren Produkte für die Akkumulation ver- 
wendet werden. Und nur diese Produkte, die 
dann auch in das Sraffasche Standardsystem 
eingehen, sollen Mehrwert enthalten. Es ist 
jetzt also nichtmehr, wie bei Marx, die gesell- 
schaftliche Formbestimmung der Produktion 
(kapitalistische Warenproduktion) von der 
abhängt, ob Mehrwert produziert wird, son- 
dern die Verwendung des Produkts. Diese 
Umdefinition des Mehrwertbegriffs halte ich 
für wenig überzeugend (die damit verbunde- 
nen Probleme, z.B. ob der Teil der kapitalisti- 
schen Produktion, der keinen Mehrwert pro- 
duziert, wenigstens Wert produziert etc. läßt 
auch Grözinger im Dunkeln). 

Aber auch in dem von Grözinger vorgeschla- 
genen System lassen sich Produktionspreise 
und Durchschnittsprofitrate ohne Kenntnis 
des Wertsystems berechnen, so daß sich auch 
hier die Frage stellt, ob die Werttheorie nicht 
redundant ist. Dieses Problem sieht auch Grö- 
zinger, und er versucht den zusätzlichen In- 


formationsgehalt der Werttheorie zu ermit- 
teln. Gefunden hat er lediglich die Mehrwer- 
trate, die »die Höhe des vorenthaltenen Lohn- 
es« beschreiben soll!, und die Möglichkeit, 
die Mehrwertrate auch als für Werte und Prei- 
se gleichermaßen gültiges »physisches Ver- 
hältnis« anzugeben. Daß dies, wie von Grö- 
zinger behauptet »auch empirisch nützliche 
Beziehungen« seien, kann ich allerdings 
nicht nachvollziehen. 

Auf den fundamentaleren Vorwurf, daß die 
innerhalb der linearen Modelle formalisierte 
Werttheorie die eigentliche Marxsche Frage- 
stellung verfehlen würde und sich nur auf 
den »ricardianischen Rest« bei Marx berufen 
kann, geht Grözinger nicht ein. Er versichert 
lediglich, daß ihm die an »Ricardo angelehn- 
te« Wertdefinition »besonders Marx-kongru- 
ent« erscheint. 

Und so unterstellt auch er ein fertiges stoffli- 
ches Reproduktionssystem, für das er dann 
»Bewertungsrelationen« (Vektor der Werte 
bzw. Preise) angibt, deren Kompatibilität er 
untersucht. Daß es Marx gerade um den spe- 
zifischen Vergesellschaftungsprozeß geht, 
der ein solches Reproduktionssystem über- 
haupt erst hervorbringt und daß er dabei dem 
Geld eine zentrale Rolle zuweist, wird von 
Grözinger ausgeblendet. Wie bei den anderen 
in meinem Aufsatz diskutierten linearen Mo- 
dellen wird die kapitalistische Ökonomie aus 
drei Grundbausteinen (der Technologiema- 
trix sowie zwei Vektoren für Arbeitsinputs 
und Lohngüter) zusammengesetzt, die dann 
noch den speziellen Anstrich des jeweiligen 
Autors erhalten, um den bekannten Proble- 
men zu entgehen. Dieses sterile Glasperlen- 
spiel, das mit denselben Zutaten für jede Öko- 
nomie gespielt werden kann (man kann auf 
genau dieselbe Weise die »Mehrwertrate« 
und den »Lohnerhöhungsspielraum« eines 
mittelalterlichen Fronbauern ausrechnen), 
verfehlt die Spezifik der kapitalistischen Pro- 
duktionsweise und hat daher auch keine Aus- 
sagen zu empirisch relevanten Fragen liefern 
können sondern war immer nur um den Be- 
weis seiner eigenen Konsistenz bemüht. 
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Diese Variante der Werttheorie halte ich 
daher für ein typisches Beispiel dessen, was 
Imre Lakatos als »degenerierendes For- 
schungsprogramm« bezeichnete. 

Demgegenüber scheint mir die »monetäre 
Werttheorie« nicht nur die originäre Marx- 
sche Frage nach dem spezifischen Modus der 
Vergesellschaftung (die ihn von allen frühe- 
ren Ökonomen unterscheidet) aufzunehmen. 
Indem gerade das Geld als entscheidendes 
Strukturmerkmal erkannt wird, eröffnet sich 
die Perspektive, die Trennung von Soziologie 
und Ökonomie an einer entscheidenden Stel- 
le zu überwinden. Daß dabei noch viel zu tun 
bleibt, soll nicht verheimlicht werden. Mein 
von Grözinger kritisierter Schlußsatz sollte 
auch nicht ein Ergebnis festschreiben, son- 
dern aufzeigen, in welche Richtung künftige 
Arbeiten gehen sollten. Gelingt es nämlich, 
die Marxsche Geld- und Kredittheorie wei- 
terzuentwickeln, so eröffnet sich die Mög- 
lichkeit im Rahmeneiner einheitlichen Theo- 
rie, ausgehend von den allgemeinsten Struk- 


turen der Vergesellschaftung in kapitalisti- 
schen Gesellschaften bis zur Untersuchung 
aktuellster Fragen der Ökonomie zu gelan- 
gen: der Entkopplung von realer und monetä- 
rer Akkumulation, der Herstellung eines mo- 
netären Weltmarkts, der Hierarchie der Märk- 
te und der Bedeutung monetärer Faktoren für 
Krise und Konjunktur. 


Anmerkung 


1 Wenn sich Grözinger an dieser Stelle auf Marx 
beruft, so hat er ihn gründlich mißverstanden. 
Die Auffassung, daß dem Arbeiter ein Teil des 
»Lohns«, obwohl man ihm den Wert seiner Ar- 
beitskraft zahlt, »vorenthalten« wird, eine 
Auffassung, die in der Forderung nach dem 
»vollen Arbeitsertrag« gipfelte, hat Marx stets 
bekämpft: im. Rahmen des Warentausches 
erhält der Arbeiter, was ihm zusteht. Nicht um 
angeblich vorenthaltenen Lohn sondern um 
die Abschaffung der »Lohnsklaverei« sollte es 
gehen. 


